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Mitteilung Berlin, den 17. Juni 2015 

 Die 47. Sitzung des Ausschusses für Arbeit und So-
ziales 
findet statt am  
Montag, dem 29. Juni 2015, 14:00 bis ca. 15.05 Uhr 
10557 Berlin 
Paul-Löbe-Haus, Sitzungssaal: 4.900 

Sekretariat 
Telefon: +49 30 - 227 3 24 87 
Fax: +49 30 - 227 3 60 30 

Sitzungssaal 
Telefon: +49 30 - 227 3 33 08 
Fax: +49 30 - 227 3 63 32 

 

Achtung! 
Abweichender Sitzungsort! 

  

 

Tagesordnung - Öffentliche Anhörung 

 

a) 

Einziger Punkt der Tagesordnung 

Öffentliche Anhörung von Sachverständigen 

Antrag der Abgeordneten Katja Kipping, Sabine 
Zimmermann (Zwickau), Klaus Ernst, weiterer Ab-
geordneter und der Fraktion DIE LINKE. 

Gute Arbeit und eine sanktionsfreie Mindestsiche-
rung statt Hartz IV 

BT-Drucksache 18/3549 

verbundene Dokumente: 
BT-Drucksache: 18/1115 Antrag 
BT-Drucksache: 18/1963 Antrag 

 
 

  

Federführend: 
Ausschuss für Arbeit und Soziales 

Mitberatend: 
Finanzausschuss 
Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
Ausschuss für Gesundheit 

 
 

b) Antrag der Abgeordneten Katja Kipping, Sabine 
Zimmermann (Zwickau), Matthias W. Birkwald, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion DIE LINKE. 

Sanktionen bei Hartz IV und Leistungseinschrän-
kungen bei der Sozialhilfe abschaffen 

BT-Drucksache 18/1115 

verbundene Dokumente: 
BT-Drucksache: 18/1963 Antrag 
BT-Drucksache: 18/3549 Antrag 

 
 

Federführend: 
Ausschuss für Arbeit und Soziales 

Mitberatend: 
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz 
Ausschuss für Menschenrechte und humanitäre 
Hilfe 

 
 

http://dserver.bundestag.btg/btd/18/035/1803549.pdf
http://dserver.bundestag.btg/btd/18/011/1801115.pdf
http://dserver.bundestag.btg/btd/18/019/1801963.pdf
http://dserver.bundestag.btg/btd/18/011/1801115.pdf
http://dserver.bundestag.btg/btd/18/019/1801963.pdf
http://dserver.bundestag.btg/btd/18/035/1803549.pdf
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c) Antrag der Abgeordneten Dr. Wolfgang Streng-
mann-Kuhn, Beate Müller-Gemmeke, Markus 
Kurth, weiterer Abgeordneter und der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Existenzminimum und Teilhabe sicherstellen - 
Sanktionsmoratorium jetzt 

BT-Drucksache 18/1963 

verbundene Dokumente: 
BT-Drucksache: 18/1115 Antrag 
BT-Drucksache: 18/3549 Antrag 

 
 

Federführend: 
Ausschuss für Arbeit und Soziales 

Mitberatend: 
Ausschuss für Menschenrechte und humanitäre 
Hilfe 

 
 

  
Kerstin Griese, MdB 
Vorsitzende 

Liste der Sachverständigen: 
 
Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände 
Vereinigung der Bayerischen Wirtschaft e. V.  
Zentralverband des Deutschen Handwerks 
Bundesagentur für Arbeit 
Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung  
Deutscher Landkreistag 
Deutscher Städtetag 
Deutscher Gewerkschaftsbund 
Deutscher Caritasverband e.V. 
Diakonie Deutschland Evangelischer Bundesverband  
Deutscher Verein für öffentliche und private Fürsorge e. V.  

Einzelsachverständiger Dr. Helmut Apel 

 

 

  

http://dserver.bundestag.btg/btd/18/019/1801963.pdf
http://dserver.bundestag.btg/btd/18/011/1801115.pdf
http://dserver.bundestag.btg/btd/18/035/1803549.pdf
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DEUTSCHER BUNDESTAG Ausschussdrucksache 18(11)393 
Ausschuss für 
Arbeit und Soziales 23. Juni 2015 
18. Wahlperiode 

Schriftliche Stellungnahme 

zur öffentlichen Anhörung von Sachverständigen in Berlin am 29. Juni 2015 zu den 
Vorlagen 

a. Antrag der Abgeordneten Katja Kipping, Sabine Zimmermann (Zwickau), Klaus 
Ernst, weiterer Abgeordneter und der Fraktion DIE LINKE 
Gute Arbeit und eine sanktionsfreie Mindestsicherung statt Hartz IV – Drucksache 
18/3549 

b. Antrag der Abgeordneten Katja Kipping, Sabine Zimmermann (Zwickau), Matthias 
W. Birkwald, weiterer Abgeordneter und der Fraktion DIE LINKE. 
Sanktionen bei Hartz IV und Leistungseinschränkungen bei der Sozialhilfe abschaf-
fen - Drucksache 18/1115 

c. Antrag der Abgeordneten Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn, Beate Müller-Gemmeke, 
Markus Kurth, weiterer Abgeordneter und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Existenzminimum und Teilhabe sicherstellen - Sanktionsmoratorium jetzt 
- Drucksache 18/1963 

Deutscher Verein für öffentliche und private Fürsorge e.V. 

Der Deutsche Verein erkennt die Erforderlichkeit von 
Sanktionen im SGB II als leistungsrechtliche Reak-
tion auf Pflichtverletzungen an. Durch Sanktionen 
wird die aktive Mitwirkung der Leistungsberechtig-
ten am Eingliederungsprozess eingefordert. Sanktio-
nen sind Ausdruck des Grundsatzes des Forderns, 
den der Gesetzgeber neben dem Grundsatz des För-
derns in der Grundsicherung für Arbeitsuchende ver-
ankert hat. Gleichwohl ist zu beachten, dass die Sank-
tionen des SGB II existenzsichernde Leistungen be-
treffen. Sie müssen entsprechend verantwortungsbe-
wusst gehandhabt werden. Insbesondere muss eine 
Leistungsminderung als Rechtsfolge von Pflichtver-
letzungen verhältnismäßig sein und das physische 
Existenzminimum unangetastet lassen. Die Stellung-
nahme beruht auf den Aussagen der Empfehlungen 
des Deutschen Vereins zur Reform der Sanktionen 
(https://www.deutscher-verein.de/de/empfehlun-
gen-stellungnahmen-2013-empfehlungen-des-deut-
schen-vereins-zur-reform-der-sanktionen-im-sgb-ii-1-
1179,254,1000.html) soweit sie für die vorliegenden 
Anträge (BT-Drs. 18/3549, 18/1115, 18/1963) relevant 
sind.  

Individualisierte Pflichten in der Eingliederungsver-
einbarung  

Wird eine in der Eingliederungsvereinbarung festge-
legte Pflicht ohne wichtigen Grund verletzt, ist gesetz-
lich zwingend eine Leistungsminderung vorgesehen. 
Damit eine Minderung des Arbeitslosengeldes II in 
Höhe von 30 % des jeweiligen Regelbedarfs als 
Rechtsfolge einer Pflichtverletzung verhältnismäßig 
ist, müssen die vereinbarten Pflichten selbst verhält-
nismäßig und individuell erfüllbar sein. Im Kontext 
des Grundsatzes von Fördern und Fordern müssen 
sanktionsbewehrte Pflichten außerdem der Er-
werbsintegration dienen. In § 15 Abs. 1 S. 1 SGB II 
sollte daher geregelt werden, dass mit jeder erwerbs-
fähigen Person, die für die Eingliederung erforderli-
chen und gem. § 3 Abs. 1 SGB II geeigneten Leistun-
gen vereinbart werden. Welche Pflichten als Eigenbe-
mühungen der Leistungsberechtigten zweckmäßig 
sind, hängt von den Umständen des Einzelfalles ab. 
Es obliegt dem persönlichen Ansprechpartner, die 
Umstände des Einzelfalles zu bewerten und im Sinne 
des § 14 S. 3 SGB II dafür Sorge zu tragen, dass die für 
die Eingliederung in Arbeit erforderlichen Leistungen 
erbracht werden können. 

https://www.deutscher-verein.de/de/empfehlungen-stellungnahmen-2013-empfehlungen-des-deutschen-vereins-zur-reform-der-sanktionen-im-sgb-ii-1-1179,254,1000.html
https://www.deutscher-verein.de/de/empfehlungen-stellungnahmen-2013-empfehlungen-des-deutschen-vereins-zur-reform-der-sanktionen-im-sgb-ii-1-1179,254,1000.html
https://www.deutscher-verein.de/de/empfehlungen-stellungnahmen-2013-empfehlungen-des-deutschen-vereins-zur-reform-der-sanktionen-im-sgb-ii-1-1179,254,1000.html
https://www.deutscher-verein.de/de/empfehlungen-stellungnahmen-2013-empfehlungen-des-deutschen-vereins-zur-reform-der-sanktionen-im-sgb-ii-1-1179,254,1000.html
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Einheitliche Rechtsfolgen ohne altersabhängige Dif-
ferenzierung 

Der vollständige Wegfall des Arbeitslosengeldes II für 
unter 25 Jährige nach der ersten wiederholten Pflicht-
verletzung in § 31a Abs. 2 S. 2 SGB II soll junge Leis-
tungsberechtigte besonders aktivieren. Für Jugendli-
che und junge Erwachsene ist die bestmögliche Un-
terstützung durch die Leistungsträger sicherzustellen. 
Eine besondere Förderung bedarf jedoch bereits denk-
logisch keiner besonders schwerwiegenden Sanktion. 
Der Wegfall des Arbeitslosengeldes II führt in der Pra-
xis dazu, dass junge Leistungsberechtigte den Kontakt 
zum Jobcenter und zu unterstützenden Netzwerken 
öffentlicher und freier Träger abbrechen. Nach einem 
Kontaktabbruch ist die Förderung der beruflichen 
Eingliederung, die der Gesetzgeber für junge Leis-
tungsberechtigte als besonders wichtig erachtet hat 
(BT-Drs. 15/1516 S. 51), nicht mehr möglich. Die 
Gruppe der unter 25 Jährigen ist im Übrigen in kei-
nem anderen Sozialgesetzbuch mit Sonderrechten o-
der Sonderpflichten ausgestattet. Die Regelung beson-
derer Rechtsfolgen für unter 25 Jährige in § 31a Abs. 
2 SGB II sollte gestrichen werden. 

Sanktion auf den Regelbedarf beschränken 

Leistungen für Unterkunft und Heizung sollten auch 
bei wiederholten Pflichtverletzungen erbracht wer-
den. Der vollständige Wegfall des Arbeitslosengeldes 
II nach der zweiten bzw. der ersten wiederholten 
Pflichtverletzung (§§ 31a Abs. 1 S. 3 und Abs. 2 S. 2 
SGB II) ist in Anbetracht der existenzsichernden 
Funktion des SGB II bedenklich: Das besonders ge-
schützte physische Existenzminimum erfasst auch 
das Wohnen. Mietrückstände berechtigen den Ver-
mieter zur außerordentlichen und zur ordentlichen 
Kündigung. Die außerordentliche Kündigung kann 
durch eine Begleichung des Mietrückstandes durch 
das Jobcenter abgewendet werden, bei der ordentli-
chen Kündigung ist dies nicht ohne weiteres möglich. 
Verwaltungspraktisch hat die Abwendung von Woh-
nungslosigkeit Kosten und Verwaltungsaufwand zur 
Folge. Im SGB II ist anerkannt, dass Schulden ein 
Hindernis für die Erwerbsintegration sein können 
(vgl. § 16a Nr. 2 SGB II). Das Risiko einer Anhäufung 
von Schulden durch das SGB II sollte folgerichtig aus-
geschlossen werden.  

Einzelfallprüfung nach wiederholten Pflichtverlet-
zungen 

Die in § 31a Abs. 1 u. 2 SGB II vorgesehene automati-
sche Erhöhung des Minderungsbetrages bei wieder-
holten Pflichtverletzungen bedingt ein erhöhtes Wi-
derspruchs- und Prozessrisiko. Entscheidungen zu 
Sanktionen wegen wiederholter Pflichtverletzungen 
sind fehleranfällig, weil ihre Rechtmäßigkeit davon 
abhängt, dass dem Leistungsberechtigten vor der wie-
derholten Pflichtverletzung ein Sanktionsbescheid 
mit einer korrekten Rechtsfolgenbelehrung bezüglich 
weiterer Pflichtverletzungen zugegangen ist. Nach 
wiederholten Pflichtverletzungen sollte eine Anhe-
bung des Minderungsbetrages über 30 % des jeweils 
maßgeblichen Regelbedarfs einer Einzelfallprüfung 
unterliegen. 

Verkürzung des Minderungszeitraumes auf sechs 
Wochen ermöglichen 

Sanktionen sind verknüpft mit den Mitwirkungs- und 
Erwerbsobliegenheiten der Leistungsberechtigten 
und sollen bei Pflichtverletzungen verhaltenssteu-
ernd wirken. Wird das sanktionsbewehrte Verhalten 
aufgegeben, sollte die Verkürzung des Minderungs-
zeitraumes auf eine Dauer von sechs Wochen möglich 
sein. Für Leistungsberechtigte, die das 25. Lebensjahr 
noch nicht vollendet haben, ist die Möglichkeit der 
Verkürzung des Minderungsraums auf sechs Wochen 
gesetzlich eingeräumt (§31b Abs. 1 S. 4). Diese Rege-
lung hat sich praktisch bewährt.  

Existenzsichernder Funktion des SGB II Rechnung 
tragen 

Auch nach Pflichtverletzungen muss das physische 
Existenzminimum der Leistungsberechtigten gesi-
chert sein. Wird während einer Aufrechnung gegen 
den Regelbedarf nach §§ 42a, 43 SGB II gleichzeitig 
das Arbeitslosengeld II infolge einer Pflichtverletzung 
gemindert, kann dies dazu führen, dass das physische 
Existenzminimums nicht gedeckt ist. Aufrechnungen 
sollten daher für die Dauer des Minderungszeitrau-
mes grundsätzlich ausgesetzt werden. Zudem sollten 
ergänzende Sachleistungen bei einer Minderung des 
Arbeitslosengeldes II um mehr als 30 % des jeweils 
maßgeblichen Regelbedarfs von Amts wegen, d.h. 
ohne Antrag der Leistungsberechtigten, angeboten 
werden. 
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DEUTSCHER BUNDESTAG Ausschussdrucksache 18(11)394 
Ausschuss für 
Arbeit und Soziales 23. Juni 2015 
18. Wahlperiode 

Schriftliche Stellungnahme 

zur öffentlichen Anhörung von Sachverständigen in Berlin am 29. Juni 2015 zu den 
Vorlagen 

a. Antrag der Abgeordneten Katja Kipping, Sabine Zimmermann (Zwickau), Klaus 
Ernst, weiterer Abgeordneter und der Fraktion DIE LINKE 
Gute Arbeit und eine sanktionsfreie Mindestsicherung statt Hartz IV – Drucksache 
18/3549 

b. Antrag der Abgeordneten Katja Kipping, Sabine Zimmermann (Zwickau), Matthias 
W. Birkwald, weiterer Abgeordneter und der Fraktion DIE LINKE. 
Sanktionen bei Hartz IV und Leistungseinschränkungen bei der Sozialhilfe abschaf-
fen - Drucksache 18/1115 

c. Antrag der Abgeordneten Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn, Beate Müller-Gemmeke, 
Markus Kurth, weiterer Abgeordneter und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Existenzminimum und Teilhabe sicherstellen - Sanktionsmoratorium jetzt 
- Drucksache 18/1963 

Bundesagentur für Arbeit 

Inhaltsverzeichnis 

 

1 Zusammenfassung 6 

2 Grundsatz Fördern und Fordern 7 

2.1 Verfassungsmäßigkeit – Ersatzweise 
 Gewährung von Sachleistungen 7 

2.2 Sanktionsmoratorium 7 

2.3 Weiterentwicklung des Sanktionsrechts 
 (Rechtsvereinfachung) 7 

2.4 Ombudsstellen 8 

2.5 Abschaffung der aufschiebenden Wirkung 8 

2.6 Keine Sanktion bei mangelnder Zumut- 
 barkeit der Entlohnung 
 - Berücksichtigung von psychischen 
 Problemen beim wichtigen Grund 8 

 

 

1 Zusammenfassung 

 Die Ansichten der Fraktion DIE LINKE sowie 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN zur 
Abschaffung und Anpassung des Sanktions-
rechts werden nicht geteilt.  

 Die BA hält ein Sanktionssystem in der 
Grundsicherung für erforderlich. Sanktionen 
sind entsprechend des gesetzgeberischen 
Auftrags Teil des Prinzips „Fördern und For-
dern“: Sanktionen werden nur reaktiv auf 
eine Pflichtverletzung bei dem Bemühen um 
die Eingliederung der leistungsberechtigten 
Personen eingesetzt. Sanktionen sind nach 
dem gesetzlichen Charakter keine Strafe, 
sondern eine Konsequenz auf unzulängliche 
Mitwirkung, über die zuvor belehrt wurde. 

 Ca. 97% der Leistungsberechtigten Personen 
sind nicht von Sanktionen betroffen. Die ge-
ringe Sanktionsquote der letzten Jahre von 
ca. 3% zeigt, dass sich die Mehrheit der Kun-
den in der Grundsicherung verantwortungs-
voll verhält und die Jobcenter ebenso verant-
wortungsbewusst mit dem Instrumentarium 
umgehen.  
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 Eine Minderung der Grundsicherungsleis-
tung entspricht verfassungsrechtlichen Vor-
gaben, da der Gesetzgeber die Art der Leis-
tungserbringung frei gestalten kann. Ferner 
kann der Lebensunterhalt (Ernährung, Kör-
per-, Gesundheitspflege) durch ergänzende 
Sachleistungen (Gutscheine) gesichert wer-
den. 

 Die Abschaffung der aufschiebenden Wir-
kung gegen Sanktionsentscheidungen bei 
Widersprüchen und Klagen entspräche einer 
sanktionsfreien Grundsicherung für Arbeit-
suchende, die aus Sicht der BA abzulehnen 
ist.  

 Mit der Einrichtung von Ombudsstellen 
würde man kostenintensive Parallelstruktu-
ren aufbauen und die Komplexität des Ver-
waltungsverfahrens weiter erhöhen. 

2 Grundsatz Fördern und Fordern 

Die BA hält in der Grundsicherung für Arbeitsu-
chende eine Sanktionsreglung grundsätzlich für er-
forderlich. Das SGB II ist grundsätzlich als Übergangs-
system mit der Perspektive angelegt, den Menschen 
über die Teilhabe an der Erwerbsgesellschaft ein 
selbstbestimmtes Leben zu ermöglichen. Sanktionen 
sind Teil des Grundsatzes „Fördern und Fordern“. Sie 
haben keinen Selbstzweck. Vielmehr steht die einver-
nehmliche Festlegung einer Eingliederungsstrategie 
im Zentrum der Aufgabe „Überwindung der Hilfebe-
dürftigkeit“. Eigenbemühungen und Förderungen 
werden gemeinsam erörtert und im Anschluss ver-
bindlich dokumentiert. Die Minderung des Leistungs-
anspruchs (Sanktion) ist lediglich die Rechtsfolge bei 
Verstößen gegen die gemeinsam erarbeitete Eingliede-
rungsstrategie. Nach Auffassung der BA stehen Sank-
tionen nicht der gleichen Augenhöhe bei der Festle-
gung der Eingliederungsstrategie entgegen. Würde to-
leriert werden, dass sich die leistungsberechtigte Per-
sonen nicht um die Beendigung ihrer Hilfebedürftig-
keit bemühen, wäre dies ein grundlegender Fehlan-
reiz.  

Die kontinuierlich geringe Sanktionsquote der letzten 
Jahre von ca. 3 % zeigt, dass die gesetzlichen Regula-
rien von der übergroßen Mehrheit der leistungsbe-
rechtigten Personen akzeptiert werden und dass die 
Jobcenter verantwortungsbewusst mit dem Instru-
mentarium umgehen. 

2.1 Verfassungsmäßigkeit – Ersatzweise Gewährung 
von Sachleistungen 

Hinsichtlich der Gewährung des Existenzminimums 
hat das Bundesverfassungs-gericht entschieden, das 
dieses mittels Geld-, Sach- oder Dienstleistungen ge-
sichert werden kann (BVerfG vom 09.09.2010 – 1 BvL 
1/09 -). Insofern steht es dem Gesetzgeber frei, bei 
„sanktionswürdigen“ Pflichtverletzungen von Geld- 
auf Sachleistungen zu wechseln (vgl. § 31a Abs. 3 
SGB II).  

 

Bei gänzlichem Wegfall des Leistungsanspruches 
können bei zugesicherter Verhaltensänderung Sankti-
onen abgemildert werden (vgl. § 31a Abs. 1, 2 SGB II). 
Wohnungslosigkeit als Folge einer Sanktion kann nur 

bei vollständig fehlender Einsicht des Kunden dro-
hen, stellt aber faktisch eher eine theoretische Mög-
lichkeit dar, die in der Praxis u. a. durch eine Darle-
hensgewährung vermieden wird. 

Auch das Bundessozialgericht erachtet Sanktionen 
für zulässig und sieht keine verfassungsrechtlichen 
Bedenken (unter Bezugnahme auf das BVerfG Urteil 
vom 09.02.2010; BSG vom 09.11.2010 – B 4 AS 27/10 
R und vom 15.12.2010 – B 14 AS 92/09 R). 

2.2 Sanktionsmoratorium 

Die Sanktionsregelungen sind zwingendes Bundes-
recht und verbindlich durch die BA umzusetzen 
(Grundsatz der Gesetzmäßigkeit der Verwaltung, vgl. 
Artikel 1 Absatz 1 in Verbindung mit Artikel 20 Ab-
satz 3 GG). Ferner besteht bei den Sanktionsvorschrif-
ten kein Ermessensspielraum. Liegt ein sanktionsre-
levanter Sachverhalt vor, ist eine Sanktion festzustel-
len. Daher können die JC die Sanktionsregularien 
nicht unbeachtet lassen. Auch für ein Sanktionsmo-
ratorium bedarf es nach Auffassung der BA einer Ge-
setzesänderung. 

2.3 Weiterentwicklung des Sanktionsrechts (Rechts-
vereinfachung)  

Die BA unterstützt den Gesetzgeber dabei, an Sankti-
onen zur Durchsetzung der Maxime des „Forderns“ 
festzuhalten, da Erkenntnisse aus Studien ausdrück-
lich für eine Beibehaltung der Sanktionen im Arbeits-
losigkeit-II-Bezug sprechen. Die wissenschaftlichen 
Befunde weisen darauf hin, dass die Anreizwirkung 
der Sanktionen dazu beiträgt, dass Bezieher von Ar-
beitslosengeld-II-Leistungen ihren im SGB II geregel-
ten gesetzlichen Pflichten nachkommen und mit den 
Integrationsfachkräften kooperieren. Allerdings zei-
gen die Erkenntnisse aus Befragungen der Kunden 
und Integrationsfachkräfte auch, dass wenn beson-
dere Einschränkungen der Lebensbedingungen durch 
Sanktionen eintreten, sich diese kontraproduktiv auf 
die Integrationschancen der Betroffenen auswirken. 
Dies gilt insbesondere dann, wenn Leistungsberech-
tigte in Situation wie Obdachlosigkeit geraten und 
den Kontakt zur Integrationsfachkraft abbrechen. Da-
her empfiehlt die BA gesetzliche Änderungen, die da-
rauf abzielen, dass die Sonderregelungen für unter 25-
Jährige entfallen (z.B. Wegfall des Arbeitslosengeld-
II-Bezug bei wiederholter Pflichtverletzung). Die BA 
befürwortet darüber hinaus, die Sanktionen zu be-
schränken um dadurch auch schwerwiegende Folgen 
wie den Verlust einer Wohnung zu vermeiden. Die 
BA empfiehlt außerdem, dass bei Zusammentreffen 
mehrerer Sanktionen eine unverhältnismäßige Min-
derung des Regelbedarfs durch die Gewährung von 
angemessenen Sachleistungen (z.B. Gutscheine, 
Geldleistungen) weiterhin verhindert wird. Die BA 
vertritt die Auffassung, dass bei einer Entscheidung 
über eine Sanktion – bereits nach derzeitiger Rechts-
lage - die Verhältnisse des Einzelfalls (angemessene 
und erforderliche Förderangebote, passgenaue Ver-
mittlungsvorschläge) zu berücksichtigen sind. Eine 
Sanktion ist in jedem Fall unzulässig, wenn die Auf-
nahme einer Beschäftigung verweigert wird, die un-
terhalb der ortsüblichen bzw. tariflichen Entlohnung 
liegt. 

Die BA unterstützt, dass die Berechnung der Minde-
rungsbeträge durch eine pauschale Minderung (z. B. 
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einheitliche 30 Prozent bei den Pflichten nach § 31 
SGB II) vereinheitlicht und vereinfacht werden soll. 
Die BA vertritt die Auffassung, dass eine dahinge-
hende Neuregelung zu einer stärkeren Transparenz 
über die Rechtsfolgen der einzelnen Pflichtverletzun-
gen führt. Jede Pflichtverletzung löst für sich betrach-
tet eine Minderung des Arbeitslosengeldes II aus. Die 
Minderungen beschränken sich auf die Regel- bzw. 
Mehrbedarfe (§§ 20, 21 SGB II). Auf die bisherige Sys-
tematik, nach der die Rechtsfolgen wiederholter 
Pflichtverletzungen innerhalb eines Jahreszeitraums 
aufeinander aufbauen, würde verzichtet werden.  

2.4 Ombudsstellen 

Die BA lehnt die Einrichtung von unabhängigen Om-
budsstellen ab. Die wesentlichen Gründe hierfür 
sind: 

 Beratung ist originäre Aufgabe der Mitarbeiter der 
JC (§ 14 SGB I). Soweit hier Defizite erkannt wer-
den, sind diese abzustellen.   

 Ombudsstellen sind kostenintensive Parallelorga-
nisationen. Die Komplexität des Rechts verlangt 
ein hohes Maß an Fachkompetenz, die hergestellt, 
erhalten und adäquat entlohnt werden muss. 
Hinzu kommen die Mehrkosten für den verwal-
tungsinternen Mehraufwand (Räumlichkeiten, 
Sachmittel, Aufbereiten der Fälle, Stellungnah-
men etc.)  

 Ombudsverfahren belasten und verzögern das 
Verwaltungsverfahren. Ein Ombudsverfahren 
kann eine ggf. notwendige gerichtliche Auseinan-
dersetzung nicht ersetzen, den Zeitpunkt bis zu ei-
ner abschließenden Entscheidung aber deutlich 
hinausschieben. Wegen der Beachtung von Fris-
ten für Widerspruch und Klage müssten Om-
bundsverfahren und Verfahren nach dem SGG pa-
rallel verlaufen.  

 Empfehlungen der Ombudsstellen können keine 
rechtliche Verbindlichkeit haben, da die Verant-
wortung bei der Behörde verbleibt. Dadurch kön-
nen Konflikte entstehen, deren Klärung in der Zu-
ständigkeit der Sozialgerichtsbarkeit verbleiben 
muss.  

 Die bestehenden systemimmanenten Möglichkei-
ten zur Unterstützung der Betroffenen bei Konflik-
ten mit den JC sind ausreichend. Neben Wider-

spruch und Klage vor dem Sozialgericht (ein-
schließlich Mediation)sind hier noch die Möglich-
keit von Eingaben an die zuständigen Träger (Kun-
denreaktionsmanagement) und Petitionen zu nen-
nen. 

2.5 Abschaffung der aufschiebenden Wirkung  

Die Abschaffung der aufschiebenden Wirkung gegen 
Sanktionsentscheidungen bei Widersprüchen und 
Klagen wird abgelehnt. Die aufschiebende Wirkung 
würde schon wegen des damit verbundenen Zeitge-
winns zu zahlreichen Widersprüchen und Klagen 
führen. Die Behörde müsste nach Abschluss des So-
zialgerichtsverfahrens die Minderung im Wege der 
Rückforderung realisieren. Die vom Gesetzgeber ge-
wünschte Wirkung der Sanktionsregelung würde da-
mit zumindest deutlich abgeschwächt. 

2.6 Keine Sanktion bei mangelnder Zumutbarkeit 
der Entlohnung - Berücksichtigung von psychi-
schen Problemen beim wichtigen Grund 

Eine untertarifliche Entlohnung oder eine Entloh-
nung unter dem ortsüblichen Entgelt stehen einer Ar-
beitsaufnahme bereits nach den derzeitigen Regelun-
gen zur Zumutbarkeit nach § 10 SGB II und zum Ver-
mittlungsverbot nach § 16 Abs. 1 S. 4 SGB II i. V. m. 
§ 36 SGB III entgegen, wenn die Entlohnung gegen ein 
Gesetz (u. a. Mindestlohngesetz, Arbeitnehmer-Ent-
sendegesetz, Tarifvertragsgesetz oder Arbeitnehmer-
überlassungsgesetz, Rechtsverordnungen oder Allge-
meinverbindlicherklärungen für einzelne Brachen), 
entsprechende arbeitsrechtliche Vorschriften oder 
die guten Sitten verstößt.  

Auch nach Inkrafttreten des Mindestlohngesetz (Mi-
LoG) ist diese Rechtsprechung zu Sittenwidrigkeit 
(Urteil des Bundesarbeitsgerichts vom 22.04.2009, 
Az.: 5 AZR 436/08) weiterhin hinsichtlich der 2/3-
Unterschreitung anzuwenden. Auf den Mindestlohn 
(neben den im MiLoG geregelten Ausnahmen z. B. für 
Langzeitarbeitslose) ist als Vergleichsmaßstab nur 
dann zurückzugreifen, wenn ein höheres Arbeitsent-
gelt weder tarifvertraglich festgelegt noch ortsüblich 
ist.  

Im Rahmen der Sanktionsprüfung werden die leis-
tungsberechtigten Personen mittels Anhörung aufge-
fordert, wichtige Gründe für Ihr Verhalten vorzutra-
gen bzw. nachzuweisen. Insofern werden dargelegte 
psychische Probleme bei der Prüfung eines wichtigen 
Grundes angemessen gewürdigt. 
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DEUTSCHER BUNDESTAG Ausschussdrucksache 18(11)396 
Ausschuss für 
Arbeit und Soziales 23. Juni 2015 
18. Wahlperiode 

Schriftliche Stellungnahme 

zur öffentlichen Anhörung von Sachverständigen in Berlin am 29. Juni 2015 zu den 
Vorlagen 

a. Antrag der Abgeordneten Katja Kipping, Sabine Zimmermann (Zwickau), Klaus 
Ernst, weiterer Abgeordneter und der Fraktion DIE LINKE 
Gute Arbeit und eine sanktionsfreie Mindestsicherung statt Hartz IV – Drucksache 
18/3549 

b. Antrag der Abgeordneten Katja Kipping, Sabine Zimmermann (Zwickau), Matthias 
W. Birkwald, weiterer Abgeordneter und der Fraktion DIE LINKE. 
Sanktionen bei Hartz IV und Leistungseinschränkungen bei der Sozialhilfe abschaf-
fen - Drucksache 18/1115 

c. Antrag der Abgeordneten Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn, Beate Müller-Gemmeke, 
Markus Kurth, weiterer Abgeordneter und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Existenzminimum und Teilhabe sicherstellen - Sanktionsmoratorium jetzt 
- Drucksache 18/1963 

Deutscher Caritasverband e.V. 

I. Gesamtbewertung 

Den aktuellen Regelungen zu den Sanktionen liegt 
eine grundsätzliche Entscheidung des Gesetzgebers 
zu Grunde, nach der Leistungen zur Sicherung des 
Existenzminimums nicht bedingungslos gewährt 
werden. Vielmehr sind die Leistungsberechtigten ver-
pflichtet, alle zumutbaren Möglichkeiten zur Beendi-
gung oder Verringerung der Hilfebedürftigkeit auszu-
schöpfen. Erwerbsfähige Hilfebedürftige müssen 
überdies aktiv an allen Maßnahmen zu ihrer Einglie-
derung mitwirken. Verletzen sie diese Pflichten, sind 
Leistungskürzungen in Form von Sanktionen nach 
dem Gesetz eine zwingende Folge.  

1. Erfahrungen der Leistungsempfänger und Bera-
ter/innen der Caritas 

                                                                        
1Unveröffentlichte Studie "Zukunftswerkstätten SGB II", die gemeinsam von der Aktion Arbeit des Bistums Trier, dem DiCV 
Trier, der Evangelischen Kirche im Rheinland und der Diakonie RWL mit dem Institut für Bildungs- und Sozialforschung 
der Hochschule Koblenz initiiert wurde und deren Ergebnisse voraussichtlich im Herbst vorgestellt werden, siehe 
https://www.hs-koblenz.de/hochschule/einrichtungen/forschungsinstitute/institut-fuer-bildungs-und-sozialpolitik-ibus-
der-hochschule-koblenz/projekte/.  

Menschen, denen die Caritas in den Einrichtungen 
und Diensten begegnet und die Leistungen nach dem 
SGB II beziehen, erleben diese grundsätzliche Sankti-
onsbewehrung ihres Handelns häufig als stigmatisie-
rend. Sie empfinden es als beschämend, wenn ihnen 
als ALG II-Empfänger unterstellt wird, dass sie nicht 
alles dafür tun, unabhängig von diesen staatlichen 
Leistungen zu leben.1 Nach den Erfahrungen, die 
viele Berater der Caritas äußern, haben die meisten 
Menschen, mit denen sie Kontakt haben, den Wunsch 
zu arbeiten und ihren Lebensunterhalt selbständig zu 
sichern. Dass dies oftmals nicht gelingt, ist in der Re-
gel nicht auf den mangelnden Willen der Menschen 
zurückzuführen. Vielmehr fehlt es oft an passgenauen 
Angeboten, an der finanziellen Ausstattung für derar-
tige Maßnahmen, teilweise auch an qualifiziertem 
Personal in den Jobcentern, das Leistungen verständ-
lich vermittelt und die richtigen Angebote auswählt. 
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Es wirken aber auch psychische Faktoren wie Entmu-
tigung aufgrund einer bereits lange anhaltenden Ar-
beitslosigkeit und diskriminierende Zuschreibungen 
des Umfelds, die von der Länge der Arbeitslosigkeit 
auf eine fehlende Beschäftigungsfähigkeit schließen. 
Zudem liegen oft auch gesundheitliche Einschrän-
kungen vor.  

Einschnitte in das Existenzminimum, die mit den 
Sanktionen verbunden sind, treffen die Leistungs-
empfänger meistens hart. Existenzsorgen, Angst und 
Niedergeschlagenheit prägen die Alltagssituation vie-
ler Betroffener. Teilhabemöglichkeiten werden deut-
lich eingeschränkt und Verschuldung ist häufig die 
Folge von Sanktionierung. Diese Erfahrungen der 
Caritas werden auch durch erste wissenschaftliche 
Studien hierzu bestätigt. Teilhabeaktivitäten wie 
Freunde einladen sind nur noch schwer möglich und 
auch die Lebensqualität (z.B. Kleidung, Medikamente 
kaufen) leidet (ISG 2013: S. 46). Weitere Studien stel-
len überdies schlechtere Ernährung, seelische Prob-
leme, die Verschärfung von Verschuldungsproblema-
tiken, die Verstärkung von Schwarzarbeit und Klein-
kriminalität sowie nachteilige Folgen auf psychosozi-
ale Lebensbedingungen und Teilhabe fest (Überblick 
über die Forschung: Wolff 2014).  

Faktisch treffen Sanktionen nicht nur die Erwerbsfä-
higen, die gegen eine Pflicht verstoßen, sondern im-
mer auch die Menschen, in der Regel die Familien o-
der Partner, die mit ihnen in Bedarfsgemeinschaft le-
ben. Denn das Geld zum Leben und für die Miete 
wandert in einen gemeinsamen Topf, aus dem der Le-
bensunterhalt finanziert wird. Nicht nur der Erwerbs-
fähige, sondern die ganze Familie hat daher die Kon-
sequenzen der Pflichtverletzung zu tragen. 

Die in der Praxis überwiegend vorkommenden 
zwangsläufigen Kürzungen des Existenzminimums 
bei Nichterscheinen zum Meldetermin werden von 
Betroffen als rigide und hart empfunden. Dies gilt ge-
rade dann, wenn die Betroffenen die Erfahrung ma-
chen, dass auf der anderen Seite die Mitarbeiter des 
Jobcenters für sie nur sehr schwer telefonisch erreich-
bar sind. Sanktionen, die zum Wegfall der Bedarfe für 
Unterkunft und Heizung führen, gefährden zugleich 
das Mietverhältnis. Die besonders drastischen Sank-
tionen für Jugendliche führen laut Berichten von in 
der praktischen sozialen Arbeit Tätigen immer wie-
der dazu, dass Jugendliche im Hilfeprozess „verlo-
ren“ gehen, nach der Sanktion also der Kontakt zu In-
stitutionen des Sozialstaats abbricht.  

2. Verfassungsrechtliche Beurteilung und Höhe des 
Existenzminimums 

Ob Sanktionen gegen die Pflicht des Staates zur Ge-
währleistung eines menschenwürdigen Existenzmi-
nimums nach Art. 1 Abs. 1 GG verstoßen, ist bislang 
noch nicht höchstrichterlich geklärt. Das Sozialge-
richt Gotha hat diese Frage jüngst dem Bundesverfas-
sungsgericht zur Entscheidung vorgelegt. Es sieht ei-
nen Verstoß gegen die Menschenwürde und die Be-
rufsfreiheit. Der Deutsche Caritasverband begrüßt die 
Prüfung durch Karlsruhe, da Eingriffe in existenzsi-

                                                                        
2 Position des DCV zur Bemessung der Regelbedarfe von Erwachsenen und Kindern, http://www.caritas.de/fuerpro-
fis/presse/stellungnahmen/01-24-2014-regelbedarfe-muessen-erhoeht-werden. 

chernde Leistungen nur dann legitim sind, wenn fest-
steht, dass sie nicht gegen die Menschenwürde oder 
andere Verfassungsbestimmungen verstoßen. 

Ungeachtet der ausstehenden höchstrichterlichen Be-
wertung ist der Deutsche Caritasverband grundsätz-
lich der Auffassung, dass die Regelsätze im Moment 
zu niedrig angesetzt sind um das soziokulturelle Exis-
tenzminimum abzudecken.2 Als notwendig erachtet 
werden Korrekturen bei der Bestimmung der Refe-
renzgruppe, die Herausnahme der verdeckt Armen, 
die Einrechnung einer Flexibilitätsreserve und eine 
Neuberechnung der Energiekosten. 

3. Sanktionshäufigkeit und arbeitsmarktpolitische 
Wirkung 

In der Praxis kommen Sanktionen äußerst selten vor: 
Die Statistik des Bundesagentur für Arbeit vom Feb-
ruar 2015 zeigt, dass lediglich 2,9 Prozent der er-
werbsfähigen Leistungsberechtigten von Sanktionen 
betroffen waren. Umgekehrt heißt das, dass mit 97 
Prozent die absolute Mehrheit sich regelkonform ver-
hält. Über 75 Prozent der Sanktionen liegen Melde-
versäumnisse zugrunde.  

Neben der Wirkung der Sanktionen auf die Lebenssi-
tuation der Betroffenen und ihrer Familien und der 
verfassungsrechtlichen Zulässigkeit von Sanktionen 
ist von Bedeutung, ob sie ihr arbeitsmarktpolitisches 
Ziel, Leistungsberechtigte in Erwerbsarbeit zu brin-
gen, erreichen. Die Wirkung von Sanktionen ist bis-
lang noch nicht umfassend erforscht. Allerdings 
weist die derzeitige Studienlage darauf hin, dass die 
Umsetzung von Sanktionen zwar positive intendierte 
Effekte auf die Beschäftigungswahrscheinlichkeit 
ausübt, aber auch erhebliche weitere Effekte hat. Dar-
über hinaus gibt es Hinweise, dass Sanktionen nicht 
nur auf die Sanktionierten selbst wirken, sondern 
auch auf die gesamte Gruppe der Leistungsempfänger 
und die Wahrscheinlichkeit wieder erwerbstätig zu 
werden. Schon die Möglichkeit der Sanktionierung 
trägt folglich dazu bei, dass erwerbsfähige Leistungs-
berechtigte ihren Pflichten nachkommen. Gleichwohl 
tritt diese verhaltenssteuernde Wirkung oftmals auch 
nicht ein, weil das sanktionierte Verhalten nicht Aus-
druck einer Weigerung oder anhaltenden Unfähigkeit 
ist, sondern der Situation bzw. behindernden Lebens-
umständen, Kompetenzdefiziten oder psychischen 
Erkrankungen geschuldet ist. Die stärkeren Sankti-
onsregelungen für unter 25-Jährige führen hingegen 
nicht zu einer höheren Beschäftigungswahrschein-
lichkeit bei jungen Arbeitslosen. Sanktionen, insbe-
sondere die, die mit besonderen Einschränkungen der 
Lebensbedingungen verbunden sind, können sich so-
gar kontraproduktiv auf das Ziel der Erwerbsintegra-
tion auswirken. Denn durch eine starke Sanktionie-
rung erhöht sich die Wahrscheinlichkeit, ganz aus 
dem Arbeitsmarkt auszuscheiden. Sanktionen, die 
den Verlust der Leistungen für Miete und Heizung zur 
Folge haben, können zur Sperrung der Energieversor-
gung oder sogar zur Obdachlosigkeit führen, was die 
Eingliederung in Arbeit erheblich erschwert und dem 
übergeordnete Ziel der Verringerung der Hilfebedürf-
tigkeit entgegenwirkt. Darüber hinaus können nega-
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tive Effekte auf die Qualität (Stabilität und Entloh-
nung) der Beschäftigung nach der Arbeitslosigkeit 
nachgewiesen werden.  

4. Arbeitsmarktpolitische Lage und Verwaltungs-
praxis 

Unberücksichtigt lässt die Studienlage, inwieweit es 
überhaupt passgenaue Angebote und eine qualifi-
zierte Beratung der Leistungsberechtigten gibt. Die 
Berater/innen der Caritas erleben immer wieder, dass 
Jobcenter personell unzureichend ausgestattet sind, 
überwiegend nicht telefonisch erreichbar sind und 
dass passgenaue Hilfen gerade für arbeitsmarktferne 
Personen nur in geringem Umfang angeboten werden. 
Eine Ursache hierfür liegt neben objektiven Schwie-
rigkeiten bei der Arbeitsmarktintegration von Men-
schen mit verfestigten Vermittlungshemmnissen 
auch in der Kürzung der finanziellen Mittel für die 
Eingliederung in Arbeit in den letzten Jahren. Die 
Problematik der mangelnden Erreichbarkeit und da-
mit verbunden der ungenügenden Beratungsmöglich-
keiten findet ihren Ausdruck auch in der Vielzahl von 
– oftmals erfolgreichen – Widersprüchen und Klagen 
im SGB II. Die Balance von Fördern und Fordern ist 
in der Praxis an vielen Stellen aus dem Gleichgewicht 
geraten.  

5. Gesellschaftliche Debatte 

Vor dem Hintergrund der vielfältigen und einschnei-
denden Auswirkungen von Sanktionen auf die Situa-
tion der Leistungsempfänger hält der Deutsche Cari-
tasverband es für angezeigt, die Frage, ob Leistungen 
im SGB II sanktionsbewehrt sein sollen, gesamtgesell-
schaftlich zu diskutieren. Hierfür braucht es eine ver-
besserte Studienlage über die Auswirkungen von 
Sanktionen, eine verfassungsrechtliche Klärung und 
auch das Aufzeigen von Alternativen und weiteren 
Handlungsbedarfen, z. B. verbesserte Anreize für Er-
werbsarbeit, eine verbesserte Verzahnung der Hilfe-
systeme für Jugendliche und passgenauere Maßnah-
men für arbeitsmarktferne Personen. Zu einzelnen 
Bereichen hat der DCV bereits Vorschläge gemacht.3 
Er hat auch Kriterien entwickelt, an denen sich alter-
native Vorschläge zur Ausgestaltung einer Grundsi-
cherung messen lassen müssen.4 

Es ist bereits vor einer Evaluierung unerlässlich, die 
Sanktionsregelungen grundsätzlich und zeitnah noch 
in dieser Legislaturperiode zu überarbeiten. Möglich-
erweise sind nach einer Evaluierung dann weitere 
Schritte notwendig. Höhe, Dauer, Umfang und recht-
liche Informationen müssen dabei jetzt ebenso wie 
die Sonderregelungen für Jugendliche in den Blick ge-
nommen werden. Der Deutsche Caritasverband teilt 
die Auffassung der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen, 
dass die Rechte und Pflichten der Leistungsberechtig-
ten und die Pflichten des Staates in ein angemessenes 
und faires Verhältnis zu setzen sind. Die von der 
Fraktion DIE LINKE geforderte generelle Abschaffung 
sämtlicher Sanktionen wird nicht als sinnvoll erach-
tet. Der Deutsche Caritasverband geht bei seiner Be-
wertung davon aus, dass Sanktionen im Einzelfall 
ihre Wirkung entfalten. Dementsprechend müssen 

                                                                        
3 Schnittstellenpapier Berufliche Integration junger Menschen verbessern, Papier Eingliederung von Langzeitarbeitslosen. 
4 Bedingungsloses Grundeinkommen/solidarisches Bürgergeld, Kriterien zur Bewertung aus Sicht der Kommission der De-

legiertenversammlung „Sozialpolitik und Gesellschaft“, nc 6/2008 S. 29 ff.  

Sanktionen auch flexibel angewendet werden kön-
nen, um dem Einzelfall gerecht zu werden. Die Wir-
kung von Sanktionen muss weiterhin wissenschaft-
lich evaluiert werden und es muss gegebenenfalls po-
litisch erneut nachgesteuert werden. 

II. Vorschläge des DCV zur Reform der Sanktionen 

1. Die Sonderregelungen für Jugendliche sind 
noch in dieser Legislaturperiode abzuschaf-
fen. Zu scharfe Sanktionierung wirkt bei Ju-
gendlichen kontraproduktiv. Wissenschaftli-
che Studien zeigen, dass ein Teil der Jugend-
lichen bei scharfer Sanktionierung das Ver-
trauen zu den Jobcentern verliert. Der Kon-
takt zu ihnen geht verloren und sie „verab-
schieden“ sich aus der Förderung. Eine Basis 
für wirksame Zusammenarbeit mit jungen 
Menschen besteht nicht mehr. 

2. Der Deutsche Caritasverband lehnt eine 
Sanktionierung in die Bedarfe für Unterkunft 
und Heizung ab. Sofern kein Schonvermö-
gen eingesetzt werden kann, droht aufgrund 
der Sanktionsdauer von drei Monaten eine 
fristlose Kündigung der Wohnung wegen 
Zahlungsverzugs (bei einem Rückstand von 
zwei Monatsmieten). Die Kürzung der Be-
darfe für Unterkunft kann im schlimmsten 
Fall zur Wohnungslosigkeit führen. Zudem 
müssen im Zweifel Mietschulden dann wie-
der vom Jobcenter übernommen werden, um 
eine Wohnungslosigkeit zu verhindern (§ 22 
Abs. 8 SGB II). Außerdem verschärft die 
Sanktionierung in die Unterkunftskosten 
meist die Situation der Leistungsberechtig-
ten drastisch. Durch eine drohende Woh-
nungslosigkeit wird die Integration ins Er-
werbsleben entscheidend gehemmt.  

3. Der DCV schlägt weitergehend vor, Sanktio-
nen wegen Pflichtverletzungen nach §§ 31 
und 31a SGB II (z. B. wegen Verweigerung 
der Aufnahme einer Arbeit) flexibler auszu-
gestalten. So ist es derzeit schon möglich, 
den Sanktionszeitraum zu verkürzen, bzw. 
bei Jugendlichen wieder die Kosten der Un-
terkunft zu zahlen, wenn Leistungsberech-
tigte ihren Pflichten nachkommen. Dieses In-
strument sollte insgesamt stärker flexibili-
siert werden. Sanktionen sollten vom Sach-
bearbeiter flexibel aufgehoben, abgemildert 
oder verkürzt werden können, wenn sich die 
Person einsichtig zeigt und eine Verhaltens-
änderung eintritt. Nur im Einzelfall, wenn es 
zu wiederholten Pflichtverletzungen in der-
selben Angelegenheit gekommen ist und 
eine Verhaltensänderung nicht nachhaltig 
ist, sollten die Sanktionen aufrechterhalten 
werden können. Denkbar wäre auch eine Re-
gelung, für den Minderungszeitraum ein Stu-
fenmodell einzuführen. So könnte bei der 
ersten Pflichtverletzung bei nachträglicher 
Pflichterfüllung die Sanktion ganz aufgeho-
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ben werden, bei der zweiten Pflichtverlet-
zung eine sechswöchige Minderung und bei 
weiteren Pflichtverletzung eine dreimona-
tige Minderung greifen.  

4. Sinnvoll ist es, Sanktionen bei Meldever-
säumnissen nur auf die Fälle zu beschrän-
ken, in denen der Meldetermin der Er-
werbsintegration dienen soll. Dies ist der 
Fall, wenn die Meldung zum Zwecke der Be-
rufsberatung, Vermittlung in Ausbildung 
und Arbeit oder der Vorbereitung aktiver Ar-
beitsförderungsleistungen dienen soll (vgl. § 
309 Abs. 2, Nur. 1-3 SGB III). Sollen in dem 
Termin lediglich die Voraussetzungen für 
den Leistungsanspruch geprüft werden oder 
sonstige Entscheidungen im Leistungsver-
fahren vorbereitet werden, sollen Meldever-
säumnisse nicht sanktionsbewehrt sein. Hier 
sollen vielmehr die Folgen fehlender Mitwir-
kung nach § 66 SGB I greifen. Dieser Para-
graph regelt, dass bei fehlender Mitwirkung 
der Leistungsträger die Leistung teilweise o-
der ganz bis zur Nachholung der Mitwirkung 
versagen oder entziehen kann.  

5. Der Deutsche Caritasverband spricht sich da-
für aus, die Höhe der Sanktionen abzumil-
dern. Alle Sanktionen sollen insgesamt eine 
Höhe von 30 Prozent der maßgebenden Re-
gelbedarfsstufe nicht überschreiten dürfen. 
Für Sanktionen wegen Pflichtverletzungen 
nach § 31a SGB II (z. B. Ablehnung von Ar-
beitsangeboten) sollte es neue Stufen geben: 
In der ersten Stufe sollte die Sanktion in 
Höhe von 20 Prozent der entsprechenden Re-
gelbedarfsstufe erfolgen, in der 2. Stufe in 
Höhe von 10 Prozent. Ab der zweiten Stufe 
sind Sachleistungen von Amts wegen zu ge-
währen. Die derzeitigen Kürzungsbeträge 
tangieren oder entziehen spätestens ab der 2. 
Stufe Mittel, die das physische Existenzmi-
nimum sicherstellen sollen.  

6. Der Deutsche Caritasverband spricht sich da-
für aus, dass vor einer Sanktionierung der 
Betroffene über die Rechtsfolgen einer 
Pflichtverletzung schriftlich belehrt werden 
muss. Die Statistik zeigt, dass die meisten 
Sanktionen wegen Meldeversäumnissen aus-
gesprochen werden. Eine bessere Aufklärung 
kann dazu beitragen, die Zahl der Sanktio-
nen deutlich zu mindern. Die Aufklärungs- 
und Warnfunktion kann eine Rechtsfolgen-
belehrung nur erfüllen, wenn die Belehrung 
tatsächlich in schriftlicher Form erfolgt. 
Zwar trägt der Leistungsträger die Beweislast 
für den Nachweis über die Kenntnis der 
Rechtsfolgen. Jedoch trägt nur eine ord-
nungsgemäß erfolgte schriftliche Rechtsfol-
genbelehrung den Grundsätzen der Rechts-
staatlichkeit und Rechtssicherheit Rech-
nung. Auf dieses Erfordernis sollte auf kei-
nen Fall verzichtet werden.  

7. Viele Widersprüche und Klagen ließen sich 
vermeiden, wenn die Leistungsberechtigten 
vor Ort über ihre Leistungs- und Änderungs-

bescheide ausreichend beraten und aufge-
klärt würden. Dies könnte durch regionale 
Ombudsstellen erfolgen. Entsprechend der 
Regelung in § 116 Abs. 2 SGB XII könnte ein 
solches Gremium aus je einem Vertreter der 
Agentur für Arbeit und der Kommune sowie 
einem sachkundigen Dritten (z. B. aus dem 
Bereich der Wohlfahrtsverbände) bestehen. 
Leistungsempfänger und Leistungsempfän-
gerinnen können bei Unklarheiten von der 
Ombudsstelle vor Ort beraten und aufgeklärt 
werden. Dabei ist jedoch zu beachten, dass 
die Beratung durch die Ombudsstelle die ge-
setzliche Beratungspflicht der Jobcenter 
nicht ersetzt. Die Beratung der Ombudsstelle 
soll Widerspruchsverfahren und Klagen ver-
meiden. Die Beteiligung der Ombudsstelle 
ist für die Leistungsempfänger daher freiwil-
lig.  

8. Widersprüche gegen Sanktionen sollten auf-
schiebende Wirkung haben. Im Sozialrecht 
gilt allgemein der Grundsatz, dass Wider-
spruch und Anfechtungsklage aufschie-
bende Wirkung haben. Bei Verwaltungsak-
ten, die eine laufende Leistung herabsetzen 
oder entziehen, gilt das zumindest für den 
Widerspruch (§ 86 a Abs. 1 S. 1 SGG). Die 
aufschiebende Wirkung ist gerade bei Kür-
zungen von Leistungen, die das Existenzmi-
nimum sicherstellen sollen, von besonderer 
Bedeutung. Daher ist sie zumindest bei Wi-
dersprüchen gegen Sanktionen einzuführen. 

9. Sachleistungen sollten von Amts wegen er-
bracht werden, wenn die Leistungen um 
(mindestens) 30 Prozent sinken. Bei Kürzun-
gen infolge von wiederholten Pflichtverlet-
zungen erfahren die Betroffenen erhebliche 
Einschnitte in ihr Existenzminimum. Oft-
mals wissen sie nichts von der Möglichkeit, 
ergänzende Sachleistungen zu beantragen, 
so dass sie keinen Antrag stellen. Zudem 
wird vermutet, dass Lebensmittelgutscheine 
häufig nicht beantragt werden, weil sie von 
den Leistungsberechtigten als stigmatisie-
rend empfunden werden (IAB Kurzbericht 
10/1020, S. 5). Die Erbringung von Sachleis-
tungen von Amts wegen hat den Vorteil, dass 
für die Leistungsträger die verwaltungsauf-
wändige Prüfung der Ermessensgesichts-
punkte entfällt. Zudem würde mit der auto-
matischen Gewährung von Sachleistungen 
das Jobcenter auch verpflichtet, weiterhin 
Krankenversicherungsbeiträge abzuführen. 
Derzeit sind die Personen in diesen Zeiten 
nach § 5 Abs. 1 Nr. 13 SGB V als Nichtversi-
cherte weiter krankenversichert und müssen 
in diesen Zeiten eigene Beiträge bezahlen. 
Dies führt oftmals zu Beitragsschulden bei 
den Krankenkassen. Im Falle der Sachleis-
tungsgewährung bliebe der Krankenversi-
cherungsschutz gewährleistet.  

10. Die Arbeitsgelegenheit sollte aus der Liste 
der Pflichtverletzungen in § 31 Abs. 1 SGB II 
gestrichen werden, sofern diese nicht Teil 
der Eingliederungsvereinbarung sind. Nach 
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der aktuellen Regelung verletzen Arbeitslo-
sengeld II-Empfänger ihre Pflichten, wenn 
sie sich weigern, eine Arbeitsgelegenheit 
nach § 16d SGB II aufzunehmen, fortzufüh-
ren oder deren Anbahnung durch ihr Verhal-
ten verhindern (§ 31 Abs. 1 Nr. 2 SGB II). Seit 
der Instrumentenreform im Jahr 2012 ist die 
Arbeitsgelegenheit nachrangig ausgestaltet. 
Sie dient nicht unmittelbar der Eingliede-
rung in Arbeit, sondern ausschließlich der 
Wiedererlangung der Beschäftigungsfähig-
keit und dem Abbau von Vermittlungs-
hemmnissen (BT-Drucks. 17/6722 S. 115). 
Daher ist es sachgerecht, dass aus der Weige-
rung, eine Arbeitsgelegenheit anzunehmen, 
nicht mehr unmittelbar eine Sanktion folgt. 
Eine Sanktionierung kommt nur dann in Be-
tracht, wenn die Teilnahme an einer Arbeits-
gelegenheit vorher in einer Eingliederungs-
vereinbarung vereinbart war (§ 31 Abs. 1 Nr. 
1 SGB II). Diese Regelung soll unverändert 
bleiben. 

III.  Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN „Exis-
tenzminimum und Teilhabe sichern – Sankti-
onsmoratorium jetzt“ (BT-Drs. 18/1963) 

1. Keine Sanktionierung des „Grundbedarfs“ 

Der Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen sieht 
vor, den „Grundbedarf“ von Sanktionen auszuneh-
men. Vorgeschlagen wird, die Kürzung des Regelsat-
zes jeweils auf 10 Prozent zu beschränken. Es wird 
davon ausgegangen, dass bei einer Kürzung um 10 
Prozent der laufende Grundbedarf noch gedeckt wer-
den kann. Bei einer Kürzung über 10 Prozent sollen 
antragslos Sachleistungen gewährt werden.  

Bewertung 

Der Deutsche Caritasverband schließt sich dem An-
trag insoweit an, als er sich grundsätzlich für eine 
deutliche Abmilderung der Sanktionen ausspricht. Er 
fordert darüber hinaus für alle Sanktionen eine Un-
tergrenze in Höhe von 30 Prozent der maßgebenden 
Regelbedarfsstufe in Verbindung mit der Gewährung 
von Sachleistungen. Zudem sollte es für Sanktionen 
wegen Pflichtverletzungen nach § 31a SGB II (z. B. 
Ablehnung von Arbeitsangeboten) neue Stufen geben: 
In der ersten Stufe sollte die Sanktion in Höhe von 20 
Prozent der entsprechenden Regelbedarfsstufe erfol-
gen, in der 2. Stufe in Höhe von 10 Prozent. Ab der 
zweiten Stufe sind Sachleistungen zu gewähren. Die 
derzeitigen Kürzungsbeträge tangieren oder entzie-
hen spätestens ab der 2. Stufe Mittel, die das physi-
sche Existenzminimum sicherstellen sollen. Dies 
führt zu erheblichen Belastungen für die Leistungsbe-
rechtigten, bis hin zur Verschuldung.  

Als Vorbild für die absolute Untergrenze dient § 43 
Abs. 2 S. 3 SGB II, nach dem monatliche Aufrechnun-
gen mit Ersatz- und Erstattungsansprüchen auf insge-
samt 30 Prozent des maßgebenden Regelbedarfs be-
grenzt sind. 

2. Abschaffung der Sanktionierung in die Bedarfe 
für Unterkunft und Heizung  

In ihrem Antrag fordert die Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen, die Bedarfe der Unterkunft und Heizung von 
den Sanktionen auszunehmen. Wenn keine weiteren 

Einkünfte vorhanden sind, entfallen bei Leistungsbe-
rechtigten unter 25 Jahren die Bedarfe der Unterkunft 
bei der zweiten Sanktion, bei älteren Leistungsbe-
rechtigten bei der dritten Pflichtverletzung. 

Bewertung  

Der Deutsche Caritasverband lehnt eine Sanktionie-
rung in die Bedarfe für Unterkunft und Heizung eben-
falls ab und fordert hier eine entsprechende Gesetzes-
änderung. Sofern die Leistungen für Unterkunft und 
Heizung vollständig entfallen und kein Schonvermö-
gen eingesetzt werden kann, droht aufgrund der Sank-
tionsdauer von drei Monaten eine fristlose Kündi-
gung der Wohnung wegen Zahlungsverzugs (bei ei-
nem Rückstand von zwei Monatsmieten). Die Kür-
zung der Unterkunftsbedarfe kann im schlimmsten 
Fall zur Wohnungslosigkeit führen. Zudem müssen 
im Zweifel Mietschulden wieder vom Jobcenter über-
nommen werden, um eine Wohnungslosigkeit zu ver-
hindern (§ 22 Abs. 8 SGB II). Außerdem verschärft die 
Sanktionierung in die Unterkunftskosten meist die 
Situation der Leistungsberechtigten drastisch. Tritt 
Wohnungslosigkeit ein, wird die Integration ins Er-
werbsleben entscheidend gehemmt. Entfällt das Ar-
beitslosengeld II, hat dies auch Auswirkungen auf 
den Krankenversicherungsschutz der Leistungsbe-
rechtigten nach § 5 Nr. 2a SGB V nach Beendigung 
ihrer Hilfebedürftigkeit. Die Krankenpflichtversiche-
rung setzt voraus, dass Arbeitslosengeld II tatsächlich 
bezogen wird. Beantragt der Leistungsberechtigte 
keine Sachleistungen oder werden diese im Rahmen 
des Ermessens nicht erbracht, greift nur die Nach-
rangversicherung des § 5 Nr. 13a SGB II und der Leis-
tungsberechtigte muss eigene Beiträge zahlen. In die-
sen Fällen können Beitragsschulden verursacht wer-
den, die an die Krankenkasse zurückgezahlt werden 
müssen, wenn die Hilfebedürftigkeit nach SGB II be-
endet ist. Bei Beitragsschulden in Höhe von zwei Mo-
naten, existiert lediglich ein auf die Notversorgung re-
duzierter Krankenversicherungsschutz. 

3. Abschaffung der Sondersanktionen für Men-
schen unter 25 Jahren 

Der Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen sieht 
vor, das geltende verschärfte Sanktionsinstrumenta-
rium für Menschen unter 25 Jahre abzuschaffen und 
für Jugendliche die Sanktionen für Erwachsene zu 
übernehmen. Derzeit wird bei erwerbsfähigen Leis-
tungsberechtigten zwischen 15 und 25 Jahren bei der 
ersten Pflichtverletzung das Arbeitslosengeld II auf 
die Leistung für Unterkunft und Heizung beschränkt. 
Schon bei einer wiederholten Pflichtverletzung ent-
fällt das Arbeitslosengeld II vollständig. Der Gesetz-
geber begründet die schärferen Sanktionsregelungen 
mit einem besonderen Förderbedarf für Jugendliche 
und junge Erwachsene. Bei ihnen müsse von vornhe-
rein der Langzeitarbeitslosigkeit entgegengewirkt 
werden. Weiterhin wird auf die Regelung des § 3 Abs. 
2 SGB II verwiesen, wonach erwerbsfähige Hilfebe-
dürftige, die das 25. Lebensjahr noch nicht vollendet 
haben, unverzüglich nach Antragstellung in eine Ar-
beit, eine Ausbildung oder eine Arbeitsgelegenheit zu 
vermitteln sind. Dieser staatlichen Verpflichtung 
stünden schärfere Sanktionen gegenüber.  
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Bewertung 

Erwerbsfähige junge Menschen werden im Vergleich 
zu Erwerbsfähigen über 25 Jahren häufiger sanktio-
niert. Im Februar 2015 waren 4,1 Prozent der erwerbs-
fähigen Jugendlichen unter 25 Jahren sanktioniert 
(Sanktionsquote alle: 2,9 Prozent). Der Deutsche Cari-
tasverband wendet sich nicht grundsätzlich gegen 
eine Sanktionierung junger Menschen. Angemessene 
Sanktionen können dazu beitragen, den Realitätsbe-
zug zu fördern, wenn beispielsweise keine Mitwir-
kung bei Ausbildungs- oder Qualifizierungsangebo-
ten erfolgt. Der Deutsche Caritasverband betont aber 
gleichzeitig die Risiken, die mit Sanktionen verbun-
den sind. Bei der heute bestehenden Sanktionsrege-
lung für unter 25-Jährige handelt es sich um eine mas-
sive und einschneidende Leistungseinschränkung, 
die bereits beim ersten Verstoß eintritt. Zum einen ist 
zweifelhaft, ob die schärferen Sanktionsregelungen 
tatsächlich geeignet sind, einer Langzeitarbeitslosig-
keit entgegenzuwirken. Gerade in der Jugendphase 
(unter 18 bzw. 21 Jahren) können Sanktionen dazu 
führen, dass sich die jungen Menschen vollständig 
zurückziehen, im Extremfall in die Wohnungslosig-
keit geraten und/oder kriminelle Handlungen bege-
hen, um sich das Lebensnotwendigste zu besorgen. 
Für einen empirisch schwer bestimmbaren Teil der 
Jugendlichen, die z. B. von akuter Wohnungslosigkeit 
bedroht und mit vielfältigen persönlichen Problemla-
gen konfrontiert sind, führt eine Sanktionierung zu ei-
ner Eskalation ihrer ohnehin schon prekären Lebens-
situation. Diesen Jugendlichen fehlt das erforderliche 
Selbsthilfepotenzial, um sich aus eigener Kraft aus ih-
rer Lebenskrise zu befreien und wieder den Anforde-
rungen des SGB II stellen zu können. Die Jugendämter 
sehen sich meist nicht in der Zuständigkeit für sank-
tionierte Jugendliche. Daher findet eine Kontaktauf-
nahme durch die Jugendhilfe häufig nicht statt. Diese 
wäre erforderlich, um die Gründe für das Verhalten 
des jungen Menschen zu ergründen und zu klären, 
welcher Unterstützungsbedarf besteht, um eine Aus-
bildung oder Arbeit überhaupt aufnehmen zu kön-
nen. 

Zum anderen stößt die Ungleichbehandlung der bei-
den Altersgruppen vor dem Hintergrund des Gleich-
behandlungsgebots auf verfassungsrechtliche Beden-
ken: Es ist zweifelhaft, ob die vom Gesetzgeber ange-
führten Gründe ausreichen, diese Altersgruppe 
schlechter zu stellen als die über 25-Jährigen. Wir-
kung und Folgen von Sanktionen sind wissenschaft-
lich nicht hinreichend evaluiert. Qualitative Studien 
zeigen, dass durch Leistungskürzungen die Verschul-
dung, die Verdrängung in Schwarzarbeit und Klein-
kriminalität zunimmt. Insbesondere bei Jugendlichen 
greifen erzieherische Wirkungen oft nicht und der 
Kontakt zum SGB II-Träger bricht häufig ab (Götz/ 
Schreyer 2010, Wolff 2014, Annes 2010). Darüber 
hinaus knüpfen die schärferen Sanktionsregelungen 
ausschließlich an das Lebensalter der Leistungsbe-
rechtigten an. Somit bleibt außer Betracht, dass die 
Gruppe der unter 25 Jährigen in sozialer und persön-

                                                                        
5Detaillierte Forderungen hierzu finden sich im Caritas-Positionspapier „Berufliche Integration junger Menschen verbes-
sern - Schnittstellen der Sozialgesetzbücher II, III, VIII und XII beseitigen“ http://www.caritas.de/fuerprofis/presse/stel-
lungnahmen/03-18-2015-berufliche-integration-junger-menschen-verbessern.  
 

licher Hinsicht nicht homogen ist. Unterschiede erge-
ben sich z. B. bei Bildung und Befähigung. Junge 
Menschen, die über 18, aber unter 25 Jahre alt sind, 
sind genauso „erwachsen“ wie über 25-Jährige. In kei-
nem anderen Sozialgesetzbuch ist die Gruppe der un-
ter 25-Jährigen mit Sonderrechten oder Sonderpflich-
ten ausgestattet. Eine gesetzliche Regelung, die unter-
schiedliche Rechtsfolgen allein vom Alter abhängig 
macht, ohne dass dies im Hinblick auf das verfas-
sungsrechtlich garantierte Existenzminimum beson-
ders gerechtfertigt ist, ist bereits aus diesem Grunde 
bedenklich. 

Daher müssen zum einen die harten Sanktionsrege-
lungen in § 31a Abs. 2 SGB II entfallen. Insbesondere 
dürfen die Kosten der Unterkunft und Heizung in kei-
nem Fall gekürzt werden. Um das „Herausfallen“ aus 
einem System zu vermeiden, müssen sich die Sach-
bearbeiter der jeweiligen Leistungsträger (insbeson-
dere Grundsicherung und Jugendhilfe) frühzeitig und 
regelmäßig austauschen und im Sinne eines ganzheit-
lichen Ansatzes Hilfen leisten.5 Die Existenzsiche-
rung ist in jedem Fall zu gewährleisten.  

4. Kein „Automatismus“ bei Sanktionsregelungen: 
Flexibilisierung der Rechtsfolgen 

Der Antrag sieht vor, dass es keinen „Automatismus“ 
bei der Anwendung der Sanktionsregeln geben darf. 
Sanktionen müssen bei Verhaltensänderungen auch 
zurückgenommen werden können. Nach aktueller 
Rechtslage ist der Sachbearbeiter verpflichtet, eine 
Sanktion auszusprechen, wenn eine Pflichtverlet-
zung vorliegt. Er hat kein Ermessen bzgl. der Frage, ob 
er sanktioniert oder nicht (sog. Entscheidungsermes-
sen). Auch Beginn, Dauer und Höhe der Kürzung sind 
gesetzlich festgelegt. Allerdings besteht die Möglich-
keit, die Kürzung nachträglich abzumildern: Sofern 
sich Leistungsberechtigte über 25 Jahren nachträglich 
bereit erklären, ihren Pflichten nachzukommen, kann 
der Sachbearbeiter die Minderung ab dann auf 60 Pro-
zent des Regelbedarfs begrenzen. Bei Berechtigten un-
ter 25 Jahren kann er ab diesem Zeitpunkt die Leis-
tungen für Unterkunft und Heizung wieder zahlen. 
Ferner besteht bei diesen Personen die Möglichkeit, 
den Minderungszeitraum auf sechs Wochen zu ver-
kürzen.  

Bewertung 

Der DCV spricht sich für eine weitergehende Flexibi-
lisierung der Sanktionen aus. Zwar ist die derzeitige 
Regelung wenig verwaltungsaufwändig, da sie eine 
ausführliche Ermessensprüfung sowohl hinsichtlich 
des „ob“, als auch des „wie“ der Sanktion entbehrlich 
macht. Doch gelingt es hierdurch nicht, den vielfälti-
gen Situationen, die zu einer Pflichtverletzung füh-
ren, angemessen Rechnung zu tragen.  

Sanktionen sollten vom Sachbearbeiter flexibel aufge-
hoben oder abgemildert werden können, wenn sich 
die Person einsichtig zeigt und eine Verhaltensände-
rung eintritt. Nur im Einzelfall, wenn es zu wieder-
holten Pflichtverletzungen in derselben Angelegen-
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heit kommt und eine Verhaltensänderung nicht nach-
haltig ist, sollten die Sanktionen aufrechterhalten 
werden können.  

5. Wunsch- und Wahlrecht berücksichtigen 

Der Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen sieht 
vor, keine Sanktionen zu verhängen, wenn Fähigkei-
ten, Wünschen und Vorschlägen der Einzelnen nicht 
Rechnung getragen wird und keine Wahl zwischen 
angemessenen Förderangeboten besteht. 

Bewertung 

Das SGB II kennt den Gedanken des Wunsch- und 
Wahlrechts nicht. Insofern kann er auch nicht bei der 
Verhängung von Sanktionen angewendet werden. 
Wichtig ist es jedoch, dass Eingliederungsvereinba-
rungen zwischen Leistungsempfänger und Jobcenter-
mitarbeiter auf Augenhöhe ausgehandelt werden. Er-
forderlich sind passgenau zugeschnittene Eingliede-
rungsleistungen, die individuell der Überwindung 
der Hilfebedürftigkeit dienen. Dafür ist es notwendig, 
dass in den Jobcentern ausreichend qualifiziertes Per-
sonal vorhanden ist, das die Zeit hat, die Fähig- und 
Fertigkeiten und den Förderbedarf der Leistungsbe-
rechtigten richtig einzuschätzen. Nur so können für 
die Eingliederung individuell geeignete Leistungen 
mit den Leistungsberechtigten vereinbart werden. 
Solche auf Augenhöhe vereinbarte Pflichten rechtfer-
tigen bei einem Pflichtenverstoß eine zwingende leis-
tungsrechtliche Reaktion.  

6. Keine Sanktionierung bei Verweigerung von Ar-
beit unterhalb tariflicher Bezahlung  

Der Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen sieht 
vor, dass keine Sanktionen verhängt werden sollen, 
wenn die Aufnahme von Arbeit verweigert wird, die 
nicht tariflich vergütet wird.  

Bewertung 

Das Problem stellt sich häufig, wenn Personen Ar-
beitsgelegenheiten nicht annehmen. Die Arbeitsgele-
genheit sollte aus Sicht des Deutschen Caritasverban-
des aus der Liste der Pflichtverletzungen in § 31 Abs. 
1 SGB II gestrichen werden, sofern sie nicht in der 
Eingliederungsvereinbarung festgelegt sind. Nach der 
aktuellen Regelung verletzen Arbeitslosengeld II-
Empfänger ihre Pflichten, wenn sie sich weigern, eine 
Arbeitsgelegenheit nach § 16d SGB II aufzunehmen, 
fortzuführen oder deren Anbahnung durch ihr Ver-
halten verhindern (§ 31 Abs. 1 Nr. 2 SGB II). Seit der 
Instrumentenreform im Jahr 2012 ist die Arbeitsgele-
genheit nachrangig ausgestaltet. Sie dient nicht un-
mittelbar der Eingliederung in Arbeit, sondern aus-
schließlich der Wiedererlangung der Beschäftigungs-
fähigkeit und dem Abbau von Vermittlungshemmnis-
sen (BT-Drucks. 17/6722 S. 115). Daher ist es sachge-
recht, dass aus der Weigerung, eine Arbeitsgelegen-
heit anzunehmen, nicht mehr unmittelbar eine Sank-
tion folgt. Eine Sanktionierung kommt nur dann in 
Betracht, wenn die Teilnahme an einer Arbeitsgele-
genheit vorher in einer Eingliederungsvereinbarung 
vereinbart war (§ 31 Abs. 1 Nr. 1 SGB II). Diese Rege-
lung soll unverändert bleiben. 

Die Forderung nach einem generellen Ausschluss ei-
ner Sanktionierung bei Verweigerung von Arbeit un-
terhalb tariflicher Bezahlung teilt der DCV hingegen 

nicht. Die Vereinbarung von Tariflöhnen und die Ein-
beziehung von Unternehmen in die Tarifbindung ist 
Aufgabe der Sozialpartner. Die Vermittlung von Ar-
beitslosen sollte sich hingegen auf alle freien Arbeits-
plätze beziehen, sofern sie zur Integration des Be-
troffenen geeignet und ihm aus sonstigen Gründen 
zumutbar ist. Für eine längerfristige Integration in Ar-
beit kann auch die anfängliche Tätigkeit in nicht ta-
rifgebundenen Unternehmen sinnvoll sein. Einen 
Schutz vor Niedrigstlöhnen bietet der geltende ge-
setzliche Mindestlohn. 

7. Verhinderung der Sanktionierung bei psychi-
schen Problemen 

Der Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen sieht 
eine Prüfung vor, wie Sanktionen, bei denen das zu 
sanktionierende Verhalten Folge eines psychischen 
Problems ist, verhindert werden können.  

Bewertung 

Es ist geboten, Verhalten, das Folge psychischer Prob-
leme ist, nicht zu sanktionieren. Um solche psychi-
schen Probleme zu erkennen, muss eine ganzheitli-
che Betreuung durch die Integrationsfachkräfte ge-
währleistet sein. Dies erfordert einen entsprechend 
günstigen Betreuungsschlüssel, damit die personel-
len und zeitlichen Ressourcen in den Jobcentern ge-
geben sind, sowie im Einzelfall die Beratung der Fall-
manager durch Personen, die bezüglich der Erken-
nung psychisch bedingter Problemlagen besonders 
qualifiziert sind. 

8. Einrichtung von Ombudsstellen 

Der Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen sieht 
die Einrichtung von unabhängigen Ombudsstellen 
vor, die in Konfliktfällen zwischen Leistungsberech-
tigten und Trägern vermitteln.  

Bewertung 

Die Rechtslage in der Grundsicherung für Arbeitsu-
chende und den angrenzenden Rechtsgebieten ist 
zum Teil undurchsichtig und komplex. Die unzu-
reichende personelle Ausstattung in den Jobcentern 
bedeutet nicht nur für die Sachbearbeiter selbst eine 
enorme Belastung. Sie wirkt sich in vielerlei Hinsicht 
auch auf die Leistungsberechtigten aus. Dies könnte 
die Ursache sein, weshalb die Beratung durch die Job-
center häufig mangelhaft ist. Hinzu kommen techni-
sche Gegebenheiten wie z. B. die spezielle Software, 
mit der die Leistungsbescheide erstellt werden. Die 
Bescheide sind umfangreich, schwer verständlich 
und können deshalb oft nicht oder nur ungenügend 
nachvollzogen werden. Die Fallmanager müssen die 
Leistungsberechtigten über zahlreiche Dinge aufklä-
ren und über anderweitige Ansprüche (z. B. Wohn-
geld, Kinderzuschlag, BAföG, Berufsausbildungsbei-
hilfe etc.) informieren. Die Kommunikation wird zu-
sätzlich erschwert, weil der Leistungsberechtigte sei-
nen Fallmanager telefonisch nicht persönlich errei-
chen kann, sondern auf die zentrale Telefon-Hotline 
verwiesen wird.  

Viele Widersprüche und Klagen ließen sich dadurch 
vermeiden, dass die erwähnten Missstände behoben 
werden und die Leistungsberechtigten vor Ort über 
ihre Leistungs- und Änderungsbescheide ausrei-
chend beraten und aufgeklärt werden. Dies könnte 
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durch regionale Ombudsstellen erfolgen. Entspre-
chend der Regelung in § 116 Abs. 2 SGB XII könnte 
ein solches Gremium aus je einem Vertreter der Agen-
tur für Arbeit und der Kommune sowie einem sach-
kundigen Dritten (z. B. aus dem Bereich der Wohl-
fahrtsverbände) bestehen. Zum einen können Leis-
tungsempfänger und Leistungsempfängerinnen bei 
Unklarheiten von der Ombudsstelle vor Ort beraten 
und aufgeklärt werden. Dabei ist jedoch zu beachten, 
dass die Beratung durch die Ombudsstelle die gesetz-
liche Beratungspflicht der Jobcenter nicht ersetzt. Die 
Beratung der Ombudsstelle soll Widerspruchverfah-
ren und Klagen vermeiden. Die Beteiligung der Om-
budsstelle ist für die Leistungsempfänger daher frei-
willig. Damit wird gewährleistet, dass die Einschal-
tung der Ombudsstelle ein etwaiges Verwaltungsver-
fahren nicht verzögert oder den Zugang zum Gericht 
erschwert. Sie kann dem Jobcenter jedoch aufgrund 
ihrer beratenden Funktion eine Änderung des Be-
scheids empfehlen. Zum anderen kann sie durch die 
Sammlung und anschließende Evaluierung der Prob-
lemsituationen vor Ort das Jobcenter auf Probleme 
hinweisen und Lösungsmöglichkeiten vorschlagen.  

9. Aufschiebende Wirkung von Widersprüchen 

Im Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen wird 
gefordert, dass ein Widerspruch von Leistungsträgern 
gegen die Verhängung von Sanktionen aufschiebende 
Wirkung haben muss. Auf Wunsch soll der Leistungs-
berechtigte die Ombudsstelle einschalten können.  

Bewertung 

Der Gesetzgeber hat mit der Einführung des SGB II die 
Anforderungen an erwerbsfähige Leistungsempfän-
ger(innen) gegenüber der alten Sozialhilfe deutlich 
verschärft. Eine solche Verschärfung ist nur vertret-
bar, wenn sie durch einen effektiven Rechtsschutz auf 
Seiten der Betroffenen ausgeglichen wird. Im Bereich 
der Existenzsicherung ist eine Einschränkung des 
Rechtsschutzes im Widerspruchsverfahren gegen 
Sanktionen nicht vertretbar, da die Hilfeempfän-
ger(innen) gezwungen sind, zeitweise unterhalb des 
Existenzminimums zu leben oder unzumutbare Ar-
beit zu verrichten. Die Hilfeempfänger sind in diesen 
Fällen darauf verwiesen, ihre Ansprüche vor Gericht 
im einstweiligen Rechtsschutz durchsetzen. Zum ei-
nen führt dies neben dem Hauptsacheverfahren zu ei-
nem weiteren Verfahren und damit zu einer doppel-
ten Belastung der Gerichte. Zum anderen dauern auch 
die Eilverfahren meist mehrere Wochen oder gar Mo-
nate, in denen der Lebensunterhalt des Hilfeempfän-
gers nicht gesichert ist.  

Widersprüche gegen Sanktionen sollten daher auf-
schiebende Wirkung haben. Dies entspricht auch der 
Wertung des § 86a Abs. 1 S. 1 SGG, nach dem zumin-
dest Widersprüche gegen Verwaltungsakte, die eine 
laufende Leistung herabsetzen oder entziehen, auf-
schiebende Wirkung haben. 

10. Sanktionsmoratorium 

Bündnis 90/Die Grünen sprechen sich im Antrag für 
ein Sanktionsmoratorium aus.  

Bewertung 

Der Deutsche Caritasverband setzt sich dafür ein, die 
Sanktionen umgehend zu reformieren, diese neuen 

Regelungen zu evaluieren und dann, wenn nötig, 
nachzusteuern. Wichtige Schritte hierbei sind eine 
gute Information und Beratung der Leistungsempfän-
ger. Notwendig ist eine flexible Anwendung der 
Sanktionierung mit Möglichkeiten zur Sanktions-
rücknahme. Nicht sanktioniert werden dürfen Kosten 
der Unterkunft und Heizung. Die Sondersanktionen 
für Jugendliche sind abzuschaffen. Die Vorschläge im 
Detail sind in der Gesamtbewertung zusammenge-
stellt.  

Wir stimmen dem Anliegen der Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen zu, dass die Sanktionen einer umfas-
senden Evaluierung unterzogen werden sollen. Eine 
Aussetzung der Sanktionen, wie mit dem Sanktions-
moratorium gefordert, halten wir in diesem Zusam-
menhang nicht für sinnvoll. Ohne jegliche Möglich-
keit zur Sanktion wäre die Festlegung des Gesetzge-
bers, dass Leistungen zur Existenzsicherung nicht be-
dingungslos gewährt werden, nicht durchzusetzen. 
Eine grundsätzliche Bindung existenzsichernder 
Leistungen an die Mitwirkung bei der Überwindung 
der Abhängigkeit der Hilfe hält der Deutsche Caritas-
verband für sozialpolitisch geboten. Dabei sind aller-
dings Grenzen zu wahren, die der Deutsche Caritas-
verband im jetzigen Sanktionsregime für überschrit-
ten hält. Es liegen gegenwärtig nur wenige For-
schungsergebnisse zur Wirkung der Sanktionen vor. 
Sinnvoll ist die Vergabe eines umfassenden For-
schungsauftrages durch das BMAS. Auf Grundlage 
aktueller Datenlagen sollten die Wirkungen von 
Sanktionen umfassend quantitativ und qualitativ er-
forscht werden.  

IV. Antrag der Fraktion DIE LINKE „ Sanktionen bei 
Hartz IV und Leistungseinschränkungen bei der 
Sozialhilfe abschaffen (BT-Drs. 18/1115) 

1. Abschaffung der Sanktionen 

Die Fraktion DIE LINKE fordert in BT-Drs. 18/1115, 
sämtliche Sanktionen und Leistungseinschränkungen 
abzuschaffen. Hierdurch wird eine Unterschreitung 
des gesetzlich festgelegten Existenzminimums ausge-
schlossen.  

Bewertung 

Sanktionen sind seit 2005 ein fester Bestandteil des 
SGB II und Ausdruck des Förderns und Forderns. 
Viele Leistungsberechtigte empfinden die Sanktions-
drohungen als stigmatisierend. Wenn stärkere Sankti-
onen verhängt werden, haben diese erheblichen Aus-
wirkungen auf die finanzielle und psychische Situa-
tion der Leistungsempfänger. Die verfassungsrechtli-
che Zulässigkeit von Sanktionen ist bisher ungeklärt. 
Die Wirkung für die Arbeitsmarktintegration ist noch 
nicht abschließend erforscht. Allerdings zeigen die 
Forschungsergebnisse, dass die Möglichkeit der 
Sanktionierung dazu beiträgt, dass erwerbsfähige 
Leistungsberechtigte ihren Pflichten nachkommen. 

Die Sanktionen sind daher umgehend in ihren 
Rechtsfolgen deutlich abzumildern, flexibler zu ge-
stalten und durch eine intensivere Beratung und ex-
ternen Beistand zu ergänzen. Zudem bedarf es pass-
genauerer Angebote zur Arbeitsmarktintegration und 
einer existenzsichernden Ausgestaltung des Regelsat-
zes.  
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Die Wirkung von Sanktionen muss weiterhin wissen-
schaftlich evaluiert werden und es muss gegebenen-
falls politisch nachgesteuert werden. 

2. Aufschiebende Wirkung von Verwaltungsakten 

Im Antrag der Fraktion DIE LINKE (BT-Drs. 18/1115) 
wird gefordert, dass ein Widerspruch von Leistungs-
trägern gegen die Verhängung von Sanktionen auf-
schiebende Wirkung haben muss.  

Bewertung 

Der Deutsche Caritasverband unterstützt diese Forde-
rung und verweist auf seine Ausführungen unter Teil 
III. 9.  

V. Antrag der Fraktion DIE LINKE „Gute Arbeit und 
eine sanktionsfreie Mindestsicherung statt Hartz 
IV“ (BT-Dr. 18/3549) 

Der Antrag geht über das Thema Sanktionierung hin-
aus. Gefordert wird ein grundlegender Kurswechsel 
hin zu einer Politik der Armutsbekämpfung, der Ge-
währleistungen des sozio-kulturellen Existenzmini-
mums, der Förderung guter Arbeit und sozialer Siche-
rung.  

1. Arbeitsmarktpolitik 

Im Antrag DER LINKEN wird ein politischer Strate-
giewechsel in der Arbeitsmarktpolitik gefordert. Ge-
fordert wird die Anhebung des Mindestlohns auf 10 
Euro, da unterhalb dieser Höhe eine Existenzsiche-
rung nicht gewährleistet ist. Gut bezahlte, sozial ab-
gesicherte und unbefristete Vollzeitarbeit soll zur 
Richtschnur der Arbeitsmarktpolitik werden. Der Zu-
gang zum ALG I soll durch Erweiterung der Rahmen-
fristen von zwei auf drei Jahre und die Ausweitung 
der Dauer des Arbeitslosengeldanspruchs verbessert 
werden. Die Sperrzeiten sollen abgeschafft werden. 
Bei Bedarf soll ein Mindestarbeitslosengeld in Höhe 
des SGB II eingeführt werden, welches steuerfinan-
ziert ist. Durch fachlich gut qualifiziertes Personal 
soll in Erwerbsarbeit vermittelt werden, die nicht un-
terhalb des gesetzlichen Mindestlohns vergütet wird. 
Allen Arbeitslosen soll der Zugang zu arbeitsmarkt-
politischen Leistungen ermöglicht werden, wobei die 
Teilnahme auf Freiwilligkeit beruht. Statt Ein-Euro 
Jobs sollen 200.000 Stellen im öffentlich geförderten 
Beschäftigungssektor geschaffen werden, die auf der 
Höhe des Mindestlohns vergütet werden.  

Bewertung 

Die Arbeitsmarktpolitik des SGB II hat die wichtige 
Aufgabe, Langzeitarbeitslose, die ohne Unterstützung 
keine realistische Chance auf Arbeitsmarktintegration 
haben, Chancen auf Integration zu eröffnen. Insbeson-
dere Langzeitarbeitslose mit Vermittlungshemmnis-
sen werden bei hohen Hürden keine realistische 
Chance auf Integration erhalten. Die Erhöhung des 
Mindestlohns auf 10 Euro wird nach unserer Ein-
schätzung dazu beitragen, die Integrationshürden zu 
erhöhen. Wichtig ist es, das Angebot an Instrumenten 
zu Arbeitsmarktintegration auszubauen. Zu nennen 

                                                                        
6Stellungnahme zur Unterrichtung des BMAS „Chancen eröffnen – soziale Teilhabe sichern“, zum Antrag der Fraktion DIE 
LINKE (BT-Drs. 18/3146) und zum Antrag der Fraktion Bündnis 90/DIE Grünen (BT-Drs. 18/3918); http://www.cari-
tas.de/fuerprofis/presse/stellungnahmen/05-11-2015-vorschlaege-zur-bekaempfung-der-langzeitarbeitslosigkeit. 
7 Position des DCV zur  Bemessung der Regelbedarfe von Erwachsenen und Kindern, http://www.caritas.de/fuerpro-
fis/presse/stellungnahmen/01-24-2014-regelbedarfe-muessen-erhoeht-werden 

ist hier insbesondere die Weiterentwicklung der Ar-
beitsgelegenheiten und Förderung von Arbeitsver-
hältnissen. Die im Gesetz bisher vorgenommene zeit-
liche Beschränkung der Förderung auf insgesamt 24 
Monate innerhalb eines Zeitraums von fünf Jahren ist 
in der Praxis kontraproduktiv. Die Instrumente müs-
sen flexibel entsprechend der jeweiligen Fördernot-
wendigkeiten des Einzelfalls gestaltet werden kön-
nen. Bei der Schaffung von öffentlich geförderter Be-
schäftigung ist darauf zu achten, dass diese für eine 
enge Zielgruppe von Personen mit Vermittlungs-
hemmnissen bereitsteht. Andernfalls besteht die Ge-
fahr der Verdrängung. Für eine erfolgreiche Integra-
tion in den Arbeitsmarkt ist es elementar, dass in den 
Jobcentern gut qualifizierte Mitarbeiter vorhanden 
sind, die auch genügend Zeit für die Betreuung von 
Langzeitarbeitslosen haben. Entsprechend ist ein gu-
ter Betreuungsschlüssel wichtig. Der Deutsche Cari-
tasverband verweist im Übrigen auf seine Stellung-
nahme zum Konzept der Bundesministerin Andrea 
Nahles zur Bekämpfung der Langzeiterwerbslosig-
keit.6 

2. Einführung einer bedarfsdeckenden, sanktions-
freien Mindestsicherung  

Im Antrag DER LINKEN wird ein Kurswechsel in der 
Mindestsicherung gefordert. Die Sanktionen sollen 
abgeschafft werden. Kurzfristig soll das ALG II auf 
mindestens 500 Euro pro Monat erhöht werden. Das 
Konstrukt der Bedarfsgemeinschaft soll abgeschafft 
werden und durch das Individualprinzip ersetzt wer-
den. Die Sonderregelungen für Jugendliche bis 25 
Jahre sollen abgeschafft werden. Angemessene Wohn-
kosten sollen ersetzt werden. Die Heizkosten sollen in 
voller Höhe ersetzt werden. Die Entstehung von Woh-
nungslosigkeit soll ebenso wie Stromsperren grund-
sätzlich verhindert werden. Der Bund soll langfristig 
die kompletten Kosten der Unterkunft übernehmen. 
Die Sozialversicherungskosten sollen angehoben wer-
den. Das gilt insbesondere für die Beiträge zur gesetz-
lichen Rentenversicherung, aber auch für die Kran-
kenversicherungsbeiträge. Mehrbedarfe, die sich aus 
der UN-Behindertenhilfe ergeben, sollen übernom-
men werden. Die Vermögensfreigrenzen sollen auf 
20.000 Euro pro Person angehoben werden. Auf-
wandsentschädigungen für ehrenamtliche Tätigkei-
ten sollen anrechnungsfrei sein. Rückgriffsrechte auf 
Erben sollen ebenso abgeschafft werden wie pau-
schale Leistungsausschlüsse nach dem § 7 Abs. 1 SGB 
II.  

Bewertung 

Eine generelle Abschaffung der Sanktionen wird 
nicht als sinnvoll erachtet (siehe Punkt 1). Wichtig ist 
unseres Erachtens eine bessere und vor allem bedarfs-
gerechte Ermittlung des Regelbedarfs. Als notwendig 
erachtet werden Korrekturen bei der Bestimmung der 
Referenzgruppe, die Herausnahme der verdeckt Ar-
men, die Einrechnung einer Flexibilitätsreserve und 
eine Neuberechnung der Energiekosten. Unsere Be-
rechnungen für 2014 zeigen7, dass eine Anhebung um 
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63 Euro monatlich für einen alleinstehenden Erwach-
senen erforderlich wäre. Eine Pauschalierung der Un-
terkunft- und Heizkosten halten wir ebenfalls für 
nicht angemessen. Bemessungskriterien für die Ange-
messenheit müssen die tatsächlichen Gegebenheiten 
des örtlichen Wohnungsmarktes, der örtliche Miet-
spiegel und die familiären Verhältnisse des Leis-
tungsberechtigten sein. Zur Vermeidung von Strom-
sperren müssen Energieschulden vom Sozialleis-
tungsträger auf Antrag des Betroffenen darlehens-
weise übernommen werden, ohne dass zuvor der Ab-
schluss einer Ratenzahlungsvereinbarung mit dem 
Energieversorgungsunternehmen versucht wurde. 
Die Übernahme der Energieschulden allein als Darle-
hen nach § 24 Abs. 1 und § 22 Abs. 8 Satz 4 SGB II 
birgt die Gefahr, dass die Aufrechnung der Tilgung 
mit dem Regelbedarf immer wieder zu Bedarfsunter-
deckung führt, selbst wenn die Tilgungsrate auf ma-
ximal zehn Prozent des Regelbedarfs begrenzt ist. Die 
Caritas fordert daher, dass in § 24 Abs. 1 und § 22 
Abs. 8 SGB II eingeführt wird, dass Energieschulden 
im Einzelfall sowohl als Darlehen als auch als Zu-
schuss übernommen werden können. Im Übrigen ver-
weist der Deutsche Caritasverband auf seine Position 
zur Bekämpfung von Energiearmut8. 

3. Die Rechtsposition der Leistungsberechtigten ist 
zu stärken  

Im Antrag DER LINKEN wird ein Kurswechsel bei der 
Rechtsposition der Leistungsberechtigten gefordert. 
Widersprüche gegen Verwaltungsakte der Sozialbe-
hörden sollen aufschiebende Wirkung haben. Die Be-
ratungshilfe ist auszubauen. Unabhängige Beratungs-
stellen sollen stärker gefördert werden. Die Prozess-
führung vor den Sozialgerichten soll weiterhin kos-
tenfrei bleiben. Die Rücknahme rechtswidriger nicht 
begünstigender Verwaltungsakte der Jobcenter soll an 
das allgemeine Sozialverwaltungsverfahrensrecht an-
gepasst werden. Die Praxis der Hausbesuche soll ein-
gestellt werden und das informationelle Selbstbe-
stimmungsrecht gewährleistet werden.  

Bewertung 

Der Deutsche Caritasverband teilt die Auffassung, 
dass die Rechtsposition der Leistungsberechtigten ge-
stärkt werden muss. Zumindest Widersprüche gegen 
Verwaltungsakte sollten aufschiebende Wirkung ha-
ben (siehe Ausführungen unter Teil III. 9.). Die Caritas 
spricht sich für die Einrichtung von Ombudsstellen 
aus (siehe Ausführungen zu Teil II. 7.). Außerdem 

setzt sich der Deutsche Caritasverband dafür ein, dass 
Menschen mit geringem Einkommen den gleichen 
Zugang zum Rechtsschutz wie alle Bürger haben9. 
Wichtig ist es auch, dass im SGB II kein Sonderver-
waltungsrecht mit verschärften Regelungen zur An-
wendung kommt.  
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Schriftliche Stellungnahme 

zur öffentlichen Anhörung von Sachverständigen in Berlin am 29. Juni 2015 zu den 
Vorlagen 

a. Antrag der Abgeordneten Katja Kipping, Sabine Zimmermann (Zwickau), Klaus 
Ernst, weiterer Abgeordneter und der Fraktion DIE LINKE., Gute Arbeit und eine 
sanktionsfreie Mindestsicherung statt Hartz IV, BT-Drs. 18/3549  

b. Antrag der Abgeordneten Katja Kipping, Sabine Zimmermann (Zwickau), Matthias 
W. Birkwald, weiterer Abgeordneter und der Fraktion DIE LINKE., Sanktionen bei 
Hartz IV und Leistungseinschränkungen bei der Sozialhilfe abschaffen, BT-Drs. 
18/1115 

c. Antrag der Abgeordneten Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn, Beate Müller-Gemmeke, 
Markus Kurth, weiterer Abgeordneter und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
Existenzminimum und Teilhabe sicherstellen - Sanktionsmoratorium jetzt, BT-Drs. 
18/1963 

Diakonie Deutschland

Zusammenfassung 

Sanktionen sind menschenrechtlich fragwürdig und 
verschärfen soziale Ausgrenzung 

Die Diakonie Deutschland begrüßt, dass der Aus-
schuss für Arbeit und Soziales des Deutschen Bun-
destages intensiver über die Frage der Sanktionen im 
SGB II diskutiert, bedankt sich für die Einladung zur 
Anhörung und nimmt gerne Stellung zu den vorgeleg-
ten Anträgen. 

Das Grundrecht auf ein soziokulturelles Existenzmi-
nimum darf nicht beschnitten werden. Sanktionen 
führen zunehmend in existenzgefährdende Armut 
und Wohnungslosigkeit. Zudem gibt es keinen wis-
senschaftlichen Beleg für positive Effekte von Sankti-
onen auf die Leistungsberechtigten. Daher setzt sich 
die Diakonie Deutschland für die Abschaffung von 
Sanktionen im SGB II, eine Verringerung von Sankti-
onsinstrumenten und bessere Hilfen für Langzeitar-
beitslose ein. Jede Begrenzung der bisherigen Sankti-
onspraxis ist bereits ein wichtiger Fortschritt im Ver-
gleich zu einer Situation, in der sämtliche existenzsi-
chernden Leistungen gestrichen werden können und 
Menschen in existenzbedrohliche Not geraten. Die 
Diakonie Deutschland begrüßt den Beschluss des So-
zialgerichts Gotha vom 26. Mai dieses Jahres, das 

Bundesverfassungsgericht zur Frage der grundsätzli-
chen Zulässigkeit von Sanktionen anzurufen. 

Erleichterungen bei den Sanktionen waren Gegen-
stand der Bund-Länder-Arbeitsgruppe „Rechtsverein-
fachung im SGB II“. Begrenzungen bei der Sanktions-
höhe, die Abschaffung des Wiederholungstatbe-
stands, die Gleichbehandlung aller Leistungsberech-
tigten über und unter 25 Jahre, die Ausnahme der 
Kosten der Unterkunft von Sanktionen und die Aus-
setzung von Aufrechnungen bei Sanktionen wurden 
diskutiert. Das Bundesministerium für Arbeit und So-
ziales (BMAS) hat mit 100 Euro eine begrenzte 
Summe pro Sanktionsgrund vorgeschlagen. Mehrere 
Sanktionsgründe könnten aber nach wie vor zu einer 
kompletten Streichung des Regelsatzes führen. Die 
Diakonie Deutschland begrüßt diese Vorschläge den-
noch als wichtige Schritte in die richtige Richtung. 
Darüber hinaus bedeutet der von Bündnis 90 / Die 
Grünen vorgelegte Antrag, der ein Sanktionsmorato-
rium bis zur Neuregelung, die Begrenzung von Sank-
tionen auf insgesamt 30 % des Regelsatzes, verbindli-
che Gutscheine für Sachleistungen und die Rück-
nahme von Sanktionen bei Verhaltensänderungen 
vorschlägt, eine deutliche Erleichterung für die Leis-
tungsberechtigten. Die genannten Vorschläge können 
das grundsätzliche Dilemma nicht auflösen, das ver-
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fassungsmäßig verbriefte Recht auf Sicherung des so-
zialen und kulturellen Existenzminimums einzu-
schränken. Daher ist der Vorschlag der Fraktion DIE 
LINKE konsequent, die Sanktionsregelungen im SGB 
II zu streichen. Hieran müsste sich eine Reform der 
gesamten Grundsicherungsleistungen anschließen 
und die Bedeutung der Grundsicherung über ihre un-
mittelbar arbeitsmarktpolitischen Bezüge hinaus Be-
rücksichtigung finden. Existenzsicherung und Ar-
beitsmarktintegration müssen als gleichberechtigte 
Ziele in der Grundsicherung benannt werden. 

Jährlich wird eine Million Leistungsberechtigte sank-
tioniert. Sanktionen treffen Hartz-IV-Empfänger/in-
nen, die einen Termin beim Jobcenter versäumen, 
eine Maßnahme nicht antreten oder ein Jobangebot 
als nicht zumutbar ablehnen. Sie müssen mit emp-
findlichen Kürzungen des Arbeitslosengeldes II bis 
hin zur völligen Streichung rechnen. Besonders hart 
wird mit Arbeitslosen unter 25 Jahren verfahren. 
Ihnen kann das Jobcenter schon mit der zweiten 
Sanktion den Regelsatz komplett streichen. Bereits 
bei einer 30-prozentigen Kürzung kommt es zu gra-
vierenden Problemen, Waren des täglichen Bedarfs 
und Rechnungen bezahlen zu können. 

Notwendig sind mehr passgenaue Hilfen, die direkt 
an den persönlichen Notlagen der Menschen anset-
zen. Die sozialen Integrationsleistungen müssen aus-
gebaut werden, nicht die Sanktionspraxis. Sanktio-
nen dürfen nicht dazu dienen, Druck auf Leistungs-
berechtigte auszuüben, um nicht auskömmliche Ar-
beitsverhältnisse anzunehmen. Arbeitgeber/innen 
müssen ohne Ausnahmen ihre Verantwortung für 
existenzsichernde Löhne wahrnehmen. Existenzsi-
chernde Mindestlöhne und ein ausreichender Be-
reich öffentlich geförderter Beschäftigung sind not-
wendig. Auch ist prekäre Beschäftigung nicht hin-
nehmbar. 

Nach einer aktuellen Untersuchung des Deutschen 
Gewerkschaftsbundes (DGB) haben sich die Beschäf-
tigungschancen für Langzeitarbeitslose weiter ver-
schlechtert und die Chancen auf stabile Eingliede-
rung abgenommen. Die Zahl der Langzeitarbeitslosen 
liegt seit langem bei über einer Million. Ein Fünftel 
der Personen im Erwerbsalter pendelt zwischen 
Grundsicherungsleistungen und prekärer Beschäfti-
gung, fast ein Viertel der Beschäftigten arbeitet für 
nicht existenzsichernde Löhne. Die Diakonie 
Deutschland setzt sich für Regelungen ein, die das 
Ausmaß der prekären Beschäftigung begrenzen. Sie 
begrüßt, dass Bündnis 90 / Grünen und die Fraktion 
DIE LINKE hierzu gesetzliche Änderungen vorschla-
gen und dass die Bundesregierung mit den neuerli-
chen Vorschlägen des BMAS und die CDU/CSU-Frak-
tion das Thema Langzeitarbeitslosigkeit in den Blick 
genommen haben. 

Die Diakonie mahnt die mit den Ergebnissen der 
Bund-Länder-AG vorgeschlagene Reform des Sankti-
onsrechtes an. Auch die neueren Entwicklungen in 
der Rechtsprechung zeigen, wie dringend notwendig 
diese ist. Zunächst müssen die Auswirkungen der gel-
tenden Sanktionsregelungen dringend auf den Prüf-
stand. In einem zweiten Schritt ist eine Reform der 
Grundsicherung nötig. Arbeitsmarktpolitische Hilfen, 
Existenzsicherung und Hilfen zur Verbesserung der 

sozialen Teilhabe müssen mit einer eigenständigen 
Fachlichkeit verwirklicht werden. 

1. Zur aktuellen politischen und juristischen Aufar-
beitung der Sanktionsproblematik 

Mit seinem Urteil vom 26. Mai 2015 (S 15 AS 
5157/14) macht das Sozialgericht Gotha grundsätzli-
che Zweifel daran geltend, dass eine Kürzung der 
Grundsicherung durch Sanktionen verfassungsrecht-
lich zu rechtfertigen ist. Das Gericht legt dem Bundes-
verfassungsgericht die Fragen zur Entscheidung vor, 
ob eine Kürzung von mehr als 30 % mit dem Recht 
auf ein menschenwürdiges Existenzminimum verein-
bar ist, ob durch Sanktionen im SGB II gegen das 
„Recht auf Leben und körperliche Unversehrtheit“ 
verstoßen wird und ob Sanktionen gegen die Berufs-
freiheit verstoßen. 

In seinem Beschluss kommt das Gericht zu folgendem 
Ergebnis (S. 49): „§ 31a i.V.m. § 31 und § 31b SGB II 
verstoßen gegen Art.1 Abs. 1 i. V. m. Art. 20 Abs.1 GG, 
Art. 2 Abs.2 S.1 GG, Art. 12 Abs. 1 GG. Sie sind nicht 
verfassungskonform auslegbar. Die Minderung des 
Regelbedarfs durch Sanktionen stellt eine erhebliche 
Abweichung vom verfassungsgemäßen Zustand dar. 
Diese Abweichung überzieht den Gestaltungsspiel-
raum des Gesetzgebers und führt zu einem normati-
ven Fehlbetrag im Sinne einer verfassungsrechtlichen 
Beschwer.“ 

Die grundsätzlichen verfassungsrechtlichen Beden-
ken gegen Sanktionen wurden von der Diakonie 
Deutschland unter anderem im Positionspapier 
„Menschenwürde und soziale Teilhabe in der Grund-
sicherung verwirklichen – Zehn Jahre Hartz IV – Zehn 
Thesen der Diakonie“ aufgearbeitet. Die Diakonie er-
gänzt hiermit Aussagen zu einer Ausgestaltung von 
Sanktionen, durch die das Existenzminimum nicht 
dauerhaft existenzbedrohend gekürzt wird, wie sie 
sie in ihrer Stellungnahme zur  Anhörung des Bun-
destages zu Sanktionen von 2011 formuliert hat: die 
Eingrenzung auf maximal 30 % des Regelsatzes, die 
Abschaffung des Wiederholungstatbestands und die 
Rückholbarkeit bei Verhaltensänderungen. Bei einer 
Kürzung von mehr als 10 % des Regelsatzes sollen 
verbindlich Gutscheine für Sachleistungen ausgege-
ben werden. Die Kosten der Unterkunft müssen von 
Sanktionen ausgenommen werden, und die Beleh-
rung über Rechtsfolgen muss an die Leistungsberech-
tigten immer schriftlich erfolgen. 

Die Diakonie begrüßt, dass der Ansatz einer Beschrän-
kung von Sanktionen Gegenstand einer breiten politi-
schen Debatte unter Beteiligung der Bund-Länder-
AG, des BMAS sowie der Bundesagentur für Arbeit 
geworden ist, die selbst Beschränkungen vorschlägt 
und den Verwaltungsaufwand senken will. In ihrer 
Stellungnahme vom Herbst 2014 zu den Ergebnissen 
der Bund-Länder-Arbeitsgruppe hat die Bundesar-
beitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtspflege 
(BAGFW) diese Pläne begrüßt und die Regierungsko-
alition zur Umsetzung aufgefordert. 

Gleichwohl lassen diese Vorschläge wichtige Fragen 
offen. Wenn es pro Sanktionsgrund zu 100 Euro Kür-
zungen kommen kann, würde die Aufaddierung von 
vier Sanktionsgründen die komplette Streichung des 
Regelsatzes ermöglichen. 
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Die weitergehenden Vorschläge von Bündnis 90 / die 
Grünen im  Antrag 18/1963 für ein Sanktionsmorato-
rium bis zur Neuregelung sowie für eine deutliche Be-
grenzung der Sanktionsmöglichkeiten auf insgesamt 
30 % des Regelsatzes, die verpflichtende Ausgabe von 
Gutscheinen bei Sanktionen und die Rücknahme von 
Sanktionen bei Verhaltensänderungen bedeuten über 
die Vorschläge der Bund-Länder-AG hinaus eine we-
sentliche Verbesserung. 

So sehr eine derartige Begrenzung von Sanktionen zu 
begrüßen ist, bleibt sie aber in einem grundsätzlichen 
Dilemma stehen. Wenn einerseits die Grundsiche-
rung das soziale und kulturelle Existenzminimum si-
chern soll und dies ein verfassungsmäßig verbrieftes 
Recht ist, kann andererseits kaum begründet werden, 
warum genau dieses Recht dann Gegenstand von Kür-
zungen sein kann. 

2. Hintergründe und menschenrechtliche Bezüge 
der Sanktionsdebatte 

In ihrem Antrag 18/1115 schlägt die Fraktion DIE 
LINKE vor, die geltenden Sanktionsregelungen im 
SGB II zu streichen. Im Kontext der verfassungsrecht-
lichen Bedenken gegen Sanktionen erscheint dies 
konsequent. Allerdings zweifelt die Diakonie 
Deutschland grundsätzlich an der jetzigen Architek-
tur von sozialer Existenzsicherung. Im Kern der Kritik 
stehen die Ausrichtung der gesamten Leistung ent-
lang des Sanktionsvorbehaltes und der einseitigen 
und kurzfristigen Ausrichtung auf Arbeitsmarktziele. 
Im Ergebnis wird die Grundsicherung so nicht dem 
Ziel einer verlässlichen Sicherung des sozialen und 
kulturellen Existenzminimums gerecht. Eine Neuaus-
richtung ist über eine Änderung an den Sanktionspa-
ragraphen hinaus notwendig. 

Zehn Jahre nach Einführung der Grundsicherung 
zeigt sich, dass wichtige Aspekte der Hilfeleistung zu 
kurz gekommen sind, die sich nicht einfach mit einer 
arbeitsmarktpolitischen Vermittlungslogik messen 
lassen. Die Zahl der Erwerbslosen ist seit Einführung 
der Grundsicherung deutlich gesunken. Es scheint 
gut gelungen zu sein, diejenigen schneller zu vermit-
teln, die am Arbeitsmarkt „nah dran" waren. Der So-
ckel an Langzeitarbeitslosen verfestigte sich aller-
dings auf einem hohen Niveau. Die prekäre Beschäf-
tigung ist gewachsen. Viele Arbeitslose haben kein 
Angebot erhalten, viele sind in Arbeit vermittelt wor-
den, beziehen aber weiterhin ergänzende Sozialleis-
tungen und leben weiterhin in Armut. 

„Hartz IV“ ist mehr als eine arbeitsmarktpolitische 
Leistung. Die Grundsicherung nach dem SGB II ist 
das, was Menschen zum Leben bleibt, wenn alle Stri-
cke reißen. Ihre Würde ist zu achten. Ermutigung und 
Respekt müssen in den Vordergrund der Leistung ge-
stellt werden. Beide Aspekte der Grundsicherung – 
arbeitsmarktpolitische Hilfen und die grundlegende 
Sicherung der Existenz und von sozialer Teilhabe - 
sind gleichrangig zu behandeln. 

2.1 Das Menschenrecht auf wirtschaftliche, soziale 
und kulturelle Teilhabe 

Das Grundrecht auf Sicherung des sozialen und kul-
turellen Existenzminimums wurde durch die Urteile 
des Bundesverfassungsgerichts zur Grundsicherung 
für Arbeitsuchende und ihre Angehörigen vom 9. 

Februar 2010 und 23. Juli 2014 und zum Asylbewer-
berleistungsgesetz vom 18.Juli 2012 und vom 23. Juli 
2014 bestätigt. Das Bundesverfassungsgericht hielt in 
seinem Urteil vom 9. Februar 2010 ausdrücklich fest, 
dass „das Grundrecht auf Gewährleistung eines men-
schenwürdigen Existenzminimums“ neben einer ge-
sicherten Existenz auch ein „Mindestmaß an Teilhabe 
am gesellschaftliche, kulturellen und politischen Le-
ben“ umfassen muss. Das oft zitierte Lohnabstandsge-
bot war dagegen eine einfache Vorgabe in § 28 Absatz 
4 SGB XII (alte Fassung). Diese Regelung wurde mit 
der SGB II- und XII-Reform zum 1. Januar 2011 ersatz-
los gestrichen. 

Der im Dezember 1966 von der Generalversammlung 
der Vereinten Nationen verabschiedete internationale 
Pakt über wirtschaftliche, soziale und kulturelle 
Rechte (wsk-Rechte) erkennt das Recht auf soziale Si-
cherheit einschließlich Sozialversicherung an. Der 
Sozialpakt ist in Deutschland seit 1976 gültig. Weitere 
Bestimmungen enthält die Europäische Sozialcharta. 
Nach dieser sind Systeme der sozialen Sicherheit ein-
zuführen oder beizubehalten, ein befriedigender 
Stand derselben ist herzustellen und sie sind fort-
schreitend auf einen höheren Stand zu bringen. Dass 
sich der Gesetzgeber an entsprechende Vorgaben hal-
ten muss, hat der Ausschuss der Vereinten Nationen 
für wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte 
auch in seiner 2011 veröffentlichten Kritik an der 
Umsetzung sozialer Rechte in Deutschland betont. 
Die Festlegung des soziokulturellen Existenzmini-
mums muss auch diesen menschenrechtlichen Vorga-
ben genügen. Soweit Personen ihr Existenzminimum 
nicht selbst sichern können, wird es durch bedarfsge-
prüfte Leistungen gewährleistet. 

Armut, Ausgrenzung, persönliche Benachteiligung 
und soziale Probleme von Menschen kommen immer 
wieder vor. Armut ist nicht aus einem vorgeblichen 
individuellen Versagen breiter Bevölkerungsschich-
ten zu erklären, sondern Ausdruck ungerechter Ver-
teilung und damit gesellschaftlicher und struktureller 
Probleme. Sie muss strukturell überwunden werden. 

Darum braucht es zuverlässige soziale Sicherungssys-
teme. Sie sollen davor bewahren, dass sich Ausgren-
zung verfestigt. Aber auch im Falle eines persönli-
chen Scheiterns haben Menschen das Recht auf Res-
pekt, Würde, Selbstorganisation und Hilfe. Wenn Hil-
fesuchende nicht erkennen können, dass bestehende 
Hilfeangebote eine Verbesserung ihrer sozialen Situa-
tion erleichtern können, sind die Angebote zu hinter-
fragen und nicht die Betroffenen zu sanktionieren. 

Die Gewährleistung des Existenzminimums ist eine 
sozialstaatliche Aufgabe. Die Grundsicherung muss 
so ausgestaltet sein, dass sie die soziale und kulturelle 
Teilhabe ermöglicht. Sie soll Selbsthilfe und Selbst-
organisation ermöglichen. Arbeitsmarktpolitische 
Vorgaben dürfen nicht sozialrechtliche Ansprüche 
überlagern. Die Grundsicherung ist jeder Person, die 
ihre Bedarfe nicht aus eigenem Einkommen oder Ver-
mögen decken kann, ohne Bedingungen zu gewähren. 

Eine Entlohnung, die bei Vollzeitbeschäftigung die 
Existenz von Alleinstehenden nicht sichert, ist unzu-
mutbar. Die Grundsicherung darf nicht dazu dienen, 
Arbeitgeber von ihrer Verantwortung für existenzsi-
chernde Löhne zu entlasten.  
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2.2 Erwerbstätigkeit als zentrale Frage? 

Der Maßstab der Wirksamkeit von Hilfen ist die Ver-
besserung der sozialen Situation der Betroffenen. Die 
Erfolgsmessung darf nicht anhand kurzfristiger ar-
beitsmarktpolitischer Vermittlungszahlen erfolgen. 

Die Grundsicherung für Arbeitsuchende ist nicht be-
schränkt auf arbeitslos Gemeldete, sondern eine Leis-
tung auch für ihre Angehörigen sowie weitere Perso-
nenkreise, die nicht von der Arbeitslosenstatistik er-
fasst werden. Von den arbeitslos Gemeldeten leben 
zwei Drittel – rund zwei Millionen Menschen - vom 
Regelsatz der Grundsicherung. Zu den zwei Millio-
nen „Arbeitslosen“ nach der Statistik der Bunde-
sagentur für Arbeit im Hartz-IV-Leistungsbezug kom-
men aber rund vier Millionen andere Personen, die 
ebenso Grundsicherungsleistungen nach dem SGB II 
beziehen, davon fast die Hälfte Kinder. Obwohl die 
Grundsicherung also als arbeitsmarktpolitisches In-
strument die maßgebliche Hilfe für arbeitslos Gemel-
dete ist, ist sie zugleich eine umfassende sozialstaat-
liche Hilfeleistung. Teilhabeaspekte der Grundsiche-
rung sind deshalb nicht allein auf kurzfristige arbeits-
marktpolitische Ziele zu beziehen. 

Aber auch die arbeitslos Gemeldeten bekommen oft 
kein passendes Angebot für ihre weitere arbeitsmarkt-
politische Integration. Viele erleben, dass intensive 
Bemühungen erfolglos sind, weil es an Arbeitsplätzen 
mangelt und die arbeitsmarktpolitischen Angebote 
unzureichend sind. Gleichwohl sind sie einer inten-
siven Kontrolle ausgesetzt. 

Lange Bezugszeiten sind die Normalität. Von denen, 
die den Leistungsbezug verlassen, war ein Viertel 
mehr als vier Jahre hilfebedürftig, fast ein Drittel ein 
bis drei Jahre. Das Verlassen des Leistungsbezuges be-
deutet aber oft nicht das Einmünden in existenzsi-
chernde Arbeit, sondern zum Beispiel das Erreichen 
des Rentenalters, den Verlust des Leistungsanspruchs 
wegen eines höheren Gehalts des Partners oder den 
Verzicht auf Leistungsansprüche. Von denen, die den 
Leistungsbezug verlassen, ist ein Viertel nach drei 
Monaten wieder auf Hartz IV angewiesen. Rund ein 
Fünftel der Bevölkerung ist im Langzeit-Leistungsbe-
zug oder pendelt zwischen prekärer Beschäftigung, 
Erwerbslosigkeit und prekärer Selbstständigkeit. Sol-
che Lebenssituationen werden nicht nachhaltig über-
wunden, sondern eher befördert. 

Fast ein Viertel aller Beschäftigten in Deutschland er-
hält nicht-armutsfeste Löhne. Bei Beschäftigten mit 
geringfügiger Beschäftigung oder Unterhaltspflichten 
kommt es trotz Mindestlohn zu Armut und ergänzen-
dem Sozialleistungsbezug. Die Arbeitslosenzahlen 
nehmen ab – die Armutszahlen aber nicht. 

2.3 Hilfebedarfe erkennen statt bestrafen 

Der persönliche Anspruch auf existenzsichernde und 
soziale Integrationsleistungen und die Bekämpfung 
prekärer Beschäftigung müssen zentrale sozialpoliti-
sche Ziele sein. Diese sollen mit wirksamen Regelun-
gen und Maßnahmen verbunden und geschlechterge-
recht ausgestaltet werden. 

Das Leistungssystem erschwert mit dem Abstellen auf 
die Bedarfsgemeinschaften die Bewältigung individu-
eller Problemlagen. So geraten Personen in den Leis-
tungsbezug, die für ihren eigenen Lebensunterhalt 

sorgen könnten und keine arbeitsmarktpolitischen 
Hilfen brauchen. Sie unterliegen der gleichen Kon-
trolle. Andererseits erhalten Personen keine arbeits-
marktpolitische Förderung, weil das Partnereinkom-
men über der Anrechnungsgrenze liegt. 

Die Grundsicherung gleicht Probleme aufgrund pre-
kärer Beschäftigung aus. Ihre Funktion als faktischer 
Kombilohn für Arbeitgeber kommt den Staat teuer. 
Hier ist konsequent durch existenzsichernde Min-
destlöhne ohne Ausnahmeregelungen gegenzusteu-
ern. Schon jetzt ist deutlich, dass die Höhe des Min-
destlohns von 8,50 Euro der Überprüfung bedarf. Ar-
beitgeber, die keine angemessenen Löhne zahlen, 
sind von den Jobcentern für die Kosten der Grundsi-
cherung haftbar zu machen. 

Sinkende Sozialleistungen sind keine Erfolgsmel-
dung, sondern Folge von Kürzungen und der Ver-
drängung von Leistungsberechtigten. Die Regelsätze 
bilden nicht die tatsächlichen Bedarfe ab und sind 
nach Berechnungen der Diakonie mindestens um 70 
Euro zu niedrig. Neben der Gewährleistung des pau-
schalierten Existenzminimums sind ergänzende Re-
gelungen notwendig, die besondere personenbezo-
gene Bedarfe erfassen. 

Nicht das zeitweise Verlassen des Leistungsbezuges, 
sondern eine langfristige Stabilisierung der sozialen 
Situation muss Ziel sein. Hilfeleistungen sollten in 
geeigneter Weise fortgeführt werden, bis ein Leben 
ohne Sozialleistungen dauerhaft gelingen kann. 

Hilfeprozesse gegen den Willen der Leistungsberech-
tigten können nicht zum Erfolg führen. Ihre Situation 
kann nur durch Beratung, Förderung, Ermutigung 
und persönliche Betreuung und die aktive Mitgestal-
tung durch die Betroffenen verbessert werden. Das 
Sozialgesetzbuch I billigt den Leistungsberechtigten 
ein Wunsch- und Wahlrecht zu. Dieses wird derzeit 
im SGB II deutlich eingeschränkt: 

 Bisher kann die Eingliederungsvereinbarung auch 
durch einseitigen Verwaltungsakt rechtsverbind-
lich werden. Sie sollte am Ende eines einver-
nehmlichen Prozesses stehen. 

 Die geltenden Zumutbarkeitskriterien für die Ver-
mittlung in Arbeit erklären jede Erwerbstätigkeit 
für zumutbar. Die Entwicklung einer langfristig 
das eigene Existenzminimum sichernden Qualifi-
kation wird durch kurzfristige Vorgaben zur Ein-
gliederung erschwert. 

Auch wer der gesellschaftlichen Vorgabe von Pflich-
ten – aus welchen Gründen auch immer - nicht nach-
kommt, hat ein Recht darauf, dass seine Lebensgrund-
lage gesichert ist. Sanktionen ignorieren die struktu-
rellen Barrieren, die den längere Zeit Arbeitsuchen-
den den Zugang zum Arbeitsmarkt versperren. 

Energiesperren, Wohnungslosigkeit und Mangel an 
Waren des täglichen Bedarfs drohen der gesamten Be-
darfsgemeinschaft. Eine nicht rückholbare und nicht 
nachzahlbare Streichung von Regelleistungen wider-
spricht dem Ziel, Existenz und Menschenwürde der 
Leistungsberechtigten zu sichern. Im Einzelnen lässt 
sich auch sanktionsbewehrtes Verhalten kaum von 
Verhalten infolge von Erkrankungen oder anderen 
Problemlagen unterscheiden. Zudem sind viele An-
ordnungen so kompliziert, dass Leistungsberechtigte 
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sie nicht verstehen – und dann sanktioniert werden. 
Sanktionen verschärfen schwierige Lebenssituatio-
nen weiter. 

Die Selbstorganisation der Betroffenen muss ein 
Kernziel einer reformierten Grundsicherung werden. 
Die Ermächtigung der Menschen (Empowerment) hat 
einen eigenen Stellenwert. Sie ist Grundlage für poli-
tische Beteiligung, Gestaltung der Gesellschaft und 
selbstbestimmtes Leben. Das zentrale Ziel muss sein, 
ein Leben in Würde zu ermöglichen. Dazu gehört es 
auch, die Fähigkeit zur Überwindung von Notlagen, 
zur selbstbestimmten Lebensführung und zur Selbst-
organisation zu fördern. Wenn es keine Alternative 
zum Sozialleistungsbezug gibt, muss dieser Teilhabe 
ermöglichen. 

3. Weitere Rahmenbedingungen für Arbeits-
marktintegration und Existenzsicherung 

In ihrem Antrag 18/3549 beschreibt die Fraktion DIE 
LINKE weitere Rahmensetzungen, die die unmittel-
bare Existenzsicherung durch Sozialleistungen flan-
kieren. Auf diese Frage geht die Diakonie im Folgen-
den ein: 

3.1 Zur Ermittlung der Regelbedarfe 

Das Bundesverfassungsgericht hat sich in seinem Ur-
teil vom Juli 2014 nicht positiv zu den bestehenden 
Regelsätzen geäußert. Es hat lediglich betont, dass die 
Festlegung der Regelsätze Aufgabe der Politik ist. Die 
Mängel sind nicht so groß, dass das Gesetz außer Kraft 
gesetzt wird. Das Gericht setzt sich nicht an die Stelle 
des Gesetzgebers. 

Die Bedarfe, die nicht tragfähig ermittelt wurden, sind 
auf der Basis der anstehenden Regelbedarfsberech-
nung auf Basis der Einkommens- und Verbrauchs-
stichprobe (EVS) 2013 nach zu ermitteln. Die EVS 
wird gerade ausgewertet. Damit gibt es einen klaren 
Handlungsauftrag an die Gesetzgebung in 2015 und 
2016.  

Das Gericht äußert Zweifel daran, ob der Gesetzgeber 
die in der EVS ermittelten Bedarfe hinreichend be-
rücksichtigt hat: 

 Beim Haushaltsstrom ist der gestiegene Bedarf 
aufgrund steigender Preise schon vor der regelmä-
ßigen Fortschreibung anzupassen. 

 Der Mobilitätsbedarf ist nicht hinreichend ge-
deckt. Hier wurden die Kosten für ein KfZ pau-
schal herausgestrichen – unabhängig davon, ob 
Alternativen im öffentlichen Personennahverkehr 
bestehen. 

 Der Bedarf an langlebigen Gütern wie Waschma-
schine oder Kühlschrank ist nicht gedeckt. Hier 
gibt es bisher nur Darlehen. Das BVerfG fordert 
Zuschüsse ein. 

 Im Bildungs- und Teilhabepaket müssen die abge-
deckten Bildungs- und Teilhabeangebote ohne 
weitere Zuzahlungen erreichbar sein. So müssen 
z.B. Fahrtkosten in tatsächlicher Höhe erstattet 
werden. 

 Bei der Fortschreibung der Regelsätze muss die 
Preisentwicklung ausschlaggebend sein, nicht die 
Lohnentwicklung. 

Das Gericht hat die Kritik der Diakonie an der Regel-
satzermittlung bestätigt. Nach Diakonie-Berechnun-
gen, die auch das Gericht zitiert, wurden mindestens 
70 Euro von den ermittelten Bedarfen unsachgemäß 
abgezogen. Es bestehen Zweifel, ob diese Lücken 
durch Verzicht an anderer Stelle ausgeglichen wer-
den können. Gestrichen wurden z.B. die Verbrauchs-
positionen für einen Weihnachtsbaum, zusätzliche 
Kinderbetreuung, nicht verschreibungspflichtige Me-
dikamente, Zimmerpflanzen, Kinderfahrrad, Balkon-
pflanzen. Waschmaschine und Kühlschrank sollen 
mit weniger als zwei Euro monatlich angespart wer-
den. Für eine gesunde und ausreichende Ernährung 
von kleinen Kindern sind weniger als drei Euro am 
Tag vorgesehen. Das Gericht hat betont, dass diese 
Frage in der politischen Auseinandersetzung zu lösen 
ist. Die Diakonie schlägt vor, zur Bedarfsermittlung 
neben der Statistik ergänzende Untersuchungen über 
die nötigen Verbrauchskosten heranzuziehen. Eine 
Kommission aus Betroffenen, Wohlfahrtsverbänden 
und Gewerkschaften sollte die Regelbedarfsermitt-
lung begleiten. 

3.2 Zur Weiterentwicklung arbeitsmarktpolitischer 
Instrumente 

Die Konzentration auf kurzfristige Maßnahmen, 
schnelle Vermittlung und das vorläufige Ausscheiden 
aus dem Leistungsbezug ist nicht nachhaltig. Sie führt 
zu Drehtüreffekten. Die Diakonie schlägt die folgen-
den Veränderungen vor: 

 Vor dem Hintergrund komplexer Problemlagen 
darf sich der Zugang zu Maßnahmen und deren 
Erfolgsmessung nicht nur am Kriterium der kurz-
fristigen Vermittlung in den Arbeitsmarkt orien-
tieren. Es müssen auch Teilschritte anerkannt 
werden. Zusätzlich zur Förderung von Übergän-
gen in Erwerbstätigkeit und den Austritt aus dem 
Leistungsbezug ist die soziale Teilhabe explizit als 
Ziel im SGB II zu verankern. 

 Die Lebenssituationen von Langzeitarbeitslosen 
sind heterogen. Entsprechend vielfältig sind die 
Unterstützungsbedarfe. Insofern unterstützt die 
Diakonie die Idee, individuelle und verzahnte 
Förderketten zu ermöglichen und passgenaue Ein-
gliederungsstrategien zu fördern. Aus diakoni-
scher Perspektive ist entscheidend, dass in der Be-
ratung eine vertrauensvolle Kooperation auf Au-
genhöhe zwischen Leistungsberechtigtem und In-
tegrationsfachkraft geschaffen wird, indem die 
Leistungsberechtigten die Gestaltungskompetenz 
für ihr Leben behalten. 

 Insgesamt sind Kontinuität, ausreichende finanzi-
elle und verlässliche gesetzliche und strukturelle 
Rahmenbedingungen für Leistungsberechtigte, 
Jobcenter-Mitarbeitende und Arbeitgeber die Ba-
sis für eine bedarfsgerechte Unterstützung, die 
Perspektiven für Leistungsberechtigte eröffnet. 

 Maßnahmen der Qualifizierung und abschlussbe-
zogener Weiterbildung sind zu stärken. Das Risiko 
der Arbeitslosigkeit ist umso größer, je niedriger 
die berufliche Qualifikation ist. Es bedarf insge-
samt vermehrt abschlussbezogener Weiterbildun-
gen sowie der Feststellung und Anerkennung von 
Teilqualifikationen. Finanzielle Aspekte sind ein 
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relevantes Weiterbildungshemmnis von Arbeits-
losen. Daher ist es notwendig die finanzielle Situ-
ation von Personen in Weiterbildung zu verbes-
sern, z.B. über ein Unterhaltsgeld. 

3.3 Zur Weiterentwicklung des gesetzlichen Mindest-
lohns 

Die Diakonie befürwortet einen flächendeckenden ge-
setzlichen Mindestlohn in existenzsichernder Höhe. 
Nur so kann sichergestellt werden, dass Erwerbstätige 
bei Vollzeitbeschäftigung von ihrem Erwerbseinkom-
men leben können und von ergänzenden staatlichen 
Leistungen unabhängig werden. Positiv zu sehen sind 
ebenso die sich dadurch ergebende wachsende sozi-
alversicherungsrechtliche Absicherung von Arbeit-
nehmer/innen sowie die zunehmende finanzielle Sta-
bilität der sozialen Sicherungssysteme. 

Die Diakonie Deutschland hat sich gemeinsam mit 
Gewerkschaften und anderen zivilgesellschaftlichen 
Organisationen im Zusammenschluss „ Würde ist un-
teilbar – Bündnis für einen Mindestlohn ohne Aus-
nahmen“ für die Einführung eines flächendeckenden 
gesetzlichen Mindestlohns engagiert. Der Mindest-
lohn ist ein wichtiges Instrument zur Beendigung von 
Lohndumping. Warum Langzeitarbeitslose in den ers-
ten sechs Monaten vom Mindestlohn ausgeschlossen 
sein sollen, ist nicht nachvollziehbar. Es besteht die 
Gefahr, dass Langzeitarbeitslose für sechs Monate zu 
Niedriglöhnen beschäftigt werden, um sie anschlie-
ßend wieder nach Hause zu schicken. Dieser Drehtür-
effekt ist vorprogrammiert. Diese hochproblematische 
Regelung ist einmalig in Europa. Die Diakonie erwar-
tet, dass die Ausnahme vom Mindestlohn zulasten 
der Langzeitarbeitslosen zurückgenommen wird. Die 

Höhe des Mindestlohns ist zeitnah daraufhin zu über-
prüfen, ob sie existenzsichernd ist. 

4. Vorschläge der Diakonie Deutschland für eine 
Weiterentwicklung der Grundsicherung 

Die Diakonie hat mit ihrem Papier „Zehn Jahre Hartz 
IV – zehn Thesen der Diakonie. Menschenwürde und 
soziale Teilhabe in der Grundsicherung verwirkli-
chen“ Schritte für eine Neugestaltung der Grundsi-
cherung skizziert, die die hier vorgelegte Stellung-
nahme ergänzen (http://www.diakonie.de/me-
dia/Texte-05_2015_10-Jahre-HartzIV.pdf ) Kern der 
Vorschläge ist ein Leistungssystem, in dem Existenz-
sicherung, arbeitsmarktpolitische Hilfen und soziale 
Beratung in ihrer jeweils eigenen Fachlichkeit geach-
tet werden. Arbeitsmarktpolitische Vorbehalte für die 
Existenzsicherung und für soziale Beratungs- und In-
tegrationsleistungen soll es nicht geben. 

Zugleich hat die Diakonie ein Konzept für die Weiter-
entwicklung der arbeitsmarktpolitischen Instrumente 
vorgelegt. Mit dem Positionspapier „Gerechte Teil-
habe an Arbeit“ plädiert die Diakonie für eine aktive 
Arbeitsmarktpolitik. Sie fordert, angemessen auf die 
strukturellen Entwicklungen am Arbeitsmarkt einzu-
gehen und die unterschiedlichen Bedarfe benachtei-
ligter Gruppen zu berücksichtigen. (http://www.dia-
konie.de/media/Texte-02_2015_Gerechte_Teil-
habe.pdf ) 

Mit diesen Papieren wird die Diakonie dem Anspruch 
gerecht, beide Aspekte der Grundsicherung – Exis-
tenzsicherung und Arbeitsmarktteilhabe – mit glei-
cher Wertigkeit zu betrachten und Vorschläge für die 
Weiterentwicklung vorzulegen, die hier nicht zu 
neuen Ungleichgewichten führen. 

 

  

http://www.diakonie.de/media/Texte-05_2015_10-Jahre-HartzIV.pdf
http://www.diakonie.de/media/Texte-05_2015_10-Jahre-HartzIV.pdf
http://www.diakonie.de/media/Texte-02_2015_Gerechte_Teilhabe.pdf
http://www.diakonie.de/media/Texte-02_2015_Gerechte_Teilhabe.pdf
http://www.diakonie.de/media/Texte-02_2015_Gerechte_Teilhabe.pdf
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DEUTSCHER BUNDESTAG Ausschussdrucksache 18(11)398 
Ausschuss für 
Arbeit und Soziales 24. Juni 2015 
18. Wahlperiode 

Schriftliche Stellungnahme 

zur öffentlichen Anhörung von Sachverständigen in Berlin am 29. Juni 2015 zu den 
Vorlagen 

a. Antrag der Abgeordneten Katja Kipping, Sabine Zimmermann (Zwickau), Klaus 
Ernst, weiterer Abgeordneter und der Fraktion DIE LINKE., Gute Arbeit und eine 
sanktionsfreie Mindestsicherung statt Hartz IV, BT-Drs. 18/3549  

b. Antrag der Abgeordneten Katja Kipping, Sabine Zimmermann (Zwickau), Matthias 
W. Birkwald, weiterer Abgeordneter und der Fraktion DIE LINKE., Sanktionen bei 
Hartz IV und Leistungseinschränkungen bei der Sozialhilfe abschaffen, BT-Drs. 
18/1115 

c. Antrag der Abgeordneten Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn, Beate Müller-Gemmeke, 
Markus Kurth, weiterer Abgeordneter und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
Existenzminimum und Teilhabe sicherstellen - Sanktionsmoratorium jetzt, BT-Drs. 
18/1963 

Zentralverband des Deutschen Handwerks 

In ihren Anträgen BT-Drs. 18/3549 "Gute Arbeit und 
eine sanktionsfreie Mindestsicherung statt Hartz IV" 
und BT-Drs. 18/1115 "Existenzminimum und Teil-
habe sicherstellen – Sanktionsmoratorium jetzt" for-
dert die Fraktion DIE LINKE die Abschaffung von 
Sanktionen bei Hartz IV und von Leistungseinschrän-
kungen bei der Sozialhilfe. Auch die Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN fordert in der BT-Drs, 18/1963 
"Sanktionen bei Hartz IV und Leistungseinschrän-
kungen bei der Sozialhilfe abschaffen" die Abschaf-
fung von Sanktionen bei Hartz IV - allerdings mit 
Ausnahme der geltenden 10 % Kürzung des Regelsat-
zes, wobei allerdings antragslos entsprechende Sach-
leistungen zu erbringen sind. 

Die Forderungen nach einer Abschaffung bzw. deut-
lichen Einschränkung der Sanktionen werden vor al-
lem damit begründet, dass  

1. eine Reduzierung der Leistungen der Grundsiche-
rung bzw. Sozialhilfe unvereinbar mit dem 
Grundrecht auf Gewährleistung eines (menschen-
würdigen) Existenzminimums sei.  

2. in empirischen Untersuchungen nicht nachgewie-
sen sei, dass Sanktionen zu den wünschenswerten 

Verhaltensänderungen führen bzw. umgekehrt ge-
zeigt werden konnte, dass sie durchaus negative 
Wirkungen für die Betroffenen haben. 

Politische Forderungen nach Abschaffung oder zu-
mindest deutlicher Einschränkung von Sanktionen 
sind nicht neu. So hat zuletzt die Fraktion der Piraten 
im Landtag von Nordrhein-Westfalen (Drs. 16/4162) 
2014 eine Abschaffung der Sanktionen im SGB II be-
antragt. Hierzu hat das IAB eine ausführliche Stel-
lungnahme aus fachlich-empirischer Sicht vorgelegt. 
Aus dieser aktuellen Stellungnahme sowie weiteren 
Quellen (z. B. Wiso Diskurs: "Sanktionen im SGB III" 
der Friedrich-Ebert-Stiftung vom März 2014; IAB-
Kurzbericht 10/2010) geht hervor, dass bereits zahl-
reiche empirische Untersuchungen zu den Wirkun-
gen von Sanktionen im SGB II vorliegen. Darüber hin-
aus erörtern die Quellen zum Teil ausführlich die Fra-
gestellung der sozial- und verfassungsrechtlichen Le-
gitimität.  

Vor diesem Hintergrund ist es nicht Ziel der vorlie-
genden Stellungnahme des ZDH, die empirisch ermit-
telten Wirkungen von Sanktionen – je nach Ausge-
staltung und Fragestellung der jeweiligen Untersu-
chung – detailliert zu diskutieren. Auch soll die Frage 
nach der sozial- und verfassungsrechtlichen Legitimi-
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tät von Sanktionen im SGB II nur kurz betrachtet wer-
den. Eine ausführliche Diskussion findet sich in den 
erwähnten Quellen. 

Zur Frage der sozial- und verfassungsrechtlichen Le-
gitimität von Sanktionen im SGB II 

Zu dieser Frage wird auf das Urteil des BVerfG vom 
9. Februar 2010 verwiesen, das keinen Widerspruch 
zwischen dem verfassungsrechtlich gesicherten Exis-
tenzminimum und der Möglichkeit abgestufter Sank-
tion bei Pflichtverletzungen sieht, insbesondere da 
das physische Existenzminimum in diesen Fällen 
durch Sachleistungen gewährt bleibt. (s. Wiso (2014): 
S. 18). 

Der ZDH teilt die Auffassung des BVerfG, wonach die 
Sanktionen nicht als verfassungswidrig eingestuft 
werden.  

Zu den Untersuchungen der Wirkungen von Sankti-
onen 

Der ZDH teilt nicht die in den Anträgen formulierte 
Auffassung, wonach Sanktionen keine systematisch 
positive Wirkung hinsichtlich der Bereitschaft zur 
Aufnahme einer sozialversicherungspflichtigen Be-
schäftigung entfalten bzw. negative Wirkungen über-
wiegen würden. Der ZDH sieht es für zwingend erfor-
derlich an, an diesem Kernelement des Prinzips von 
"Fördern und Fordern" festzuhalten.  

Die vom IAB (2014 und 2010) und bei Wiso (2014) 
betrachteten Studien zeigen, dass Leistungskürzun-
gen sowohl die Abgangswahrscheinlichkeit aus dem 
Leistungsbezug als auch die Wahrscheinlichkeit der 
Aufnahme einer sozialversicherungspflichtigen Be-
schäftigung mitunter signifikant erhöhen.  

In einigen Untersuchungen wird zudem der ex ante 
Wirkung von Sanktionsmöglichkeiten große Bedeu-
tung zu gesprochen. Für einen Anteil der Arbeitssu-
chenden hat bereits die Möglichkeit von Sanktionen 
einen aktivierenden Effekt. Dies sind Personen, die 
ohne möglicherweise drohende Sanktionen Termine 
nicht wahrnehmen und sich nicht aktiv um eine Be-
schäftigung bemühen würden. 

Sanktionen aus Sicht der Solidargemeinschaft 

Sanktionen im SGB II sind zentraler Bestandteil des 
Grundsatzes von "Fördern und Fordern" und tragen 
wesentlich zur Aktivierung erwerbsfähiger Grundsi-
cherungsempfänger bei. Richtigerweise wird die Ge-
währung von Unterstützungsleistungen im Bedarfs-
fall an eine Eigenleistung geknüpft.  

Aus Sicht der Solidargemeinschaft, die im Falle der 
Grundsicherung nach dem SGB II die Leistungen an 
die Hilfebedürftigen im Rahmen ihrer Steuerzahlun-
gen aufbringt, ist es durchaus gerechtfertigt, dass die 
Transferempfänger tatsächlich ihre Bedürftigkeit 
nachweisen. Dies hat aber zwingend zur Konsequenz, 
dass ein Erwerbsfähiger in einem vereinbarten Um-
fang dazu beiträgt, die Bedürftigkeit zu reduzieren o-
der zu verlassen. Ohne Sanktionsmöglichkeiten ist 
diese "Bringschuld" jedoch nicht einforderbar. 

Dem Recht des Bedürftigen auf Unterstützung durch 
die Solidargemeinschaft steht das Recht der Solidar-
gemeinschaft auf (ein vereinbartes Maß der) Bemü-
hungen zur Beendigung der Bedürftigkeit gegenüber. 

Oder anders: Der Pflicht der Solidargemeinschaft zur 
Unterstützung bei Bedürftigkeit steht die Pflicht des 
Transferempfängers gegenüber, sich zu bemühen, die 
Bedürftigkeit baldmöglichst zu beenden. 

In diesem Kontext ist es wichtig, mit Blick auf die be-
stehenden Sanktionsmechanismen gerade im SGB II, 
beide Seiten zu betrachten: diejenigen, die die Leis-
tungen erbringen, und die, die sie beanspruchen. Es 
ist im Sinne des sozialen Friedens wichtig, hier einen 
fairen Ausgleich zu schaffen. Insofern sieht sich das 
Handwerk mit seinen über 1 Millionen Betrieben und 
5,3 Millionen Beschäftigten auch als Vertreter der 
Steuer- und Beitragszahler, der Arbeitnehmer und Ar-
beitgeber.  

Insgesamt betrachtet sind die aktuellen Regelungen 
der Sanktionierung aus Sicht des ZDH durchaus an-
gemessen. Ein Großteil der Sanktionen wird aufgrund 
von Meldeversäumnissen ausgesprochen. Ihr Anteil 
ist von 54 % im Jahr 2007 auf 68 % im Jahr 2012 ge-
stiegen. Meldeversäumnisse, also die Nicht-Wahr-
nehmung eines Meldetermins beim Grundsiche-
rungsträger oder eines ärztlichen Untersuchungster-
mins ohne wichtigen Grund, ziehen i. d. R. eine drei-
monatige Kürzung um 10 % nach sich, bei weiteren 
Verstößen weiter 10 % für weitere 3 Monate. Hierbei 
handelt es sich um eine moderate Leistungskürzung, 
bei denen – wie bei allen Sanktionen – im Gegenzug 
Sachleistungen in Anspruch genommen werden kön-
nen.  

Der ZDH begrüßt die in den letzten Jahren konsequen-
tere Umsetzung von Sanktionen bei Meldeversäum-
nissen als "warnende", präventive Maßnahme. Denn 
so können sie dazu beitragen, schwerere Verstöße zu 
verhindern. Tatsächlich ist sowohl die absolute Zahl 
der Sanktionen wegen z. B. Weigerung einer Arbeits-
aufnahme als auch deren Anteil an allen Sanktionen 
zwischen 2007 und 2012 zurückgegangen (Wiso 
2014, S. 9). Die Wahrnehmung von Terminen durch 
einen Erwerbssuchenden zu erwarten ist aus Sicht 
der Solidargemeinschaft eine Selbstverständlichkeit.  

Bei tatsächlicher Gefahr von Wohnungsverlusten und 
Obdachlosigkeit gibt es bereits nach geltender Rechts-
lage Möglichkeiten, die Sanktionen entsprechend ab-
zumildern. Wenn die Pflichtverstöße Folgen von psy-
chischen Erkrankungen sind, dürfen ohnehin keine 
Sanktionen angewendet werden. Wichtig ist, dass die 
Vermittler in diesen Fällen die psychischen Beein-
trächtigungen frühzeitig erkennen und die Betroffe-
nen entsprechend unterstützen. Hier besteht ggf. 
noch Bedarf zur besseren Sensibilisierung der Ver-
mittler in den Jobcentern. 

Zu den Sonderregelungen für Unter-25-Jährige 

In den Anträgen der Fraktionen DIE LINKE und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN stehen die Sonderrege-
lungen für Sanktionen bei unter-25-Jährigen beson-
ders in der Kritik. So führt DIE LINKE eine zuneh-
mende Wohnungslosigkeit bei den unter 25-Jährigen 
ursächlich auf die Hartz-IV-Regelungen zurück. Tat-
sächlich werden unter 25-Jährige besonders oft und 
auch härter (häufiger von Totalsanktionen betroffen) 
sanktioniert als ältere Hartz-IV-Bezieher. Das IAB 
(2010) weist für den Zeitraum 2007 bis 2009 eine 
Sanktionsquote der 15- bis 24-Jährigen von knapp 10 
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% auf im Vergleich zu knapp 4 % der 25- bis 49-Jäh-
rigen und nur gut 1 % bei den 50- bis 64-Jährigen. 
2012 lag die Sanktionsquote im Durchschnitt aller er-
werbsfähigen Leistungsberechtigten bei 3,4 %.  

Gleichwohl stellt sich die Frage, ob die höhere Sank-
tionsquote und auch die Härte der Sanktionen bei den 
unter 25-Jährigen nicht zum Teil auf überproportio-
nal häufigere Versäumnisse zurückzuführen sind. So 
zeigt sich nämlich z.B. auch, dass Männer insgesamt 
mehr als doppelt so häufig sanktioniert werden wie 
Frauen (Wiso 2014, S. 10). Bevor also ein hohes Aus-
maß an vermeintlich ungerechter Ungleichbehand-
lung (Altersdiskriminierung Jüngerer) identifiziert 
wird, sollte geprüft werden, inwieweit Jüngere nicht 
auch häufiger die Voraussetzungen für eine Sanktio-
nierung erfüllen. 

In diesem Zusammenhang muss jedoch auch darauf 
hingewiesen werden, dass das System der Grundsi-
cherung nicht geeignet ist, die bei jungen Menschen 
vorliegenden Defizite im familiären und schulischen 
Umfeld allein auszugleichen.  

Aus rechtlicher Sicht stellt sich Frage der Sonderre-
gelungen für unter 25-Jährige nicht: Die Verfassungs-
mäßigkeit dieser Sonderregelungen ist mehrfach be-
stätigt worden (z. B. LSG Niedersachsen, Urteil vom 
21.04.2010, LSG Nordrhein-Westfalen, Urteil vom 
02.05.2006). 

Zusätzlich ist zu bedenken, dass den Sonderregelun-
gen bei Sanktionen für unter 25-Jährige auch beson-
dere Maßnahmen der Förderung für eben diese Ziel-
gruppe gegenüber stehen. Es ist erklärtes politisches 
Ziel, junge Menschen in besonderem Umfang präven-
tiv zu fördern und zu fordern. Damit soll sowohl für 
die jungen Menschen selbst als auch für die Gesell-
schaft insgesamt eine dauerhafte Abhängigkeit von 
Transferleistungen im Ansatz verhindert werden. 

Es ist plausibel, dass es besonderer Anstrengungen zu 
Beginn einer möglichen Langzeitarbeitslosigkeit be-
darf, um eben diese zu verhindern, wie es auch in der 
Gesetzbegründung dargelegt wurde (BT-Drcks. 
15/1516, S. 61). Dabei ist es durchaus gerechtfertigt, 
dass diesen besonderen Fördermöglichkeiten (z. B. 
Maßnahmen zur Förderung der Berufsausbildung, Ju-
gendarbeitslosencentern, Übergangssysteme) auch 
besondere Forderungen gegenüberstehen – und damit 
auch andere Sanktionsmöglichkeiten. 

Es bleibt darauf hinzuweisen, dass die Koalitions-
partner in ihrem Koalitionsvertrag vereinbart haben, 
die besonderen Sanktionsmöglichkeiten für unter 25-
Jährige zu überprüfen. Hierzu ist zunächst eine fun-
dierte Wirkungsanalyse der Sonderregelungen für un-
ter 25-Jährige erforderlich. 
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DEUTSCHER BUNDESTAG Ausschussdrucksache 18(11)399 
Ausschuss für 
Arbeit und Soziales 24. Juni 2015 
18. Wahlperiode 

Schriftliche Stellungnahme 

zur öffentlichen Anhörung von Sachverständigen in Berlin am 29. Juni 2015 zu den 
Vorlagen 

a. Antrag der Abgeordneten Katja Kipping, Sabine Zimmermann (Zwickau), Klaus 
Ernst, weiterer Abgeordneter und der Fraktion DIE LINKE., Gute Arbeit und eine 
sanktionsfreie Mindestsicherung statt Hartz IV, BT-Drs. 18/3549  

b. Antrag der Abgeordneten Katja Kipping, Sabine Zimmermann (Zwickau), Matthias 
W. Birkwald, weiterer Abgeordneter und der Fraktion DIE LINKE., Sanktionen bei 
Hartz IV und Leistungseinschränkungen bei der Sozialhilfe abschaffen, BT-Drs. 
18/1115 

c. Antrag der Abgeordneten Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn, Beate Müller-Gemmeke, 
Markus Kurth, weiterer Abgeordneter und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
Existenzminimum und Teilhabe sicherstellen - Sanktionsmoratorium jetzt, BT-Drs. 
18/1963 

Vereinigung der Bayerischen Wirtschaft e. V.

Zusammenfassung: 

Die Hartz-IV-Reformen waren ein arbeitsmarktpoliti-
scher Erfolg. Die Arbeitslosigkeit ist seitdem stark ge-
sunken, die Zahl der Erwerbstätigen stark gestiegen. 
Auch wurden die positiven Beschäftigungseffekte – 
anders als oft behauptet – nicht mit negativen Vertei-
lungswirkungen erkauft. Die derzeit geltenden Re-
gelsätze sind angemessen und unter verfassungs-
rechtlichen Gesichtspunkten nicht zu beanstanden. 
Wie etwa das Bundessozialgericht festgestellt hat, hat 
der Gesetzgeber den ihm zugewiesenen Auftrag, das 
Grundrecht auf ein menschenwürdiges Existenzmini-
mum zu gewährleisten, erfüllt. Auch der geltende 
Sanktionsmechanismus ist angemessen und notwen-
dig. Eine Abschwächung der Sanktionen oder gar de-
ren Abschaffung würde das wechselseitige Prinzip 
des Förderns und Forderns entwerten. Statt die rich-
tigen Reformen der letzten Jahre rückabzuwickeln, 
muss das System der Grundsicherung weiterentwi-
ckelt und optimiert werden, z. B. dadurch, dass es 
noch konsequenter nach Wirkung und Wirtschaft-
lichkeit auf die Überwindung der Hilfebedürftigkeit 
hin ausgerichtet wird. Um die sich verfestigende 
Langzeitarbeitslosigkeit zu senken, sind zudem die 
richtigen wirtschaftspolitische Rahmenbedingungen 
sowie Flexibilität auf dem Arbeitsmarkt nötig. 

Im Einzelnen: 

Der Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
zielt darauf ab, das Sanktionsinstrumentarium und 
die Möglichkeiten zur Leistungseinschränkung im 
SGB II und SGB XII zu entschärfen. Bis Gesetzesände-
rungen in Kraft getreten sind, soll ein Sanktionsmora-
torium erlassen werden. Die Anträge der Fraktion DIE 
LINKE zielen darauf ab, die Sanktionen sogar ganz ab-
zuschaffen und darüber hinaus unter anderem die Re-
gelbedarfe anzuheben, die Sozialversicherungsbei-
träge deutlich zu erhöhen und den gesetzlichen Min-
destlohn auf 10 Euro anzuheben. Die Forderungen 
sind abzulehnen. 

1. Die Hartz-IV-Reformen waren ein Erfolg 

Anfang 2005 wurden die frühere Arbeitslosenhilfe 
und Sozialhilfe zur Grundsicherung für Arbeitsu-
chende zusammengelegt. Seitdem ist die Arbeitslo-
sigkeit stark gesunken. Im Jahresdurchschnitt 2005 
waren noch 4,9 Millionen Menschen arbeitslos ge-
meldet – 2 Millionen mehr als im Jahr 2014. Im 
Rechtskreis SGB II betrug die Arbeitslosigkeit im Jahr 
2005 noch rund 2,8 Millionen Personen, im Jahr 2014 
waren es noch knapp 2 Millionen. Die Zahl der Per-
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sonen in Bedarfsgemeinschaften in der Grundsiche-
rung ist ebenfalls erheblich zurückgegangen, und die 
Zahl der Erwerbstätigen erreicht Rekordstände. 

Diese arbeitsmarktpolitischen Erfolge beruhen auch 
auf den Reformen des vergangenen Jahrzehnts und 
dem damit verbundenen Grundsatz des „Fördern und 
Forderns“. Die positiven Beschäftigungseffekte dür-
fen nicht dadurch gefährdet werden, dass die erfolg-
reichen Reformen wieder zurückgedreht werden. 

2. Die Hartz-IV-Reformen haben nicht zu sozialer 
Ungerechtigkeit geführt 

Anders als häufig behauptet haben die Hartz-IV-Re-
formen der rot-grünen Bundesregierung nicht zu so-
zialer Ungerechtigkeit geführt. Das IW Köln hat im 
Auftrag der Initiative Neue Soziale Marktwirtschaft in 
einer Studie die Verteilungswirkungen der Agenda 
2010 untersucht (Verteilungswirkungen der Agenda 
2010 – Eine Mikrosimulationsanalyse der Hartz-IV-
Reform, Köln 2014). Die Studie belegt, dass die Re-
form keineswegs nur Verlierer mit sich gebracht hat. 
Im Gegenteil: Für Gesamtdeutschland ist der Anteil 
der Hartz-Gewinner unter den bedürftigen Haushal-
ten sogar größer als der Anteil der Hilfeempfänger, die 
sich durch den Stand vor der Reform (also Sozial- und 
Arbeitslosenhilfe) besser stellen würden. Zu den Ge-
winnern gehören insbesondere auch die unteren Ein-
kommensgruppen sowie Haushalte mit Kindern. 
Ohne die Hartz-IV-Reformen wäre die Armutsgefähr-
dungsquote in Deutschland um mehr als einen Pro-
zentpunkt höher. 

Die Studie belegt also: Die positiven Beschäftigungs-
effekte wurden keineswegs mit negativen Vertei-
lungswirkungen erkauft. 

3. Die Regelsätze sind angemessen 

Die Grundsicherung für Arbeitsuchende stellt ein 
wirksames Schutzsystem vor Armut dar, das den Hil-
febedürftigen eine menschenwürdige Existenz si-
chert. Die derzeit geltenden Regelsätze sind angemes-
sen und unter verfassungsrechtlichen Gesichtspunk-
ten nicht zu beanstanden. So hat zum Beispiel das 
Bundessozialgericht mit Urteil vom 12. Juli 2012 fest-
gestellt, dass der Gesetzgeber den ihm zugewiesenen 
Auftrag, das Grundrecht auf ein menschenwürdiges 
Existenzminimum zu gewährleisten, erfüllt hat. Die 
Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts aus dem 
Jahr 2010 wurden eingehalten. Die Regelsätze werden 
in einem transparenten und sachgerechten Verfahren 
realitätsgerecht auf der Grundlage verlässlicher Zah-
len und schlüssiger Berechnungsverfahren bemessen. 

Eine Erhöhung der Regelsätze würde falsche Anreize 
setzen. Erwerbsarbeit lohnt sich wirtschaftlich, wenn 
gewährleistet ist, dass das erzielte Einkommen (ggf. 
auch Kombi-Einkommen) spürbar höher ist als der 
Transferbezug. Überhöhte Regelleistungen verleiten 
dazu, im Leistungsbezug zu verharren – was für die 
Betroffenen kontraproduktiv wäre. Vielmehr müssen 
Anreize gesetzt werden, schnellstmöglich eine Be-
schäftigung aufzunehmen und so die Unterstützungs-
bedürftigkeit zu beenden.  

Zudem wären überhöhte Regelsätze ungerecht. Die 
Grundsicherung wird auch von Arbeitnehmern mitfi-
nanziert, die selbst nur ein unterdurchschnittliches 
Einkommen erzielen. Eine Erhöhung der Regelsätze 

wäre daher nicht vermittelbar und würde die Solida-
rität der Gesellschaft überstrapazieren. 

4. Der geltende Sanktionsmechanismus ist ange-
messen und notwendig 

Völlig zu Recht steht bei der Grundsicherung für Ar-
beitsuchende neben dem Grundsatz des Förderns 
gleichberechtigt der Grundsatz des Forderns. Leis-
tungsempfänger werden von der Solidargemeinschaft 
unterstützt und ihr Lebensunterhalt wird gesichert. 
Gleichzeitig stehen die Transferempfänger in der 
Pflicht, konkrete Schritte zur Behebung der Hilfebe-
dürftigkeit zu unternehmen. Sie müssen aktiv an 
Maßnahmen mitwirken, die dazu dienen, ihre Er-
werbslosigkeit zu beenden. Um dies auch durchset-
zen zu können, bedarf es eines effektiven, spürbaren 
Sanktionsmechanismus. 

Eine Abschwächung oder gar Abschaffung desselben 
würde das wechselseitige Prinzip des Förderns und 
Forderns entwerten. Gesellschaftliche Solidarität 
setzt als Gegenleistung zumindest das Bemühen vo-
raus, künftig ohne die – subsidiäre – staatliche Für-
sorgeleistungen auszukommen. Dabei ist zu berück-
sichtigen, dass die Aktivierung der Leistungsempfän-
ger in erster Linie in ihrem ureigensten Interesse steht 
und kein Akt der Bevormundung darstellt. Eine dro-
hende oder sich verfestigende Langzeitarbeitslosig-
keit muss vermieden werden, die Aufnahme einer Er-
werbstätigkeit das Ziel sein. Das Interesse der Solidar-
gemeinschaft an einer möglichst zügigen Überwin-
dung der Unterstützungsbedürftigkeit kommt hinzu. 

Sanktionen müssen daher spürbar bleiben, insbeson-
dere bei wiederholten Verstößen. Dies ist Ausdruck 
des unverzichtbaren Grundgedankens des Förderns 
und Forderns. Besonderheiten des Einzelfalls und 
Härtefälle können bereits nach geltender Rechtslage 
angemessen berücksichtigt werden (z. B. gesundheit-
liche Einschränkungen, psychische Erkrankungen). 
Zudem ist zu berücksichtigen, dass es jeder einzelne 
Leistungsempfänger selbst in der Hand hat, Sanktio-
nen abwenden bzw. von vornherein zu vermeiden. 

Auch eine Entschärfung des Sanktionsmechanismus 
für die Unter-25-Jährigen ist abzulehnen. Die gelten-
den Sonderregelungen verfolgen – zu Recht – das 
Ziel, gerade bei jungen Menschen von vornherein der 
Langzeitarbeitslosigkeit entgegenzuwirken. Junge 
Menschen dürfen nicht die Erfahrung machen, dass 
die Solidargemeinschaft dauerhaft ihren Lebensun-
terhalt finanziert, ohne dass eine Gegenleistung gefor-
dert wird. Die Sonderregelungen für junge Menschen 
sind verfassungsrechtlich nicht zu beanstanden (vgl. 
z. B. LSG Nordrhein-Westfalen, 02.05.2006 - L 20 B 
37/06 AS ER). 

5. Keine Rückabwicklung der Reformen, sondern 
Weiterentwicklung 

Die Hartz-IV-Reformen waren ein Erfolg und dürfen 
nicht rückabgewickelt werden. Gleichwohl kann das 
System der Grundsicherung weiterentwickelt und op-
timiert werden. Es sollte noch konsequenter auf die 
Überwindung der Hilfebedürftigkeit durch die Auf-
nahme (bzw. Ausweitung) einer Beschäftigung hin 
ausgerichtet werden. Hierzu muss die Grundsiche-
rung stärker nach Wirkung und Wirtschaftlichkeit ge-
steuert werden. Wie in der Arbeitslosenversicherung 
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sollte es auch in der Grundsicherung eine Zielsteue-
rung geben, die neben Zielen wie der Verringerung 
der Hilfebedürftigkeit oder der Vermeidung langfris-
tigen Leistungsbezugs auch Qualitätskennzahlen um-
fasst (z. B. Integration von Langzeitleistungsbezie-
hern, Kundenzufriedenheit, Qualität der Beratung, 
wirkungsorientierte Mittelverteilung). Zudem muss 
sichergestellt werden, dass die Finanzmittel in den 
Jobcentern nicht überwiegend für Verwaltungsausga-
ben verwendet werden, sondern in die Vermittlung 
und Betreuung der Leistungsempfänger fließen. Um 
dies zu erreichen, müssen Möglichkeiten zur Entbü-
rokratisierung und zur Bündelung von sachbearbei-
tenden Aufgaben genutzt werden. Zudem sollte das 
Personal in den Jobcentern bei ihrer Tätigkeit noch 
stärker unterstützt, geschult und weitergebildet wer-
den, um in der täglichen Arbeit auf die besonderen 
Problemlagen eingehen zu können.  

Darüber hinaus muss auch die Betreuung und Ver-
mittlung der Leistungsempfänger weiter verbessert 
werden, z. B. durch eine bessere Vernetzung aller re-
levanten Träger und Partner nach Vorbild der Jugend-
berufsagenturen (Jobcenter, Kommunen, Arbeitgeber 
etc.). Eine effektive Nachbetreuung von ehemals 

Langzeitarbeitslosen durch die Jobcenter auch nach 
Beschäftigungsaufnahme kann zudem dazu beitragen, 
Arbeitsverhältnisse zu verstetigen. Hierfür müssen 
die gesetzlichen Voraussetzungen geschaffen werden. 

6. Abbau der Langzeitarbeitslosigkeit: richtige Rah-
menbedingungen setzen 

Um die immer noch zu hohe Langzeitarbeitslosigkeit 
weiter zu senken, sind gute wirtschaftspolitische 
Rahmenbedingungen sowie Flexibilität auf dem Ar-
beitsmarkt nötig. Langzeitarbeitslose profitieren von 
flexiblen Beschäftigungsformen und finden häufig ge-
rade mittels Zeitarbeit oder befristeter Beschäftigung 
Zugang zum Arbeitsmarkt. Flexible Beschäftigungs-
formen sind ein Sprungbrett auf dem Weg zurück in 
den Beruf und dürfen daher nicht weiter reguliert 
werden.  

Die Eintrittsbarrieren in den Arbeitsmarkt müssen so 
niedrig wie möglich gehalten werden. Eine Erhöhung 
des gesetzlichen Mindestlohns ist nicht zuletzt auch 
aus diesem Grund abzulehnen. Dies würde - ebenso 
wie eine Erhöhung der Sozialversicherungsbeiträge – 
die Arbeitskosten erhöhen, Arbeitsplätze gefährden 
und Langzeitarbeitslosigkeit verfestigen. 
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DEUTSCHER BUNDESTAG Ausschussdrucksache 18(11)400 
Ausschuss für 
Arbeit und Soziales 24. Juni 2015 
18. Wahlperiode 

Schriftliche Stellungnahme 

zur öffentlichen Anhörung von Sachverständigen in Berlin am 29. Juni 2015 zu den 
Vorlagen 

a. Antrag der Abgeordneten Katja Kipping, Sabine Zimmermann (Zwickau), Klaus 
Ernst, weiterer Abgeordneter und der Fraktion DIE LINKE 
Gute Arbeit und eine sanktionsfreie Mindestsicherung statt Hartz IV – Drucksache 
18/3549 

b. Antrag der Abgeordneten Katja Kipping, Sabine Zimmermann (Zwickau), Matthias 
W. Birkwald, weiterer Abgeordneter und der Fraktion DIE LINKE. 
Sanktionen bei Hartz IV und Leistungseinschränkungen bei der Sozialhilfe abschaf-
fen - Drucksache 18/1115 

c. Antrag der Abgeordneten Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn, Beate Müller-Gemmeke, 
Markus Kurth, weiterer Abgeordneter und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Existenzminimum und Teilhabe sicherstellen - Sanktionsmoratorium jetzt 
- Drucksache 18/1963 

Deutscher Städtetag 

Angesichts der sehr umfassenden Vorschläge in den 
drei Vorlagen, die auf die Modifikation oder Abschaf-
fung des Instruments der Sanktionen im SGB II hin-
auslaufen, erlauben wir uns die Übersendung der 
Empfehlungen des Deutschen Vereins für öffentliche 
und private Fürsorge zur Reform der Sanktionen im 
SGB II. An der Erarbeitung dieser sehr ausdifferen-
zierten Empfehlungen hat der Deutsche Städtetag ak-
tiv mitgewirkt (https://www.deutscher-ver-
ein.de/de/empfehlungen-stellungnahmen-2013-emp-
fehlungen-des-deutschen-vereins-zur-reform-der-
sanktionen-im-sgb-ii-1-1179,254,1000.html) und teilt 
die darin enthaltenen Auffassungen. Die Empfehlun-
gen sind zwar bereits am 11.06.2013 erschienen, sie 
sind jedoch nach wie vor aktuell, da sich die Geset-
zeslage seitdem nicht verändert hat. 
Der Deutsche Städtetag hat auf diese Empfehlungen 
zur Reform der Sanktionen im SGB II auch in seinen 
Vorschlägen zur Vereinfachung des passiven Leis-
tungsrechts im SGB II einschließlich des Verfahrens-
rechts gegenüber dem Bundesministerium für Arbeit 
und Soziales sowie den Landesarbeitsministerien im 
Juni 2013 Bezug genommen. Die seinerzeit einge-
setzte Arbeitsgruppe von Bund, Ländern, kommuna-
len Spitzenverbänden und Bundesagentur für Arbeit 

hat sich intensiv mit Fragen der Vereinfachung des 
passiven Leistungsrechts im SGB II befasst und eine 
Liste von Vorschlägen mit Richtern des Bundessozi-
algerichts und Sachverständigen der Jobcenter disku-
tiert. Bedauerlicherweise sind diese Vorarbeiten noch 
nicht in einem Gesetzentwurf zur Novellierung des 
SGB II aufgegriffen worden. Dies ist insbesondere be-
gründet worden mit Differenzen zwischen Bund und 
Ländern über die Reform der Sanktionsregelungen.  

Hinsichtlich der Reform der Sanktionen im SGB II 
möchten wir insbesondere auf die Ausführungen in 
der Stellungnahme des Deutschen Vereins zu folgen-
den Punkten hinweisen: 

 Die altersabhängige Ungleichbehandlung bei den 
Rechtsfolgen auf Pflichtverletzungen aufzugeben. 

 Leistungen für Unterkunft und Heizung auch bei 
wiederholten Pflichtverletzungen zu gewähren. 

 Die Möglichkeit einzuräumen, die Dauer der Min-
derung auf sechs Wochen zu verkürzen. 

 Ergänzende Sachleistungen ohne Antrag anzubie-
ten. 

https://www.deutscher-verein.de/de/empfehlungen-stellungnahmen-2013-empfehlungen-des-deutschen-vereins-zur-reform-der-sanktionen-im-sgb-ii-1-1179,254,1000.html
https://www.deutscher-verein.de/de/empfehlungen-stellungnahmen-2013-empfehlungen-des-deutschen-vereins-zur-reform-der-sanktionen-im-sgb-ii-1-1179,254,1000.html
https://www.deutscher-verein.de/de/empfehlungen-stellungnahmen-2013-empfehlungen-des-deutschen-vereins-zur-reform-der-sanktionen-im-sgb-ii-1-1179,254,1000.html
https://www.deutscher-verein.de/de/empfehlungen-stellungnahmen-2013-empfehlungen-des-deutschen-vereins-zur-reform-der-sanktionen-im-sgb-ii-1-1179,254,1000.html
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 Aufrechnungen bei der Kumulation von Aufrech-
nung und Sanktion auszusetzen und  

 den Eingliederungsprozess stärker zu individuali-
sieren.  

Eine grundsätzliche Abschaffung oder ein Morato-
rium der Sanktionen unterstützen wir jedoch nicht, 
da diese wichtiger Bestandteil des Systems des „For-
derns und Förderns“ sind. 
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DEUTSCHER BUNDESTAG Ausschussdrucksache 18(11)401 
Ausschuss für 
Arbeit und Soziales 24. Juni 2015 
18. Wahlperiode 

Schriftliche Stellungnahme 

zur öffentlichen Anhörung von Sachverständigen in Berlin am 29. Juni 2015 zu den 
Vorlagen 

a. Antrag der Abgeordneten Katja Kipping, Sabine Zimmermann (Zwickau), Klaus 
Ernst, weiterer Abgeordneter und der Fraktion DIE LINKE., Gute Arbeit und eine 
sanktionsfreie Mindestsicherung statt Hartz IV, BT-Drs. 18/3549  

b. Antrag der Abgeordneten Katja Kipping, Sabine Zimmermann (Zwickau), Matthias 
W. Birkwald, weiterer Abgeordneter und der Fraktion DIE LINKE., Sanktionen bei 
Hartz IV und Leistungseinschränkungen bei der Sozialhilfe abschaffen, BT-Drs. 
18/1115 

c. Antrag der Abgeordneten Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn, Beate Müller-Gemmeke, 
Markus Kurth, weiterer Abgeordneter und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
Existenzminimum und Teilhabe sicherstellen - Sanktionsmoratorium jetzt, BT-Drs. 
18/1963 

Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände 

Zusammenfassung  

Zehn Jahre nach der Zusammenführung der bisheri-
gen Systeme der Arbeitslosen- und der Sozialhilfe in 
die Grundsicherung für Arbeitsuchende hat sich die 
Reform als erfolgreich erwiesen: Die Arbeitslosigkeit 
im Rechtskreis SGB II ist von 2005 bis 2014 um knapp 
ein Drittel auf rd. 2 Mio. gesunken.1 Es ist gelungen, 
Menschen in den Arbeitsmarkt zu integrieren, die vor 
der Reform nur geringe Vermittlungschancen hatten. 
Das SGB II und die in den Jobcentern geleistete Arbeit 
hat zu der guten Entwicklung am Arbeitsmarkt maß-
geblich beigetragen.  

Die Vorschläge aus dem Antrag der Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen zielen darauf ab, bestehende Sankti-
onsmöglichkeiten abzuschwächen. Zu einer erfolgrei-
chen Grundsicherung für Arbeitsuchende gehört aber 
nicht nur „fördern“, sondern auch „fordern“ im Sinne 
einer Stärkung der Eigenverantwortung der erwerbs-
fähigen Hilfebedürftigen. In diesem ausgewogenen 
Gesamtsystem sind die bestehenden Sanktionen an-
gemessen und unentbehrlich. Sie tragen im Interesse 
der Arbeitsuchenden zu einer möglichst zügigen Auf-
nahme einer Erwerbstätigkeit bei. Es geht dabei nicht 

                                                                        
1 Statistik der Bundesagentur für Arbeit, Arbeitslosigkeit im Zeitverlauf, 2015 

darum, Hilfebedürftigen unter einen unangemesse-
nen Druck zu stellen, indem etwas Unmögliches oder 
Ungerechtfertigtes verlangt wird oder ihnen gar pau-
schal zu unterstellen, an einer Beschäftigungsauf-
nahme nicht interessiert zu sein. Vielmehr geht es da-
rum, den Betroffenen die Gefahren einer sich verfes-
tigenden Langzeitarbeitslosigkeit zu verdeutlichen 
und deswegen auf eine möglichst zügige Aufnahme 
einer Erwerbstätigkeit hinzuwirken. Arbeitslose, die 
schnell wieder in Arbeit kommen und Berufserfah-
rung sammeln, werden eher auch den Aufstieg in bes-
ser entlohnende Arbeit schaffen, als jene, die aus im-
mer längerer Arbeitslosigkeit heraus auf den Wunsch-
arbeitsplatz warten. Dies gilt im besonderen Maße für 
junge Menschen, die davor bewahrt werden müssen, 
schon am Anfang Ihres Erwerbslebens in die Lang-
zeitarbeitslosigkeit abzurutschen.  

Die Anträge der Fraktion Die Linke zielen im Wesent-
lichen darauf ab, die erfolgreichen Reformen der letz-
ten Jahre zurückzudrehen. Hier geht es nicht nur da-
rum, Sanktionsmöglichkeiten abzuschaffen, sondern 
auch darum die Regelbedarfe anzuheben, öffentlich 
geförderte Beschäftigung erheblich auszuweiten und 
den Mindestlohn zu erhöhen. Die vorgeschlagenen 
Maßnahmen sind nicht geeignet, um Menschen aus 
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Langzeitarbeitslosigkeit in dauerhafte Beschäftigung 
zu bringen, stattdessen führen sie zu erheblichen 
Mehrausgaben, Erhöhung der Arbeitskosten und zum 
Ausbau von Beschäftigungshürden. Dies würde einer 
Verfestigung von Langzeitarbeitslosigkeit und zum 
Verbleib in künstlicher Beschäftigung führen. Die An-
träge sind daher abzulehnen.  

Die Grundsicherung für Arbeitsuchende ist ein wirk-
sames Schutzsystem vor Armut, das jedem Hilfebe-
dürftigen eine menschenwürdige Existenz sichert. 
Eine Erhöhung der Regelsätze wäre nicht gerechtfer-
tigt und insbesondere denjenigen Arbeitnehmern 
nicht vermittelbar, die mit nur geringem Einkommen 
die Grundsicherung mitfinanzieren. Die Sicherung 
des soziokulturellen Existenzminimums, geht über 
das rein physische Existenzminimum hinaus und er-
möglicht auch die Teilhabe am gesellschaftlichen, 
kulturellen und politischen Leben. Dies ist Ausdruck 
der Solidarität der Gesellschaft.  

Die grundsätzlich positive Bilanz der Reformen darf 
gleichwohl nicht darüber hinwegtäuschen, dass noch 
nicht alle Ziele erreicht wurden. Seit 2012 stagniert 
der weitere Abbau der SGB-II-Arbeitslosigkeit. Der 
weitere Abbau des harten Kerns der verbleibenden 
Langzeitarbeitslosen wird zu einer immer größeren 
Herausforderung. Die komplexe Organisationsstruk-
tur und bürokratische Berechnungsvorschriften füh-
ren zu einem enormen Verwaltungsaufwand, der für 
die Betreuung dringend benötigte Ressourcen bindet. 
Zudem zeigen die Integrationsquoten im SGB II, dass 
die Mittel im Eingliederungstitel immer noch nicht 
nach Wirkung und Wirtschaftlichkeit ausgegeben 
werden.  

Jetzt geht es darum, die Erfahrungen der letzten zehn 
Jahre dazu zu nutzen, die Grundsicherung erfolgrei-
cher und effizienter zu machen. Dabei können auch 
im SGB III gesammelte Erfahrungen und Ergebnisse 
hilfreich sein. Durch Nachjustierung der Finanzie-
rung und bessere Steuerung der Grundsicherung 
muss das System noch effizienter werden. Durch we-
niger Verwaltungsaufwand und Bündelung von sach-
bearbeitenden Aufgaben müssen in den Jobcentern 
Ressourcen für die Integration in Arbeit freigesetzt 
werden.  

Die Instrumente müssen weiterentwickelt werden, 
um eine passgenaue, individuelle und nachhaltige 
Beratung, Förderung und Vermittlung von Arbeitslo-
sen zu ermöglichen. Die Anstrengungen für eine pass-
genaue Aus- und Weiterbildung müssen intensiviert 
werden. Die Gesundheit von Arbeitslosen muss stär-
ker in den Blick genommen werden. Gerade bei Men-
schen mit Rehabilitationsbedarf ist eine frühzeitige 
Unterstützung von größter Bedeutung und damit für 
den Qualifizierungs- oder Integrationserfolg entschei-
dend. 

Schließlich müssen sich Politik und sozialpolitische 
Akteure zur Grundsicherung für Arbeitsuchende be-
kennen. Es muss ein Umdenken in der ganzen Gesell-
schaft stattfinden, damit Vermittler in den Jobcentern 
und Arbeitslose in einem wertschätzenden Umfeld 
zusammen erfolgreich daran arbeiten können, die 
Hilfebedürftigkeit durch Integration in den Arbeits-
markt zu beenden. Wir brauchen mehr Akzeptanz für 

die Grundsicherung und Wertschätzung für die Ar-
beit der Jobcenter und deren Mitarbeiter. 

Im Einzelnen 

I. „Fördern und Fordern“ konsequent fortführen 

1. Sanktionen vereinfachen, aber nicht abschwä-
chen 

Neben den Anstrengungen der Politik, der Verwal-
tung und der Arbeitgeber bedarf es auch der Eigenver-
antwortung der Betroffenen selbst, um Langzeitar-
beitslosigkeit zu vermeiden bzw. zu beenden. Um 
diese zu stärken, müssen die Jobcenter neben der 
Möglichkeit des „Förderns“ auch das „Fordern“ kon-
sequent umzusetzen und ggf. auch Leistungen kür-
zen. Die Vereinfachung und Entbürokratisierung der 
Berechnung der Sanktionen ist sinnvoll, sie darf je-
doch nicht dazu führen, dass die Wirkung der Sank-
tionen abgeschwächt wird.  

Aus gutem Grund ist das Arbeitslosengeld II eine sub-
sidiäre Fürsorgeleistung. Gesellschaftliche Solidarität 
setzt gerade auch im Interesse derjenigen Erwerbstä-
tigen, die mit ihren Steuerzahlungen auf geringes Ein-
kommen das Arbeitslosengeld II mitfinanzieren vo-
raus, dass Hilfebedürftige die Grundsicherung nur 
nachrangig in Anspruch nehmen. Die Solidargemein-
schaft darf erwarten, dass Hilfebedürftige alle Eigen-
anstrengungen unternehmen, um so weit wie möglich 
aus eigener Kraft den Lebensunterhalt für sich und 
ihre Familien zu erwirtschaften. 

Heutiges Sanktionssystem ist ausgewogen 

Bei einer Pauschalierung der Sanktionen muss deren 
aktuelles Verhältnis zum Regelbedarf sowie auch die 
Möglichkeit zur stufenweisen Erhöhung der Sanktio-
nen bei wiederholten Verstößen beibehalten werden. 
Die bestehenden Sanktionsmöglichkeiten überfor-
dern Hilfebedürftige nicht. Bei tatsächlicher Gefahr 
von Wohnungsverlusten und Obdachlosigkeit gibt es 
bereits nach geltender Rechtslage Möglichkeiten, die 
Sanktionen entsprechend abzumildern. Wenn die 
Pflichtverstöße Folgen von psychischen Erkrankun-
gen sind, dürfen ohnehin keine Sanktionen angewen-
det werden. Wichtig ist, dass die Vermittler in diesen 
Fällen die psychischen Beeinträchtigungen frühzeitig 
erkennen und die Betroffenen entsprechend unter-
stützen.  

Sanktionssystem verbessert die Arbeitsmarktin-
tegration 

Es geht nicht darum, Sanktionen anzuwenden, um 
Arbeitslose zu „bestrafen“, sondern durch die Sankti-
onsmöglichkeit eine Anreizwirkung für das Verhalten 
der Betroffenen zu erzielen. Diese Anreizwirkung ent-
steht schon durch die potenzielle Möglichkeit einer 
Sanktionierung bevor es überhaupt zu einer Leis-
tungsminderung kommt. Es geht darum, den Betroffe-
nen die Gefahren einer sich verfestigenden Langzeit-
arbeitslosigkeit zu verdeutlichen und auf eine mög-
lichst zügige Aufnahme einer Erwerbstätigkeit hinzu-
wirken.  

Es liegt im Interesse der Betroffenen, nicht auf den als 
ideal empfundenen Job zu warten, sondern ggf. auch 
eine zunächst nicht allen eigenen Wünschen entspre-
chende, aber dennoch zumutbare Tätigkeit anzuneh-
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men. Gerade flexible Beschäftigungsformen wie Zeit-
arbeit, befristete Arbeitsverhältnisse, Teilzeit und Mi-
nijobs erweisen sich für Arbeitslose als Sprungbrett 
in Beschäftigung. Eine frühzeitige Arbeitsaufnahme 
ermöglicht es, am Erwerbsleben teilzuhaben, Berufs-
erfahrung zu sammeln und soziale Kontakte zu knüp-
fen. Arbeitslose, die schnell wieder in Arbeit kom-
men, schaffen zudem eher den Aufstieg in besser ent-
lohnte Arbeit, als jene, die aus immer längerer Ar-
beitslosigkeit heraus auf den Wunscharbeitsplatz 
warten. Längere Arbeitslosigkeit mindert nachweis-
lich die Chancen auf Teilhabe am Erwerbsleben und 
beruflichen Aufstieg.  

Untersuchungen haben gezeigt, dass die Sanktionie-
rung die Wahrscheinlichkeit, innerhalb von acht Mo-
naten nach der Sanktion aus dem Leistungsbezug ab-
zugehen, um etwa 70 Prozentpunkte erhöht.2 Zudem 
wirkt sich das auf andere Arbeitslose aus, sodass zu-
sätzlich höhere Abgangsraten zu erwarten sind. Ziel 
muss daher sein, durch Aufrechterhaltung der Sank-
tionsmöglichkeiten die Betroffenen dazu zu bewegen, 
ihren Pflichten nachzukommen. Im Ergebnis trägt 
dies dazu bei, dass Betroffene schneller eine Arbeit 
aufnehmen, ihre Hilfebedürftigkeit überwinden kön-
nen und vor Langzeitarbeitslosigkeit bewahrt werden.  

Junge Menschen nicht nur besonders fördern, son-
dern auch fordern 

Die Sanktionsmöglichkeiten für junge Menschen un-
ter 25 Jahren sollten erhalten bleiben und nicht abge-
schwächt werden. Die Sonderregelung für Jugendli-
che soll jungen Arbeitslosen bewusst machen, wie 
wichtig es ist, sich frühzeitig um eine Beschäftigung 
oder Ausbildung zu bemühen. Dadurch soll im Inte-
resse der Betroffenen verhindert werden, dass diese 
jungen Menschen in der Langzeitarbeitslosigkeit 
ohne realistische Vermittlungschancen am Arbeits-
markt auf Dauer verharren.  

Diese Regelung ist nicht nur sinnvoll, sondern auch 
verfassungsrechtlich nicht zu beanstanden (ständige 
Rechtsprechung, z. B. LSG Niedersachsen, Urteil vom 
21.04.2010, Az. L 13 AS 100/10 BER, LSG Nordrhein-
Westfalen, Urteil vom 02.05.2006, Az. L 20 B 37/06 
AS ER). Denn nach der Gesetzesbegründung hat diese 
Sonderregelung zum Ziel, bei jungen Menschen von 
vornherein der Langzeitarbeitslosigkeit entgegenzu-
wirken (BT-Drucks 15/1516, S. 61). Durch diese Son-
derregelung soll der Druck auf junge Arbeitslose er-
höht werden, sich um eine Beschäftigung oder Aus-
bildung zu bemühen, wodurch verhindert werden 
soll, dass diese Hilfebedürftigen frühzeitig in der 
Langzeitarbeitslosigkeit ohne realistische Vermitt-
lungschancen am Arbeitsmarkt auf Dauer verharren. 
Diese Regelung ist auch verhältnismäßig. Denn wenn 
sich die jungen Arbeitslosen nachträglich bereit er-
klären, ihren Pflichten nachzukommen, kann der Trä-
ger unter Berücksichtigung aller Umstände des Ein-
zelfalles die Leistungen für Unterkunft und Heizung 
gewähren. Mit der Unterkunft und Heizung sowie ei-
ner angemessenen Lebensmittelversorgung sind die 
wesentlichen Pfeiler der Existenzsicherung abge-
deckt.  

                                                                        
2 IAB-Stellungnahme 2/2014, S. 8 
3 Statistik der Bundesagentur für Arbeit, Analyse der Grundsicherung für Arbeitsuchende, Mai 2015. 

Gerade junge Menschen, dürfen nicht die Erfahrung 
machen, dass ihr Lebensunterhalt dauerhaft durch 
die Solidargemeinschaft finanziert wird, ohne dass 
eine Gegenleistung eingefordert wird. Die bestehende 
Regelung überfordert die Hilfebedürftigen in keiner 
Weise und unterstreicht das richtige und notwendige 
Gegenleistungsprinzip der Fürsorgeleistung Arbeits-
losengeld II. 

2. Die Regelsätze sind angemessen und verfassungs-
konform 

Die Grundsicherung für Arbeitsuchende hat sich als 
ein wirksames Schutzsystem vor Armut erwiesen, das 
jedem Hilfebedürftigen eine menschenwürdige Exis-
tenz sichert und soziale Teilhabe ermöglicht. Diese 
Errungenschaft des Sozialstaates ist keinesfalls eine 
Selbstverständlichkeit sondern Ausdruck der Solida-
rität der Gesellschaft. Eine Erhöhung der Regelsätze 
würde diese Solidarität auf den Kopf stellen, weil zur 
Finanzierung dieser Leistungen auch Arbeitnehmer 
mit nur geringem Einkommen beitragen.  

Die aktuellen Regelungen zur Berechnung des Regel-
bedarfs sind verfassungskonform. Das Bundesverfas-
sungsgericht (BVerfG) hat mit Urteil vom 9. Februar 
2010 entschieden, dass die Leistungen auf Grundlage 
verlässlicher Zahlen und schlüssiger Berechnungs-
verfahren erfolgen müssen. Der Gesetzgeber hat die 
Vorgaben des BVerfG erfüllt, indem er die Regelsätze 
in einem transparenten Verfahren realitätsgerecht so-
wie nachvollziehbar auf der Grundlage verlässlicher 
Zahlen und schlüssiger Berechnungsverfahren be-
messen lässt. Die Regelsätze werden damit seit 2011 
jedes Jahr nach einem festgelegten Verfahren unter 
Berücksichtigung der Preis- und Lohnentwicklung 
angepasst. So hat das Bundessozialgericht mit Urteil 
vom 12. Juli 2012 entschieden, dass die Neuermitt-
lung des Regelbedarfs für Alleinstehende verfas-
sungskonform ist und mit den vom BVerfG im Jahr 
2010 aufgestellten Grundsätzen übereinstimmt.  

Schließlich wäre es für die Arbeitslosen fatal, wenn 
sie mit überhöhten Regelleistungen, die über dem so-
ziokulturellen Existenzminimum liegen, zum Verhar-
ren im Leistungsbezug verleitet wären. Vielmehr 
muss es darum gehen, Anreize zur schnellen Arbeits-
aufnahme zu setzen.  

3. Anreize zur Aufnahme einer Vollzeit(nahen) Tä-
tigkeit stärken 

Derzeit ist es für viele attraktiv, nur ein geringes Er-
werbseinkommen zum Arbeitslosengeld II „hinzuzu-
verdienen“ und sich im parallelen Leistungsbezug 
einzurichten. Über 80 % der „Aufstocker“ üben ledig-
lich einen Minijob oder eine Teilzeitbeschäftigung 
aus.3 Die Erwerbsfreibetragsregelung im SGB II bedarf 
daher einer konsequenten Weiterentwicklung. Um 
Fehlanreize zu minimieren, sollten die Anrechnungs-
regeln so geändert werden, dass bis 200 € eigenes 
Bruttoerwerbseinkommen grundsätzlich auf das Ar-
beitslosengeld II angerechnet wird, vollzeitnahe Ein-
kommen dagegen weniger stark angerechnet werden. 
Zudem sollten Jobcenter „Aufstocker“ mit lediglich 
einem Minijob verstärkt dabei unterstützen, ihren Mi-
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nijob zu einer sozialversicherungspflichten Beschäf-
tigung auszubauen. Dazu ist eine enge und koordi-
nierte Zusammenarbeit der arbeitnehmerorientierten 
Beratung in Arbeitsagenturen und Jobcentern und des 
Arbeitgeber-Service unabdingbar. Fehlanreize im 
Steuer- und Sozialrecht, durch die eine Erwerbstätig-
keit nicht oder nur in geringem Umfang lohnenswert 
erscheint, wie z. B. das Ehegattensplitting, gilt es zu 
mindern. 

4. Wirkungen des einheitlichen gesetzlichen Min-
destlohns analysieren 

Die Einführung eines flächendeckenden Mindest-
lohns von 8,50 € pro Stunde bedeutet – trotz der vor-
gesehenen Ausnahmeregelung für Langzeitarbeitslose 
für die ersten sechs Monate – ein weiteres Beschäfti-
gungshindernis für Langzeitarbeitslose. Denn für die 
meisten Langzeitarbeitslosen kann die dauerhafte Be-
schäftigung in den Arbeitsmarkt nur über einfache 
Tätigkeiten gelingen, für die nur geringe Löhne ge-
zahlt werden können, damit sie sich wirtschaftlich 
rentieren. Daher müssen die Wirkungen von Mindest-
lohn genau beobachtet und bei Bedarf schnellstmög-
lich um weitere Ausnahmen ergänzt werden. 

5. Bezug von Arbeitslosengeld II auch durch Gel-
tendmachung eines Renten-anspruchs vermeiden 

Es sollte daran festgehalten werden, dass Arbeitslo-
sengeld-II-Empfänger nach Vollendung des 63. Le-
bensjahres verpflichtet sind, einen bestehenden An-
spruch auf Altersrente geltend zu machen (§ 12a 
SGB II). Es ist nicht nachvollziehbar, warum Renten-
ansprüche anders behandelt werden sollten als eige-
nes Einkommen oder Vermögen. Die Pflicht der SGB-
II-Leistungsbezieher, einen bestehenden Rentenan-
spruch geltend zu machen, ist sozialpolitisch sinn-
voll und verfassungskonform. Sie resultiert aus dem 
Subsidiaritätsgrundsatz, der dem Recht der Grundsi-
cherung zugrunde liegt. Danach ist die Grundsiche-
rung gegenüber anderen Ein-kommen und Vermögen 

absolut nachrangig. An diesem Grundsatz muss auch 
bei der Altersrente festgehalten werden, da eine Ab-
weichung von diesem Grundsatz zu einer ungerecht-
fertigten Ungleichbehandlung führen würde. Schließ-
lich tragen zur Finanzierung der staatlichen Fürsorge-
leistung selbst Arbeitnehmer mit nur geringem Ein-
kommen bei. Die Große Koalition sollte an der gelten-
den Rechtslage, die sie selbst im Jahr 2008 hergestellt 
hat, festhalten und nicht davon abrücken. 

In der Debatte um eine angebliche „Zwangsverren-
tung“ wird ein gesetzlicher Handlungsbedarf behaup-
tet, der nicht besteht. Die Bezeichnung „Zwangsver-
rentung“ führt in die Irre. Mit der gesetzlichen Anfor-
derung, den Bezug von Arbeitslosengeld II auch 
durch Geltendmachung eines Renten-anspruchs mög-
lichst zu vermeiden bzw. zumindest zu verringern, 
werden die Betroffenen keinesfalls vom Arbeitsmarkt 
ausgeschlossen. Im Gegenteil, jeder Arbeitslose, der 
arbeiten will, kann dies auch nach Rentenbeginn tun 
und bei der Arbeitssuche die Unterstützung der Ar-
beitsagenturen in An-spruch nehmen. 

II. Rahmenbedingungen für eine nachhaltige 
Grundsicherung schaffen 

1. Zielsteuerung neu justieren  

Arbeitslosenversicherung zum Vorbild nehmen – 
Grundsicherung nach Wirkung und Wirtschaftlich-
keit steuern 

Die BA hat im Bereich der Arbeitslosenversicherung 
seit 2004 ihr Zielsystem und ihre aktive Arbeitsmarkt-
politik konsequent nach den Grundsätzen der Wir-
kung und Wirtschaftlichkeit ausgerichtet und konti-
nuierlich weiterentwickelt. Diese Grundsätze gelten 
beim Einsatz von Ermessensleistungen der aktiven 
Arbeitsmarktpolitik und insbesondere bei der Förde-
rung der beruflichen Weiterbildung, wo der Anteil er-
folgreicher Integrationen nach Absolvieren einer 
Qualifizierung deutlich gesteigert werden konnte. So 
ist die Eingliederungsquote seit dem Jahr 2005 um 27 
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Prozentpunkte von 46% auf 63 % im Jahr 2014 gestie-
gen. Der Beitragssatz zur Arbeitslosenversicherung 
konnte nicht zuletzt auch Dank eines wirtschaftliche-
ren Mitteleinsatzes von 6,5 % im Jahr 2006 auf 3 % 
seit dem Jahr 2011 gesenkt werden. Die positiven Er-
fahrungen aus der Arbeitslosenversicherung sollten 
auch in der Grundsicherung Anwendung finden. 

Nach § 3 Abs. 1 S. 4 SGB II sind auch im SGB II bei 
der Erbringung der Leistungen zur Eingliederung in 
Arbeit die Grundsätze von Wirtschaftlichkeit und 
Sparsamkeit zu beachten. Bei näherer Betrachtung ist 
deren operative Umsetzung jedoch fraglich. Die Ein-
gliederungsquote bei Maßnahmen der geförderten be-
ruflichen Weiterbildung ist im Bereich SGB II mit 
knapp 33 % deutlich niedriger als im SGB III mit 
63 % (Zeitraum Mai 2013 bis April 2014). Auch wenn 
die Zielgruppe im SGB II insgesamt komplexere Prob-
lemlagen mitbringt, erscheint dieser sehr große Unter-
schied zu hoch.  

Bevor eine Aufstockung der Mittel im Eingliede-
rungstitel erwogen wird, muss daher  auch in der 
Grundsicherung eine Zielsteuerung und –nachhal-
tung wie in der Arbeitslosenversicherung etabliert 
werden, die neben den – bisher zumindest auf dem 
Papier bestehenden – Zielen wie der Verringerung der 
Hilfebedürftigkeit der Leistungsempfänger, der Ver-
meidung langfristigen Leistungsbezugs oder der Ver-
besserung der Integration der Arbeitslosen z. B. auch 
Qualitätskennzahlen, wie bedarfsdeckende Integrati-
onen, die Integration von Langzeitleistungsbeziehern, 
Kundenzufriedenheit oder Qualität der Beratung ent-
hält. Entscheidend ist dabei, dass auch im SGB II eine 
wirkungsorientierte Mittelverteilung eingeführt wird, 
wonach die Zielsteuerung mit der Ressourcenvertei-
lung verknüpft wird.   

Zwischenziele berücksichtigen 

Menschen, die lange Zeit keine Arbeitserfahrung hat-
ten, sind in der Regel nicht kurzfristig in den Arbeits-
markt integrierbar. Sie brauchen oft eine langfristige 
Unterstützung. Eine nachhaltige Integration erfordert 
langfristige Strategien, die durch Zwischenziele abge-
bildet werden können. Deswegen muss nachweislich 
nachhaltiges Handeln der Jobcenter stärker als bis-
lang honoriert werden. Bei geeigneten Zwischenzie-
len in der Zielsteuerung könnte es sich z. B. um das 
Absolvieren einer an den Stärken des Einzelnen und 
den Bedürfnissen des Arbeitsmarktes orientierten, ab-
schlussorientierten Weiterbildungsmaßnahme han-
deln. 

Langfristige Planung ermöglichen 

Längerfristige Eingliederungsstrategien zur Integra-
tion marktferner Kunden bedürfen entsprechender 
längerfristiger Planungen und Investitionen. Die Job-
center benötigen dazu Planungs- und Finanzsicher-
heit. Derzeit können lediglich 350 Mio. € auf das 
nächste Haushaltsjahr übertragen werden. Das Ein-
gliederungsbudget muss so ausgestaltet werden, dass 
mehrjährige Verpflichtungen in ausreichender Höhe 
möglich sind. Dies würde zu einer höheren Kontinu-
ität der Arbeitsmarktpolitik beitragen. 

Problemdruckindikator abschaffen 

Eine wesentliche Maßnahme zur erfolgreicheren Ziel-
steuerung ist die Abschaffung des sog. Problemdruck-
indikators als alleinigen Mittelverteilungsschlüssel, 
weil er Fehlanreize für eine erfolgreiche Betreuung 
und Vermittlung von Arbeitslosen setzt. Durch den 
Problemdruckindikator erhalten bisher diejenigen 
Jobcenter automatisch mehr Eingliederungsmittel, 
die einen hohen Prozentanteil an Leistungsbeziehern 
gemessen an der Bevölkerung im erwerbsfähigen Al-
ter aufweisen. Damit werden die Jobcenter bestraft, 
die durch eigene erfolgreiche Performance den Anteil 
der Leistungsempfänger dauerhaft mittels effizienten 
und zweckmäßigen Mitteleinsatzes verringern kön-
nen.  

2. Jobcenter von hohem Verwaltungsaufwand ent-
lasten 

Die Verwaltungsausgaben im Bereich der Leistungs-
gewährung und der Sachbearbeitung müssen deutlich 
reduziert werden, damit mehr Mittel für die Vermitt-
lung und Betreuung verbleiben. Dazu ist zum einen 
eine Verwaltungsvereinfachung und zum anderen die 
Bündelung von sachbearbeitenden Aufgaben notwen-
dig. 

Der Finanzaufwand für Verwaltungsausgaben zu Las-
ten des Eingliederungstitels steigt seit 2012 deutlich 
an. Die Verwaltungskosten (inkl. Personal Leistungs-
gewährung, Personal Integration, Personal Verwal-
tung und Sachkosten) machten im Jahr 2013 65 % des 
Gesamtbudgets der gemeinsamen Einrichtungen aus. 
Dabei ist höchst problematisch, dass der Anteil der 
Personalausgaben für Leistungsgewährung im Ver-
hältnis zu dem für Integration überdimensioniert ist: 
Lediglich 39 % der Personalausgaben entfielen auf In-
tegration in Arbeit, dagegen 55 % auf Leistungsge-
währung und 6 % auf die allgemeine Verwaltung.  

Leistungsrecht entbürokratisieren 

Das Leistungsrecht in der Grundsicherung ist an vie-
len Stellen zu komplex, bürokratisch und zeitaufwen-
dig. Dies führt zu einem hohen Verwaltungsaufwand 
und einer Verunsicherung der Leistungsberechtigten. 
Der Inhalt der Bescheide und die Berechnungen sind 
für die Leistungsempfänger nicht wirklich nachvoll-
ziehbar.  

Die Vereinfachung des Leistungsgewährungsrechts 
kann dazu beitragen, dass Kundenanliegen schneller 
bearbeitet werden können. Freiwerdende Personal-
ressourcen können für die Vermittlung und Beratung 
eingesetzt werden, wo sie dringend benötigt werden. 
Dies würde auch die Akzeptanz des Grundsiche-
rungssystems erhöhen und die Flut von Wider-
spruchs- und Klageverfahren eindämmen, die gerade 
auch aus zu komplexen Regelungen resultieren. 

Die Vorschläge der Bund-Länder-Arbeitsgruppe in 
Zusammenarbeit mit der BA zu leistungsrechtlichen 
Vereinfachungen enthalten hierzu wichtige und rich-
tige Ansätze, die schnellstmöglich umgesetzt werden 
müssen. Der Bewilligungszeitrahmen sollte auf zwölf 
Monate verlängert werden. Denn jede individuelle 
Änderung innerhalb der Bedarfsgemeinschaft muss 
ohnehin sofort gemeldet werden und führt zu einer 
entsprechenden Anpassung. 
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Bei wesentlichen Änderungen von tatsächlichen oder 
rechtlichen Verhältnissen muss derzeit sogar bei 
Kleinstbeträgen der Bescheid aufgehoben und der Be-
trag eingezogen werden, was zu keinem Verhältnis 
zum Verwaltungsaufwand steht. Daher sollte eine Ba-
gatellgrenze eingeführt werden, damit bei Kleinstbe-
trägen aufwändige Aufhebungs- und Erstattungsbe-
scheide nicht gefertigt werden müssen. Denn von der 
Feststellung der Überzahlung von einem Betrag von 
z.B. 10 € bis zur Beendigung der Einziehungsverfah-
ren wird mindestens eine Stunde aufgebracht. Insge-
samt ergibt sich für das Erstattungsverfahren von Be-
trägen unter 50 € für das Jahr 2011 ein Personal und 
Sachkostenvolumen von 13 Mio. €. Dem steht ein 
Forderungsvolumen von lediglich 8 Mio. € gegen-
über.  

Zu den wichtigen Vorschlägen der Bund-Länder-Ar-
beitsgruppe gehören insbesondere auch der Abbau 
von Schnittstellen zur Ausbildungsförderung, die Er-
möglichung einer trägerübergreifenden Aufrechnung 
und weitere Erleichterungen bei der Aufrechnung so-
wie die Einführung eines pauschalen Minderungsbe-
trages für jede Pflichtverletzung.  

Sachbearbeitende Tätigkeiten bündeln 

Insbesondere kleine Jobcenter haben höhere Um-
schichtungsbedarfe zu Gunsten des Verwaltungsbud-
gets, da sie das Gesamtangebot in der Leistungssach-
bearbeitung ohne Skaleneffekte größerer Einheiten 
vorhalten müssen. Die Bildung von Jobcenter-über-
greifenden Verwaltungsverbünden und stärkere Bün-
delung von sachbearbeitenden Tätigkeiten, vergleich-
bar dem Operativen Services im SGB III, ist zwingend 
erforderlich. Damit würden Arbeitsabläufe effektiver 
und effizienter. So könnten der Verwaltungsaufwand 
gesenkt und Qualitätsverbesserungen erreicht wer-
den.  

3. Jobcentermitarbeiter wertschätzen 

Menschen, die in ihrer täglichen Arbeit in einem 
komplexen System große Anstrengungen leisten, um 
Arbeitslose in den Arbeitsmarkt zu integrieren, haben 
Respekt verdient. Wir müssen daher auch daran ar-
beiten, das Image der Jobcenter zu verbessern. Dafür 
brauchen wir ein klares Bekenntnis von Bundes-, 
Landes- und kommunaler Politik zum System der 
Grundsicherung. Zudem ist eine breite gesellschaftli-
che und politische Unterstützung unter Einbindung 
der wesentlichen Akteure wie z. B. Sozialpartner, 
Kammern, Wohlfahrtsverbände durch verbesserte 
Netzwerkarbeit erforderlich. 

In der öffentlichen Debatte wird oft zu Unrecht ein 
überwiegend negatives Bild der Jobcenter verbreitet 
und die fachlich und sozial anspruchsvolle Arbeit der 
Vermittler in den Jobcentern nicht ausreichend wert-
geschätzt. Die fehlende Anerkennung und Wertschät-
zung schadet den Jobcentern, den Mitarbeitern und 
den Menschen, die auf Unterstützung der Jobcenter 
angewiesen sind. Die mangelnde Wertschätzung führt 
zu Frustration und Absenkung der Motivation und 
Engagement der Mitarbeiter. Zudem kommt es zum 
Verlust der Attraktivität von Jobcentern als gute Ar-
beitgeber. 

III. Instrumente weiterentwickeln 

1. Arbeitslose individuell und passgenau betreuen, 
Kompetenzdiagnostik breit einsetzen 

Geringqualifizierten und Langzeitarbeitslosen sollte 
die freiwillige Teilnahme an einer systematischen 
Kompetenzdiagnostik, z. B. durch den sog. psycholo-
gischen Dienst der BA grundsätzlich angeboten wer-
den. Die Kompetenzdiagnostik sollte sowohl in der 
Arbeitsvermittlung als auch beim Einsatz von Instru-
menten der Arbeitsförderung (v. a. Qualifizierung) 
breit eingesetzt werden. Bisher wird sie leider nur in 
Einzelfällen genutzt. 

Zentrale Voraussetzung für eine passgenaue Bera-
tung, Förderung und Vermittlung ist jedoch gerade 
die systematische und umfassende Abbildung der in-
dividuellen, berufsübergreifenden Kompetenzen. 
Diese kann und muss ergänzend zum berufsfachli-
chen Profil gerade bei formal Geringqualifizierten 
dazu dienen, Stärken und Handlungsbedarfe heraus-
zuarbeiten. Nur wenn alle Kompetenzen auch außer-
halb formeller Bildungsabschlüsse sowie die persön-
liche Motivation, Zuverlässigkeit, Flexibilität und 
Selbstständigkeit in den Blick genommen werden, 
können die Arbeitsuchenden passgenau und indivi-
duell gefördert werden.  

2. Ganzheitliche Betreuung durch Netzwerkarbeit 
sicherstellen 

Für eine ganzheitliche Betreuung und einen schnel-
len unkomplizierten Zugang zu allen notwendigen 
Leistungen bedarf es der engeren Vernetzung aller re-
levanten Träger. Ein gutes Beispiel dafür sind die Ar-
beitsbündnisse „Jugend und Beruf“, z. B. in Form der 
Jugendberufsagenturen, in denen verschiedene Ein-
richtungen jeweils an den regionalen Bedürfnissen 
ausgerichtet eng zusammenarbeiten, um jungen Men-
schen nach der Schule den direkten Übergang in Aus-
bildung und Beschäftigung zu ermöglichen. Diese 
Netzwerke zwischen den Akteuren am Arbeitsmarkt 
müssen weiter ausgebaut und bürokratische Hinder-
nisse und datenschutzrechtliche Schnittstellen müs-
sen überwunden werden. 

Die Jobcenter sollten zudem eng mit Arbeitgebern 
und Arbeitgeberverbänden vernetzt sein. Arbeitgeber 
sind wichtige Partner, damit die Mitarbeiter der Job-
center den Bedarf am Arbeitsmarkt besser ermitteln 
und berücksichtigen können. Die Vermittler müssen 
die Anforderungen der Arbeitgeber kennen, um Ar-
beitslose besser beraten und passgenaue fördern und 
vermitteln zu können.  

3. Arbeitslose dauerhaft in Beschäftigung bringen  

Nach langen Phasen von Arbeitslosigkeit benötigen 
die Betroffenen häufig auch nach Aufnahme der Be-
schäftigung weiterhin Beratung und Unterstützung. 
Derzeit ist eine Nachbetreuung durch die Jobcenter 
gesetzlich jedoch nicht vorgesehen. Daher müssen 
durch eine gesetzliche Änderung die Rahmenbedin-
gungen geschaffen werden, um eine effektive flächen-
deckende Nachbetreuung der Geringqualifizierten 
auch durch die Jobcenter gewährleisten zu können. 

Von den ehemals Langzeitarbeitslosen, die eine Be-
schäftigung aufgenommen haben, sind nach Ablauf 
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von sechs Monaten nur noch 60 % sozialversiche-
rungspflichtig beschäftigt. Die hohen Abbruchquoten 
zeigen, wie wichtig eine Betreuung auch nach Be-
schäftigungsaufnahme ist. In Beratungsgesprächen 
mit ehemals Arbeitslosen und Betrieben können 
Probleme in der Anfangsphase der Beschäftigung ge-
löst werden. Die BA hat eine neue Handlungsstrategie 
„INA! – Integration nachhalten“ entwickelt, damit 
Langzeitarbeitslose auch nach Aufnahme der Be-
schäftigung durch Beratung und begleitende Maßnah-
men gezielt weiter unterstützt werden. Die ersten Un-
tersuchungen zeigen, dass in der nachbetreuten 
Gruppe deutlich mehr Beschäftigungsverhältnisse 
fortbestehen.  

4. Gesundheit von Arbeitslosen fördern 

Nach eigener Einschätzung weisen 40 % der SGB-II-
Empfänger schwerwiegende gesundheitliche Ein-
schränkungen auf.4 Daher kommt es in der Betreuung 
Arbeitsloser darauf an, die speziellen gesundheitli-
chen Bedürfnisse stärker einzubeziehen. Dafür gibt es 
eine BA-GKV-Kooperationsvereinbarung „Arbeitslo-
sigkeit und Gesundheit“, die seit 2014 erprobt wird. 
Diese Vernetzung der Jobcenter mit den Krankenkas-
sen vor Ort muss weiterentwickelt werden. Im Mittel-
punkt muss die Eigenverantwortung der Arbeitslosen 
selbst stehen, die durch ihr Gesundheitsverhalten 
und die Wahrnehmung der Angebote der Kranken-
kassen selbst zum Erhalt ihrer Gesundheit beitragen 
müssen. Dabei können die Jobcenter unterstützend 
beraten und sensibilisieren. Es geht darum, durch 
Transparenz und erleichterten Zugang die Teilhabe 
der Langzeitarbeitslosen an Präventionsangeboten 
der Krankenkassen zu erhöhen.  

5. Zugang zur beruflichen Rehabilitation verbes-
sern 

Eine Reihe von Bundesrechnungshofberichten belegt, 
dass die Bedeutung dieses Themas nicht erkannt und 
nicht entsprechend reagiert wird. Gerade bei Men-
schen mit Rehabilitationsbedarf ist jedoch eine früh-
zeitige Unterstützung von größter Bedeutung und da-
mit für den Qualifizierungs- oder Integrationserfolg 
entscheidend. Um schneller reagieren zu können, 
sollte zunächst die komplexe Rechts- und Weisungs-
lage vereinfacht werden. Zudem muss bei den Be-
schäftigten der BA ein verstärktes Bewusstsein für die 
Bedeutung des Themas geschaffen werden. Neben 
den Verbesserungen im operativen Geschäft muss 
sich auch in der Zentrale ein Umdenken vollziehen. 
Sowohl Führungs- als auch Fachkräfte sollten mit 
Qualifizierungsmaßnahmen für das Thema sensibili-
siert werden. In diesen Maßnahmen sollten Fach-
kenntnisse vermittelt werden, die die Erkennung ei-
nes möglichen Rehabilitationsbedarfs ermöglichen. 
Wichtig ist u. a., die Schnittstellenprobleme zu den 
anderen Reha-Trägern zu überwinden.  

6. Mittel für Sprachförderung ausweiten 

Arbeitslose mit Migrationshintergrund müssen beim 
Erwerb grundlegender und berufsbezogener Deutsch-
kenntnisse gezielt gefördert werden. Sprachkennt-
nisse sind eine unverzichtbare Grundvoraussetzung 

                                                                        
4 IAB-Kurzbericht, 23/2014, S. 3. 
 

für eine erfolgreiche Integration in Arbeit und Gesell-
schaft. Angesichts eines steigenden Erwerbsperso-
nenpotenzials mit Migrationshintergrund ist das der-
zeitige Angebot zur Förderung des allgemeinen und 
des berufsbezogenen Spracherwerbs unzureichend. 
Förderangebote müssen ausreichend dotiert sein, 
dauerhaft zur Verfügung stehen und allen Erwerbsfä-
higen mit sprachlichen Defiziten offen stehen, auch 
um eine echte Willkommenskultur zu etablieren. Des-
wegen müssen jetzt die Planungen beginnen, wie mit 
Blick auf die gesamtgesellschaftliche Aufgabe der 
bestmöglichen Integration von Menschen mit Migra-
tionshintergrund die Sprachförderungsangebote 
künftig auf eine auch langfristig tragende, steuerfi-
nanzierte Basis gestellt werden soll. Bis dahin ist ent-
scheidend, dass die berufsbezogene Sprachförderung 
des sog. ESF-BAMF-Programms trotz des geringeren 
Mittelansatzes allen relevanten Zielgruppen offen-
steht.  

7. Anstrengungen für passgenaue Weiterbildung Er-
wachsener intensivieren  

Die Vermittlung von Grundsicherungsempfängern in 
Arbeit ist eine besondere Herausforderung, denn 57 
% der Arbeitslosen im SGB II verfügen über keine ab-
geschlossene Berufsausbildung. Die Anstrengungen, 
Erwachsene zu einem beruflichen Abschluss zu brin-
gen, müssen intensiviert werden. Notwendig dafür ist 
der frühzeitige und konsequente Einsatz der Kompe-
tenzdiagnostik. Weiterbildung sollte sich nicht nur an 
den Stärken und Interessen des Einzelnen, sondern 
auch an den Bedürfnissen des Arbeitsmarktes orien-
tieren, auch um Enttäuschungen und Motivationsver-
luste bei den betroffenen Menschen möglichst zu ver-
meiden. Die Weiterbildung sollte nur gefördert wer-
den, wenn der im Ergebnis erzielte Berufsabschluss 
gute Arbeitsmarktperspektiven bietet und die Aus-
sichten auf eine möglichst dauerhafte Beschäftigung 
oberhalb der Helferebene verbessert. 

Unterdurchschnittliche Eingliederungsquoten zei-
gen, dass die passgenaue Förderung noch nicht opti-
mal funktioniert. So haben z. B. Berufe in den Berei-
chen Unternehmensführung, -organisation Eingliede-
rungsquote 26,9 % (im Zeitraum April 2013 bis März 
2014). Dabei handelt es sich insbesondere um Büro-
kaufleute. Dies ist gleichzeitig einer der von den Ar-
beitslosen extrem nachgefragten  Berufe. Hier müssen 
die Jobcenter auch ihre Beratung über Arbeitsmarkt-
perspektiven nach einer Qualifizierungsmaßnahme 
verbessern. Es ist nicht im Interesse des Einzelnen 
und auch nicht im Interesse der Steuerzahler, wenn 
teure Weiterbildungsmaßnahmen wirkungslos blei-
ben, weil die Qualifizierung nicht den Anforderun-
gen des Arbeitsmarkts gerecht wird und deshalb die 
Integration in Beschäftigung nicht gelingt.  

8. Kein Schnellschuss bei der Weiterbildungsprä-
mie  

Wichtig ist, dass über die Förderung der beruflichen 
Weiterbildung immer individuell entschieden wird. 
Denn es gibt vielfältige Gründe, warum Geringquali-
fizierte eine Ausbildung nicht aufnehmen oder früh-
zeitig abbrechen. Neben finanziellen Gründen stehen 
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vor allem Schwierigkeiten beim Lernen oder die Be-
treuung von Angehörigen im Vordergrund. Wichtige 
Unterstützungsinstrumente sind ausbildungsbeglei-
tende Hilfen, Assistierte Ausbildung, Teilzeitausbil-
dung oder Kinderbetreuungsmöglichkeiten.  

Zudem könnten finanzielle Anreize Wirkung zeigen, 
bei denjenigen Arbeitslosen, bei denen finanzielle 
Schwierigkeiten im Vordergrund stehen. Eine bun-
desweite Einführung von Weiterbildungsprämien zur 
Stärkung von Motivation und Durchhaltevermögen 
einer abschlussbezogenen Weiterbildung (beim Be-
stehen einer durch Ausbildungsverordnung vorge-
schriebenen Zwischenprüfung: 1.000 €, beim Beste-
hen der Abschlussprüfung: 1.500 €) ist zum jetzigen 
Zeitpunkt jedoch verfrüht. Zunächst sind die Er-
kenntnisse aus derzeit laufenden Modellversuchen, 
wie „Thüringen braucht Dich!“ oder „Zweite Chance“ 
in Niedersachsen zu analysieren. 

Es ist entscheidend, dass Weiterbildungsprämien 
auch an den erfolgreichen Abschluss einer Ausbil-
dung nach Teilqualifikationen ansetzen. Teilqualifi-
kationen sind gerade für Geringqualifizierte, die vom 
Lernen entwöhnt sind oder sich das Durchlaufen ei-
ner vollständigen Ausbildung nicht mehr zutrauen, 
ein wichtiges und zielführendes Instrument, um eine 
kontinuierliche Annäherung an einen Abschluss zu 
ermöglichen. Auch bei Teilqualifikationen sollte das 
Ziel sein, dass sie in einen Ausbildungsabschluss 
über die Externenprüfung einmünden. Prämien kön-
nen hier einen Anreiz setzen, diesen letzten Schritt 
zu gehen.  

Zudem sollen Weiterbildungsprämien auf Geringqua-
lifizierte beschränkt werden, die älter als 25 Jahre 
sind, damit junge Menschen unter 25 Jahren vorran-
gig in eine reguläre berufliche Erstausbildung vermit-
telt werden und keine falschen Anreize gesetzt wer-
den, eine Weiterbildung wegen der attraktiven Prä-
mie zu wählen. Prämien sollten zudem grundsätzlich 
nur dann angeboten werden, wenn der im Ergebnis 
erzielte Berufsabschluss gute Arbeitsmarktperspekti-
ven bietet und die Aussichten auf eine möglichst dau-
erhafte Beschäftigung oberhalb der Helferebene ver-
bessert.  

9. Mobilität von Arbeitslosen erhöhen  

Angebot und Nachfrage auf dem Arbeitsmarkt sind re-
gional sehr unterschiedlich verteilt. Die Mismatchar-
beitslosigkeit kann auch durch höhere Mobilität von 
Arbeitskräften, die zwar qualifiziert sind, aber vor Ort 
keine Beschäftigung finden, gesenkt werden. Dafür 
muss insbesondere die Mobilitätsbereitschaft von 
Langzeitarbeitslosen gesteigert werden. Das Gesetz 
sieht bereits verschiedene Unterstützungsleistungen 
vor, wie z. B. die Übernahme von Kosten zur Führung 

eines getrennten Haushaltes, Umzugskosten oder 
Kosten für den Erwerb des Führerscheins. Dabei ha-
ben die Arbeitsvermittler großen Spielraum, um eine 
dem Einzelfall entsprechende Unterstützung zu ge-
währleisten. Doch nach wie vor ist die Mobilität von 
Arbeitslosen sogar geringer als bei bereits Beschäftig-
ten. Um die Mobilitätsbereitschaft von Langzeitar-
beitslosen zu erhöhen, sollte die überregionale Ver-
mittlung in der Arbeitsvermittlung stärker in den 
Blick genommen und entsprechende Fördermöglich-
keiten flächendeckend konsequent eingesetzt wer-
den. 

10. Öffentlich geförderte Beschäftigung muss ultima 
ratio bleiben 

Der Einsatz von zeitlich befristeter öffentlich geför-
derter Beschäftigung kann im Einzelfall sinnvoll sein, 
solange die Vermittlung von besonders marktfernen 
Arbeitslosen in den ersten Arbeitsmarkt noch nicht 
möglich ist: zur Prüfung von Arbeitsbereitschaft, als 
streng subsidiäre Gelegenheit zu sinnvoller Betäti-
gung im Interesse der Allgemeinheit und zur Stär-
kung des Bewusstseins, dass für die Unterstützung 
durch die Solidargemeinschaft stets eine Gegenleis-
tung zu erbringen ist.  

Beschäftigungszuschüsse und Programme zur Förde-
rung von Beschäftigungsverhältnissen müssen auf ei-
nen genau definierten und begrenzten Personenkreis 
abzielen, zeitlich befristet, degressiv ausgestaltet sein 
und regelmäßig überprüft werden. Das Modellprojekt 
„Perspektiven in Betrieben“ der Bundesagentur für 
Arbeit ist ein grundsätzlich richtiger Ansatz: Gering-
qualifizierte, die multiple Hemmnisse aufweisen und 
seit über fünf Jahren arbeitslos sind, werden durch 
degressiv ausgestaltete Lohnkostenzuschüsse sowie 
begleitende Maßnahmen zur Stabilisierung des Be-
schäftigungsverhältnisses gefördert. Daher ist es im 
Grundsatz richtig, dass diese Ansätze in dem von der 
Bundesregierung geplanten ESF-Programm fortge-
führt werden. Es muss jedoch regelmäßig überprüft 
werden, ob nicht doch eine Chance auf eine Wieder-
eingliederung in nicht geförderte Beschäftigung be-
steht.  

Eine breit angelegte Ausweitung öffentlich geförder-
ter Beschäftigung, wie sie die Fraktion Die Linke for-
dert und die weit über solche zielgerichteten Ansätze 
hinaus geht, ist klar abzulehnen. Die Erfahrungen der 
Vergangenheit haben gezeigt, dass dadurch die Be-
schäftigungsperspektiven von Langzeitarbeitslosen 
nicht verbessert werden und zudem dies die Gefahr 
einer erheblichen Verdrängung regulärer Arbeits-
plätze birgt. 
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W. Birkwald, weiterer Abgeordneter und der Fraktion DIE LINKE. 
Sanktionen bei Hartz IV und Leistungseinschränkungen bei der Sozialhilfe abschaf-
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Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung 

1 Wirkungen der Hartz-Reformen  

Zwischen den Jahren 2003 und 2005 traten mit den 
Hartz-Gesetzen umfassende Arbeitsmarkt- und Sozi-
alreformen in Kraft. Diese lassen sich wie folgt zusam-
menfassen: 

 Erhöhung der Arbeitsnachfrage: Durch mehr Fle-
xibilität bei den Beschäftigungsformen und beim 
Kündigungsschutz sollten Unternehmen dazu 
motiviert werden, zusätzliche Stellen zu schaffen. 

 Aktivierung des Arbeitsangebots: Im Sinne eines 
verstärkten „Förderns und Forderns“ sollten die 
Anreize für Arbeitslose (und Beschäftigte), schnell 
eine Stelle zu suchen bzw. auch eine weniger at-
traktive Stelle anzunehmen, verstärkt werden. 

 Effizienzsteigerung: Durch mehr Effizienz in der 
Arbeitsvermittlung sollte der Ausgleichsprozess 
zwischen Arbeitsuchenden und freien Stellen ver-
bessert werden. 

Die Hartz-Reformen haben also bei Arbeitsangebot, 
Arbeitsnachfrage und Ausgleichsprozess angesetzt. 

                                                                        
1 Das gilt auch für wirtschaftlich schwächere Jahre, so dass ein Vergleich zum Boomjahr 2000 nicht geeignet erscheint. 

Sie betrafen sowohl Arbeitgeber als auch Arbeitsu-
chende und Beschäftigte. 

Trendumkehr bei Beschäftigung und Arbeitslosigkeit 

Der seit der Wiedervereinigung bestehende Trend 
sinkender Beschäftigung hat sich nach den Reformen 
– flankiert durch einen kräftigen Wirtschaftsauf-
schwung – umgekehrt. Obwohl der Wirtschaftsauf-
schwung zwischen Ende 2004 und Anfang 2008 ähn-
lich stark war wie in den Jahren 1998 bis 2001, wuchs 
die sozialversicherungspflichtige Beschäftigung deut-
lich kräftiger. Dabei nahm insbesondere die Vollzeit-
beschäftigung wieder zu – obgleich oft auch in Zeit-
arbeit – sodass das Arbeitsvolumen kräftiger wuchs 
als um die Jahrtausendwende. Mittlerweile liegt es 
sechs Prozent über dem Wert von 2005 und konnte 
somit einen Großteil der Verluste seit der Wiederver-
einigung wettmachen.1 Zudem profitierte erstmals 
der ostdeutsche Arbeitsmarkt von einem Wirtschafts-
aufschwung. 



Ausschussdrucksache 18(11)406  Ausschuss für Arbeit und Soziales 

42 
 

Wesentlich für die Stimulierung der Arbeitsnachfrage 
war auch die moderate Lohnentwicklung. Bereits vor 
dem Jahr 2003 stiegen die Reallöhne allenfalls 

schwach; während der Reformen kam es sogar zu 
deutlichen Reallohnverlusten. Ein Grund dafür 
könnte sein, dass sich die Verhandlungsposition der 
Arbeitnehmer verschlechterte, etwa durch die restrik-
tivere Ausgestaltung der Lohnersatzleistungen. Inso-
weit steht zu vermuten, dass die Hartz-Reformen zu-
mindest indirekt das Wachstum der Löhne gedämpft 
haben.  

Die Arbeitslosigkeit entwickelte sich in etwa spiegel-
bildlich zur Beschäftigung. Nach dem Höchststand 
von fast fünf Millionen im Jahr 2005 sank die Zahl der 
Arbeitslosen bis zum Jahr 2015 auf unter drei Millio-
nen. Auch die Langzeitarbeitslosigkeit ging deutlich 
um 46 Prozent zurück, nachdem sie 2006 nochmals 
gewachsen war, weil die vormaligen arbeitsuchenden 
Sozialhilfeempfänger in diesem Jahr erstmals in der 
Arbeitslosenstatistik auftauchten. Der Abbau der Ar-
beitslosigkeit wurde nicht dadurch erreicht, dass die 
Maßnahmen aktiver Arbeitsmarktpolitik besonders 
stark ausgebaut worden wären. Denn auch die Unter-
beschäftigung nach dem Konzept der Bundesagentur 
für Arbeit (BA), die Personen in solchen Maßnahmen 
einschließt, schrumpfte um gut zwei Millionen. 

Angebot und Nachfrage am Arbeitsmarkt finden bes-
ser zueinander 

Um die Entwicklung der Arbeitslosigkeit zu bewer-
ten, sind die Übergänge in Beschäftigung am ersten 
Arbeitsmarkt von besonderer Bedeutung. Diese wer-
den als Match bezeichnet, der Prozess des Zueinan-
derkommens von offenen Stellen und Arbeitslosen 
als Matching. Je leichter und zügiger sich dieser Pro-
zess vollzieht, desto höher ist die sogenannte Mat-
ching-Effizienz. Diese hat sich nach den Hartz-Refor-
men verbessert, wie die Studien von Fahr/Sunde 
(2009) oder von Klinger/Rothe (2012) belegen. 

So kommen Klinger/Rothe (2012) zu dem Ergebnis, 
dass sich die Reformen in der Summe als positiv er-
wiesen haben. Insbesondere nach der Einführung von 
Hartz I und Hartz II stieg die Matching-Effizienz um 
zehn Prozent, nach Hartz III um weitere fünf Prozent. 
Demnach haben sich die Chancen von Arbeitslosen, 
in Beschäftigung zu kommen, unabhängig von der 
konjunkturellen Situation um zehn und noch einmal 
fünf Prozent verbessert. Eine zusätzliche Verbesse-
rung nach Hartz IV lässt sich nicht nachweisen. Zu 
beachten ist jedoch, dass mit der Einführung des 
neuen zweiten Sozialgesetzbuchs (SGB II) mehr Per-
sonen mit schlechten Arbeitsmarktchancen im Pool 
der Kurzzeitarbeitslosen erfasst wurden.  

Bemerkenswert ist außerdem, dass Langzeitarbeits-
lose überproportional stark von den Reformen profi-
tiert haben. Dies entspricht dem Ziel der Hartz-Kom-
mission, auch den verfestigten Kern der Arbeitslosig-
keit abzubauen. Mit steigendem Wirtschaftswachs-
tum beschleunigen sich die Übergänge aus Arbeitslo-
sigkeit in Beschäftigung grundsätzlich. Die Konjunk-
turwirkung wurde von den Reformen jedoch nicht 
verändert; der kräftige Wirtschaftsaufschwung der 
Jahre 2005 bis 2007 erhöhte zwar die Arbeitskräfte-
nachfrage, hatte keine überproportionalen Effekte auf 

das Matching. Die zusätzliche Beschäftigungssteige-
rung kam dadurch zustande, dass der Arbeitsmarkt 
strukturell besser funktionierte. 

Um strukturelle Änderungen, die dauerhaft wirken, 
von vorübergehenden konjunkturellen Effekten auf 
den Arbeitsmarkt zu unterscheiden, kann die soge-
nannte Beveridge-Kurve verwendet werden. Diese 
stellt den Zusammenhang von offenen Stellen und 
Arbeitslosen dar. Sie verläuft – stilisiert – fallend, von 
links oben nach rechts unten, weil in der Regel viele 
offene Stellen mit einer geringeren Zahl arbeitsloser 
Personen einhergehen und umgekehrt. Je weiter au-
ßen die Kurve liegt, desto schlechter funktioniert der 
Matching-Prozess, da die Arbeitslosen in diesem Fall 
die offenen Stellen seltener besetzen. Dem gehen 
Klinger/Weber (2014) in einer Untersuchung explizit 
nach.  

Sowohl die Matching-Effizienz als auch das Kündi-
gungsverhalten werden durch verschiedene, auch 
konjunkturunabhängige Faktoren beeinflusst: die 
Transparenz über das Marktgeschehen, die Intensität 
der Suche nach Arbeit bzw. Personal, den Anteil von 
Langzeitarbeitslosen mit geringeren Arbeitsmarkt-
chancen sowie die Konzessionsbereitschaft von Ar-
beitslosen und Beschäftigten. 

Diese Größen hatten sich vor den Reformen zuse-
hends verschlechtert, die Beveridge-Kurve verlagerte 
sich immer weiter nach außen. Die Übergänge aus Be-
schäftigung in Arbeitslosigkeit waren gestiegen und 
die Matching-Effizienz war auf niedrigem Niveau 
rückläufig, sodass sich die Arbeitslosigkeit zuneh-
mend verfestigte. Unmittelbar nach den Reformen 
verschob sich die Kurve zunächst noch weiter nach 
außen, weil sich ehemalige Sozialhilfebezieher nun 
erstmals arbeitslos meldeten. Etwas zeitverzögert – 
besonders deutlich ab 2007 – verschob sich dann aber 
die Beveridge-Kurve erstmals seit Jahrzehnten nach 
innen. Dies bestätigt den Befund der Matching-Ana-
lyse: Die Funktionsweise des Arbeitsmarktes hatte 
sich verbessert.  

Ob die Verschiebung der Beveridge-Kurve konjunktu-
reller oder struktureller Natur ist – und die Effekte da-
mit vorübergehend oder dauerhaft sind – lässt sich 
mithilfe makroökonometrischer Verfahren ermitteln. 
Dabei werden Matching-Effizienz, Kündigungsrate, 
Beschäftigung, Arbeitslosigkeit und offene Stellen, 
welche die Dynamik der Beveridge-Kurve bestim-
men, in je eine permanente und eine vorübergehende 
Komponente zerlegt. Die Dekompositionsanalyse von 
Klinger/Weber (2014) offenbart, dass die Verbesse-
rung der Jobchancen für Arbeitslose im Aufschwung 
von 1998 bis 2001 – also vor den Reformen – nur vo-
rübergehender Natur war.  

Anders nach den Reformen: Im Aufschwung von 
2006 bis 2008 wurde der Anstieg der Übergänge aus 
Arbeitslosigkeit in Beschäftigung von einer perma-
nenten Verbesserung der Matching-Effizienz verur-
sacht. Gleichzeitig haben sich aufgrund der höheren 
Konzessionsbereitschaft von Beschäftigten, der größe-
ren Flexibilität für die Unternehmen und der schwa-
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chen Lohnentwicklung die Anreize für die Arbeitge-
ber erhöht, neue Stellen zu schaffen. Die Arbeitslosig-
keit hat sich also durch die verbesserten Chancen auf 
dem Arbeitsmarkt in Verbindung mit der intensive-
ren Arbeitssuche und dem effizienteren Ausgleichs-
prozess verringert. Dass die positive Entwicklung am 
Arbeitsmarkt als dauerhaft einzuschätzen ist, erhärtet 
das Argument, dass sie auf eine institutionelle Ursa-
che wie die Hartz-Reformen zurückzuführen ist. 

Dies beinhaltet noch keine Aussage über die Wirkung 
der einzelnen Reformteile. Von allen Hartz-Gesetzen 
sind die Ergebnisse von Hartz IV aus verschiedenen 
Gründen am schwersten zu bewerten. So änderte sich 
auf Grund der Zusammenlegung von Arbeitslosen- 
und Sozialhilfe die Struktur der Gruppe der Arbeits-
losen. Weiterhin wurden die Wirkungen von Hartz IV 
durch Entwicklungen in der Folge von Hartz I-III 
überlagert. Ohnehin ist es fraglich, ob die Makrowir-
kung eines einzelnen Reformteils isoliert werden 
kann, da immer die Kombination institutioneller Re-
gelungen für die Ergebnisse relevant ist. Zudem zei-
gen sich Differenzen in der Literatur bezüglich der Be-
wertung von Leistungskürzungen und Anreizwirkun-
gen. Die Beiträge speziell von Hartz IV zur Senkung 
der Arbeitslosigkeit werden insgesamt in der Litera-
tur unterschiedlich bewertet (z.B. Krebs/Scheffel 
2013, Launov/Wälde 2015). 

Die große Rezession 

Die große Rezession 2008/2009 überstand der deut-
sche Arbeitsmarkt bemerkenswert gut. Während das 
Bruttoinlandsprodukt um mehr als fünf Prozent ein-
brach, nahm die Beschäftigung kaum ab. Starke Reak-
tionen zeigten sich aber bei der Arbeitszeit pro Kopf 
und der Arbeitsproduktivität pro Stunde, die beide 
erheblich zurückgingen. Diese internen Anpassungen 
nutzten die Firmen also, um ihre Arbeitskräfte über 
die Rezession hinweg zu halten. 

Das bekannte Horten von Arbeitskräften kann die 
stabile Beschäftigungsentwicklung in der Krise aller-
dings nicht alleine erklären. Entscheidend war auch, 
dass die Rezession den Arbeitsmarkt inmitten eines 
starken Aufwärtstrends traf. So stellen Klinger/Weber 
(2015) fest, dass zwar die Reaktion der Beschäftigung 
auf das BIP mit der Krise deutlich schwächer wurde, 
was dem Arbeitskräftehorten entspricht. Zugleich 
wurde das Beschäftigungswachstum aber seit 2007 – 
und auch während der Krise – durch eine BIP-unab-
hängige Komponente gestützt.  

Für die BIP-unabhängige Aufwärtsbewegung der Be-
schäftigung haben die vorangegangenen Arbeits-
marktreformen eine wichtige Rolle gespielt. So finden 
Klinger/Weber (2015) einen starken Einfluss der ge-
stiegenen Matchingeffizienz, also der verbesserten 
Fähigkeit des Arbeitsmarkts, Arbeitslose und offene 
Stellen zusammen zu bringen (z.B. Fahr/Sunde 2009, 
Klinger/Weber 2014). Weitere treibende Kräfte waren 
der weitgehend konjunkturunabhängige Beschäfti-
gungstrend im Dienstleistungssektor (mit stetigen Zu-
wächsen auch in der Rezession), die gestiegene Ar-
beitskräfteknappheit, bei der sich die Betriebe auch 
bei schwächerer aktueller Auslastung Mitarbeiter si-
chern und Beschäftigung aufbauen, die stete Auswei-
tung der Teilzeitbeschäftigung, die langjährige Lohn-
moderation (vgl. auch Dustmann et al. 2014) und in 

den vergangenen Jahren die starke Zuwanderung, die 
das Erwerbspersonenpotenzial bis zuletzt erhöhte. 

Insgesamt ist das durchschnittliche Wirtschafts-
wachstum seit 2005 nur als mittelmäßig zu bezeich-
nen. Die Konjunktur kommt also als Ursache des Ar-
beitsmarktaufschwungs nicht in Betracht. Das Be-
schäftigungswachstum setzte sich unmittelbar nach 
der großen Rezession bis zuletzt fort, auch in kon-
junkturell schwächeren Jahren. 

Schattenseiten 

Die Vorteile der Hartz-Reformen für den Arbeitsmarkt 
sollten nicht den Blick auf ihre negativen Begleiter-
scheinungen verstellen. Denn die höhere Flexibilität 
für die Arbeitgeber bedeutet auch, dass sich ein Teil 
des Beschäftigungsrisikos auf die Arbeitnehmerseite 
verschiebt, insbesondere auf bestimmte Personen-
gruppen wie Geringqualifizierte. Der Trend in Rich-
tung wachsender atypischer Erwerbstätigkeit in Form 
von Leiharbeit, befristeter Beschäftigung oder Mi-
nijobs hat sich nach den Reformen zeitweilig noch 
verstärkt. Dies ging mit Abstrichen bei der Entloh-
nung der Beschäftigten einher, wenngleich hierdurch 
auch höhere Chancen auf soziale Teilhabe gegeben 
sind als bei Arbeitslosigkeit. 

Im Durchschnitt dauern Beschäftigungsverhältnisse 
heute zwar länger als noch vor zehn Jahren. Doch 
nicht alle Erwerbstätigen profitieren davon im glei-
chen Maß. Gerade für Personen, die zuvor arbeitslos 
waren, sind die neu gefundenen Beschäftigungsver-
hältnisse häufig instabil. Es kommt zu Drehtüreffek-
ten, da viele Personen in instabiler Beschäftigung oft-
mals wieder zurück in die Grundsicherung fallen.  

Der Trend zu einer schwachen Lohnentwicklung 
hatte bereits vor den Hartz-Reformen eingesetzt, sich 
dann aber wesentlich verstärkt, weil die Reformen 
letztlich die Verhandlungsposition der Arbeitnehmer 
schwächten. Mehr Personen bzw. Bedarfsgemein-
schaften stocken ihr Gehalt oder ihr Arbeitslosengeld 
I mit Grundsicherungsleistungen auf oder nehmen ei-
nen Nebenjob an. Darüber hinaus verstärkte sich die 
bereits seit Jahrzehnten zunehmende Lohnungleich-
heit. Gerade die Reallöhne am unteren Ende der Ein-
kommensskala schrumpften im Zuge der Hartz-Refor-
men überproportional. 

Trotz der mit den Hartz-Reformen verbundenen Be-
schäftigungserfolge ist festzuhalten, dass die Lasten 
der Reformen im Wesentlichen von (Teilen der) Ar-
beitnehmerschaft getragen wurden. Zwar haben sich 
die Trends zu mehr geringfügiger Beschäftigung, 
mehr Leiharbeit und mehr Befristungen ebenso wie 
die starke Lohnzurückhaltung zuletzt nicht fortge-
setzt. Gleichwohl hat sich im Bereich zwischen Ar-
beitslosigkeit und traditionellem Normalarbeitsver-
hältnis ein breites Feld an atypischer, mitunter prekä-
rer Beschäftigung etabliert, das als neue, mit den 
Hartz-Reformen gewachsene Herausforderung für 
weiteres politisches Handeln zu sehen ist. Die Auf-
gabe ist mehrdimensional: Einerseits dürfen die mit 
den Reformen verbundenen Strukturerfolge nicht ge-
fährdet werden, andererseits sollte die Teilhabe an 
den Beschäftigungserfolgen noch verbreitert werden.  

Schließlich bestehen trotz des Sinkens der Arbeitslo-
sigkeit und Langzeitarbeitslosigkeit gravierende 



Ausschussdrucksache 18(11)406  Ausschuss für Arbeit und Soziales 

44 
 

strukturelle Probleme fort. Die Reformen haben die 
Arbeitslosigkeit also auf ein niedrigeres Niveau ge-
bracht, es verbleibt aber noch immer ein harter Kern 
der Langzeitarbeitslosigkeit. 

2 Dynamik in der Grundsicherung 

Im Antrag der Fraktion Die Linke (BT-Drs. 18/3549) 
wird der hohe Anteil der SGB-II-Bezieher mit einer 
Leistungsbezugsdauer von über einem Jahr sowie der 
Anteil der Bezieher, die bereits seit vier oder mehr 
Jahren im Leistungsbezug sind, berichtet. Es wird die 
Aussage getroffen, dass Erwerbslose im SGB II nicht 
schneller vermittelt werden als in den Vorgängersys-
temen Arbeitslosen- und Sozialhilfe und sich die Er-
gebnisse bezüglich der Dauer des Leistungsbezuges 
verschlechtert haben. Der Vergleich von Bezugsdau-
ern im System der Arbeitslosen- und Sozialhilfe mit 
Bezugsdauern in der Grundsicherung nach SGB II ist 
aufgrund der mangelnden Vergleichbarkeit der Leis-
tungssysteme sowie der Statistiken allerdings grund-
sätzlich nur eingeschränkt möglich und benötigt zur 
Interpretation weitere Hinweise. Insbesondere kann 
die im Antrag getroffene Aussage einer mit der Hartz-
IV-Reform eingetretenen Verschlechterung im Sinne 
einer Zunahme an langen Leistungsbezugsdauern 
nicht belegt werden.  

Dauer des Leistungsbezuges vor und nach 2005 

Zur Dynamik und zur Dauer des Bezuges von Sozial- 
und Arbeitslosenhilfe lassen sich vor der Zusammen-
legung von Arbeitslosen- und Sozialhilfe im Jahr 2005 
nur wenige Angaben auf Basis der amtlichen Statisti-
ken machen. Die Statistiken zur Arbeitslosenhilfe 
wurden von der BA monatlich und die zur Sozialhilfe 
vom Statistischen Bundesamt jährlich veröffentlicht. 
Angaben zu den Leistungsbezugsdauern von Arbeits-
losehilfebeziehern waren nur als Sonderauswertun-
gen bei der Statistik der BA öffentlich zugänglich. Die 
entsprechend der Leistungsart als Individualstatistik 
angelegten Daten enthalten keine Informationen zu 
dem Partner und den Kindern eines Leistungsbezie-
hers, sodass diese nicht mit den haushaltsbezogenen 
Grundsicherungsdaten verglichen werden können. 
Zudem unterschieden sich die Grundlagen der Leis-
tungsbemessung z. T. deutlich von der heutigen 
Grundsicherung, sodass sowohl die Struktur der 
Empfänger – und damit auch der Bezugsdauern – als 
auch die zur Beendigung des Leistungsbezuges not-
wendigen Bedingungen anders waren. In der vom Sta-
tistischen Bundesamt veröffentlichten Statistik der 
Sozialhilfe (Fachserie 13, Reihe 2.1) findet sich eine 
Gliederung der Empfänger von laufender Hilfe zum 
Lebensunterhalt nach der Dauer des bisherigen Leis-
tungsbezuges, aus der anders als in der Grundsiche-
rung nach dem SGB II eine hohe Zahl an kurzfristigen 
Bezügen von weniger als einem Jahr hervorgeht. Ge-
nauere Untersuchungen der amtlichen Sozialhilfeda-
ten zur Dynamik im Leistungsbezug liegen nur auf Ba-
sis spezieller Regionalstudien vor – so bestätigt etwa 
die Bremer Sozialhilfestudie diesen Befund (Leib-
fried et al. 1995).  

Einen direkten Vergleich der Dynamik im Leistungs-
bezug unter dem Bundessozialhilfegesetz bis 2004 
und unter der Grundsicherung für Arbeitsuchende 
nach SGB II basierend auf Verwaltungsdaten und den 

oben erwähnten Regionalstudien liefert die Analyse 
von Buhr et al. (2010). Auch dort wird die hohe Ver-
breitung von kurzfristiger Inanspruchnahme von So-
zialhilfe unter einem Jahr bestätigt, während in der 
Grundsicherung für Arbeitsuchende lange Bezugs-
dauern von über einem Jahr dominieren. Die Autoren 
weisen allerdings selbst auf die eingeschränkte Inter-
pretierbarkeit dieses Ergebnisses hin. Hauptursache 
dafür ist, dass in den Sozialhilfedaten zahlreiche Per-
sonen erfasst sind, die Sozialhilfe als überbrückende 
Leistung in Anspruch nehmen, bis vorrangige Leis-
tungen wie Rente oder Arbeitslosengeld zur Verfü-
gung stehen. Diese sogenannten „Wartefälle“ machen 
laut Autoren zwei Drittel bis nahezu drei Viertel der 
Leistungsbezieher aus. Dies wirkt sich stark auf die 
durchschnittlichen Bezugsdauern aus, da der Median 
des Leistungsbezuges bei den Nicht-Wartefällen etwa 
drei- bis viermal so hoch ist wie der der Wartefälle. In 
der Grundsicherung nach SGB II hingegen spielen 
Wartefälle keine so große Rolle mehr, sodass bereits 
aus diesem Grunde die Bezugsdauern länger ausfal-
len. Darüber hinaus ist zur Überwindung der Bedürf-
tigkeit aufgrund der höheren Regelsätze in der Grund-
sicherung ein höheres Einkommen notwendig als bei 
der ehemaligen Sozialhilfe. Insgesamt können die 
Angaben aus den verschiedenen Statistiken insbeson-
dere in ihrer zeitlichen Entwicklung nicht miteinan-
der verglichen und interpretiert werden. Damit kön-
nen auch keine Schlussfolgerungen im Hinblick auf 
die Zu- bzw. Abnahme der Leistungsbezugsdauern 
gezogen werden.  

Dauer des Leistungsbezuges in der Grundsicherung 
für Arbeitsuchende 

Mit der Einführung der Statistik der Grundsicherung 
nach SGB II haben sich die Zuständigkeiten für die 
amtliche Berichterstattung geändert. Auf der gesetzli-
chen Grundlage von § 53 SGB III berichtet die Statis-
tik der BA in der Leistungsstatistik nach dem SGB II 
über die Anzahl der hilfebedürftigen Personen und 
ihre Leistungen nach dem SGB II. Darin enthalten 
sind u. a. Informationen zur Zusammensetzung der 
Grundsicherungsbezieher nach unterschiedlichen 
Bezugsdauern, auf die sich die im Antrag genannten 
Angaben beziehen. Außerdem werden im Rahmen 
der Wirkungsforschung zum SGB II am IAB administ-
rative Daten regelmäßig auch zur Dynamik im Leis-
tungsbezug ausgewertet. Damit können Angaben zur 
Verteilung der Leistungsbezieher nach Bezugsdauern 
sowie deren Entwicklung getroffen werden. Auswer-
tungen des auf den Verwaltungsdaten basierenden so-
genannten Administrativen Panels SGB II (AdminP) 
des IAB (siehe Rudolph et al. 2013) für die Jahre 2005 
bis 2013 zeichnen folgendes Bild: Die Grundsiche-
rung nach dem SGB II unterstützte in den ersten acht 
Jahren nach ihrer Einführung bis 2012 insgesamt 
10,79 Millionen verschiedene Bedarfsgemeinschaften 
mit 15,96 Millionen Personen zumindest zeitweilig. 
Zwischen den Jahren 2005 bis 2013 bezogen jahres-
durchschnittlich 3,58 Millionen Bedarfsgemeinschaf-
ten mit 6,70 Millionen Personen Leistungen. Dabei ist 
die durchschnittliche Zahl der Bedarfsgemeinschaf-
ten seit 2006 um etwa 650 Tausend auf 3,32 Millionen 
im Jahr 2013 gesunken, die Zahl der leistungsberech-
tigten Personen ging von 7,35 auf unter 6,13 Millio-
nen zurück. Gleiches gilt für die erwerbsfähigen Leis-
tungsberechtigten (von 5,39 auf 4,42 Millionen) – und 
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hier insbesondere die arbeitslosen erwerbsfähigen 
Leistungsberechtigten, bei denen der Rückgang von 
2,69 auf 1,90 Millionen relativ am stärksten ausfiel, 
wobei im Vergleich von 2013 auf 2012 sich jedoch 
kaum noch Veränderungen zeigen. 

Ungeachtet dieser insgesamt erfreulichen Entwick-
lung ist das Leistungssystem von langen Bezugsdau-
ern geprägt. Von den Leistungsbeziehern zum Jahres-
ende 2013 waren knapp 1,18 Millionen Personen in 
rund 570 Tausend Bedarfsgemeinschaften durchgän-
gig seit 2005 auf Leistungen des SGB II angewiesen. 
Weitere 62 Prozent der Leistungsempfänger waren be-
reits mehr als zwei Jahre ununterbrochen auf Leistun-
gen des SGB II angewiesen. Dieser Anteil ist seit 2011 
leicht rückläufig, während er zwischen 2009 und 
2011 zugenommen hat. 77 Prozent bezogen im De-
zember 2013 SGB-II-Leistungen schon für mindestens 
ein Jahr, ihr Anteil an allen Leistungsbeziehern liegt 
in den letzten Jahren gleichbleibend bei gut 77 Pro-
zent.  

Insgesamt sind keine starken Verfestigungstendenzen 
bei der Dauer des Leistungsbezuges erkennbar, diese 
verharrt allerdings auf einem sehr hohen Niveau. 
Fasst man den Verfestigungsbegriff weiter und 
schließt auch Zeiten des Leistungsbezugs ein, die 
durch eine Erwerbstätigkeit oder anderes unterbro-
chen waren, zeigt sich, dass Ausstiege aus dem Leis-
tungssystem häufig nicht nachhaltig sind und in der 
zeitlichen Entwicklung werden leichte Verfestigungs-
tendenzen sichtbar. So beträgt der Anteil der leis-
tungsberechtigten Personen, die zwischen 2005 und 
2013 insgesamt zwei Jahre lang – also teilweise mit 
Unterbrechungen – Leistungen der Grundsicherung 
bezogen haben, 83 Prozent. Gegenüber den Werten 
vom Dezember 2007 ist dies ein Anstieg um elf Pro-
zentpunkte, in den letzten drei Jahren ist allerdings 
keine weitere Zunahme zu beobachten, ebenso wie 
bei den Beziehern mit Bezugszeiten von 12 und mehr 
Monaten: 91 (92) Prozent der Leistungsberechtigten 
im Dezember 2013 (2012) haben innerhalb des Zeit-
raums von 2005 bis 2013 in der Summe mindestens 
zwölf Monate Leistungen erhalten. Die von der BA 
veröffentlichten Daten zu Zu- und Abgängen von er-
werbsfähigen Leistungsberechtigten (Statistik der BA 
2015) zeigen, dass von im Jahr 2014 etwa ein Drittel 
der Zugänge in das Leistungssystem bereits innerhalb 
der letzten drei Monate vor Zugang Leistungen erhal-
ten hat, etwa ein Viertel der Abgänge aus dem Leis-
tungssystem bezieht innerhalb der nächsten drei Mo-
nate wieder Leistungen.  

Ursachen für lange Bezugsdauern 

Lange Bezugsdauern können allerdings nicht mit ei-
ner langsamen oder ausbleibenden Vermittlung in Er-
werbstätigkeit gleichgesetzt werden. Arbeitslosigkeit 
stellt für die meisten Arbeitslosengeld-II-Bezieher nur 
eine von verschiedenen Phasen in ihrer Biografie dar. 
Auswertungen des AdminP zu den Tätigkeiten von 
ALG-II-Empfänger vom Dezember 2010 während der 
letzten sechs Jahre (seit Anfang 2005) zeigen, dass 
zwar ein langer Bezug von Leistungen der Grundsi-
cherung überwiegt, dieser aber nicht gleichbedeutend 
mit ebenso langer Arbeits- oder Erwerbslosigkeit bzw. 
Inaktivität ist. Dreißig Prozent der betrachteten Perso-
nen bezogen über die gesamten sechs Jahre hinweg, 
seit Einführung der Grundsicherung, Leistungen aus 

diesem System; weitere knapp dreißig Prozent min-
destens vier Jahre. Daneben weisen aber über zwei 
Drittel eine zumindest kurzfristige Phase der Er-
werbstätigkeit in den letzten sechs Jahren auf – die 
Hälfte der Leistungsbezieher länger als ein Jahr. 
Selbst unter den durchgehend Leistungen beziehen-
den hat die Hälfte in den letzten sechs Jahren eine Er-
werbstätigkeit ausgeübt hat – ein knappes Drittel für 
mindestens ein Jahr.  

Für den verbreiteten Langzeitleistungsbezug sind ne-
ben Arbeitslosigkeit noch andere Faktoren mitbestim-
mend. Beispielsweise beeinflusst die Qualität der Be-
schäftigung hinsichtlich Umfang, Entlohnung und 
Stabilität die Dauer des Leistungsbezuges. Auswer-
tungen des IAB für das Jahr 2008 zeigen, dass neu auf-
genommene sozialversicherungspflichtige Beschäfti-
gungsverhältnisse von Leistungsbeziehern häufig 
nicht stabil sind (siehe Koller/Rudolph 2011). Nur 
etwa 55 Prozent aller in 2008 von erwerbsfähigen 
Leistungsbeziehern neu begonnenen sozialversiche-
rungspflichtigen Beschäftigungsverhältnisse währten 
länger als sechs Monate. Zudem deckte das Einkom-
men aus den neu aufgenommenen Beschäftigungsver-
hältnissen oft nicht den Bedarf des Haushalts, sodass 
etwa die Hälfte der Leistungsempfänger, die eine Be-
schäftigung aufgenommen haben, weiterhin (redu-
zierte) SGB-II-Leistungen bezog.  

Das Argument der Fraktion Die Linke, die Konzentra-
tion auf schnelle Vermittlung sei ursächlich für die 
geringe Qualität der Beschäftigungsverhältnisse, ist 
nicht belegt. Die einschlägige arbeitssoziologische Li-
teratur verweist eher auf absatzmarkt- oder konkur-
renzorientierte Flexibilisierungsprozesse von Unter-
nehmen seit den 1980er Jahren als Ursache für die 
Entstehung von atypischen Beschäftigungsverhältnis-
sen, als auf die Vermittlungspraxis der Grundsiche-
rungsträger. Dementsprechend begann auch die Aus-
breitung von Beschäftigungsverhältnissen, die Stan-
dards des Normalarbeitsverhältnisses unterschreiten, 
Jahre vor Hartz IV, und hatte bereits vor 2005 größere 
Ausmaße erreicht (vgl. Baethge/Barthelheimer 2005, 
Sachverständigenrat 2008, Promberger 2012).  

Neben der Beschäftigung und Beschäftigungsfähig-
keit ist die familiäre Situation hinsichtlich der Be-
treuungssituation von Kindern und pflegebedürftigen 
Angehörigen sowie die Größe der Bedarfsgemein-
schaft sowohl für den Eintritt der Hilfebedürftigkeit, 
als auch für die Möglichkeit den Leistungsbezug zu 
überwinden entscheidend. 

3 Materielle und soziale Lage der ALG-II-Empfän-
ger 

Armut und Erwerbslosigkeit / Grundsicherungsbe-
zug 

Im Antrag der Fraktion Die Linke (BT-Drs. 18/3549) 
wird unter anderem argumentiert, die Armutsquote 
unter Erwerbslosen habe massiv zugenommen. Be-
funde aus der Einkommens- und Verbrauchsstich-
probe sollen dies untermauern: „Nach den Angaben 
der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe (EVS) 
waren 2008 fast drei Viertel aller Erwerbslosen als 
arm einzustufen. 2003 war es noch etwa die Hälfte der 
Erwerbslosen.“  
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Die Bewertbarkeit dieser Aussage wird dadurch er-
schwert, dass außer der Datenbasis weder Quelle oder 
Armutskonzept, noch Erwerbslosigkeitskonzept be-
nannt werden. Legt man das OECD-Konzept zu-
grunde (armutsgefährdet ist, wer über weniger als 
60% des Medians des Nettoäquivalenzeinkommens 
einer Gesellschaft verfügt), so zeigt sich für Erwerbs-
lose (nach dem Labour-Force-Konzept der ILO) laut 
EVS tatsächlich ein steiler Anstieg der Armutsgefähr-
dungsquote von 41,2 Prozent im Jahr 2004 (Statisti-
sches Bundesamt 2008, Tabelle 2.3.2.2) auf 69,3 Pro-
zent im Jahr 2012 (Statistisches Bundesamt 2014, Ta-
belle 3.1). 

Es sollte jedoch angemerkt werden, dass man auf Ba-
sis des Mikrozensus und des SOEP zu einem erheb-
lich schwächeren Anstieg kommt. Laut Mikrozensus 
ist die Armutsgefährdungsquote von Erwerbslosen 
von 49,6 Prozent (2005) auf 58,7 Prozent (2013) weni-
ger stark gestiegen.2 Laut SOEP legte die Armutsge-
fährdungsquote der Arbeitslosen (hier: nach Konzept 
der BA) in ähnlichem Umfang von 47,5 Prozent 
(2001) auf 57,7 Prozent (2009) zu (Heyne 2012). Da 
die beiden anderen Datenquellen nah beieinanderlie-
gen und generell aufgrund des Stichprobendesigns 
(SOEP) bzw. der Vollerhebung (Mikrozensus) als zu-
verlässiger gelten als die EVS, die auf einem in der 
Wissenschaft nicht anerkannten Stichprobenverfah-
ren (Quotenstichprobe) basiert, ist sehr in Zweifel zu 
ziehen, wie zuverlässig die Ergebnisse der EVS sind.  

Selbst wenn man den starken Anstieg laut EVS zu-
grunde legen würde, kann dieser vielfältige Ursachen 
haben (z.B. den Anstieg des Anteils Langzeitarbeits-
loser an allen Arbeitslosen, der den Rückgang der Ar-
beitslosigkeit in Deutschland begleitet hat). Gegen die 
Annahme, die Hartz-Reformen seien für den Anstieg 
der Armutsgefährdungsquote verantwortlich, spricht 
auf deskriptiver Ebene die Statistik zur Reduktion der 
Armutsrisikoquote durch Sozialtransfers (Indikator 
Q.7 des Armuts- und Reichtumsberichts, BMAS 2013, 
484). Sie gibt an, welcher Anteil der Personen, die vor 

Sozialtransfers armutsgefährdet sind, durch Sozial-
transfers über die Armutsgefährdungsschwelle geho-
ben werden. Diese Quote ist in den Jahren 1998-2004 
vor Einführung der Grundsicherung laut SOEP 2011 
stetig von 44,5 Prozent auf 35,7 Prozent zurückgegan-
gen. Nach Einführung der Grundsicherung für Arbeit-
suchende ist sie zunächst sogar wieder leicht gestie-
gen und bis 2010 dann wieder leicht auf nunmehr 
32,6 Prozent zurückgegangen. Sozialtransfers verhin-
derten also in den Jahren nach Einführung nach Hartz 
IV Armutsgefährdung in ähnlichem Umfang wie vor 
der Einführung.  

Auch Heyne, der das Armutsrisiko von Arbeitslosen 
vor und nach der Reform mittels eines multivariaten 
statistischen Verfahrens (fixed effects Schätzung) ver-
gleicht, kommt zu dem Schluss, dass Arbeitslosigkeit 
nach der Reform das Armutsrisiko nur unwesentlich 
stärker erhöht hat als vor der Reform. Vielmehr habe 
sich die Komposition der Arbeitslosen seit der Re-
form verändert und sei für die gestiegenen Armutsge-
fährdungsquoten von Arbeitslosen verantwortlich 
(Heyne 2012, 427). 

Tabelle 1 gibt Auskunft über das Verhältnis der Höhe 
der Leistungen der Grundsicherung und der Armuts-
gefährdungsschwelle. Ausgewiesen sind die Regel-
leistungen für verschiedene Haushaltskonstellatio-
nen, die durchschnittlichen Wohnkosten (bezogen 
auf den Haushaltstyp) und der Mehrbedarf für Allein-
erziehende. Verglichen werden diese Summen an 
Grundsicherungsleistungen mit der auf Basis von 
PASS (Panel „Arbeitsmarkt und soziale Sicherung“ 
des IAB) berechneten Armutsgefährdungsschwelle, 
die der vom Statistischen Bundesamt errechneten 
sehr ähnlich ist. 

Es zeigt sich, dass durch den Mehrbedarf das Leis-
tungsniveau bei Alleinerziehenden über der jeweili-
gen Armutsgefährdungsschwelle liegt. Bei den übri-
gen Haushalten liegen die Leistungen der Grundsi-
cherung unterhalb der Armutsgefährdungsschwelle. 

  

                                                                        
2 https://www.destatis.de/DE/ZahlenFakten/GesellschaftStaat/Soziales/Sozialberichterstattung/Tabel-
len/05AGQ_ZVBM_Erwerbsst.html 
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Tabelle 1: Armutsgefährdungsschwellen und Leistungen nach dem SGB II für ausgewählte Haushaltskonstel-
lationen für das Jahr 2013 (in Euro) 

Haushaltskonstellation Armutsge-
fährdung 
(60%-
Schwelle) 
auf Basis 
von PASS 
für das 
Jahr 2013 

Monatliche Leistungen nach dem SGB II im Jahr 2013 

Regel-
leis-
tung 

Mehrbe-
darfa 

Durchschnittliche 
Leistungen für Unter-
kunft und Heizung 

insgesamt 

Alleinstehende 880 382 / 300 682 

Alleinerziehende      

Mit einem Kind unter 7 Jahren 1.144 606 138 414 1.158 

Mit zwei Kindern (eines unter 
7, eines unter 15 Jahren) 

1.408 861 138 481 1.480 

Paare      

Ohne Kinder 1.320 690 / 374 1.064 

Mit einem Kind unter 7 Jahren 1.584 914 / 499 1.413 

Mit zwei Kindern (eines unter 
7, eines unter 15 Jahren) 

1.848 1.169 / 575 1.744 

aAusgewiesen wird hier nur der Mehrbedarf für Alleinerziehende. Im Falle von Schwangerschaft, Krankheit, Behinderung 
sind ggf. weitere Mehrbedarfe vorgesehen. 

Quellen: SGB II, Statistik der BA (2014); Panel Arbeitsmarkt und soziale Sicherung (PASS), 7. Befragungswelle 
2013; gewichtete Ergebnisse. Siehe Tophoven et al. (2015). 

Betrachtet man die tatsächliche Ausstattung von 
ALG-II-Haushalten mit Gütern und Aktivitäten, lässt 
sich feststellen, dass die wichtigsten materiellen Be-
dürfnisse der Leistungsempfänger weitgehend abge-
deckt werden können (Christoph 2008). Dabei han-
delt es sich um Güter, die von mehr als zwei Dritteln 
der Bevölkerung als unbedingt notwendig erachtet 
werden, wie bspw. Nahrungsversorgung, grundle-
gende Wohnstandards und die Möglichkeit, Miete 
und Nebenkosten pünktlich zahlen zu können. Bei 
höherwertigen Konsumgütern, finanziellen Aspekten 
wie bspw. der Möglichkeit zu sparen und vor allem 
im Bereich der sozialen und kulturellen Teilhabe zei-
gen sich allerdings größere Defizite. Diese Bereiche 
werden aber von der Mehrheit der Bevölkerung nicht 
als unbedingt notwendig angesehen. Insgesamt wei-
sen die ALG-II-Haushalte einen niedrigeren Lebens-
standard auf als Nicht-Empfänger-Haushalte. Dieses 
Muster (gegebene Grundversorgung, Defizite bei Teil-
habe und höherwertigen bzw. langlebigen Konsum-
gütern) findet sich sowohl bei allen ALG-II-Haushal-
ten (Christoph 2008) als auch bei der Betrachtung von 
Haushalten, in denen Kinder leben (Lietzmann et al. 
2010; Tophoven et al. 2015). Qualitative und quanti-
tative Befunde verweisen auf die Restriktionen des 
Sparens für Altersvorsorge (Promberger et al. 2012)  

und längerlebigen Haushaltsgütern (Promberger 
2010), auf asymmetrische Verteilungen innerhalb von 
Familien mit Schulkindern zugunsten deren schuli-
scher Sozialintegration und zuungunsten der Mütter, 
sowie Defizite bei gängigen Formen der sozialen Teil-
habe wie dem Essen außer Haus (Pfeiffer et al. 2011). 

Im Antrag der Fraktion Die Linke wird formuliert, 
Hartz IV leiste auch vor diesem Hintergrund keine Si-
cherung des Lebensstandards. Ungeachtet der unbe-
streitbaren Knappheit und der Teilhabedefizite ist 
hier allerdings systematisch einzuwenden, dass von 
einer Lebensstandardsicherung auch im früheren 
System der Arbeitslosenhilfe nicht ausgegangen wer-
den konnte. Auch die Arbeitslosenversicherung si-
chert nicht den Lebensstandard. Arbeitslosengeld ist 
und Arbeitslosenhilfe war zwar an das vorige Er-
werbseinkommen gekoppelt, als lebensstandardsi-
chernd können Zahlungen zwischen 53 Prozent (Ar-
beitslosenhilfe ohne Kind) und 67 Prozent (ALG mit 
Kind) vom vorigen Nettoeinkommen nicht betrachtet 
werden. Zwischen Einkommenskopplung und Le-
bensstandardsicherung besteht ein deutlicher Unter-
schied. 
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Quelle: Christoph (2008) 

Soziale Mobilität 

Im Antrag wird zudem festgestellt, dass sich Armut in 
Deutschland verfestige: „Soziale Mobilität ist zurück-
gegangen, soziale Aufstiege sind seltener geworden“. 
Diese Aussage lässt sich durch wissenschaftliche Be-
funde stützen, sofern mit Mobilität und Aufstieg die 
Ausstiege aus Armut gemeint sind. So konnte etwa 
Groh-Samberg (2014) auf Basis des SOEP zeigen, dass 
der Anteil von Personen in verfestigter Armut in 
Westdeutschland von 6 Prozent 1992/96 auf 10 Pro-
zent 2008/2012 zugenommen hat, in Ostdeutschland 
im selben Zeitraum sogar von 3 auf 12 Prozent. Wer 
einmal in verfestigter Armut ist, hat zudem immer 
schlechtere Chancen, diese mittelfristig zu verlassen. 
Konnten noch Anfang der 90er Jahre 40 bis 50 Prozent 
der Personen in verfestigter Armut diese Zone inner-
halb des nächsten Fünf-Jahres-Zeitraums wieder ver-
lassen, so waren es zuletzt (2003/07 auf 2008/12) nur 
noch etwa 30 Prozent. Für keinen dieser Verläufe 
lässt sich jedoch ein besonders steiler Anstieg erken-
nen, der mit der Einführung der Grundsicherung für 
Arbeitsuchende zusammenfiele. Insofern decken die 
Daten in keiner Weise die geäußerte Behauptung, dass 
der Sozialstaat durch die Reformen zu einer Sack-
gasse wurde. Die Analysen von Haupt/Nollmann  

 

 

 

(2014) legen nahe, dass jüngste Anstiege der Armuts-
gefährdungsquoten überwiegend am Arbeitsmarkt 
durch eine höhere Lohnspreizung entstehen. Dane-
ben konstatieren die Autoren, dass zwar „[…] öffent-
liche Transfers (hierzu zählen neben Grundsiche-
rungsleistungen z.B. auch Kinder- oder Elterngeld) 
die unteren Bereiche der Einkommensverteilung in 
der Gegenwart weniger zielgenau erreichen und auf 
stark erhöhtem Niveau über die gesamte Verteilung 
streuen“ (Haupt/Nollmann 2014: 622). Angesichts 
von Steuerentlastungen bei Geringverdienern und hö-
herer Belastung von mittleren Einkommen durch 
Steuern und Sozialversicherungsabgaben kommen 
sie jedoch insgesamt zu dem Schluss, dass steigende 
Armutsrisikoquoten im Umverteilungssystem stärker 
als vor 20 Jahren neutralisiert werden (Haupt/Noll-
mann 2014: 623). 

Gesundheit 

Im Antrag wird ein Befund aus dem IAB-Kurzbericht 
23/2014 (Eggs et al. 2014) zitiert, nach dem mehr als 
40 Prozent der Hartz-IV Beziehenden nach eigener 
Einschätzung schwerwiegende gesundheitliche Ein-
schränkungen aufweisen. Während dieser deskriptive 
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Befund korrekt wiedergegeben ist, wird dessen Inter-
pretation nicht durch wissenschaftlichen Befunde ge-
tragen. Hier wird behauptet, der schlechte Gesund-
heitszustand begründe sich vor allem durch die sozi-
ale Situation selbst. Wie im Kurzbericht explizit er-
wähnt wird, erlaubt die verwendete Methodologie 
keinen kausalen Schluss. Die Befunde können ebenso 
gut daher rühren, dass gesundheitliche Einschrän-
kungen zu Bedürftigkeit führen oder dass Drittvariab-
len, die sowohl mit Bedürftigkeit als auch mit Ge-
sundheit zusammen hängen (z.B. Bildung, soziale 
Herkunft), die beobachteten Unterschiede verursa-
chen. 

4 Sanktionen 

4.1. Vorbemerkung 

Der Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (BT-
Drs. 18/1963) zielt darauf ab, die Sanktionsregeln im 
Bereich der Grundsicherung für Arbeitsuchende 
(SGB II) zu entschärfen, um das Existenzminimum 
und die Teilhabe zu sichern. Unter anderem geht es 
darum, die Sanktionshöhe zu begrenzen. So sollen 
der Grundbedarf sowie die Kosten der Unterkunft 
und Heizung von Sanktionen ausgenommen und des-
halb höchstens 10 Prozent des Regelbedarfs gekürzt 
werden. Falls doch eine Leistungsminderung von 
mehr als 10 Prozent des Regelsatzes möglich ist, sol-
len Sachleistungen antragslos erbracht werden. Die 
verschärften Sanktionen für unter 25-Jährige sollen 
abgeschafft werden. Sanktionen sollen bei Pflichtver-
stößen nicht mehr automatisch verhängt werden und 
zudem bei Verhaltensänderungen jederzeit zurückge-
nommen werden dürfen. Ferner wird im Antrag ge-
fordert, nur noch tarifliche bzw. – wenn keine tarifli-
chen Regelungen vor-liegen – ortsüblich entlohnte 
Arbeitsverhältnisse als zumutbar anzuerkennen. Des 
Weiteren sollen Ombudsstellen eingerichtet werden, 
die in Konfliktfällen zwischen Leistungsberechtigten 
und Trägern vermitteln. Solange die geforderten Ge-
setzesänderungen noch nicht in Kraft bzw. Sanktio-
nen in der Grundsicherung nicht umfassend evaluiert 
sind, sei ein Sanktionsmoratorium zu erlassen.  

Der Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen wird 
mit der Notwendigkeit einer Sicherung des Existenz-
minimums begründet. Daneben wird eine Reihe von 
weiteren Begründungen angeführt. Dazu gehören un-
ter anderem, dass von Sanktionen häufig Angehörige 
betroffen sind, die selbst keine Pflichtverletzung be-
gangen haben, dass die besonders harten Sanktionen 
für unter 25-Jährige einen Verstoß gegen das Gebot 
der Verhältnismäßigkeit darstellen und dass Pflichten 
der Leistungsträger in einem deutlich geringerem 
Umfang geregelt sind als Pflichten der Leistungsbe-
rechtigten. Zudem wird auf Befunde von wissen-
schaftlichen Studien hingewiesen, die beispielsweise 
zeigen, dass infolge einer Sanktionierung ALG-II-Be-
zieher verstärkt in Beschäftigung übergehen; dennoch 
sei diese Wirkung nicht nachhaltig. Die in diesem Zu-
sammenhang zitierte IAB-Stellungnahme von Wolff 
(2014), die den Forschungsstand zusammenfasst, ent-
hält allerdings mangels entsprechender empirischer 
Studien keine Aussagen zum Thema nachhaltiger 
Wirkungen von Sanktionen. 

Der Antrag der Fraktion Die Linke (BT-Drs. 18/1115) 
geht weiter und fordert, die Sanktionen bei Hartz IV 
und Leistungseinschränkungen bei der Sozialhilfe ab-
zuschaffen. Auch in diesem Antrag geht es um die Si-
cherstellung des Existenzminimums. Um die Würde 
der Leistungsberechtigten zu stärken und sozialen 
Verwerfungen vorzubeugen, sei grundsätzlich eine 
sanktionsfreie Mindestsicherung anzustreben. Aus 
Sicht der Fraktion Die Linke existieren keine Belege 
für eine „arbeitsmarktpolitisch sinnvolle“ Wirkung 
von Sanktionen, denn sie geht davon aus, dass die 
SGB-II-Leistungsberechtigten bereits jetzt durch Er-
werbsarbeit, Pflege bzw. Betreuung von Kindern, El-
tern, Kranken oder ehrenamtliche Tätigkeiten aktiv 
sind. Erwerbslosigkeit sei nicht das Ergebnis von 
„falschem“ Verhalten der Arbeitsuchenden, das 
durch Sanktionen zu ändern sei. Der Antrag betont, 
dass das Paradigma der Aktivierung gesellschaftliche 
Probleme individualisiert und dadurch die Opfer des 
Arbeitsmarkts zu „Tätern“ umgedeutet werden. Leis-
tungsberechtigte Bürgerinnen und Bürger werden so-
zialstaatlich als Erziehungsbedürftige angesehen. 
Aufgrund von Sanktionsdrohungen werden Leis-
tungsberechtigte in Jobs mit schlechten Löhnen und 
Arbeitsbedingungen gezwungen, was allerdings – an-
ders als im Antrag der Fraktion Die Linke dargestellt 
– nicht durch den IAB-Kurzbericht 15/2010 (Beste et 
al. 2010) belegt wird. Des Weiteren geht die Fraktion 
Die Linke davon aus, dass Sanktionen zur Disziplinie-
rung auch von Beschäftigten führen, die aus Angst vor 
Jobverlust mit anschließendem Bezug von Hartz IV 
bereit sind, Verschlechterungen von Löhnen und Ar-
beitsbedingungen zu akzeptieren. Die Fraktion Die 
Linke betont ferner, dass Sanktionierte nur selten die 
Möglichkeit haben, finanzielle Einbußen zu überbrü-
cken. Folgen der Sanktionierung seien etwa eine Ver-
schlechterung des Gesundheitszustands, zuneh-
mende Verschuldung und Wohnungslosigkeit.  

Der Text dieses Kapitels der Stellungnahme skizziert 
zunächst potentielle Wirkungen von Sanktionen 
(Kap. 4.2). Danach werden vor dem Hintergrund der 
Anträge und ihrer Begründung relevante Befunde em-
pirischer Studien zusammengefasst: In Kap. 4.3 wer-
den zentrale Ergebnisse von quantitativen und quali-
tativen empirischen Studien dargestellt, die Wirkun-
gen von Sanktionen im SGB II auf Leistungsberech-
tigte untersucht haben. Weitere relevante Befunde 
sind in Kap. 4.4. dargestellt. Vor dem Hintergrund 
dieser Befunde werden in Kap. 4.5 Folgerungen for-
muliert. Die Ausführungen basieren weitestgehend 
auf einer im Jahr 2014 veröffentlichten Stellung-
nahme (Wolff 2014). Wörtliche Übernahmen sind 
nicht eigens gekennzeichnet.  

4.2. Mögliche Wirkungen von Sanktionen  

Sanktionen sollen einen (finanziellen) Anreiz für Be-
zieherinnen und Bezieher von Arbeitslosengeld II 
darstellen, damit diese ihren im SGB II geregelten ge-
setzlichen Pflichten nachkommen. Insbesondere sol-
len sie sicherstellen, dass erwerbsfähige Leistungsbe-
rechtigte sich um die Aufnahme von Arbeit oder Aus-
bildung bemühen und mit den Fachkräften ihres Job-
centers kooperieren, was dazu beitragen soll, ihre 
Chancen im Wettbewerb um Stellen- oder Ausbil-
dungsangebote zu erhöhen. Im Ergebnis soll dies dazu 
führen, dass erwerbsfähige Leistungsberechtigte 
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schneller eine Arbeit oder Ausbildung aufnehmen. 
Eventuell wird durch das Prinzip des Forderns der 
Bezug von Arbeitslosengeld II sogar ganz vermieden, 
etwa indem sich Empfänger von Arbeitslosengeld I 
verstärkt um eine Arbeitsaufnahme bemühen, bevor 
der Bezug ausläuft. 

Diese Anreizwirkungen können schon durch die 
Möglichkeit einer Sanktionierung oder die Unterrich-
tung über eine bevorstehende Sanktionierung erzielt 
werden – und damit bereits bevor es überhaupt zu ei-
ner Leistungsminderung kommt (Ex-ante-Wirkung). 
Das tatsächliche Eintreten der Leistungsminderung 
wegen eines Pflichtverstoßes kann die Wirkungen 
weiter verstärken (Ex-post-Wirkung). Diese Anreiz-
wirkungen betreffen selbstverständlich nur diejeni-
gen erwerbsfähigen Leistungsberechtigten, die nicht 
bereits ohne ein Sanktionssystem ihren Pflichten 
nachkommen würden. Dass solche Anreize wichtig 
sind, um ein Mitwirken und die Bereitschaft zur Auf-
nahme einer Erwerbstätigkeit eines Teils der erwerbs-
fähigen Leistungsberechtigten sicherzustellen, wird 
im Antrag der Fraktion Die Linke allerdings grund-
sätzlich bezweifelt. 

Sanktionen können mit einigen nicht notwendiger-
weise intendierten beziehungsweise nachteiligen 
Wirkungen verbunden sein, die teils zur Begründung 
der Anträge der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
bzw. der Fraktion Die Linke herangezogen werden.  

Durch Sanktionen wegen Pflichtverletzungen ent-
steht ein Anreiz für erwerbsfähige Leistungsberech-
tigte, ihre Ansprüche an für sie in Frage kommende 
Arbeitsverhältnisse zu reduzieren und deswegen ra-
scher eine Arbeit aufzunehmen sowie eine ver-
gleichsweise geringe Entlohnung zu akzeptieren. In-
sofern ist es – wie von der Fraktion Die Linke ange-
sprochen – möglich, dass erwerbsfähige Leistungsbe-
rechtigte wegen der Sanktionsandrohung Jobs mit 
(besonders) schlechten Löhnen und Arbeitsbedingun-
gen akzeptieren. Es sind ferner weitergehende Wir-
kungen denkbar, die im Antrag der Fraktion Die Linke 
angeführt werden. Durch die Sanktionierung und das 
„Fordern“ kann für Arbeitnehmer die Angst vor Ar-
beitslosigkeit verstärkt werden, so dass auch sie bereit 
sind, schlechtere Löhne und Arbeitsbedingungen zu 
akzeptieren. Der Antrag der Fraktion Die Linke er-
wähnt allerdings nicht, dass infolgedessen auch der 
Zugang in Arbeitslosigkeit geringer und der Beschäf-
tigtenstand höher ausfallen könnte. Ferner sollte in 
diesem Zusammenhang nicht übersehen werden, 
dass eine Unterstützung der Arbeitslosen beispiels-
weise durch erweiterte Fördermöglichkeiten und da-
mit das „Fördern“ nicht zur Akzeptanz schlechterer 
Löhne und Arbeitsbedingungen führen muss, son-
dern das Gegenteil bewirken kann. Daher ist nicht 
klar bzw. bislang wissenschaftlich noch nicht unter-
sucht, inwiefern gesamtwirtschaftlich die Wirkungen 
des „Förderns“ oder des „Forderns“ auf Löhne und 
Arbeitsbedingungen dominieren. Die Gesamtwirkung 
hängt von der konkreten Ausgestaltung des „För-
derns“ und „Forderns“ ab. 

Da Sanktionen Ansprüche von erwerbsfähigen Leis-
tungsberechtigten an die Arbeitsbedingungen von in 
Frage kommenden Arbeitsverhältnissen reduzieren 
können, spielen in diesem Kontext Kriterien eine 
Rolle, mit denen zumutbare Arbeit definiert wird. Im 

Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen wird ge-
fordert, dass keine Sanktionen gegen erwerbsfähige 
Leistungsberechtigte in Frage kommen sollten, wenn 
sie die Aufnahme von Arbeit verweigern, die unter-
halb des maßgeblichen tariflichen oder – wenn keine 
tarifliche Regelung vorhanden ist – unterhalb des 
ortsüblichen Entgelts entlohnt. Das würde bewirken, 
dass die Ablehnung schlechter entlohnter Stellenan-
gebote für erwerbsfähige Leistungsberechtigte keine 
Sanktion und daher auch keine Veränderung der An-
sprüche an die Arbeitsbedingungen auslöst. Mit dem 
Mindestlohngesetz zum 1. Januar 2015 sind gesetzli-
che Untergrenzen von Löhnen in Deutschland einge-
führt worden. Dabei ist zu bedenken, dass für Arbeits-
verhältnisse von Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mern, die unmittelbar vor Beginn der Beschäftigung 
langzeitarbeitslos im Sinne des § 18 Abs. 1 SGB III 
waren, der Mindestlohn in den ersten sechs Monaten 
der Beschäftigung nicht gilt. Damit sollte es aufgrund 
von Sanktionen im Regelfall nicht dazu kommen, 
dass erwerbsfähige Leistungsberechtigte Arbeitsver-
hältnisse aufnehmen, in denen sie (dauerhaft) unter-
halb des Mindestlohns entlohnt werden. Die Anwen-
dung der Mindestlohnregeln sollte bereits dazu füh-
ren, dass keine (bei Langzeitarbeitslosen keine auf 
längere Sicht) zu niedrig entlohnten Stellenangebote 
im Falle einer Ablehnung zu Sanktionen gegen er-
werbsfähige Leistungsberechtigte führen.  

Allgemein kann die Frage, ob Sanktionen sich auf 
künftige Arbeitsbedingungen und den Erfolg am Ar-
beitsmarkt von erwerbsfähigen Leistungsberechtigten 
tatsächlich nachteilig und eventuell sogar dauerhaft 
nachteilig auswirken, nicht allein durch die Betrach-
tung der Beschäftigungssituation direkt nach dem 
Verlassen des Arbeitslosengeld-II-Bezuges beantwor-
tet werden. So könnten als Folge einer rascheren Ar-
beitsaufnahme kurzfristige Lohneinbußen mittelfris-
tig durch höhere Erwerbseinkommen ausgeglichen 
werden. Ebenso könnten anfangs instabilere Beschäf-
tigungsverhältnisse in der mittleren Frist in eine 
stabilere Beschäftigung münden. 

Nachteilige Nebenwirkungen von Sanktionen können 
insbesondere dann auftreten, wenn die Leistungsmin-
derung sehr hoch ausfällt. Dies ist beispielsweise bei 
unter 25-Jährigen der Fall, die seit Einführung des 
SGB II in 2005 bei Pflichtverletzungen für drei Mo-
nate keinen Regelsatz erhalten und denen seit 2007 
bereits bei der ersten wiederholten gleichartigen 
Pflichtverletzung innerhalb eines Jahres zusätzlich 
die Kosten der Unterkunft nicht erstattet werden. 
Sehr hohe Sanktionen könnten nicht intendierte Wir-
kungen wie beispielsweise Wohnungslosigkeit, Ver-
schuldung, eingeschränkte Ernährung oder seelische 
Probleme bei erwerbsfähigen Leistungsberechtigten 
auslösen bzw. verstärken. Das wird insbesondere 
dann der Fall sein, wenn eine hohe Leistungsminde-
rung nicht durch die Ausübung/Aufnahme einer Er-
werbstätigkeit oder auf anderem Wege – zum Beispiel 
durch die Unterstützung durch Familienmitglieder – 
wenigstens teilweise entschärft werden kann. Hohe 
Leistungsminderungen könnten dann bewirken, dass 
ein Teil der erwerbsfähigen Leistungsberechtigten 
Schwarzarbeit verrichtet oder dass für sie mangels an-
derer Optionen Kleinkriminalität in Frage kommt. 
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4.3. Studien zu Wirkungen von Sanktionen im SGB 
II auf erwerbsfähige Leistungsberechtigte 

Erkenntnisse quantitativer Analysen  

Die bislang vorliegenden quantitativen Studien erlau-
ben vor allem Aussagen über die Wirkungen tatsäch-
lich ausgesprochener Sanktionen auf das Verhalten 
der erwerbsfähigen Leistungsberechtigten. Zum Teil 
finden sich aber Indizien dafür, dass schon allein die 
Möglichkeit einer Sanktionierung bewirkt, dass er-
werbsfähige Leistungsberechtigte mit den Fachkräf-
ten in den Jobcentern kooperieren. Die vorliegenden 
quantitativen Wirkungsanalysen haben sich mit Aus-
wirkungen der Sanktionierung auf die Arbeitssuchin-
tensität und Anspruchslöhne, auf den Abgang aus Ar-
beitslosigkeit und aus dem Leistungsbezug sowie auf 
die Ausübung einer Erwerbstätigkeit befasst. Insofern 
erlauben die Befunde Aussagen darüber, inwiefern 
arbeitsmarktpolitisch „sinnvolle Wirkungen“ von 
Sanktionen nachgewiesen wurden, die laut dem An-
trag der Fraktion Die Linke nicht vorliegen. 

Schneider (2008, 2010) untersucht mit Personendaten 
der IAB-Befragung „Lebenssituation und soziale Lage 
2005“ und Matching-Methoden Wirkungen einer tat-
sächlichen Sanktionierung auf die Arbeitssuchinten-
sität, Anspruchslöhne und die Beschäftigungswahr-
scheinlichkeit der Sanktionierten. Die Studie hat die 
Phase kurz nach der Einführung der Grundsicherung 
für Arbeitsuchende bis zum Beginn des Jahres 2006 
im Blick. Die Autorin unterscheidet zwischen Wir-
kungen von Sanktionen, die im ersten, zweiten, drit-
ten und vierten Quartal nach dem Beginn des ALG-II-
Bezugs der Befragten eingetreten sind. Wegen gerin-
ger Fallzahlen wurde aber weder zwischen Sanktio-
nen aufgrund von Meldeversäumnissen und härteren 
Sanktionen aufgrund anderer Pflichtverletzungen un-
terschieden, noch zwischen Personen im Alter von 
unter und über 25 Jahren. Die Autorin konnte nicht 
nachweisen, dass durch die Sanktionierung die An-
spruchslöhne der Betroffenen niedriger ausfallen und 
diese verstärkt nach Arbeit suchen. Das mag daran lie-
gen, dass die Interviews häufig mehrere Monate nach 
der Sanktionierung stattfanden und diese Effekte nur 
vorübergehend auftreten. Dass sich keine Wirkungen 
auf die Anspruchslöhne zeigen, hängt womöglich 
auch damit zusammen, dass diese von vornherein 
nicht sehr hoch waren. Die Befunde sprechen aber da-
für, dass die Chancen zunehmen, dass Sanktionierte 
einer ungeförderten versicherungspflichtigen Be-
schäftigung nachgehen. Die Beschäftigtenquoten der 
Sanktionierten fallen je nach untersuchter Gruppe 
zwischen rund zwei und 8,6 Prozentpunkte höher aus 
als die Beschäftigtenquoten der Vergleichspersonen, 
die von keiner Leistungsminderung betroffen waren 
(Schneider 2010). 

Boockmann/Thomsen/Walter (2009, 2014) untersu-
chen mit Hilfe einer Personenbefragung (im Rahmen 
der Evaluation der Experimentierklausel nach § 6c 
SGB II, Untersuchungsfeld III), die mit administrati-
ven Personendaten verknüpft wurde, und einem In-
strumentalvariablenansatz Sanktionswirkungen. Sie 
betrachten Zeiträume von Ende des Jahres 2006 bis 
Anfang des Jahres 2008. Sie berechnen den Sankti-
onseffekt für diejenigen Hilfebedürftigen, die von ei-
nem Jobcenter mit moderater Sanktionspolitik nicht 

sanktioniert werden, aber eine Leistungskürzung hin-
nehmen müssten, wenn sich das Jobcenter entschei-
den würde, Sanktionen häufiger einzusetzen. Um 
dies zu bestimmen, nutzen sie Ergebnisse von Befra-
gungen und Fallstudien in 154 Jobcentern. Auch 
diese Wirkungsanalysen unterscheiden nicht zwi-
schen Wirkungen von Sanktionen wegen unter-
schiedlicher Pflichtverletzungen und Wirkungen für 
Personen im Alter unter beziehungsweise ab 25 Jah-
ren. Boockmann/Thomsen/Walter (2009) kommen zu 
folgendem Ergebnis und folgender Interpretation: 
„Eine Leistungskürzung erhöht die Wahrscheinlich-
keit, innerhalb von acht Monaten nach der Sanktion 
aus dem Leistungsbezug abzugehen, um etwa 70 Pro-
zentpunkte. Ebenso steigt die Wahrscheinlichkeit, 
eine sozialversicherungspflichtige Beschäftigung zu 
finden, um mehr als 50 Prozentpunkte. Ein verstärk-
ter Einsatz von Sanktionen im Rahmen der gesetzli-
chen Vorgaben würde somit zu einer effektiveren Ak-
tivierung der Hilfebedürftigen beitragen und die 
Übergangsraten aus der Hilfebedürftigkeit hinaus in 
Beschäftigung deutlich erhöhen.“ (Boock-
mann/Thomsen/Walter, 2009, Das Wichtigste in 
Kürze). Für einen Zeitraum von bis zu sechs Monaten 
nach der Sanktion finden Boockmann/Thomsen/Wal-
ter (2014) ganz ähnliche Ergebnisse für den Übergang 
in eine bedarfsdeckende Beschäftigung. 

Die Studien von Boockmann/Thomsen/Walter (2009, 
2014) finden unrealistisch hohe Sanktionseffekte für 
eine kleine Gruppe von Personen, die erst dann sank-
tioniert würden, wenn ihr Jobcenter von einer anfäng-
lich moderaten zu einer strikteren Sanktionspolitik 
übergehen würde. Dabei vernachlässigen sie, dass 
eine solche strikte Sanktionspolitik auch das Drohpo-
tenzial auf alle anderen ALG-II-Bezieher erhöhen 
würde, woraus ebenfalls höhere Abgangsraten in Be-
schäftigung zu erwarten wären (Ex-ante-Wirkung). 
Die Erklärung für die unrealistisch hohen Sanktions-
wirkungen für die wenigen zusätzlich Sanktionierten 
könnte also darin liegen, dass eine moderate positive 
Ex-ante-Wirkung auf alle ALG-II-Bezieher fälschli-
cherweise als sehr hohe Ex-post-Wirkung für wenige 
zusätzlich Sanktionierte gemessen wird. 

Hillmann/Hohenleitner (2012) untersuchen den Ef-
fekt der ersten Sanktion auf Abgangsraten von ALG-
II-Beziehern in Beschäftigung und auf den Rückzug 
aus dem Erwerbsleben. Sie verwenden Angaben der 
Personenbefragung „Panel Arbeitsmarkt und Soziale 
Sicherung“ (PASS) des IAB, die jährlich durchgeführt 
wird. Sie stützen ihre Analysen auf eine Stichprobe 
von Personen, die sowohl bei der ersten als auch der 
zweiten Welle von PASS befragt wurden; ihr Betrach-
tungszeitraum erstreckt sich von Anfang 2005 bis 
Mitte 2008. Auch diese Untersuchung unterscheidet 
nicht zwischen Sanktionen aufgrund von Meldever-
säumnissen oder anderen Pflichtverletzungen. 
Hauptergebnis der Studie ist, dass Sanktionen die Ab-
gangswahrscheinlichkeit von arbeitslosen erwerbsfä-
higen Leistungsberechtigten aus Arbeitslosigkeit so-
wohl in Beschäftigung als auch durch einen Rückzug 
vom Arbeitsmarkt erhöht. Die Resultate sind auf-
grund von Unzulänglichkeiten bei der verwendeten 
Stichprobe nur mit großen Einschränkungen zu inter-
pretieren (siehe Wolff 2014). 
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Im Gegensatz zu den bereits genannten Studien be-
trachten van den Berg/Uhlendorff/Wolff (2014) spezi-
ell die Gruppe der unter 25-jährigen arbeitssuchen-
den erwerbsfähigen Leistungsberechtigten. Sie analy-
sieren die Wirkungen einer ersten Sanktion aufgrund 
von Meldeversäumnissen und einer ersten Sanktion 
aufgrund anderer Pflichtverletzungen auf die Ab-
gangsraten aus Arbeitslosigkeit in ungeförderte versi-
cherungspflichtige Beschäftigung (ohne betriebliche 
Ausbildung) für unter 25-jährige Männer in West-
deutschland. Die Ergebnisse sprechen dafür, dass in-
folge von Sanktionen aufgrund von Meldeversäum-
nissen, die eine Leistungskürzung in Höhe von zehn 
Prozent des Regelbedarfs für drei Monate nach sich 
ziehen, die Übergangsraten in Beschäftigung um 
knapp 37 Prozent steigen. Für eine erste Sanktion we-
gen anderer Pflichtverletzungen, die dazu führen, 
dass die Leistungen auf die Kosten der Unterkunft 
und Heizung beschränkt werden, sind es knapp 119 
Prozent. Daher sind höhere Kürzungen mit stärkeren 
Wirkungen verbunden. Allerdings muss das nicht al-
lein an den höheren Sanktionsbeträgen liegen, son-
dern kann auch mit der Pflichtverletzung selbst und 
einer veränderten Betreuung, aber womöglich auch 
Überwachung der sanktionierten Leistungsberechtig-
ten durch Fachkräfte der Jobcenter zusammenhängen. 
Die Untersuchung kann nicht nachweisen, dass die 
Auswirkungen der Sanktionen auf die Übergangsra-
ten in Beschäftigung schwächer oder stärker ausfal-
len, je später es zu einer ersten Sanktion nach dem 
Beginn der Arbeitssuchperiode kommt. 

Eine Studie zu den Ursachen und Auswirkungen von 
Sanktionen nach § 31 SGB II und nach dem SGB III in 
Nordrhein-Westfalen wurde vom Institut für Sozial- 
und Gesellschaftspolitik (ISG) im Auftrag des Minis-
teriums für Arbeit, Integration und Soziales des Lan-
des Nordrhein-Westfalen durchgeführt. Hier wird 
ausschließlich auf die Erkenntnisse zu Sanktionen im 
SGB II eingegangen. Dazu wurde im Zeitraum von 
2012 bis 2013 eine Befragung von mehr als 1.800 er-
werbsfähigen Leistungsberechtigten mit mehr als 
1.200 Sanktionierten durchgeführt. Die Studie ermit-
telt zwar keine kausalen Wirkungen und ist somit von 
beschreibender Natur, liefert aber wichtige Befunde 
und Hinweise im Hinblick auf (potenzielle) Wirkun-
gen von Sanktionen.  

Aus den Auswertungen des ISG (2013) geht hervor, 
dass ein großer Teil der Befragten sich seit der Sank-
tionierung mehr Sorgen um die eigene Situation 
macht. Diese Einschätzung findet sich besonders häu-
fig bei von hohen Leistungsminderungen betroffenen 
Personen. Der Aussage stimmen von den unter 25-
Jährigen mit einer 100-Prozent-Minderung beinahe 80 
Prozent der Männer und mehr als 80 Prozent der 
Frauen zu, ebenso wie fast 80 Prozent der befragten 
Männer im Alter von mindestens 25 Jahren, die von 
einer Minderung von 60 Prozent oder mehr betroffen 
waren. Es finden sich auch Hinweise, dass sich bei 
den Sanktionierten seit der Kürzung seelische Prob-
leme wie Angst oder Niedergeschlagenheit verstärkt 
haben. Von den Sanktionierten im Alter von unter 25 
Jahren mit einer Minderung von 100 Prozent geben 
immerhin rund die Hälfte der Männer und Frauen an, 
dass diese Aussage eher oder sehr zutrifft. Ferner 
wurde danach gefragt, ob die Sanktionierten wegen 

der Kürzung ihres Arbeitslosengeldes II einen (weite-
ren) Kredit aufnehmen mussten oder Schulden mach-
ten. Auch hier zeigt sich häufiger eine Zustimmung 
bei Befragten mit hohen als bei Befragten mit niedri-
gen Leistungsminderungen. So stimmten von den un-
ter 25-Jährigen 32 Prozent der Befragten mit einer 
Minderung von 10 Prozent zu und 56 Prozent der Per-
sonen mit einer Minderung von 100 Prozent. Des Wei-
teren wird in der Studie verdeutlicht, dass die mate-
riell begründete Lebensqualität und finanzielle Spiel-
räume aufgrund der Sanktionierung eingeschränkt 
werden – und zwar tendenziell stärker, wenn die 
Leistungsminderung höher ausfällt.  

Die Studie des ISG (2013) erlaubt auch Aussagen über 
das Verhältnis zum Jobcenter. Die Analysen zeigen, 
dass der Kontakt zum Jobcenter von 15 bis 18 Prozent 
der unter 25-jährigen Sanktionierten und von 8 bis 24 
Prozent der ab 25-jährigen Sanktionierten abgebro-
chen wurde. Niedriger fallen die Anteile der Personen 
aus, die angaben, dass sie nach der Sanktion keine 
Leistung mehr beantragen werden. Allerdings zeigt 
sich, dass insbesondere hohe Minderungen damit 
einhergehen, dass die Sanktionierten kein Vertrauen 
mehr zu ihrem Berater beziehungsweise ihrer Berate-
rin haben. Das trifft auf 54 Prozent der unter 25-Jähri-
gen mit einer Minderung von 100 Prozent zu und auf 
55 Prozent der ab 25-Jährigen mit einer Minderung 
von mindestens 60 Prozent. Dennoch erhalten die 
Aussagen, dass das Jobcenter mit einer Kürzung dro-
hen muss und dass ohne die Androhung einer Kür-
zung alle machten, was sie wollen, selbst bei einer 
100-Prozent-Minderung eine sehr hohe Zustimmung 
von mindestens 70 Prozent und teils mehr als 80 Pro-
zent unter allen Sanktionierten. Das spricht dafür, 
dass allein die Möglichkeit der Sanktionierung dazu 
beiträgt, dass erwerbsfähige Leistungsberechtigte ih-
ren gesetzlich definierten Pflichten nachkommen. 

Erkenntnisse qualitativer Analysen  

Qualitative Studien beruhen auf Stichproben, die 
kein repräsentatives Bild des Untersuchungsgegen-
stands liefern können. Sie können aber dennoch eine 
Spannbreite von Reaktionen auf eine Sanktionierung 
abbilden, wenn die Fallzahlen der Befragung nicht 
sehr klein ausfallen. Aus diesem Grund werden hier 
nur Studien dargestellt, die zehn oder mehr Inter-
views auswerten. Zudem werden wegen einer mögli-
chen selektiven Auswahl der Befragungspersonen 
auch genauere Angaben zum Stichprobendesign ge-
macht.  

Götz/Ludwig-Mayerhofer/Schreyer (2010) untersu-
chen die Praxissicht von Fachkräften der Jobcenter 
auf die Sanktionen gegen ALG-II-Bezieher im Alter 
von weniger als 25 Jahren. Es handelt sich um eine 
qualitative Befragung von 26 Fachkräften aus Ver-
mittlung und Fallmanagement in elf Jobcentern.  

Sanktionen aufgrund von Meldeversäumnissen wer-
den von den Fachkräften am ehesten positiv bewertet, 
zum Beispiel im Hinblick darauf, dass für den Ein-
stieg in die Erwerbsarbeit wichtige Eigenschaften wie 
Zuverlässigkeit und Pünktlichkeit gefördert werden 
und dass die Beziehung zwischen Fachkraft und Kli-
ent oder Klientin verbindlicher und ernsthafter wird. 
Sanktionen wegen größerer Pflichtverletzungen (Ver-
lust der Leistungen zur Deckung des Regelbedarfs) 
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werden hingegen tendenziell kritischer eingeschätzt. 
Die Bewertungen reichen von Hinweisen auf Initial-
kraft: „Da hat sie sich total reingehangen und nach 
sechs Wochen hab ich die Sanktion zurückgenom-
men.“ (Götz/Ludwig-Mayerhofer/Schreyer 2010: 4) 
bis zu keinen Wirkungen bei bestimmten Personen-
gruppen wie (ehemaligen) Drogenabhängigen oder 
Personen mit anderen vermuteten Einkommensquel-
len wie Schwarzarbeit oder (Klein-)Kriminalität. 

Sanktionen wegen wiederholter größerer Pflichtver-
letzung (zusätzlich Verlust der Leistungen für Miete 
und Heizung) halten vier von 26 Befragten für richtig, 
die anderen Befragten halten sie für zu scharf und set-
zen diese Sanktionen nur ein, wenn ein ALG-II-Bezie-
her jegliche Mitarbeit verweigert. Ferner wird teils ein 
Widerspruch zwischen Totalsanktionen und dem 
übergeordneten Ziel der Beendigung oder Verringe-
rung der Hilfebedürftigkeit insbesondere durch Ein-
gliederung in Arbeit (§ 1 Abs. 2 SGB II) gesehen, etwa 
weil die Sanktion zur Obdachlosigkeit der Betroffe-
nen führen kann, was die Eingliederung in Arbeit er-
heblich erschwert. 

Schreyer/Zahradnik/Götz (2012) führten eine qualita-
tive Befragung von ALG-II-Beziehern durch, die 
durch Fachkräfte eines Jobcenters vorgeschlagen wur-
den. Insgesamt wurden 15 Interviews geführt, in de-
nen die unter 25-Jährigen die Wirkungen der Sankti-
onen auf ihre Lebensbedingungen geschildert haben. 
Dabei zeigten sich Hinweise auf eine eingeschränkte 
Ernährung als Sanktionsfolge (zum Beispiel redu-
zierte Ausgaben für gesunde, frische Lebensmittel, 
aber keine Hungererfahrungen). Vier Befragte berich-
teten von Zahlungsrückständen verbunden mit der 
Sperrung der Energieversorgung und vier Totalsank-
tionierte vom Verlust ihrer Wohnungen und dem Um-
zug in Obdachlosenunterkünfte. Viele der Befragten 
hatten schon vor der Sanktion Schulden; die Sanktion 
hat die Verschuldungsproblematik verschärft, da wei-
tere Schulden hinzukamen. Die Folgen können auch 
nicht-sanktionierte Familienmitglieder mit treffen 
und weit über den eigentlichen Sanktionszeitraum 
hinausreichen. Die Ergebnisse deuten darauf hin, 
dass für einzelne Sanktionierte Schwarzarbeit und 
Kleinkriminalität in Frage kommen. Schließlich kön-
nen Sanktionen zu Existenzängsten und lähmender 
Überforderung beitragen, die der angestrebten Akti-
vierung junger Arbeitsloser ggf. gerade entgegenste-
hen. 

Ames (2009) untersucht in ihrer Studie Ursachen, die 
zur Sanktionierung führten. Es stehen aber auch de-
ren Folgen für die Befragten im Mittelpunkt der Stu-
die. Dafür wurden 30 Sanktionierte, vor allem in Ba-
den-Württemberg, befragt. Der Zugang zu den Befrag-
ten erfolgte über verschiedene Wege, zum Beispiel 
über den Internetauftritt des Sozial- und Erwerbslo-
senhilfevereins Tacheles e.V. und über Einrichtungen 
der Wohnungslosenhilfe. Der Feldzugang lässt ver-
muten, dass die Studie eher Personen erreicht hat, bei 
denen besonders nachteilige Folgen der Sanktionie-
rung eingetreten sind. Viele Erkenntnisse aus der Stu-
die von Schreyer/Zahradnik/Götz (2012) wurden be-
reits durch Ames (2009) verdeutlicht – allerdings 
nicht nur für unter 25-Jährige. Ames (2009) zeigt fer-
ner, dass bei wiederholt eingeforderten Verpflichtun-
gen die überwiegende Mehrheit der Befragten den 

Pflichten ein weiteres Mal nicht nachkam. Darin sieht 
die Forscherin einen Beleg, dass die Sanktion kaum 
eine „erzieherische Wirkung“ hat. Das und weitere 
Resultate könnten aber an einer sehr selektiven Stich-
probe liegen. Zudem entsteht die „erzieherische Wir-
kung“ womöglich schon, bevor es zu einer Sanktion 
kommt, was durch eine Befragung von sanktionierten 
Personen nicht festgestellt werden kann. 

4.4. Weitere ausgewählte Forschungsergebnisse 

Der Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen geht 
davon aus, dass nur teil-weise nach den Ursachen des 
sanktionierten Verhaltens gefragt wird. Auch kann 
sanktioniertes Verhalten Folge psychischer Probleme 
sein. Diesbezüglich ergab die telefonische Befragung 
von sanktionierten Leistungsempfängern (ISG 2013) 
nach Einschätzung der Autoren der Studie keine 
„substanziellen“ Hinweise darauf, dass „Sanktionen 
in nennenswertem Umfang aufgrund von Kommuni-
kationsproblemen, Missverständnissen oder einer 
sonstigen diskrepanten Wahrnehmung der Sachver-
halte zustande kommen“, da die Angaben der Befrag-
ten nach den Sanktionsgründen im Großen und Gan-
zen den in den Leistungsakten bzw. Fachverfahren 
angegebenen Gründen entsprechen (ISG 2013: 15 ff). 
Der Anteil der Sanktionen, die laut persönlicher Er-
klärung der befragten Betroffenen durch „Missver-
ständnisse/Kommunikationsprobleme“, „Unwissen-
heit“, „psychische Probleme“, „Probleme mit dem 
Betreuer“ oder „Willkür des Arbeitsamts“ verursacht 
wurde, beträgt in der Summe 13 Prozent bei Personen 
im Alter von ab 25 Jahren und 11 Prozent bei Perso-
nen im Alter von unter 25 Jahren. Von Götz/Ludwig-
Mayerhofer/Schreyer (2010: 6) interviewte Fachkräfte 
betonen, dass sie psychisch Kranke nicht sanktionie-
ren. Gleichzeitig verweisen sie jedoch auf die Schwie-
rigkeit, eine psychische Erkrankung überhaupt als 
solche zu erkennen. 

Der Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen for-
dert weiterhin, Sanktionsregeln dürften keinem Au-
tomatismus mehr unterliegen und impliziert damit, 
persönliche Ansprechpartner müssten nach eigenem 
Ermessen entscheiden können, ob bei Pflichtverlet-
zungen Sanktionen verhängt werden oder nicht. Ver-
schiedene Studien weisen aber darauf hin, dass Er-
messensspielräume in der Praxis bereits eine wich-
tige Rolle spielen. Karl/Müller/Wolff (2011) untersu-
chen anhand von 52 aufgezeichneten Gesprächen mit 
unter 25-jährigen Leistungsempfängern, in welchem 
Gesprächskontext Sanktionen angedroht, verhängt 
und zurückgenommen werden. Sie stellen fest, dass 
Sanktionsverhängung „nicht nur die Ausnahme, son-
dern einen möglichst zu vermeidenden Störfall dar-
stellt, der, wenn überhaupt, dann strategisch einge-
setzt wird.“ (Karl/Müller/Wolff 2011: 121, Hervorhe-
bung im Original). So versuchen persönliche An-
sprechpartner in mehreren untersuchten Gesprächen, 
„an sich mögliche und von der Sachlage naheliegende 
Sanktionierung aktiv [zu] vermeiden“ (Karl/Mül-
ler/Wolff 2011: 117, Hervorhebung im Original). Es 
zeigt sich, dass es trotz formalrechtlichem Automatis-
mus der Sanktionsverhängung bei festgestellten 
Pflichtverletzungen in der Praxis gewisse Ermessens-
spielräume bereits gibt (ähnlich: Götz/Ludwig-Mayer-
hofer/Schreyer 2010). Diese können sich allerdings 
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auch zuungunsten einzelner Leistungsempfänger aus-
wirken: Gerade wenn diese bereits (wiederholt) sank-
tioniert wurden, besteht die Gefahr, dass Fachkräfte 
teils verfestigte Bilder haben und Leistungsempfän-
gern „Merkmale wie Renitenz, Unwilligkeit und Ver-
weigerung unterstellt werden, ohne dass diese immer 
wieder erneut geprüft und dahinterliegende Ursa-
chenbündel aufgegriffen werden“, so Göckler (2009: 
328–329) auf Basis von Analysen von Sanktionsge-
sprächen sowie standardisierten Befragungen von 
Fachkräften und Leistungsberechtigten. In diesem 
Zusammenhang weisen Boockmann/Thomsen/Wal-
ter (2014) auf eine große Heterogenität in den Sankti-
ons-quoten zwischen einzelnen Jobcentern hin. Diese 
kann in unterschiedlichen regionalen Arbeitsmärkten 
mit unterschiedlicher Häufigkeit von Vermittlungs-
angeboten, aber auch in dienststellenspezifischen Ge-
schäftspolitiken begründet sein, was ebenfalls auf ei-
nen faktischen Ermessensspielraum hindeutet. 

4.5. Folgerungen 

Die Erkenntnisse der vorliegenden empirischen Stu-
dien zu Wirkungen von Sanktionen im SGB II auf 
Leistungsberechtigte liefern Evidenz dafür, dass 
Sanktionen durchaus positive arbeitsmarktpolitische 
Wirkungen entfalten. Das zeigt sich insbesondere 
durch den Nachweis von beschleunigten Übergangen 
von Sanktionierten in Beschäftigung. Es zeigt sich zu-
dem an den Aussagen von sanktionierten Personen 
über die Notwendigkeit eines Sanktionssystems in 
der Befragungsstudie des ISG (2013). Soweit erwerbs-
fähige Leistungsberechtigte nicht bereits hinreichend 
ihren im SGB II verankerten gesetzlichen Pflichten 
nachkommen und nicht mit den Jobcentern kooperie-
ren, können Sanktionen die richtigen Anreize setzen 
und auch Verhaltensänderungen bewirken. Der Aus-
sage im Antrag der Fraktion Die Linke, es gebe keiner-
lei Belege für eine arbeitsmarktpolitisch sinnvolle 
Wirkung von Sanktionen, kann vor diesem Hinter-
grund nicht zugestimmt werden. 

Die Anträge der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen und 
der Fraktion Die Linke benennen – teils basierend auf 
den vorliegenden Forschungsergebnissen oder an-de-
ren Quellen – verschiedene kritische Aspekte der 
Sanktionierung, wie beispielsweise Indizien dafür, 
dass Sanktionen eingeschränkte Ernährung oder zu-
nehmende Verschuldung nach sich ziehen. Auch die 
hier diskutierten wissenschaftlichen Befunde weisen 
auf teils erhebliche Einschränkungen der Lebensbe-
dingungen der Sanktionierten hin. Sehr hohe Sankti-
onen können sich zudem kontraproduktiv auf die 
Chancen einer Erwerbsintegration der von der Leis-
tungsminderung Betroffenen auswirken, wenn 
dadurch einige erwerbsfähige Leistungsberechtigte in 
Situationen wie Obdachlosigkeit geraten oder den 
Kontakt zum Jobcenter abbrechen. 

In der Summe sprechen die Ergebnisse nicht für eine 
Aussetzung oder Abschaffung der Sanktionen im 
ALG-II-Bezug. Aus den Ergebnissen ließe sich ablei-
ten, dass es darum gehen sollte, eine Anreizwirkung 
der Sanktionen im Blick zu behalten und gleichzeitig 
sehr starke Einschränkungen der Lebensbedingungen 
durch Sanktionen zu vermeiden und deswegen die 
Sanktionen zu entschärfen. Folglich sollte die Sankti-
onierung nicht zu hoch ausfallen, was insbesondere 
gegen die Sonderregelungen für unter 25-Jährige und 

gegen den Wegfall des Arbeitslosengeldes II bei wie-
derholten Pflichtverletzungen spräche. Zudem 
könnte eine angemessene monatliche Obergrenze für 
die Summe aller Leistungsminderungen festgelegt 
werden, von denen eine sanktionierte Person betrof-
fen ist. Diese Obergrenze könnte so gewählt werden, 
dass im Regelfall besonders schwerwiegende Folgen 
einer Sanktionierung, wie der Verlust der Wohnung, 
vermieden werden.  

Das Ausmaß der Sanktion könnte stärker von der Art 
des Verstoßes abhängig gemacht werden. Es könnte 
daran gedacht werden, dann vergleichsweise hohe 
Sanktionen vorzusehen, wenn eine Pflichtverletzung 
dazu führt, dass beispielsweise wegen einer abge-
lehnten Arbeitsaufnahme eine deutliche Reduzierung 
der Hilfebedürftigkeit oder gar ein Ausscheiden aus 
dem Leistungsbezug unterbleibt. In anderen Fällen, 
in denen eine deutliche Reduzierung der Hilfebedürf-
tigkeit durch das Nachkommen einer Pflicht allen-
falls längerfristig und nicht mit Sicherheit möglich 
ist, könnten im Falle einer Pflichtverletzung hingegen 
geringere Leistungsminderungen vorgesehen werden. 
Denkbar wäre zusätzlich, dass härtere Sanktionen bei 
wiederholten Pflichtverletzungen innerhalb eines 
Jahres nicht durch einen (viel) höheren Sanktionsbe-
trag, sondern durch eine längere Dauer der Sanktion 
im Vergleich zur Sanktion wegen der ersten Pflicht-
verletzung gewährleistet werden. Beispielsweise 
könnte die Sanktion wegen einer ersten Pflichtverlet-
zung weiter bei 30 Prozent des maßgebenden Regel-
bedarfs für drei Monate liegen. Bei einer zweiten 
gleichartigen Pflichtverletzung innerhalb eines Jahres 
könnte dagegen die Leistungsminderung statt 60 Pro-
zent des maßgebenden Regelbedarfs für drei Monate 
weiterhin bei 30 Prozent des maßgebenden Regelbe-
darfs für fünf Monate oder bei 40 Prozent des maßge-
benden Regelbedarfs für vier Monate liegen. Dadurch 
bliebe der Anreiz erhalten, die Pflichtverletzung 
nicht zu wiederholen, auch wenn pro Monat die Leis-
tungen bei weitem nicht so stark gekürzt würden. 

5 Erhöhung des Regelsatzes 

Das Bundesverfassungsgericht urteilte im Jahr 2010, 
dass die Regelleistungen nach dem SGB II ermittelt 
nach der Regelsatzverordnung nicht verfassungsge-
mäß waren. Es forderte den Gesetzgeber auf, alle exis-
tenznotwendigen Aufwendungen in einem transpa-
renten und sachgerechten Verfahren zu bemessen 
(Pressemitteilung des BVerfG, Nr. 5/2010, vom 9. Feb-
ruar 2010). Insbesondere sollten Haushalte, die ihren 
Leistungsanspruch nicht ausüben (sog. verdeckt arme 
Haushalte) aus der Referenzgruppe zur Ermittlung 
der Regelsatzhöhe entfernt werden. Als Reaktion auf 
das Urteil wurde das Regelbedarfsermittlungsgesetz 
(RBEG) verabschiedet. Zugleich wurde das Bundes-
ministerium für Arbeit und Soziales (BMAS) durch § 
10 RBEG verpflichtet, dem Deutschen Bundestag ei-
nen Bericht über die Weiterentwicklung der Metho-
dik zur Ermittlung von Regelbedarfen vorzulegen. 

Auf Basis einer Untersuchung des IAB (Bruckmeier et 
al. 2013) zur Methodik der Regelsatzberechnung 
kommt das BMAS in seinem Bericht zu dem Ergebnis, 
dass verdeckt arme Haushalte anhand statistischer 
Methoden nicht hinreichend genau erfasst werden 
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können. Daher kann man sie nicht aus der Referenz-
gruppe ausschließen (BMAS 2013). Die vom BMAS 
gezogenen Schlussfolgerungen werden von Teilen 
der Wissenschaft angezweifelt. In einem Projekt, das 
von der Hans-Böckler-Stiftung gefördert wird, wird 
die Berechnungsmethode im Statistikmodell erneut 
analysiert (Becker 2015). Die Studie zeigt, dass der 
Regelsatz 2015 um 45 Euro höher liegen würde, wenn 
verdeckt arme Haushalte aus der Referenzgruppe ent-
fernt und die mit dem RBEG vorgenommenen Berech-
nungsänderungen zurückgenommen würden. Auf 
diese Studie bezieht sich die Fraktion Die Linke in ih-
rem Antrag (BT-Drs. 18/3549). 

Durch eine Erhöhung des Regelsatzes, wie in dem An-
trag der Fraktion Die Linke gefordert, könnte eine 
spürbare Einkommensverbesserung bei den Grundsi-
cherungsbeziehern erreicht werden. Allerdings hätte 
eine Regelsatzerhöhung je nach Umfang u. U. auch 
weitreichende Effekte auf andere Transfersysteme, 
die öffentlichen Haushalte und die Arbeitsanreize, 
die vom Grundsicherungssystem gesetzt werden. Um 
dies zu verdeutlichen, werden die genannten Effekte 
im Folgenden für eine Regelsatzerhöhung um 45 Euro 
quantifiziert. Die Ergebnisse basieren auf Schätzun-
gen mit dem IAB-Mikrosimulationsmodell, welches 
für eine Stichprobe von Haushalten die Steuern und 
Abgaben sowie Ansprüche auf die wichtigsten Sozi-
alleistungen – insbesondere ALG II, Wohngeld und 
Kinderzuschlag – basierend auf den Bruttoeinkom-
men der Haushaltsmitglieder simuliert. Als Datenba-
sis dient das Sozio-oekonomische Panel (SOEP). Die 
Ergebnisse der Simulationsrechnungen ergeben sich 
als Differenz zwischen einer Basissimulation (Rechts-
stand 2015) und einem Reformszenario, in dem ein 
Eckregelsatz im SGB II und SGB XII von 444 Euro un-
terstellt wird. Außerdem wird angenommen, dass 
entsprechend der grundgesetzlichen Vorgaben neben 
der Regelsatzerhöhung zugleich der Grundfreibetrag 
der Einkommensteuer auf das neue Existenzmini-
mum angehoben wird. 

Bei einer Erhöhung des Regelsatzes im SGB II wären 
mehr Haushalte aufgrund eines höheren gesetzlich 
bestimmten Bedarfes anspruchsberechtigt. Kurzfristig 
wäre mit etwa 250 Tsd. zusätzlichen Haushalten im 
Bezug zu rechnen. Von ihnen hätten etwa 246 Tsd. 
neben einem Anspruch auf Leistungen zu den Kosten 
der Unterkunft auch einen Anspruch auf Arbeitslo-
sengeld II. Im SGB XII würde die Regelsatzerhöhung 
zu einem Anstieg der Empfänger um 35 Tsd. Haus-
halte führen. Die Zahl der Haushalte, die Wohngeld 
beziehen würden, ginge um 153 Tsd. zurück. Diese 
Haushalte würden sich nach Anhebung des Regelsat-
zes im SGB II oder SGB XII finanziell besser stellen 
und in eine der beiden Grundsicherungsleistungen 
wechseln.  

Beim Kinderzuschlag gäbe es zwei gegenläufig wir-
kende Effekte. Zum einen würden sich auch bisherige 
Kinderzuschlagsbezieher durch die Regelsatzerhö-
hung im SGB II besser stellen und damit aus dem Kin-
derzuschlag in die Grundsicherung wechseln. Zum 
anderen erhielten Haushalte, die bisher weder Grund-

                                                                        
3 Die beiden Kapitel 6 und 7 dieser Stellungnahme beruhen zu einem großen Teil auf einer älteren Stellungnahme des IAB 
(Bruckmeier et al. 2014).  

sicherungsleistungen, noch Wohngeld oder Kinder-
zuschlag bezogen haben, einen Anspruch auf Kinder-
zuschlag. Grund dafür ist, dass sie nun das Kriterium 
der grundsätzlichen Bedürftigkeit nach SGB II erfül-
len würden, das für den Bezug des Kinderzuschlags 
notwendig ist. Insgesamt überwiegt der letztere Ef-
fekt. Die Zahl der Bezieher von Kinderzuschlag 
würde leicht um 30 Tsd. Haushalte steigen. 

Durch die Regelsatzerhöhung würden die Ausgaben 
der öffentlichen Haushalte im SGB II um insgesamt 
etwa 4,4 Mrd. Euro steigen, 2,9 Mrd. davon würden 
auf das Arbeitslosengeld II und 1,5 Mrd. auf die Aus-
gaben für die Kosten der Unterkunft entfallen. Im SGB 
XII wäre mit Mehrausgaben in Höhe von 324 Millio-
nen zu rechnen. Beim Wohngeld käme es durch den 
Rückgang der Bezieher zu Einsparungen in Höhe von 
131 Mio. Euro. Die Ausgaben für den Kinderzuschlag 
würden um 92 Mio. Euro steigen. Weil mit der Regel-
satzerhöhung eine Anhebung des steuerfreien Exis-
tenzminimums einherginge, würde sich das Aufkom-
men aus der Einkommensteuer um etwa 5 Mrd. Euro 
verringern. Insgesamt würden sich die kurzfristigen 
Gesamtkosten der Regelsatzerhöhung auf etwa 9,7 
Mrd. Euro belaufen. 

Die Erhöhung des Regelsatzes würde zu einem Rück-
gang des Arbeitsangebots führen, da das Einkommen 
bei Nichterwerbstätigkeit im Vergleich zum Einkom-
men bei Erwerbstätigkeit bei konstanter Entlohnung 
steigt. Die Anhebung des Grundfreibetrags der Ein-
kommensteuer würde hingegen das gesamtwirtschaft-
liche Arbeitsangebot erhöhen, da sich eine Erwerbs-
tätigkeit in Bezug auf das zu realisierende Nettoein-
kommen stärker lohnt als bisher. Da der erstgenannte 
Effekt quantitativ überwiegt, würde sich ein negati-
ver, aber geringer Effekt auf das Arbeitsangebot zei-
gen. Die Zahl der erwerbstätigen Personen ginge um 
etwa 128 Tsd. Personen zurück (Partizipationseffekt). 
Insbesondere Personen mit einem bisher geringen Er-
werbsumfang würden auf eine Regelsatzerhöhung mit 
einem Rückzug vom Arbeitsmarkt reagieren. Die Ein-
kommenserhöhung aufgrund der Regelsatzerhöhung 
zusammen mit mehr Freizeit durch die Aufgabe der 
Beschäftigung würde für sie die nutzenmaximierende 
Wahl nach der Erhöhung darstellen. Wenn man ne-
ben dem Partizipationseffekt auch die Änderung der 
angebotenen Arbeitsstunden berücksichtigen würde, 
beliefe sich der Rückgang des gesamtwirtschaftlichen 
Arbeitsangebots auf 137 Tsd. Vollzeitäquivalente. Ne-
ben einem Rückgang der erwerbstätigen Personen, 
würden auch die verbleibenden Erwerbstätigen z. T. 
ihr angebotenes Stundenvolumen reduzieren, da sie 
aufgrund des gestiegenen Transfereinkommens nun 
geringere Arbeitszeiten präferieren würden. 

Die Ergebnisse zeigen, dass eine Erhöhung des Regel-
satzes um gar 500 Euro wie im Antrag gefordert mit 
erheblichen fiskalischen Belastungen einhergeht und 
sich zudem deutlich negativ auf das Arbeitsangebots-
verhalten von Leistungsbeziehern auswirken würde. 

6 Anhebung des Mindestlohns auf zehn Euro3  
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Mit dem eingeführten Mindestlohn von 8,50 Euro be-
findet sich Deutschland bei der Relation des Mindest-
lohns zum mittleren Lohn, dem sogenannten Kaitz-
Index, im oberen Mittelfeld der OECD-Länder, die ei-
nen Mindestlohn eingeführt haben.4 Bei einem gefor-
derten Niveau von zehn Euro läge Deutschland hin-
gegen beim Kaitz-Index in der Spitzengruppe. Ein sol-
ches Niveau wäre nicht mehr moderat zu nennen. Ins-
besondere in Ostdeutschland, wo bereits bei 8,50 
Euro ein im internationalen Vergleich hoher Kaitz-In-
dex erreicht wird5, müsste dann mit einem erhebli-
chen Beschäftigungsrisiko gerechnet werden. 

Grundsätzlich ist das Risikopotenzial für Jobverluste 
in Segmenten des Arbeitsmarktes höher, in denen der 
Mindestlohn im Vergleich zum bisherigen mittleren 
Lohn hoch ist, beziehungsweise in denen besonders 
viele Personen bisher einen Lohn unterhalb der Min-
destlohngrenze erhalten haben. Eine Gefährdung be-
steht deshalb in Ostdeutschland stärker als in West-
deutschland, für Jüngere stärker als für Ältere, für Ge-
ringqualifizierte stärker als für Qualifizierte und für 
geringfügig Beschäftigte stärker als für sozialversiche-
rungspflichtig Beschäftigte. 

Aktuell sind (noch) keine großen Beschäftigungswir-
kungen des Mindestlohns von 8,50 Euro zu erkennen. 
Zu Beginn des Jahres ist die Zahl der Minijobs saison-
bereinigt deutlich gesunken. Eine wesentliche Rolle 
des zeitgleich eingeführten Mindestlohns erscheint 
plausibel. Dies lässt sich derzeit allerdings noch nicht 
nachweisen. Der Rückgang der Minijobs bedeutet 
nicht notwendigerweise, dass Stellen abgebaut wur-
den. Bspw. gibt es erste Hinweise für eine teilweise 
Umwandlung in sozialversicherungspflichtige Be-
schäftigung (SVB). Dies ist wissenschaftlich zu prü-
fen. Weitere Beschäftigungswirkungen des Mindest-
lohns von 8,50 sind wissenschaftlich fundiert zu eva-
luieren und eine mögliche Erhöhung/Anpassung wis-
senschaftlich (durch die Mindestlohnkommission) zu 
begleiten. 

Der Antrag der Bundestagsfraktion Die Linke (BT-Drs. 
18/3539), den Mindestlohn auf zehn Euro pro Stunde 
anzuheben, wird damit begründet, dass unterhalb 
dieser Höhe einen Existenzsicherung nicht gewähr-
leistet ist.  

Zunächst ist anzumerken, dass alleinstehende Auf-
stocker weit überwiegend Teilzeit arbeiten oder ge-
ringfügig beschäftigt sind. Daher würde bei bestehen-
den Erwerbsumfängen ein Mindestlohn von zehn 
Euro nur einen kleinen Anteil der alleinstehenden 
Aufstocker aus der Bedürftigkeit herausführen, selbst 
wenn unterstellt wird, dass der Mindestlohn keine 
negativen Beschäftigungseffekte erzeugt, sodass alle 
vorhandenen Beschäftigungsverhältnisse unverän-
dert fortbestehen. Die Frage, ab welchem Bruttostun-
denlohn ein Alleinlebender in Vollzeitbeschäftigung 
nicht mehr bedürftig gemäß SGB II ist (Schwellen-
lohn), lässt sich nicht pauschal beantworten, da der 
Schwellenlohn insbesondere von den individuellen 
Kosten der Unterkunft abhängt, die räumlich stark va-
riieren. Darüber hinaus hängt der Schwellenlohn von 
der individuellen Wochenarbeitszeit eines Vollzeit-
beschäftigten ab, die je nach Branche und Tarifvertrag 
variiert. 

Bei einer durchschnittlichen Arbeitszeit von derzeit 
ca. 38 Stunden pro Woche und einem Mindestlohn 
von 8,50 Euro pro Stunde sind Alleinstehende aktuell 
bedürftig im Sinne des SGB II, sofern ihre Kosten der 
Unterkunft (KdU) rund 353 Euro monatlich überstei-
gen. 6 In Regionen mit hohem Mietniveau wird dieser 
Wert derzeit bereits teilweise übertroffen. Beispiels-
weise betrugen im Juli 2013 die durchschnittlichen 
Kosten der Unterkunft eines Alleinstehenden in 
München 467 Euro monatlich. Bundesweit hatten 
zum selben Zeitpunkt circa 40 Prozent aller alleinste-
henden Empfänger von Arbeitslosengeld II Kosten 
der Unterkunft von mehr als 353 Euro monatlich, so 
dass ein Mindestlohn von 8,50 Euro für diese Haus-
halte bereits aktuell nicht bedarfsdeckend ist. 

Tabelle 2 zeigt den Zusammenhang zwischen wö-
chentlicher Arbeitszeit eines Alleinstehenden und 
den Kosten der Unterkunft, ab denen Bedürftigkeit im 
Sinne des SGB II vorliegt („KdU-Schwellen“) diffe-
renziert nach Mindestlöhnen von 8,50 Euro und zehn 
Euro pro Stunde. Beispielsweise wäre ein Alleinste-
hender mit 38 Stunden Wochenarbeitszeit und einem 
Mindestlohn von zehn Euro pro Stunde nur dann be-
dürftig im Sinne des SGB II, falls seine anerkannten 
Kosten der Unterkunft circa 600 Euro monatlich über-
steigen, was bis 2018 praktisch kaum auftreten dürfte. 

  

                                                                        
4 Siehe hierzu ausführlicher Möller (2014). 
5 In Ostdeutschland liegt die Betroffenheitsquote im Vergleich zu Westdeutschland deutlich höher und damit auch im in-
ternationalen Vergleich sehr hoch (vgl. Bellmann et al. 2015). 
6 Die durchschnittlichen Wohnkosten eines Alleinstehenden lagen laut Statistik der Bundesagentur für Arbeit im Juli 2013 
bei rund 333 Euro monatlich. 
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Tabelle 2: KdU-Schwellena eines Alleinstehenden in Abhängigkeit von wöchentlicher Arbeitszeit und Brutto-
stundenlohn 

Arbeitszeit (Stunden pro 
Woche) 

KdU-Schwellen (in Euro pro Monat) 
bei einem Bruttostundenlohn von 
8,50 Euro pro Stunde 

KdU-Schwellen (in Euro pro Mo-
nat) bei Bruttostundenlohn von 10 
Euro pro Stunde 

35 243 470 

36 280 514 

37 317 557 

38 353 600 

39 390 644 

40 427 687 

aMonatliche Kosten der Unterkunft, ab denen ein Alleinstehender in Abhängigkeit vom wöchentlichen Arbeitszeitumfang 
bedürftig im Sinne des SGB II ist. Der Berechnung zugrunde liegende Lohnabgaben enthalten Kirchensteuer. 

Quelle: Berechnungen des IAB

Es überrascht nicht, dass das normative Ziel eines 
existenzsichernden Mindestlohns bei Alleinstehen-
den mit Vollzeitbeschäftigung somit rein rechnerisch 
bei einem Mindestlohn von zehn Euro im höheren 
Maße erfüllt ist, als bei einem Mindestlohn von 8,50 
Euro pro Stunde. Die Beschränkung auf das norma-
tive Ziel eines prinzipiell bedarfsdeckenden Mindest-
lohns für Alleinstehende lässt jedoch mögliche nega-
tive Beschäftigungseffekte außer Acht. Wie bereits er-
wähnt, steigt die Wahrscheinlichkeit negativer Be-
schäftigungseffekte mit der Höhe des Mindestlohns. 
Daher ist es keineswegs auszuschließen, dass bei ei-
nem Mindestlohn von zehn Euro mehr Haushalte (Al-
leinstehende und andere Haushaltstypen) bedürftig 
sein könnten als bei einem Mindestlohn von 8,50 
Euro, weil beim höheren Mindestlohn in größerem 
Umfang bestehende Beschäftigungsverhältnisse im 
Niedriglohnbereich wegfallen bzw. es Arbeitssuchen-
den schwerer fällt, ein (Vollzeit-)Beschäftigungsver-
hältnis aufzunehmen. 

7 Ausnahmeregelung beim Mindestlohn 

Gegen zu viele Ausnahmeregelungen sprechen neben 
dem verfassungsrechtlichen Gebot der Gleichbehand-
lung zwei gewichtige Argumente: Erstens muss ein 
Mindestlohn transparent sein, um sich durchzuset-
zen und gelebter sozialer Standard zu werden. Zwei-
tens eröffnen differenzierte Mindestlöhne zusätzliche 
Umgehungsmöglichkeiten. Je kleinteiliger die Rege-
lungen sind, desto mehr Umgehungsstrategien sind 
zu erwarten. Allerdings ermöglichen Ausnahmen ei-
ner Mindestlohnregelung auch eine flexible Berück-
sichtigung von besonderen Arbeitsmarktsituationen 
einzelner Gruppen. Wenn wichtige Gründe dafür-
sprechen, sind Ausnahmen allerdings zu befürwor-
ten. 

§ 22 Absätze 2 bis 3 MiLoG definieren Ausnahmen, 
die im Zusammenhang mit Aus- und Weiterbildung 
von jungen Menschen stehen. So fallen Personen im 
Sinne von § 2 Absatz 1 und 2 des Jugendarbeits-
schutzgesetzes ohne abgeschlossene Berufsausbil-
dung ebenso wie Personen in Berufsausbildung nicht  

 
unter das Mindestlohngesetz. Absatz 4 legt fest, dass 
der Mindestlohn in den ersten sechs Monaten der Be-
schäftigung nicht für Arbeitsverhältnisse von Arbeit-
nehmern gelten soll, die unmittelbar vor Beginn der 
Beschäftigung langzeitarbeitslos im Sinne des § 18 
des SGB III waren. 

Ausnahmeregelung für Auszubildende und junge Er-
wachsene 

Grundsätzlich ist eine Diskriminierung nach Alter 
aus verfassungsrechtlicher Perspektive nicht gerecht-
fertigt (Bug 2014). Im Rahmen einer verfassungsrecht-
lichen Betrachtung wird eine Ausnahme bei Jugend-
lichen dann als vertretbar angenommen, wenn etwa 
bildungspolitische Argumente dafür sprechen. Um 
Barrieren beim Berufseinstieg und Fehlanreize mit 
Blick auf die duale Ausbildung zu verhindern, enthält 
das Mindestlohngesetz besondere Regelungen für 
Auszubildende und jugendliche Arbeitnehmer ohne 
Berufsausbildung. Wenn Jugendliche ohne Ausbil-
dung bei Übernahme einer Helfertätigkeit bereits ver-
gleichsweise gut verdienen, so das Argument, könnte 
das ihre Ausbildungsbereitschaft negativ beeinflus-
sen. Die internationale Evidenz hierzu ist uneinheit-
lich. Croucher/White (2011) finden in ihrer Metastu-
die zu Mindestlohneffekten auf die Beschäftigung 
jüngerer Arbeitnehmer, dass negative Beschäftigungs-
effekte am wahrscheinlichsten sind, wenn kein spezi-
eller niedrigerer Mindestlohn für jüngere Beschäftigte 
festgelegt wurde. Die Studien für Großbritannien, wo 
ein nach Altersgruppe abgestufter Mindestlohn gilt, 
ergeben beispielsweise kein klares Bild. Abgesehen 
von der Ambivalenz der Befunde, ist bei der Übertra-
gung von Ergebnissen aus anderen Ländern auf 
Deutschland Vorsicht angebracht. Frühere Untersu-
chungen ergeben keine systematischen Hinweise da-
rauf, dass Arbeitsmarktanreize Jugendliche von der 
Aufnahme einer beruflichen Ausbildung abhalten. 
Analysen zu jugendlichen Maßnahmeteilnehmern be-
tonen eine hohe Ausbildungsorientierung bei Jugend-
lichen ohne abgeschlossene Berufsausbildung (All-
mendinger/Dietrich 2003). Durch die Einführung des 
Mindestlohns ändern sich jedoch die Opportunitäts-
kosten. Es könnte somit für Jugendliche attraktiver 
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werden, sich für eine relativ gut bezahlte Helfertätig-
keit zu entscheiden und gegen eine Ausbildung. Ob 
sich die Ausbildungsneigung durch den Mindestlohn 
verändert, ist wissenschaftlich – bei Vorlage von ge-
eigneten Daten – zu evaluieren.  

Obwohl Deutschland im europäischen Vergleich eine 
sehr niedrige Arbeitslosenquote Jugendlicher und 
junger Erwachsener aufweist, ist auch hier das Ar-
beitslosigkeitsrisiko dieser Altersgruppe deutlich er-
höht. Dies gilt insbesondere auch für Personen ohne 
beruflichen Abschluss (Dietrich/Abraham 2008: 81f). 
Gerade für die leistungsschwächsten Jugendlichen 
und jungen Erwachsenen könnte der Zugang zum Ar-
beitsmarkt durch die Einführung des Mindestlohns 
tendenziell schwieriger werden, wenn Betriebe nicht 
bereit sind, für Personen, die aufgrund fehlender Be-
rufserfahrung und Ausbildung eine geringe Produkti-
vität aufweisen, den Mindestlohn von 8,50 Euro zu 
zahlen. Es ist nicht ausgeschlossen, dass es durch die 
Einführung des Mindestlohns zu einer Erhöhung von 
Jugendarbeitslosigkeit in diesem Segment kommen 
könnte. 

Prinzipiell ist also die Ausnahmeregelung für Auszu-
bildende und Jugendliche vom Mindestlohn zu befür-
worten. Das IAB empfiehlt jedoch, deren Wirkung 
wissenschaftlich zu evaluieren. Zusätzlich hat sich 
das IAB bereits im Vorfeld der Mindestlohneinfüh-
rung für eine Staffelung der Lohnuntergrenzen nach 
Alter für junge Erwachsene nach dem Vorbild Groß-
britanniens ausgesprochen, um die oben diskutierten 
Anreizproblematiken abzuschwächen.  

Ausnahmeregelung für Langzeitarbeitslose 

Die Ausnahmeregelung für Langzeitarbeitslose in den 
ersten sechs Monaten der Beschäftigung erkennt an, 
dass das Leistungspotenzial bestimmter Langzeitar-
beitsloser so niedrig sein kann, dass sich eine Einstel-
lung zum Mindestlohn für die Arbeitgeber nicht rech-
net. Der Mindestlohn kann möglicherweise also den 
Abgang von Langzeitarbeitslosen in eine nicht-geför-
derte Beschäftigung erschweren.  

Auswertungen einer Haushaltsbefragung zeigen, dass 
der Einstiegslohn in rund der Hälfte der Arbeitsauf-
nahmen aus Langzeitarbeitslosigkeit die Höhe des ge-
planten gesetzlichen Mindestlohns unterschritt. Der 
durchschnittliche Bruttolohn lag in diesem Segment 
bei gut 5,90 Euro (Angaben für 2011 und 2012). 7 
Niedrige Einstiegslöhne von Langzeitarbeitslosen fan-
den sich vor allem in den neuen Bundesländern und 
bei der Aufnahme von geringfügiger Beschäftigung. 
Hier hätte also ein Risiko bestanden, dass durch die 
Einführung des gesetzlichen Mindestlohns von 8,50 
Euro die Hürden für den Einstieg in den Arbeitsmarkt 
besonders erhöht worden wären. Auch Langzeitar-
beitslose, die keinen Berufsabschluss haben, jünger 
als 40 Jahre alt oder seit mehr als drei Jahren arbeits-
los sind, erzielten bisher eher geringere Einstiegs-
löhne. Die Regelung nach § 22 Absatz 4 MiLoG soll 

                                                                        
7 Die Informationen über die Einstiegslöhne von Langzeitarbeitslosen wurden mit Hilfe des Panels „Arbeitsmarkt und sozi-
ale Sicherung“ (PASS) ermittelt. Berücksichtig wurden alle Personen, die in den Erhebungswellen der Jahre 2011 und 2012 
aus Langzeitarbeitslosigkeit eine abhängige sozialversicherungspflichtige oder geringfügige Beschäftigung (ohne Auszubil-
dende) aufgenommen haben. Als langzeitarbeitslos gilt der hier verwendeten Definition zufolge, wer mehr als zwölf Mo-
nate kontinuierlich arbeitslos gemeldet war oder an einer Maßnahme der Bundesagentur für Arbeit teilgenommen hat. Den 
ausgewiesenen Stundenlöhnen liegt die vertraglich vereinbarte Arbeitszeit zugrunde. 

diesem Risiko entgegenwirken. Die Arbeitgeber erhal-
ten einen Anreiz, im Niedriglohnbereich langzeitar-
beitslose Bewerber bevorzugt einzustellen. Dadurch 
könnten sie die Möglichkeit nutzen, unterhalb des 
Mindestlohns zu entlohnen. Betriebe könnten aber 
auch einen Anreiz haben, diese Personen nach Ablauf 
von sechs Monaten wieder zu entlassen und durch 
andere bisher Langzeitarbeitslose zu ersetzen. 

§ 22 Absatz 4 MiLoG legt fest, dass die Bundesregie-
rung zum 1. Juni 2016 darüber berichtet, inwieweit 
die Sonderregelung für Langzeitarbeitslose ihre Wie-
dereingliederung in den Arbeitsmarkt gefördert hat 
bzw. eine Einschätzung darüber abgibt, ob diese Re-
gelung fortbestehen soll. 

Das BMAS hat das IAB als Grundlage dafür damit be-
auftragt, zu untersuchen, ob die Ausnahmeregelung 
für Langzeitarbeitslose zu einer nachhaltigen Integra-
tion von Langzeitarbeitslosen in den Arbeitsmarkt 
beigetragen oder lediglich zu kurzfristigen Beschäfti-
gungsmöglichkeiten für Langzeitarbeitslose geführt 
hat. Ergebnisse hierzu liegen noch nicht vor. 

Allgemeinverbindlicherklärung höherer tariflicher 
Mindestlöhne in den betreffenden Branchen  

Den Sozialpartner in den jeweiligen Branchen steht 
es nach aktuellen Regelungen bereits frei, gemeinsam 
beim BMAS zu beantragen, dass tarifliche Mindest-
löhne nach §7 bzw. §7a des Arbeitnehmerentsende-
gesetzes durch Rechtsverordnung für allgemeinver-
bindlich erklärt werden. Nach §24 MiLoG dürfen all-
gemeinverbindlich erklärte Branchenlöhne den ge-
setzlichen Mindestlohn von 8,50 Euro bis 31.12.2016 
unterschreiten, von 01.01. bis 31.12.2017 müssen ab-
weichende Branchenmindestlöhne mindestens 8,50 
Euro erreichen. Diese Übergangsregelung gilt bis 
Ende 2017. Aktuell existieren auf Basis des Arbeit-
nehmerentsendegesetzes, des Arbeitnehmerüberlas-
sungsgesetzes sowie des Tarifvertragsgesetzes in 16 
Branchen Branchenmindestlöhne. In Hinblick auf die 
deutsche Tarifautonomie wird hier kein politischer 
Handlungsbedarf gesehen. 

8 Ausweitung der Rahmenfristen 

Ausweitung der Rahmenfrist von zwei auf drei Jahre 

Die Flexibilität auf dem Arbeitsmarkt und die damit 
verbundenen Anpassungslasten werden nicht selten 
von den Randbelegschaften – atypisch Beschäftigte, 
Geringqualifizierte und Niedriglohnbezieher – getra-
gen. Für diese ist es oft schwer, in ein sicheres und 
gut bezahltes Beschäftigungsverhältnis zu wechseln. 
Daher liegt es nahe zu fragen, wie viele Personen in-
folge einer Verlängerung der Rahmenfrist oder einer 
Verkürzung der Anwartschaftsdauer zusätzlich An-
spruch auf Arbeitslosengeld I erworben hätten (s. 
auch Jahn/Stephan 2012).  

Die Fraktion Die Linke schlägt in der BT-Drs. 18/3549 
vor, bei den Zugangsvoraussetzungen zum Bezug von 
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Arbeitslosengeld I die Rahmenfrist auf drei Jahre zu 
erweitern. Derzeit muss eine Person innerhalb der 
letzten zwei Jahre (Rahmenfrist) mindestens zwölf 
Monate (Anwartschaftszeit) beschäftigt gewesen sein, 
um einen Anspruch auf Arbeitslosengeld I zu erwer-
ben.  

Internationaler Vergleich und theoretische Überle-
gungen 

Im Mittel der EU15-Länder liegt die Rahmenfrist bei 
25 Monaten, die Anwartschaftsdauer bei zehn Mona-
ten. Damit liegt Deutschland in etwa im Mittelfeld der 
EU15-Länder. Rahmenfristen von 36 Monaten und 
mehr haben nur Dänemark und Spanien. Die Rah-
menfristen von Schweden, den Niederlanden, Lu-
xemburg und Irland liegen bei zwölf Monaten oder 
darunter. Setzt man Anwartschaftszeit und Rahmen-
frist ins Verhältnis, erhält man einen näherungswei-
sen Indikator für die Strenge der Regulierung bei va-
riierenden Anspruchskriterien. Höhere Werte weisen 
darauf hin, dass es schwieriger ist, die Anwartschafts-
kriterien zu erfüllen. Der Regulierungsindikator be-
trägt im Durchschnitt der EU15-Länder 0,48 (s. auch 
Jahn/Stephan 2012).  

Bei einer Anwartschaftszeit von zwölf Monaten und 
einer Rahmenfrist von 36 Monaten läge der Regulie-
rungsindikator entsprechend bei 0,3. Deutschland 
würde damit zu den großzügigen Ländern zählen. 
Derzeit muss ein Arbeitnehmer in Deutschland in den 
beiden Vorjahren im Schnitt sechs Monate pro Jahr 
arbeiten, um einen Anspruch auf Arbeitslosengeld I 
zu erwerben. Bei einer Rahmenfrist von drei Jahren 
reichen vier Monate pro Jahr aus. Im internationalen 
Vergleich wäre es vergleichsweise einfach, Anspruch 
auf Arbeitslosenversicherung zu erwerben. Dies 
könnte eine Beschäftigung in Deutschland für Immig-
ranten attraktiver machen (dies gilt für Personen mit 
niedrigem und mit hohem Arbeitslosigkeitsrisiko 
gleichermaßen). 

Aus theoretischer Sicht gibt es für eine Verlängerung 
der Rahmenfrist Pro- und Contra-Argumente. Tabelle 
3 fasst die wichtigsten Argumente für und gegen eine 
Ausweitung der Rahmenfrist bzw. eine Verkürzung 
der Anwartschaftszeit zusammen (s. auch Jahn/Ste-
phan 2012). Die Gewichtung ist letztlich eine politi-
sche Entscheidung. 

Tabelle 3: Zusammenfassung der wichtigsten Argumente für und gegen eine Ausweitung der Rahmenfrist  

  Pro Contra 

Gesamtwirtschaftliche  
Wirkungen 

 Niedrigeres Armutsrisiko 

 Niedrigeres Risiko, trotz voran-
gegangener Beschäftigungs-
phasen Grundsicherungsleis-
tungen zu beziehen 

 Eventuell höhere Arbeitslosenquote 

Wirkung auf die  
Arbeitslosenversicherung 

 Vereinfachungen gegenüber 
jetziger Regelung zur kurzen 
Anwartschaftszeit 

 Mehr Anspruchsberechtigte 

 Höhere Ausgaben für Arbeitslosengeld 

 Steigende Verwaltungskosten 

 Lastverschiebung von Bund/Kommunen 
zur BA 

 Mehr registrierte Arbeitslose (da höherer 
Anreiz zur Meldung) 

Effekte für Kunden nur 
dann, wenn der Anspruch 
neu erworben wurde und  

a) der Arbeitslosengeld-
anspruch über dem 
Grundsicherungsniveau 
der Bedarfsgemeinschaft 
liegt oder  

b) auf Grundsicherung 
kein Anspruch besteht. 

 Niedrigeres Armutsrisiko 

 Bessere Planungssicherheit 

 Aufnahme kurzer Arbeitsver-
hältnisse wird attraktiver 

 Chance auf eine bessere Pas-
sung von Arbeitslosen und Ar-
beitsplätzen (längere Such-
dauer, da mit der Anspruchs-
dauer der Anspruchslohn 
steigt) 

 Steigende Suchdauer nach einer neuen 
Beschäftigung (mit der Anspruchsdauer 
steigt der Anspruchslohn) 

 Mögliche Mitnahmeeffekte (Anreiz zur 
Meldung trotz fehlender ganzjähriger 
Verfügbarkeit) 

 Hemmschwelle für arbeitgeberseitige 
Entlassungen sinkt (z.B. saisonal), da 
verbesserte Absicherung 

Quelle: Jahn/Stephan (2012). 
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Empirische Abschätzung  

Das IAB hat auf Basis der am aktuellen Rand verfüg-
baren Daten aus den Integrierten Erwerbsbiografien 
(IEB) abgeschätzt, wie viele Personen bei einer auf 
drei Jahre verlängerten Rahmenfrist in der kurzen 
Frist zusätzlich Arbeitslosengeld I bezogen hätten 
(Hofmann/Stephan 2015). Mögliche Verhaltensef-
fekte und längerfristige Effekte können dabei aller-
dings nicht berücksichtigt werden. Dasselbe gilt für 
Wechselwirkungen mit der Mindestlohngesetzge-
bung.  

Für die hochgerechnet 3,2 Mio. Personen, die im Zeit-
raum Oktober 2012 bis September 2013 ein Beschäf-
tigungsverhältnis beendeten und dann mindestens ei-
nen Monat nicht beschäftigt waren, zeigt sich: Inner-
halb von 90 Tagen nach Beschäftigungsende bezogen 
etwa 40 Prozent Arbeitslosengeld I und 18 Prozent 
Arbeitslosengeld II. Fast die Hälfte der letzteren war 
bereits mehr als einen Monat vor Beschäftigungsende 
auf Leistungen der Grundsicherung angewiesen.  

Wäre zu Beginn des betrachteten Zugangszeitraums 
die Rahmenfrist von zwei auf drei Jahre verlängert 
worden, hätten etwa 78.000 Personen einen zusätzli-
chen Anspruch erworben. Von diesen hätten 45.000 
Personen den Anspruch auch eingelöst, wenn sie sich 
wie der Durchschnitt der Anspruchsberechtigten ver-
halten hätten (vergleichbar Jahn/Stephan 2012). Wird 
die Einlösewahrscheinlichkeit individuell auf Basis 
der persönlichen Merkmale vorhergesagt, hätten 
35.000 Personen zusätzlich Arbeitslosengeld I in An-
spruch genommen. 

Von diesen hätten gut 10.000 Personen unter den bis-
herigen Regelungen Arbeitslosengeld II bezogen. Da-
bei wäre es aber nur einem Teil von ihnen gelungen, 
infolge der verlängerten Rahmenfrist die Hilfebedürf-
tigkeit zu verlassen: Rund 40 Prozent von ihnen hat-
ten bereits während ihrer Beschäftigung mit Arbeits-
losengeld II aufgestockt. Bei den restlichen 60 Prozent 
wäre der Haushaltskontext entscheidend dafür gewe-
sen, ob der ALG-I-Bezug zur Deckung des Lebensun-
terhalts ausgereicht hätte.  

Veränderungen bei der Rahmenfrist sind somit nur 
begrenzt geeignet, Randbelegschaften vor dem 
schnellen Zugang in die Grundsicherung zu bewah-
ren. Denn Problemlagen bestehen oft schon vor dem 
Ende einer Beschäftigung. 

Verlängerung der Bezugsdauer des Arbeitslosengel-
des 

Derzeit hängt die Dauer des Anspruchs auf Arbeitslo-
sengeld davon ab, wie alt eine Person ist und wie 
viele Monate sie in der um drei Jahre erweiterten Rah-
menfrist erwerbstätig gewesen ist. Wer innerhalb der 
erweiterten Rahmenfrist mindestens 12 (16) [20] {24} 
Monate erwerbstätig war, erwirbt einen Anspruch auf 
6 (8) [10] {12} Monate Arbeitslosengeld. Für Personen, 
die älter als 50 (55) [58] Jahre sind und mehr als 30 
Monate beschäftigt waren, steigt der Anspruch auf 15 
(18) [24] Monate. 

Die Fraktion Die Linke schlägt in der BT-Drs. 18/3549 
vor, dass in Zukunft für jedes Jahr Beitragszahlung ein 
Anspruch auf einen Monat Arbeitslosengeld entsteht. 
Für Erwerbslose unter 55 Jahren soll die Bezugsdauer 

mindestens zwölf Monate, für Menschen mit Behin-
derungen und über 55 Jahre mindestens 24 Monate 
und für Menschen über 60 Jahre mindestens 30 Mo-
nate betragen.  

Diese Formulierung impliziert, dass sich anrechen-
bare Versicherungspflichtzeiten in Zukunft nicht 
mehr auf die erweiterte Rahmenfrist beschränken sol-
len, sondern im Lebensverlauf immer längere An-
spruchsdauern begründen können. Gleichzeitig wird 
eine Untergrenze bei der Bezugsdauer eingezogen. 
Insgesamt würde jede Person, die einen (erneuten) 
Arbeitslosengeldanspruch erworben hat (also inner-
halb der Rahmenfrist zwölf Monate erwerbstätig war) 
für mindestens zwölf Monate Arbeitslosengeld bezie-
hen können.  

Bei dem vorgeschlagenen Modell lassen sich Drehtür-
effekte nicht ausschließen: Für unter 55-Jährige be-
stände ein gewisser Anreiz, zwölf Monate sozialversi-
cherungspflichtig tätig zu werden und dadurch einen 
(erneuten) Anspruch zu etablieren, dann (mindes-
tens) zwölf Monate Arbeitslosengeld I zu beziehen, 
und dann den Zyklus erneut zu beginnen. Bei der bis-
herigen Regelung hätten diese Personen eine sechs-
monatige Anspruchsdauer.  

Nach dem vorliegenden Vorschlag könnte eine Per-
son, die länger als zwölf Jahre berufstätig war, nach 
einer zwölfmonatigen Erwerbstätigkeit zudem mehr 
als zwölf Monate Arbeitslosengeld I beziehen. Ein 
Beispiel kann dies verdeutlichen: Angenommen, eine 
Person tritt mit 16 Jahren in das Berufsleben ein und 
ist bis zum 40. Lebensjahr sozialversicherungspflich-
tig beschäftigt. Diese Person hätte nach dem vorlie-
genden Vorschlag eine Anspruchsdauer von 24 Mo-
naten (derzeit zwölf Monate). Nach erneuter zwölf-
monatiger Erwerbstätigkeit würde der neue Anspruch 
auf 25 Monate steigen. Ein so gestaltetes System stellt 
vor allem für Ältere einen erheblichen Anreiz dar, 
zwischen Arbeitslosigkeit und Erwerbstätigkeit zu 
wechseln. Für Personen ab 55 Jahren würden die zwi-
schenzeitlichen Bezugsdauern ebenfalls durchge-
hend länger als bisher ausfallen.  

Allgemein gilt: Aus ökonomischer Sicht sinkt der An-
reiz, eine Beschäftigung aufzunehmen, mit Höhe und 
Dauer der Arbeitslosenunterstützung. Eine großzügi-
gere Regelung gibt Arbeitslosen allerdings auch mehr 
Zeit, nach einem gut passenden Arbeitsplatz zu su-
chen. Für Deutschland liegen inzwischen einige em-
pirische Studien zu den Effekten veränderter Bezugs-
dauern vor. 

Effekte der Verkürzung der Anspruchsdauern im 
Jahr 2006 

In den Jahren 2002 bis 2004 verabschiedete die dama-
lige rot-grüne Bundesregierung tief greifende Arbeits-
marktreformen. So verkürzte sie für alle Personen ab 
45 Jahren, die seit Februar 2006 arbeitslos wurden, 
die maximale Bezugsdauer des Arbeitslosengeldes. 
Diese Reform ist ein natürliches Experiment, da sie 
nur bestimmte Altersgruppen betraf, andere jedoch 
nicht.  

Lo/Stephan/Wilke (2013) betrachten die Abgänge von 
Männern aus Arbeitslosigkeit. Sie vergleichen Män-
ner, bei denen die Bezugsdauer um sechs Monate ver-
kürzt wurde (Alter 45 bis 46), mit solchen, bei denen 
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sich die Bezugsdauer sich nicht veränderte (Alter 40 
bis 44). Letztere können daher als Maßstab bzw. Kon-
trollgruppe dafür dienen, was in der älteren Gruppe 
ohne Reform geschehen wäre. 

In der Studie wurde zudem danach unterschieden, ob 
die Betroffenen vorher mehr oder weniger als einen 
Niedriglohn, also zwei Drittel des Durchschnitts-
lohns, erzielten. Denn für Niedrigverdiener änderte 
die Reform an der finanziellen Situation bei Arbeits-
losigkeit wenig, falls das Arbeitslosengeld I bereits 
vor der Reform durch Arbeitslosengeld II aufgestockt 
werden musste. 

Empirisch zeigen sich für die Gruppe der vormaligen 
Niedriglohnbezieher kaum statistisch zuverlässige 
Reformeffekte. Es gibt nur leichte Hinweise darauf, 
dass sie seltener als vor der Reform in eine Beschäfti-
gung außerhalb des Niedriglohnbereichs wechselten. 
Auch deutet wenig darauf hin, dass die Reform dazu 
geführt hätte, dass die Betroffenen schneller wieder 
zu ihrem früheren Arbeitgeber zurückkehren als vor-
her.  

Hingegen lassen sich für arbeitslose Männer, die vor-
her außerhalb des Niedriglohnsektors gearbeitet ha-
ben, signifikante Reformeffekte nachweisen. Sie 
wechselten signifikant eher in neue Tätigkeiten in-
nerhalb und außerhalb des Niedriglohnbereichs, nah-
men häufiger eine geförderte Selbständigkeit auf und 
zogen sich häufiger aus dem Arbeitsmarkt zurück. Zu-
gleich deuten die Ergebnisse darauf hin, dass sich die 
Beschäftigungsqualität gemessen am Lohnniveau 
teils verschlechtert haben könnte.  

Effekte von mit dem Alter steigenden Anspruchsdau-
ern 

Nach aktueller Gesetzeslage steigt die Anspruchs-
dauer auf Arbeitslosengeld ab einem Lebensalter von 
50 Jahren sprunghaft von zwölf auf 15 Monate an. An-
dere relevante Regelungen (wie zu Sperrzeiten oder 
zur Betreuung von Arbeitslosen durch die Vermitt-
lungsfachkräfte) verändern sich an dieser Alters-
grenze hingegen nicht.  

Genau an der Altersgrenze von 50 Jahren zeigt sich 
für den Zeitraum 2008 bis 2011 eine sprunghafte Er-
höhung der mittleren Verweildauer in Arbeitslosig-
keit (Schmieder/Trenkle 2015). Personen mit höherer 
Anspruchsdauer sind – je nach angewendetem statis-
tischem Verfahren – ca. sechs bis zehn Tage länger ar-
beitslos. Die Verweildauer in Arbeitslosigkeit wird 
dabei durch die Zeitspanne vom Eintritt in Arbeitslo-
sengeld bis zur Wiederaufnahme einer Beschäftigung 
abgebildet. Um nur die unmittelbaren Auswirkungen, 
d.h. keine langfristigen Folgeeffekte zu erfassen, wird 
die Verweildauer in Arbeitslosigkeit für bis zu 18 Mo-
nate untersucht. An Altersgrenzen, bei denen die An-
spruchsdauer nicht ansteigt, zeigen sich hingegen 
auch keine abrupten Veränderungen der Verweil-
dauer in Arbeitslosigkeit. Dies wurde mittels statisti-
scher Tests überprüft. 

Der Befund, dass die Verweildauer in Arbeitslosigkeit 
dann (und nur dann) sprunghaft ansteigt, wenn sich 
an der Altersgrenze die Anspruchsdauer verlängert, 
weist auf einen ursächlichen Zusammenhang zwi-
schen Anspruchsdauer und Verweildauer in Arbeits-

losigkeit hin. Um auszuschließen, dass andere Fakto-
ren für den Anstieg in der Verweildauer verantwort-
lich sind, wurde eine Reihe weiterer Tests durchge-
führt. Diese Tests geben keinen Anlass, an der Ver-
lässlichkeit der Kausalaussage zu zweifeln. Eine 
frühere Studie des IAB für den Zeitraum 1987 bis 
2004 (Schmieder/von Wachter/Bender 2012) kommt 
trotz der damals anderen Voraussetzungen (wie ande-
ren Altersgrenzen und längeren erweiterten Rahmen-
fristen) zu ähnlichen Ergebnissen.  

Grundsätzlich ist zwar anzumerken, dass Schätzun-
gen, die auf Alterssprungstellen beruhen, nur für die 
betrachtete Bevölkerungsgruppe – im oben genannten 
Fall 50-Jährige mit maximalem Anspruch auf Arbeits-
losengeld – aussagekräftig sind. Die Tatsache, dass 
sich für frühere Zeiträume und andere Altersschnitt-
stellen vergleichbare Effekte finden, legt jedoch nahe, 
dass auch bei anderen Bevölkerungsgruppen die Aus-
weitung der Anspruchsdauer zu einer Verlängerung 
der Verweildauer in Arbeitslosigkeit führt. 

Abschaffung der Sperrzeiten 

Ein Abschaffen der Sperrzeiten dürfte sowohl zu ei-
ner Verlängerung der Arbeitslosigkeit als auch (bei 
Abschaffen der Sperrzeiten aufgrund von Eigenkün-
digung des Arbeitsverhältnisses) zu einem Anstieg 
des Zugangs in ALG-I-Bezug führen. Diese erwarteten 
Auswirkungen basieren auf theoretischen Überlegun-
gen und werden teilweise von empirischen Befunden 
gestützt.  

In der Arbeitsuchtheorie werden Ex-post-Effekte von 
Ex-ante-Effekten von Sperrzeiten unterschieden (vgl. 
Kapitel 4: Sanktionen im SGB II): Ex-post-Effekte ent-
stehen durch die tatsächliche Verhängung einer 
Sperrzeit. Sie beziehen sich auf das Verhalten von be-
troffenen Personen nach der Sperrzeit. Ex-ante-Ef-
fekte hingegen entstehen dadurch, dass es prinzipiell 
möglich ist, Sperrzeiten zu verhängen. Theoretisch 
lässt sich herleiten, dass in einem Arbeitslosenversi-
cherungssystem mit Sperrzeiten im Durchschnitt die 
Arbeitsuchanstrengungen höher und die Anspruchs-
löhne geringer ausfallen sollten. Kürzere Arbeitslosig-
keitsepisoden und niedrigere Arbeitslosigkeit sind 
die Folge.  

Hofmann (2012) untersucht die Ex-post-Effekte von 
Sperrzeiten im SGB III wegen Arbeitsablehnung oder 
Ablehnung einer Maßnahmeteilnahme bei Arbeitslo-
sengeldempfängerinnen und -empfängern. Die Ergeb-
nisse der Studie zeigen, dass früh eingesetzte Sperr-
zeiten insbesondere bei jüngeren Arbeitslosengeld-
empfänger/innen die intendierte Beschäftigungswir-
kung entfalten. Gleichzeitig scheint dies jedoch mit 
negativen Nebeneffekten in Form einer Aufnahme ge-
ringfügiger Beschäftigung sowie eines Rückzugs vom 
Arbeitsmarkt einherzugehen. Ergebnisse in Mül-
ler/Steiner (2009) deuten ebenso darauf hin, dass ver-
hängte Sperrzeiten die Arbeitslosigkeitsdauer verkür-
zen. Zu den Sperrzeiten wegen Meldeversäumnis, bei 
verspäteter Arbeitsuchendmeldung, aufgrund von Ar-
beitsaufgabe und/oder unzureichender Eigenbemü-
hungen im SGB III liegen bislang keine quantitativen 
Wirkungsstudien vor. 

Einführung eines Mindestarbeitslosengeldes 
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Die Linke schlägt in der BT-Drs. 18/3549 vor, bei Be-
darf ein Mindestarbeitslosengeld in Höhe der SGB-II-
Leistungen einzuführen, um einen aufstockenden Ar-
beitslosengeld-II-Bezug und Verwaltungsaufwand zu 
vermeiden. Die Kosten der aufstockenden Leistungen 
sollen über Steuern finanziert werden. Dem IAB sind 
keine wissenschaftlichen Befunde zu diesem Thema 
bekannt. Im Folgenden werden lediglich einige 
grundsätzliche Überlegungen präsentiert.  

Allgemein erscheint es sinnvoll, die Zuständigkeiten 
für Personen, die Arbeitslosengeld I durch Arbeitslo-
sengeld II aufstocken, klar zu regeln und mehrfache 
Zuständigkeiten zu vermeiden. Zudem könnte der 
Bezug eines Mindestarbeitslosengeldes und eine Be-
treuung durch die Arbeitsagentur als weniger stigma-
tisierend wahrgenommen werden als ein aufstocken-
der ALG-II-Bezug und Betreuung durch das Jobcenter. 

Der Antrag impliziert, dass das Mindestarbeitslosen-
geld nur bei Bedürftigkeit gezahlt werden sollte. In 
diesem Fall müsste dieselbe Bedürftigkeitsprüfung 
wie bisher im Rechtskreis SGB II durchgeführt wer-
den. Die Höhe des Mindestarbeitslosengeldes müsste 
zudem vom Haushaltskontext der bedürftigen ALG-I-
Bezieher abhängen. Dieses Vorgehen erscheint grund-
sätzlich machbar, würde aber Verwaltungsaufwand 
aus den Jobcentern in die Arbeitsagenturen verlagern. 

Der Vorschlag bedeutet darüber hinaus, dass bedürf-
tige ALG-I-Bezieher nicht weiter in das Aktivierungs-
regime der Jobcenter einbezogen werden. In dem Vor-
schlag wird allerdings nicht geklärt, wie mit den an-
deren Haushaushaltsmitgliedern eines Mindestar-
beitslosengeld-I-Beziehenden umgegangen wird. 
Wenn die finanzielle Situation des Haushalts es erfor-
dert, müssten auch an sie Leistungen ausgezahlt wer-
den, die (ergänzenden) Hartz-IV-Leistungen entspre-
chen. Sie könnten dann von den Jobcentern betreut 
werden. Da der Vorschlag Verwaltungsaufwand spa-
ren soll, interpretieren wir den Vorschlag aber so, 
dass die gesamte Bedarfsgemeinschaft einer Person, 
die das Mindestarbeitslosengeld bezieht, nicht dem 
Rechtskreis des SGB II zugeordnet werden sollen. Au-
ßer dem Mindestarbeitslosengeld-I-Beziehenden 
müssten andere Bedarfsgemeinschaftsmitglieder 
demnach nicht zur Überwindung der Hilfebedürftig-
keit ihrer Bedarfsgemeinschaft beitragen. Folglich ist 
davon auszugehen, dass die betroffenen Haushalte in-
folge dieser Reform tendenziell länger von Transfers 
abhängig sein werden bzw. mit einem langsameren 
Abbau der Transferhöhe zu rechnen ist. 

9 Öffentlich geförderter Beschäftigungssektor  

Die Faktion Die Linke fordert in der BT-Drucksache 
18/3549 die Schaffung eines öffentlich geförderten 
Beschäftigungssektors. Vorgesehen sind 200.000 ver-
sicherungspflichtige und tariflich entlohnte bzw. zu 
einem Mindestlohn von nicht weniger als 10 Euro je 
Stunde entlohnte Beschäftigungsverhältnisse.  

Das IAB hat sich bereits in einer Stellungnahme zu 
diesem Thema geäußert (Kupka/Wolff 2013). Der in 
diesem Kapitel nachfolgende Text basiert weitgehend 
auf den Ausführungen dieser Stellungnahme. Wörtli-
che Übernahmen sind nicht eigens gekennzeichnet.  

Der Vorschlag der Fraktion Die Linke geht von einer 
zu geringen Arbeitsnachfrage aus, weshalb durch ei-
nen öffentlich geförderten Beschäftigungssektor zu-
sätzliche Arbeitsplätze geschaffen und den Erwerbs-
losen berufliche Perspektiven eröffnet werden sollen. 
Die zentrale Herausforderung der Arbeitsmarktpolitik 
ist aber derzeit – trotz einer hohen Nachfrage auf dem 
Arbeitsmarkt – der Abbau von Langzeiterwerbslosig-
keit durch eine verstärkte und nachhaltigere Integra-
tion von Langzeitarbeitslosen in Arbeit.  

Die Beobachtung, dass öffentlich geförderte Beschäf-
tigung besonders benachteiligten Arbeitslosen hilft, 
ihre Eingliederungschancen in den allgemeinen Ar-
beitsmarkt zu erhöhen, während sie sich bei arbeits-
marktnäheren Gruppen eher nachteilig auswirkt, 
spricht dafür, dass nicht allein nachfrageseitige Prob-
leme vorliegen (BMAS/IAB 2011, Heyer/Koch/Ste-
phan/Wolff 2012). Verschiedene Vermittlungshemm-
nisse können eine Integration von Arbeitslosen in Er-
werbsarbeit erschweren. Die Ergebnisse einer Studie 
von Achatz und Trappmann (2011) unterstreichen 
dabei, welche Faktoren Arbeitslosen die Aufnahme 
einer Erwerbsarbeit erschweren. Dazu gehören unter 
anderem ein Alter von mehr als 50 Jahren, schwere 
gesundheitliche Einschränkungen, ein fehlender 
Schulabschluss bzw. Ausbildungsabschluss oder (bei 
Frauen) eigene Kinder und damit verbunden Prob-
leme der Vereinbarkeit von Beruf und Familie. Daher 
sollte öffentlich geförderte Beschäftigung nicht als ein 
rein nachfrageseitiges Instrument eingesetzt werden. 
Es geht vielmehr darum, durch öffentlich geförderte 
Beschäftigung für Langzeiterwerbslose mit mehreren 
Vermittlungshemmnissen die soziale Teilhabe zu ver-
bessern und sie dort, wo es möglich ist, an den Ar-
beitsmarkt heranzuführen. Eine besondere beglei-
tende Betreuung während der Teilnahme und gegebe-
nenfalls Qualifizierungsmöglichkeiten könnten dabei 
abhängig von den individuellen Bedarfen der Geför-
derten unterstützend wirken.  

Auch die Ausführungen zur Lohnuntergrenze aus 
Kupka/Wolff (2013, S.13) sind nach wie vor von Be-
deutung: Die vorgesehene Lohnuntergrenze von 10 
Euro pro Stunde bezieht sich nicht allein auf den öf-
fentlich geförderten Beschäftigungssektor. Folglich 
besteht ein hohes Risiko, dass die (ungeförderte) Ar-
beitsnachfrage in Deutschland zurückgehen wird. 
Dadurch dürfte vor allem die reguläre Arbeitsnach-
frage nach geringqualifizierten Arbeitnehmern deut-
lich niedriger ausfallen als das entsprechende Ar-
beitsangebot. Diese Arbeitsnachfragelücke könnte 
zum Teil durch die Schaffung von 200.000 zusätzli-
chen Arbeitsplätzen im öffentlich geförderten Be-
schäftigungssektors aufgefangen werden – mit dem 
Risiko, dass weitere Kosten entstehen, die auch von 
den Arbeitgebern und Arbeitnehmern in ungeförder-
ten Sektoren getragen werden.  

Schließlich weisen Kupka und Wolff (2013) darauf 
hin, dass dem Problem einer zu geringen Arbeitskräf-
tenachfrage nicht notwendigerweise durch einen öf-
fentlich geförderten Beschäftigungssektor entgegen-
gewirkt werden muss. Ebenso kämen andere Ansätze 
wie beispielsweise allgemeine Lohnsubventionen o-
der verringerte Lohnnebenkosten in Frage. 
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10 Beiträge zur Sozialversicherung und Altersar-
mut 

Seit 2011 werden von den Grundsicherungsträgern 
keine Rentenbeiträge mehr gezahlt. Damit sind Ar-
beitslosigkeitszeiten im SGB II nur noch Anrech-
nungszeiten für Erwerbsminderungs- und vorgezo-
gene Altersrenten wegen langer Beitragszeiten. Im 
Haushaltsbegleitgesetz 2011 (HBeglG 2011) vom 9. 
Dezember 2010 kam es überdies zu weiteren renten-
rechtlichen Schlechterstellungen für Empfänger der 
Grundsicherung für Erwerbsfähige.8 

Selbst wenn im Rahmen der Grundsicherung für Er-
werbsfähige keine Beiträge zur gesetzlichen Renten-
versicherung mehr geleistet werden, ist die Formulie-
rung „garantierte Altersarmut“ (S. 1) oder „Altersar-
mut programmiert“ (S. 6) aus der BT-Drucksache 
18/3549 nicht zutreffend. Richtig ist vielmehr, dass 
die Grundsicherung für Erwerbsfähige keine si-
chernde oder erhaltende Wirkung auf die Höhe der 
gesetzlichen Ruhestandsbezüge mehr hat. Dies kann 
beim Renteneintritt insbesondere in denjenigen Fäl-
len zu Altersarmut führen, in denen dauerhaft oder 
für lange Zeiträume keine Erwerbszeiten, Erwerbsein-
kommen oder andere anspruchsgenerierende oder er-
haltende Lebensumstände vorliegen. Eine Erhöhung 
des Altersarmutsrisikos durch SGB-II-Zeiten im Le-
bensverlauf ist nach dem Forschungsstand nicht zu 
bestreiten, Umfang und Verteilung dieses Risikos 
sind allerdings nicht hinlänglich erforscht. Altersar-
mut kann jedoch systematisch nur da eintreten, wo 
keine ausreichenden Rentenansprüche erworben 
werden und keine anderen Versorgungsansprüche 
vorliegen – was bei Leistungs- oder anderen Nied-
rigeinkommensbeziehern vergleichsweise schwierig 
ist (Promberger et al. 2012). Gleichwohl bleibt nicht 
jeder ALG-II-Empfänger zwingend sein ganzes Leben 
in der Grundsicherung (siehe die Ausführungen zu 
Umschlagsdynamik und Abgängen, Kap. 2). ALG-II-
Bezieher mit guten Aussichten auf eine überschau-
bare Bezugsdauer und auf dauerhaften Ausstieg aus 
Leistungsbezug und Niedrigeinkommen – etwa gut 
qualifizierte Alleinerziehende – sind weniger von Al-
tersarmut gefährdet als etwa geringqualifizierte Lang-
zeit- oder Dauerbezieher. Von Programmierung oder 
Automatismus zu sprechen, wird dem unbestreitba-
ren Problem des Altersarmutsrisikos von SGB-II-Leis-
tungsbeziehern nicht gerecht.  

11 Zusammenfassung 

Wirkungen der Hartz-Reformen 

Zwischen den Jahren 2003 und 2005 traten mit den 
Hartz-Gesetzen umfassende Arbeitsmarkt- und Sozi-
alreformen in Kraft. Sie haben bei Arbeitsangebot, Ar-
beitsnachfrage und Ausgleichsprozessen angesetzt 
und betrafen damit sowohl Arbeitgeber als auch Ar-
beitsuchende und Beschäftigte. Zwischen Ende 2004 
und Anfang 2008 wuchs die sozialversicherungs-
pflichtige Beschäftigung. Dabei nahm insbesondere 
die Vollzeitbeschäftigung wieder zu, obgleich oft 
auch in Zeitarbeit. Die Arbeitslosigkeit entwickelte 
sich in etwa spiegelbildlich zur Beschäftigung. Nach 
dem Höchststand von fast fünf Millionen im Jahr 
2005 sank die Zahl der Arbeitslosen bis zum Jahr 
                                                                        
8 Vgl. Informationen der Regionalträger der Deutschen Rentenversicherung in Bayern, Nummer 08/2011 – 17.11.2011. 

2015 auf unter drei Millionen. Auch die Langzeitar-
beitslosigkeit ging deutlich um 46 Prozent zurück und 
die Unterbeschäftigung schrumpfte um gut zwei Mil-
lionen. Bemerkenswert ist außerdem, dass Langzeit-
arbeitslose überproportional stark von den Reformen 
profitiert haben. Ursächlich für die Verringerung der 
Arbeitslosigkeit waren die verbesserten Chancen auf 
dem Arbeitsmarkt in Verbindung mit der intensive-
ren Arbeitssuche und dem effizienteren Ausgleichs-
prozess. 

Die Vorteile der Hartz-Reformen sollten nicht den 
Blick auf ihre negativen Begleiterscheinungen ver-
stellen: Die höhere Flexibilität für die Arbeitgeber be-
deutet auch, dass sich ein Teil des Beschäftigungsri-
sikos auf die Arbeitnehmerseite verschiebt, insbeson-
dere auf bestimmte Personengruppen wie Geringqua-
lifizierte. Die Trends zu mehr Leiharbeit, befristeter 
Beschäftigung oder Minijobs haben sich zeitweilig 
noch verstärkt, bei Umfang, Dauer und Entlohnung 
der Beschäftigung waren Abstriche zu verzeichnen. 
Schließlich bestehen trotz des Sinkens der Arbeitslo-
sigkeit und Langzeitarbeitslosigkeit gravierende 
strukturelle Probleme fort. Die Reformen haben die 
Arbeitslosigkeit also auf ein niedrigeres Niveau ge-
bracht, es verbleibt aber noch immer ein harter Kern 
der Langzeitarbeitslosigkeit. 

Dynamik in der Grundsicherung 

In der BT-Drs. 18/3549 wird die Aussage getroffen, 
dass Erwerbslose im SGB II nicht schneller vermittelt 
werden als in den Vorgängersystemen Arbeitslosen- 
und Sozialhilfe und dass sich die Ergebnisse bezüg-
lich der Dauer des Leistungsbezuges verschlechtert 
haben. Der Vergleich von Bezugsdauern im System 
der Arbeitslosen- und Sozialhilfe mit Bezugsdauern 
in der Grundsicherung nach SGB II ist aufgrund der 
mangelnden Vergleichbarkeit der Leistungssysteme 
sowie der Statistiken allerdings nur eingeschränkt 
möglich. Insbesondere kann die im Antrag getroffene 
Aussage einer mit der Hartz-IV-Reform eingetretenen 
Verschlechterung nicht belegt werden.  

Die Grundsicherung nach dem SGB II unterstützte in 
den ersten acht Jahren nach ihrer Einführung bis 2012 
insgesamt 10,79 Millionen verschiedene Bedarfsge-
meinschaften mit 15,96 Millionen Personen zumin-
dest zeitweilig. Dabei ist die durchschnittliche Zahl 
der Bedarfsgemeinschaften seit 2006 um etwa 650 
Tausend auf 3,32 Millionen im Jahr 2013 gesunken, 
die Zahl der leistungsberechtigten Personen ging von 
7,35 auf unter 6,13 Millionen zurück. Ungeachtet die-
ser insgesamt erfreulichen Entwicklung ist das Leis-
tungssystem von langen Bezugsdauern geprägt. Von 
den Leistungsbeziehern zum Jahresende 2013 waren 
knapp 1,18 Millionen Personen durchgängig seit 2005 
auf Leistungen des SGB II angewiesen. Weitere 62 
Prozent der Leistungsempfänger waren bereits mehr 
als zwei Jahre ununterbrochen auf Leistungen des 
SGB II angewiesen. Insgesamt sind keine starken Ver-
festigungstendenzen bei der Dauer des Leistungsbe-
zuges erkennbar, diese verharrt allerdings auf einem 
sehr hohen Niveau.  
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Lange Bezugsdauern können allerdings nicht mit ei-
ner langsamen oder ausbleibenden Vermittlung in Er-
werbstätigkeit gleichgesetzt werden: Arbeitslosigkeit 
stellt für die meisten Arbeitslosengeld-II-Bezieher nur 
eine von verschiedenen Phasen in ihrer Biografie dar. 
Das Argument der Fraktion Die Linke, die Konzentra-
tion auf schnelle Vermittlung sei ursächlich für die 
geringe Qualität der Beschäftigungsverhältnisse, ist 
nicht belegt. Die einschlägige arbeitssoziologische Li-
teratur verweist eher auf absatzmarkt- oder konkur-
renzorientierte Flexibilisierungsprozesse von Unter-
nehmen seit den 1980er Jahren als Ursache für die 
Entstehung von atypischen Beschäftigungsverhältnis-
sen. 

Materielle und soziale Lage 

In der BT-Drs. 18/3549 wird unter anderem argumen-
tiert, die Armutsquote unter Erwerbslosen habe mas-
siv zugenommen. Allerdings werden außer der Daten-
basis weder Quelle oder Armutskonzept, noch Er-
werbslosigkeitskonzept benannt. Legt man das OECD-
Konzept zugrunde, so zeigt sich für Erwerbslose laut 
Einkommens- und Verbrauchsstichprobe tatsächlich 
ein steiler Anstieg der Armutsgefährdungsquote von 
41,2 Prozent im Jahr 2004 auf 69,3 Prozent im Jahr 
2012. Es sollte jedoch angemerkt werden, dass man 
auf Basis des Mikrozensus und des SOEP zu einem 
erheblich schwächeren Anstieg kommt. Insgesamt 
können die wichtigsten materiellen Bedürfnisse der 
Leistungsempfänger weitgehend abgedeckt werden. 
Bei höherwertigen Konsumgütern, finanziellen As-
pekten wie bspw. der Möglichkeit zu sparen und vor 
allem im Bereich der sozialen und kulturellen Teil-
habe zeigen sich allerdings größere Defizite. Insge-
samt weisen die ALG-II-Haushalte einen niedrigeren 
Lebensstandard auf als Nicht-Empfänger-Haushalte. 

Im Antrag der Fraktion Die Linke wird formuliert, 
Hartz IV leiste auch vor diesem Hintergrund keine Si-
cherung des Lebensstandards. Hier ist allerdings sys-
tematisch einzuwenden, dass von einer Lebensstan-
dardsicherung auch im früheren System der Arbeits-
losenhilfe nicht ausgegangen werden konnte. Auch 
die Arbeitslosenversicherung sichert nicht den Le-
bensstandard. Im Antrag wird zudem festgestellt: 
„Soziale Mobilität ist zurückgegangen, soziale Auf-
stiege sind seltener geworden“. Diese Aussage lässt 
sich durch wissenschaftliche Befunde decken, sofern 
mit Mobilität und Aufstieg die Ausstiege aus Armut 
gemeint sind. Allerdings lässt sich kein besonders 
steiler Anstieg erkennen, der mit der Einführung der 
Grundsicherung für Arbeitsuchende zusammenfiele. 
Die Daten decken also in keiner Weise die Behaup-
tung, der Sozialstaat wäre durch die Reformen zu ei-
ner Sackgasse geworden. 

Sanktionen 

Sanktionen sollen einen Anreiz für ALG-II-Bezieher 
darstellen, sich um die Aufnahme von Arbeit oder 
Ausbildung zu bemühen und mit den Fachkräften ih-
res Jobcenters zu kooperieren. Im Ergebnis soll dies 
dazu führen, dass erwerbsfähige Leistungsberechtigte 
schneller eine Arbeit oder Ausbildung aufnehmen. 
Diese Anreizwirkungen können schon durch die 
Möglichkeit einer Sanktionierung erzielt werden – 
und damit bereits bevor es überhaupt zu einer Leis-

tungsminderung kommt (Ex-ante-Wirkung). Das tat-
sächliche Eintreten der Leistungsminderung kann die 
Wirkungen weiter verstärken (Ex-post-Wirkung).  

Sanktionen können mit einigen nicht notwendiger-
weise intendierten bzw. nachteiligen Wirkungen ver-
bunden sein. Etwa ist es möglich, dass erwerbsfähige 
Leistungsberechtigte wegen der Sanktionsandrohung 
Jobs mit (besonders) schlechten Löhnen und Arbeits-
bedingungen akzeptieren. Zudem kann die Angst der 
Arbeitnehmer vor Arbeitslosigkeit verstärkt werden, 
so dass auch sie bereit sind, schlechtere Löhne und 
Arbeitsbedingungen zu akzeptieren. Nachteilige Ne-
benwirkungen von Sanktionen können insbesondere 
dann auftreten, wenn die Leistungsminderung sehr 
hoch ausfällt. Sehr hohe Sanktionen könnten nicht 
intendierte Wirkungen wie beispielsweise Woh-
nungslosigkeit, Verschuldung, eingeschränkte Ernäh-
rung oder seelische Probleme bei erwerbsfähigen 
Leistungsberechtigten auslösen bzw. verstärken. 

Die Erkenntnisse der vorliegenden Studien liefern 
Evidenz dafür, dass Sanktionen durchaus positive ar-
beitsmarktpolitische Wirkungen entfalten. Diese zei-
gen sich insbesondere im Nachweis von beschleunig-
ten Übergangen von Sanktionierten in Beschäftigung. 
Soweit erwerbsfähige Leistungsberechtigte nicht be-
reits hinreichend ihren gesetzlichen Pflichten nach-
kommen, können Sanktionen die richtigen Anreize 
setzen. Der Aussage im Antrag der Fraktion Die Linke, 
es gebe keinerlei Belege für eine arbeitsmarktpolitisch 
sinnvolle Wirkung von Sanktionen, kann vor diesem 
Hintergrund nicht zugestimmt werden. 

Die hier diskutierten wissenschaftlichen Befunde 
weisen aber auch auf teils erhebliche Einschränkun-
gen der Lebensbedingungen der Sanktionierten hin. 
Sehr hohe Sanktionen können sich zudem kontrapro-
duktiv auf die Chancen einer Erwerbsintegration aus-
wirken, wenn dadurch einige erwerbsfähige Leis-
tungsberechtigte in Situationen wie Obdachlosigkeit 
geraten oder den Kontakt zum Jobcenter abbrechen. 

Die Ergebnisse sprechen nicht für eine Aussetzung o-
der Abschaffung der Sanktionen. Vielmehr sollte es 
darum gehen, eine Anreizwirkung der Sanktionen im 
Blick zu behalten und gleichzeitig sehr starke Ein-
schränkungen der Lebensbedingungen zu vermeiden. 
Folglich sollte die Sanktionierung nicht zu hoch aus-
fallen, was insbesondere gegen die Sonderregelungen 
für unter 25-Jährige und gegen den Wegfall des Ar-
beitslosengeldes II bei wiederholten Pflichtverletzun-
gen spräche. Zudem könnte eine angemessene monat-
liche Obergrenze für die Summe aller Leistungsmin-
derungen festgelegt werden, so dass im Regelfall be-
sonders schwerwiegende Folgen einer Sanktionie-
rung, wie der Verlust der Wohnung, vermieden wer-
den.  

Erhöhung des Regelsatzes 

Durch eine Erhöhung des Regelsatzes wie im Antrag 
der Fraktion Die Linke gefordert könnte eine spürbare 
Einkommensverbesserung bei den Grundsicherungs-
beziehern erreicht werden. Allerdings hätte eine Re-
gelsatzerhöhung je nach Umfang u. U. auch weitrei-
chende Effekte auf andere Transfersysteme, die öf-
fentlichen Haushalte und die Arbeitsanreize, die vom 
Grundsicherungssystem gesetzt werden. Schätzungen 
auf Basis des IAB-Mikrosimulationsmodells zeigen, 
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dass bei einer Erhöhung des Regelsatzes im SGB II 
mehr Haushalte aufgrund eines höheren gesetzlich 
bestimmten Bedarfes anspruchsberechtigt wären. 
Kurzfristig wäre mit etwa 250 Tsd. zusätzlichen Haus-
halten im Bezug zu rechnen, von denen etwa 246 Tsd. 
neben einem Anspruch auf Leistungen zu den Kosten 
der Unterkunft auch einen Anspruch auf Arbeitslo-
sengeld II hätten. Die Erhöhung des Regelsatzes 
würde zu einem Rückgang des Arbeitsangebots füh-
ren, da das Einkommen bei Nichterwerbstätigkeit im 
Vergleich zum Einkommen bei Erwerbstätigkeit bei 
konstanter Entlohnung steigt. Die Zahl der erwerbstä-
tigen Personen ginge um etwa 128 Tsd. Personen zu-
rück. Die Ergebnisse zeigen, dass eine Erhöhung des 
Regelsatzes um gar 500 Euro, wie im Antrag gefordert, 
mit erheblichen fiskalischen Belastungen einhergeht 
und sich zudem deutlich negativ auf das Arbeitsange-
botsverhalten von Leistungsbeziehern auswirken 
würde. 

Anhebung des Mindestlohns auf zehn Euro 

Mit dem bestehenden Mindestlohn von 8,50 Euro be-
findet sich Deutschland bei der Relation des Mindest-
lohns zum mittleren Lohn, dem sogenannten Kaitz-
Index, im oberen Mittelfeld der OECD-Länder. Bei ei-
nem geforderten Niveau von zehn Euro läge Deutsch-
land hingegen beim Kaitz-Index in der Spitzen-
gruppe. Ein solches Niveau wäre nicht mehr moderat 
zu nennen. Da viele alleinstehende Aufstocker in 
Teilzeit arbeiten oder geringfügig beschäftigt sind, 
würde ein Mindestlohn von zehn Euro nur einen klei-
nen Anteil von ihnen aus der Bedürftigkeit heraus-
führen.  

Es überrascht nicht, dass das normative Ziel eines 
existenzsichernden Mindestlohns bei Alleinstehen-
den mit Vollzeitbeschäftigung rein rechnerisch bei ei-
nem Mindestlohn von zehn Euro im höheren Maße 
erfüllt ist. Die Beschränkung auf das normative Ziel 
eines prinzipiell bedarfsdeckenden Mindestlohns für 
Alleinstehende lässt jedoch mögliche negative Be-
schäftigungseffekte außer Acht. Daher ist es keines-
wegs auszuschließen, dass bei einem Mindestlohn 
von zehn Euro mehr Haushalte bedürftig sein könnten 
als bei einem Mindestlohn von 8,50 Euro, weil beim 
höheren Mindestlohn in größerem Umfang beste-
hende Beschäftigungsverhältnisse im Niedriglohnbe-
reich wegfallen bzw. es Arbeitssuchenden schwerer 
fällt, ein Beschäftigungsverhältnis aufzunehmen. 

Ausnahmeregelung beim Mindestlohn 

Gegen zu viele Ausnahmeregelungen sprechen neben 
dem verfassungsrechtlichen Gebot der Gleichbehand-
lung zwei gewichtige Argumente: Erstens muss ein 
Mindestlohn transparent sein, um sich durchzuset-
zen und gelebter sozialer Standard zu werden. Zwei-
tens eröffnen differenzierte Mindestlöhne zusätzliche 
Umgehungsmöglichkeiten. Je kleinteiliger die Rege-
lungen sind, desto mehr Umgehungsstrategien sind 
zu erwarten.  

Nach Ergebnissen früherer Studien ist eine Ausnah-
meregelung vom Mindestlohn für Auszubildende 
und Jugendliche prinzipiell zu befürworten. Das IAB 
empfiehlt jedoch, deren Wirkung wissenschaftlich zu 
evaluieren. Das IAB untersucht derzeit, ob die Aus-
nahmeregelung für Langzeitarbeitslose zu einer nach-
haltigen Integration von Langzeitarbeitslosen in den 

Arbeitsmarkt beigetragen oder lediglich zu kurzfristi-
gen Beschäftigungsmöglichkeiten für Langzeitarbeits-
lose geführt hat. Ergebnisse hierzu liegen noch nicht 
vor. 

Ausweitung der Rahmenfristen 

Die Fraktion Die Linke schlägt vor, bei den Zugangs-
voraussetzungen zum Bezug von Arbeitslosengeld I 
die Rahmenfrist von zwei auf drei Jahre zu erweitern. 
Für eine Ausweitung sprechen u.a. ein niedrigeres 
Armutsrisiko, eine höhere Attraktivität kurzer Ar-
beitsverhältnisse und eine Chance auf eine bessere 
Passung von Arbeitslosen und Arbeitsplätzen. Dage-
gen sprechen u.a. eine eventuell höhere Arbeitslosen-
quote, steigende Kosten durch mehr Anspruchsbe-
rechtigte, steigende Suchdauern und mögliche Mit-
nahmeeffekte. Berechnungen des IAB für den Zeit-
raum Oktober 2012 bis September 2013 zeigen: Wäre 
zu Beginn des betrachteten Zugangszeitraums die 
Rahmenfrist von zwei auf drei Jahre verlängert wor-
den, hätten etwa 78.000 Personen einen zusätzlichen 
Anspruch erworben. Dabei wäre es aber nur einem 
Teil von ihnen gelungen, infolge der verlängerten 
Rahmenfrist die Hilfebedürftigkeit zu verlassen. Ver-
änderungen bei der Rahmenfrist sind somit nur be-
grenzt geeignet, Randbelegschaften vor dem schnel-
len Zugang in die Grundsicherung zu bewahren. 
Denn Problemlagen bestehen oft schon vor dem Ende 
einer Beschäftigung. 

Die Fraktion Die Linke schlägt weiterhin vor, die Be-
zugsdauern des Arbeitslosengelds zu verlängern und 
mit dem Alter sprungweise weiter zu erhöhen. Bei 
dem vorgeschlagenen Modell lassen sich jedoch 
Drehtüreffekte nicht ausschließen. Außerdem sinkt 
aus ökonomischer Sicht der Anreiz, eine Beschäfti-
gung aufzunehmen, mit Höhe und Dauer der Arbeits-
losenunterstützung. Studien zur Anspruchsdauer auf 
Arbeitslosengeld bei der Gruppe der über 50-Jährigen 
zeigen: Personen mit höherer Anspruchsdauer sind 
ca. sechs bis zehn Tage länger arbeitslos. Die Tatsa-
che, dass sich für frühere Zeiträume und andere Al-
tersschnittstellen vergleichbare Effekte finden, legt 
nahe, dass auch bei anderen Bevölkerungsgruppen 
die Ausweitung der Anspruchsdauer zu einer Verlän-
gerung der Verweildauer in Arbeitslosigkeit führt. 

Ein Abschaffen der Sperrzeiten dürfte sowohl zu ei-
ner Verlängerung der Arbeitslosigkeit als auch (bei 
Abschaffen der Sperrzeiten aufgrund von Eigenkün-
digung des Arbeitsverhältnisses) zu einem Anstieg 
des Zugangs in ALG-I-Bezug führen. 

Die Linke schlägt vor, bei Bedarf ein Mindestarbeits-
losengeld in Höhe der SGB-II-Leistungen einzufüh-
ren, um einen aufstockenden ALG-II-Bezug und Ver-
waltungsaufwand zu vermeiden. Dazu gibt es bisher 
keine wissenschaftlichen Befunde. Allgemein er-
scheint es sinnvoll, die Zuständigkeiten für Personen, 
die Arbeitslosengeld I durch Arbeitslosengeld II auf-
stocken, klar zu regeln und mehrfache Zuständigkei-
ten zu vermeiden. Zudem könnte der Bezug eines 
Mindestarbeitslosengeldes und eine Betreuung durch 
die Arbeitsagentur als weniger stigmatisierend wahr-
genommen werden. Eine Bedürftigkeitsprüfung und 
eine Kopplung der Höhe des Mindestarbeitslosengel-
des an den Haushaltskontext würde den Verwal-
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tungsaufwand aus den Jobcentern in die Arbeitsagen-
turen verlagern. Der Vorschlag bedeutet darüber hin-
aus, dass bedürftige ALG-I-Bezieher nicht weiter in 
das Aktivierungsregime der Jobcenter einbezogen 
werden.  

Öffentlich geförderter Beschäftigungssektor 

Der Vorschlag der Fraktion Die Linke geht von einer 
zu geringen Arbeitsnachfrage aus, weshalb durch ei-
nen öffentlich geförderten Beschäftigungssektor zu-
sätzliche Arbeitsplätze geschaffen werden sollen. Die 
zentrale Herausforderung der Arbeitsmarktpolitik ist 
aber derzeit der Abbau von Langzeiterwerbslosigkeit 
durch eine verstärkte und nachhaltigere Integration 
von Langzeitarbeitslosen in Arbeit. 

Öffentlich geförderte Beschäftigung sollte nicht als 
ein rein nachfrageseitiges Instrument eingesetzt wer-
den. Es geht vielmehr darum, durch dieses Instru-
ment die soziale Teilhabe für Langzeiterwerbslose 
mit mehreren Vermittlungshemmnissen zu verbes-
sern und sie an den Arbeitsmarkt heranzuführen. 

Mit der vorgesehenen Lohnuntergrenze von 10 Euro 
pro Stunde besteht ein hohes Risiko, dass die (un-
geförderte) Arbeitsnachfrage in Deutschland zurück-
gehen wird. Diese Arbeitsnachfragelücke könnte zum 
Teil durch die Schaffung von 200.000 zusätzlichen 
Arbeitsplätzen im öffentlich geförderten Beschäfti-
gungssektors aufgefangen werden – mit dem Risiko, 
dass weitere Kosten entstehen, die auch von den Ar-
beitgebern und Arbeitnehmern in ungeförderten Sek-
toren getragen werden.  

Um dem Problem einer zu geringen Arbeitskräfte-
nachfrage entgegenzuwirken kämen auch andere An-
sätze wie beispielsweise allgemeine Lohnsubventio-
nen oder verringerte Lohnnebenkosten in Frage. 

Beiträge zur Sozialversicherung und Altersarmut 

Die Grundsicherung für Erwerbsfähige hat keine si-
chernde oder erhaltende Wirkung auf die Höhe der 
gesetzlichen Ruhestandsbezüge mehr. Dies kann 
beim Renteneintritt insbesondere in denjenigen Fäl-
len zu Altersarmut führen, in denen dauerhaft oder 
für lange Zeiträume keine Erwerbszeiten, Erwerbsein-
kommen oder andere anspruchsgenerierende oder er-
haltende Lebensumstände vorliegen. Eine Erhöhung 
des Altersarmutsrisikos durch SGB-II-Zeiten im Le-
bensverlauf ist nach dem Forschungsstand nicht zu 
bestreiten, Umfang und Verteilung dieses Risikos 
sind allerdings nicht hinlänglich erforscht. 

ALG-II-Bezieher mit guten Aussichten auf eine über-
schaubare Bezugsdauer und auf dauerhaften Ausstieg 
aus Leistungsbezug und Niedrigeinkommensind we-
niger von Altersarmut gefährdet als etwa geringquali-
fizierte Langzeit- oder Dauerbezieher. Von Program-
mierung oder Automatismus zu sprechen, wird dem 
unbestreitbaren Problem des Altersarmutsrisikos von 
SGB-II-Leistungsbeziehern nicht gerecht 
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DEUTSCHER BUNDESTAG Ausschussdrucksache 18(11)403 
Ausschuss für 
Arbeit und Soziales 24. Juni 2015 
18. Wahlperiode 

Schriftliche Stellungnahme 

zur öffentlichen Anhörung von Sachverständigen in Berlin am 29. Juni 2015 zu den 
Vorlagen 

a. Antrag der Abgeordneten Katja Kipping, Sabine Zimmermann (Zwickau), Klaus 
Ernst, weiterer Abgeordneter und der Fraktion DIE LINKE 
Gute Arbeit und eine sanktionsfreie Mindestsicherung statt Hartz IV – Drucksache 
18/3549 

b. Antrag der Abgeordneten Katja Kipping, Sabine Zimmermann (Zwickau), Matthias 
W. Birkwald, weiterer Abgeordneter und der Fraktion DIE LINKE. 
Sanktionen bei Hartz IV und Leistungseinschränkungen bei der Sozialhilfe abschaf-
fen - Drucksache 18/1115 

c. Antrag der Abgeordneten Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn, Beate Müller-Gemmeke, 
Markus Kurth, weiterer Abgeordneter und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Existenzminimum und Teilhabe sicherstellen - Sanktionsmoratorium jetzt 
- Drucksache 18/1963 

Deutscher Landkreistag 

Zusammenfassung 

1. Einen generellen Verzicht auf Sanktionen lehnt 
der Deutsche Landkreistag ab. Da das SGB II auf 
dem gegenseitigen Grundsatz von „Fördern und 
Fordern“ fußt und eine Mitwirkung des Betroffe-
nen vorsieht, käme es ohne Sanktionsmöglichkei-
ten zu einer Art bedingungslosem Grundeinkom-
men. Dies halten wir für nicht angezeigt. 

2. Die im Verhältnis zur Zahl der Leistungsberech-
tigten niedrige Sanktionsquote von 3,2 % (Stand 
2014) zeigt, dass relativ wenig Anlass zur Ver-
hängung von Sanktionen besteht. Auch waren im 
vergangenen Jahr rund 74 % der neu festgestell-
ten Sanktionen auf Meldeversäumnisse zurück-
zuführen, die mit einer geringeren Leistungskür-
zung i.H.v. 10 % einhergehen. 

3. Auch im Falle der Verhängung von Sanktionen 
kann nach geltender Rechtslage eine Grundver-
sorgung sichergestellt werden, z. B. durch die dif-
ferenzierten Regelungen im SGB II, zu denen ne-
ben der gestuften Minderung des Arbeitslosengel-
des II etwa die Möglichkeit gehört, (ergänzende) 
Sachleistungen oder geldwerte Leistungen zu er-
bringen. 

4. Die Vorschläge der Bund-Länder-Arbeitsgruppe 
zur Vereinfachung des passiven Leistungsrechts – 
einschl. Verfahrensrecht – im SGB II vom 
2.7.2014 enthalten eine Reihe von Verbesserun-
gen für die Leistungsberechtigten. Dies betrifft z. 
B. die Darlehensgewährung, die Streichung der – 
strengeren – Sonderregelungen bei der Sanktio-
nierung von Pflichtverletzungen von unter 25-
Jährigen, die Aussetzung der Aufrechnung bei 
Sanktionen sowie den Ausschluss einer Minde-
rung der Bedarfe für Unterkunft und Heizung im 
Zuge einer Sanktion. Diese Änderungen sowie die 
weiteren Vorschläge der Arbeitsgruppe müssen 
zügig gesetzlich umgesetzt werden. 

5. Wesentlicher als die Betrachtung der Sanktion ist 
es, die dahinter liegenden Problemlagen zu er-
kennen und zu lösen. Die Leistungsberechtigten 
haben dabei dasselbe Ziel wie die Jobcenter: die 
Überwindung der Hilfebedürftigkeit und ein Be-
streiten des eigenen Lebensunterhaltes unabhän-
gig von öffentlicher Unterstützung. Dieser an-
spruchsvollen Aufgabe und Herausforderung 



Ausschussdrucksache 18(11)406  Ausschuss für Arbeit und Soziales 

70 
 

stellen sich die Mitarbeiter in den Jobcentern (ge-
meinsame Einrichtungen und Optionskommu-
nen) tagtäglich. 

AG Rechtsvereinfachung 

Der Antrag der Fraktion DIE LINKE. „Gute Arbeit und 
eine sanktionsfreie Mindestsicherung statt Hartz IV“ 
(BT-Drs. 18/3549) greift die Vorschläge der Bund-
Länder-Arbeitsgruppe zur Vereinfachung des passi-
ven Leistungsrechts – einschl. Verfahrensrecht – im 
SGB II (AG Rechtsvereinfachung) vom 2.7.2014 auf. 
Eine Reihe der Vereinfachungsvorschläge stellt bei 
näherer Betrachtung Verbesserungen für die Leis-
tungsberechtigten dar, z. B. die Darlehensgewährung 
bei vorzeitigem Verbrauch einer einmaligen Ein-
nahme trotz etwaigen Ersatzanspruchs des Jobcen-
ters, der Freibetrag für Kapitalerträge in Höhe von 100 
€ jährlich, ein eigenständiger Tatbestand zur vorläu-
figen Leistungsgewährung im SGB II, die Verlänge-
rung des regelhaften Bewilligungszeitraums auf zwölf 
Monate sowie der Ausschluss der Pfändbarkeit von 
SGB II-Ansprüchen. 

Überarbeitung des Sanktionsrechts 

Innerhalb der AG Rechtsvereinfachung wurden dar-
über hinaus weitere Änderungen vorgeschlagen, die 
eine Vereinfachung des Sanktionsrechts zum Gegen-
stand haben. Insbesondere die Vereinheitlichung der 
Sanktionsregelungen für unter und über 25-jährige 
Personen wird im Abschlussbericht der Arbeits-
gruppe, in dem die konsentierten Vorschläge enthal-
ten sind, aufgeführt. Dieser Vorschlag fand die Zu-
stimmung der ständigen Mitglieder der Arbeits-
gruppe in Gestalt des Bundesministeriums für Arbeit 
und Soziales, der Länder (mit einer Ausnahme), der 
kommunalen Spitzenverbände, der Bundesagentur 
für Arbeit und des Deutschen Vereins für öffentliche 
und private Fürsorge. Daneben wurden weitere Vor-
schläge diskutiert und angenommen, wie z. B. ein ein-
heitlicher Minderungsbetrag für jede Pflichtverlet-
zung unabhängig von erster oder wiederholter 
Pflichtverletzung, die Schriftform für die Rechtsfol-
genbelehrung und das Entfallen der Minderung der 
Bedarfe für Unterkunft und Heizung. 

Die Vorschläge zur Überarbeitung der Regelungen zu 
den Sanktionen sind politisch umstritten. Dies be-
trifft vor allem die auch vom Deutschen Landkreistag 
befürwortete Streichung der Sonderregelungen für 
Leistungsberechtigte unter 25 Jahren. Die bisher gel-
tenden (strengeren) Sanktionsvorschriften für diesen 
Personenkreis sollen demnach aufgehoben werden. 
Mit der Angleichung der Sanktionstatbestände für 
Personen über alle Altersstufen wird außerdem mehr 
Spielraum für eine Verwaltungsorganisation entspre-
chend der örtlichen Bedürfnisse und unabhängig von 
der Altersgrenze von 25 Jahren geschaffen. Diese Un-
terscheidung hat sich in der Praxis der Jobcenter viel-
fach als hinderlich erwiesen. 

Darüber hinaus schlägt der Deutsche Landkreistag 
vor, den Kürzungsbetrag auf maximal 30 % beim Zu-
sammentreffen mehrerer Sanktionen zu begrenzen, 
um dadurch den Verwaltungsaufwand für die Bewil-
ligung etwaiger Sachleistungen zu vermeiden. Außer-
dem können wir uns vorstellen, die unterschiedli-
chen Regelungen auch hinsichtlich der Verkürzung 
der Sanktionsdauer auf sechs Wochen anzugleichen. 

Schließlich schlägt die AG Rechtsvereinfachung eine 
Aussetzung der Aufrechnung bei Sanktionen in § 43 
SGB II vor. Dies hat seinen Grund darin, dass es aktu-
ell zu einer Absenkung des Arbeitslosengeldes II von 
mehr als 30 % des maßgeblichen Regelbedarfs kom-
men kann, ohne dass ergänzende Sachleistungen ge-
währt werden. Es soll daher durch gesetzliche Rege-
lung sichergestellt werden, dass bei einer Minderung 
des Leistungsanspruchs um 30 % des maßgebenden 
Regelbedarfs eine (zusätzliche) Aufrechnung unzu-
lässig ist. 

Vor diesem Hintergrund erachtet der Deutsche Land-
kreistag die Überarbeitung des Sanktionsrechts im 
SGB II als zu begrüßende Harmonisierung und Ver-
einfachung des Instrumentariums, die nunmehr als-
bald gesetzlich umgesetzt werden muss. 

Notwendigkeit von Sanktionen 

Den Anträgen der Fraktion DIE LINKE. „Sanktionen 
bei Hartz IV und Leistungseinschränkungen bei der 
Sozialhilfe abschaffen“ (BT-Drs. 18/1115) und „Gute 
Arbeit und eine sanktionsfreie Mindestsicherung statt 
Hartz IV“ (BT-Drs. 18/3549) ist demgegenüber nicht 
zu folgen, wenn darin eine unterschiedslose Abschaf-
fung sämtlicher Sanktionen im SGB II (und im SGB 
XII) gefordert wird. 

Der generelle Verzicht auf Sanktionen ist aus Sicht 
der Praxis nicht zielführend. Da das SGB II auf dem 
gegenseitigen Grundsatz von „Fördern und Fordern“ 
fußt und eine Mitwirkung des Betroffenen vorsieht, 
käme es ohne Sanktionsmöglichkeiten zu einer Art 
bedingungslosem Grundeinkommen. Dies halten wir 
weder in der Grundsicherung für Arbeitsuchende 
noch in der Sozialhilfe für angezeigt. 

Die Mitwirkung des Leistungsberechtigten entspricht 
einem allgemeinen Prinzip im Sozialleistungsrecht. 
Mitwirkungsverpflichtungen treffen den Leistungsbe-
rechtigten grundsätzlich in verschiedenen Sozialge-
setzbüchern. Es entspricht daher dem geltenden 
grundlegenden Prinzip, wenn im SGB II und im SGB 
XII an der Mitwirkungsverpflichtung der Leistungs-
berechtigten festgehalten wird. Dem zugrunde liegt 
die Annahme, dass bereits das Vorhandensein eines 
Sanktionsinstrumentariums die gewünschte Motiva-
tion und Mitwirkung herbeiführen kann. Auch dieser 
Effekt der – im Idealfall gar nicht zur Anwendung ge-
brachten – Sanktionsmöglichkeiten muss in der Ge-
samtbetrachtung hinreichend Beachtung finden und 
darf nicht ausgeblendet werden. 

Auch erfordert das Grundgesetz nicht die Gewährung 
voraussetzungsloser Sozialleistungen. Zwar ist es 
richtig, dass das Sanktionssystem eine Grundversor-
gung sicherstellen muss, die das zum Leben unbe-
dingt Erforderliche abdeckt. Allerdings wird dem 
Rechnung getragen durch die differenzierten Rege-
lungen, zu denen neben der gestuften Minderung des 
Arbeitslosengeldes II die Möglichkeit gehört, (ergän-
zende) Sachleistungen oder geldwerte Leistungen – 
etwa durch Ausgabe von Lebensmittelgutscheinen – 
sowie Direktzahlungen an Vermieter und z. B. Versor-
gungsdienstleister zu erbringen. 

Außerdem ist die Verhängung einer Sanktion nach § 
31 Abs. 1 S. 2 SGB II dann nicht möglich, wenn der 
erwerbsfähige Leistungsberechtigte einen wichtigen 
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Grund für sein Verhalten vorbringen kann. Dies kön-
nen etwa gesundheitliche Einschränkungen wie psy-
chische Erkrankungen, familiäre sowie andere per-
sönliche Gründe sein. Subjektiv empfundene Unzu-
mutbarkeit in Bezug auf bestimmte Tätigkeitsbereiche 
oder die „Unterwertigkeit“ der Beschäftigung zählen 
hingegen nicht zu den wichtigen Gründen. 

Der Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
„Existenzminimum und Teilhabe sicherstellen – 
Sanktionsmoratorium jetzt“ (BT-Drs. 18/1963) spricht 
in diesem Zusammenhang vollkommen zutreffend 
an, dass die Elemente des „Förderns und Forderns“ 
in einem ausgewogenen Verhältnis stehen müssen, 
um einerseits die Erwerbsintegration zu begünstigen 
bzw. erst die dafür notwendigen professionellen, per-
sönlichen oder sozialen Voraussetzungen zu schaf-
fen, andererseits aber auch die Mitwirkung des ein-
zelnen Leistungsberechtigten in verpflichtender Art 
und Weise auszugestalten. Richtigerweise enthält der 
Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN da-
her auch den Hinweis, dass von den Leistungsberech-
tigten weiterhin Pflichten zur Mitwirkung, vor allem 
bei der Eingliederung in Erwerbsarbeit, erwartet wer-
den können und sollen. 

Stellenwert von Sanktionen 

Wir möchten darauf hinweisen, welchen Stellenwert 
Sanktionen im Arbeitsalltag der Jobcenter einneh-
men: Die im Verhältnis zur Zahl der Leistungsberech-
tigten niedrigen Sanktionsquoten zeigen, dass relativ 
wenig Anlass für Sanktionen besteht. Im Jahr 2014 be-
trug der Bestand an erwerbsfähigen Leistungsberech-
tigten mit mindestens einer Sanktion 141.790 (davon 
34.120 Personen unter 25 Jahren). Das entspricht ei-
ner Sanktionsquote im Verhältnis zur Gesamtzahl der 
Gruppe der erwerbsfähigen Leistungsberechtigten 
von 3,2 %. 

Zudem ist es von Belang, zwischen den verschiede-
nen Sanktionsarten zu unterscheiden: So waren bei-
spielsweise im Jahr 2014 von den 1.001.103 neu fest-
gestellten Sanktionen 738.932 und damit rund 74 % 
auf Meldeversäumnisse nach § 32 SGB II zurückzu-
führen, die mit einer vergleichsweise moderaten Leis-
tungskürzung i.H.v. 10 % der Regelleistung einherge-
hen. Im Übrigen sind die Mitarbeiter in den Jobcen-

tern bemüht, Meldeversäumnisse gar nicht erst ent-
stehen zu lassen, indem Erinnerungsanrufe o. ä. erfol-
gen. Auch vor diesem Hintergrund sollte die Debatte 
zu Sanktionen mit Augenmaß geführt werden. 

„Partner bei der Eingliederung“ 

Die anspruchsvolle Aufgabe besteht für die Mitarbei-
ter in den Jobcentern darin, stets auf den einzelnen 
Menschen zu fokussieren, der sich durchgängig im 
Zentrum des Handelns befinden sollte. Die erwerbs-
fähigen Leistungsberechtigten haben dasselbe Ziel 
wie die Fallmanager: die Überwindung der Hilfebe-
dürftigkeit und ein Bestreiten des eigenen Lebensun-
terhaltes unabhängig vom Jobcenter. Dies ist für die 
Mitarbeiter in den Jobcentern (gemeinsame Einrich-
tungen und Optionskommunen) eine tägliche Heraus-
forderung. Uns ist bewusst, dass die betroffenen Leis-
tungsberechtigten vielfach die Jobcenter nicht als Un-
terstützer zur Verbesserung der eigenen Lage wahr-
nehmen. Umso wichtiger ist es, stets sicherzustellen, 
dass Hilfsbereitschaft und Verständnis den täglichen 
Umgang im Jobcenter prägen. 

So gesehen können Fallmanager und Leistungsbe-
rechtigte – wie im Antrag der Fraktion BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN „Existenzminimum und Teilhabe 
sicherstellen – Sanktionsmoratorium jetzt“ (BT-Drs. 
18/1963) formuliert – „Partner bei der Eingliederung“ 
werden. Dies ist u. E. auch der hinter dem Instrument 
der Eingliederungsvereinbarung stehende Gedanke, 
die in erster Linie Motivation, Orientierung und Ver-
bindlichkeit im Interesse des Leistungsberechtigten 
schaffen soll. Einer Einrichtung unabhängiger Om-
budsstellen zur Mediation in Konfliktfällen bedarf es 
dafür unserer Auffassung nach indes nicht. Wesentli-
cher als die Betrachtung der einzelnen Sanktion 
selbst ist es, die dahinter liegenden Problemlagen zu 
erkennen und gemeinsam zu lösen. 

Der öffentlich geförderten Beschäftigung kommt in 
diesem Zusammenhang seit Bestehen des SGB II eine 
besondere Bedeutung zu. Insofern setzt sich der Deut-
sche Landkreistag auch für eine Ausgestaltung eines 
Sozialen Arbeitsmarktes ein und unterstützt die ent-
sprechende Aussage im Antrag der Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN „Existenzminimum und Teil-
habe sicherstellen – Sanktionsmoratorium jetzt“ (BT-
Drs. 18/1963). 
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DEUTSCHER BUNDESTAG Ausschussdrucksache 18(11)404 
Ausschuss für 
Arbeit und Soziales 24. Juni 2015 
18. Wahlperiode 

Schriftliche Stellungnahme 

zur öffentlichen Anhörung von Sachverständigen in Berlin am 29. Juni 2015 zu den 
Vorlagen 

a. Antrag der Abgeordneten Katja Kipping, Sabine Zimmermann (Zwickau), Klaus 
Ernst, weiterer Abgeordneter und der Fraktion DIE LINKE 
Gute Arbeit und eine sanktionsfreie Mindestsicherung statt Hartz IV – Drucksache 
18/3549 

b. Antrag der Abgeordneten Katja Kipping, Sabine Zimmermann (Zwickau), Matthias 
W. Birkwald, weiterer Abgeordneter und der Fraktion DIE LINKE. 
Sanktionen bei Hartz IV und Leistungseinschränkungen bei der Sozialhilfe abschaf-
fen - Drucksache 18/1115 

c. Antrag der Abgeordneten Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn, Beate Müller-Gemmeke, 
Markus Kurth, weiterer Abgeordneter und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Existenzminimum und Teilhabe sicherstellen - Sanktionsmoratorium jetzt 
- Drucksache 18/1963 

Dr. Helmut Apel 

Vorbemerkung zum Gegenstand der Stellungnahme 

Den Anträgen beider Fraktionen ist gemein, dass sie 
die aktuelle Sanktionspraxis der Jobcenter gegenüber 
den erwerbsfähigen Leistungsberechtigten nach SGB 
II in Frage stellen und dies im Wesentlichen damit 
begründen, dass mit aus Sanktionsgründen vorge-
nommenen Leistungskürzungen das grundgesetzlich 
verbriefte Grundrecht auf ein menschenwürdiges 
Existenzminimum unterschritten werde. Die Anträge 
unterscheiden sich jedoch in ihren Forderungen. Die 
Fraktion DIE LINKE fordert ein uneingeschränktes 
Recht auf eine bedingungslose Grundsicherung ge-
mäß SGB II (und SGB XII), somit eine gänzliche Ab-
schaffung aller Sanktionen im Sozialrecht, weil der 
Gesetzgeber nur auf diese Weise dem Sozialstaatsge-
bot entsprechen könne. Die Fraktion BÜNDNIS 
90/Die GRÜNEN hingegen will weiterhin an der vom 
Gesetzgeber geforderten Mitwirkungspflicht der Leis-
tungsberechtigten, insbesondere hinsichtlich der Ein-
mündung in Erwerbsarbeit, grundsätzlich festhalten. 
Nur sollen die Rechte und Pflichten der Leistungsbe-
rechtigten und des Staates in ein angemessenes und 
faires Verhältnis gesetzt und der "Grundbedarf" der 
Grundsicherung, definiert als Kosten der Unterkunft 

und Heizung plus 90 Prozent des Regelbedarfs, durch 
die Sanktionen nicht berührt werden.  

Damit sind teilweise sehr weitreichende, im Wesent-
lichen ethisch-normativ zu begründende Forderun-
gen angesprochen. Ich werde mich in meiner Stel-
lungnahme auf Fragestellungen beschränken, soweit 
mir hierzu evidenzbasierte Aussagen und Einschät-
zungen auf Grundlage meiner empirischen For-
schungs- und Evaluationstätigkeiten im Anwen-
dungsbereich des SGB II möglich sind. Aus diesem 
Grund schließe ich die ansonsten durchaus berechtig-
ten Fragen, etwa nach der Verfassungskonformität der 
Sanktionen, inwieweit sie Ausdruck eines paternalis-
tischen Erziehungsstaates seien oder zu "Lohndum-
ping", Ausdehnung des Niedriglohnsektors und pre-
kären Beschäftigungsverhältnisse beitrügen, von die-
ser Stellungnahme aus. Ebenso nehme ich die in den 
Anträgen angesprochenen Implikationen eines auf ei-
nen "aktivierenden Staat" verkürzten Sozialstaatsver-
ständnisses von dieser Stellungnahme aus. Vielmehr 
konzentriere ich sie auf die Frage, inwieweit die ak-
tuelle Sanktionspraxis möglicherweise konterkarie-
rende, den beruflichen integrations- und gesellschaft-
lichen Teilhabeprozess behindernde Folgen hat.  
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Zunächst werde ich in Punkt 1 einige wenige grund-
legende Informationen über Häufigkeit, Umfang und 
Gründe von Sanktionen im SGB II geben, bevor ich 
in Punkt 2 überwiegend quantitative Befunde zu den 
Auswirkungen von Sanktionen auf die Lebenssitua-
tion und das Eigenbemühen zur Arbeitsmarktintegra-
tion vorstelle. In Punkt 3 greife ich die ambivalenten 
Befunde zu den Auswirkungen von Sanktionen auf 
und skizziere, überwiegend basierend auf qualitati-
ven Forschungstätigkeiten, Ansatzpunkte zu Anfor-
derungen und Voraussetzungen einer "angemesse-
nen" Sanktionierung. Punkt 4 schließt die Stellung-
nahme mit Schlussfolgerungen und Empfehlungen 
ab. 

1. Häufigkeit, Umfang und Gründe von Sanktionen 

Sanktionen treffen nur wenige Bezieher/innen von 
Leistungen nach SGB II. Bundesweit waren im Feb-
ruar 2015 2,9 Prozent aller erwerbsfähigen Leistungs-
berechtigten von mindestens einer laufenden Sank-
tion betroffen, unter arbeitslos gemeldeten Leistungs-
berechtigten betrug diese Quote 4,0 Prozent. Aller-
dings werden unter 25-jährige Leistungsberechtigte 
häufiger sanktioniert. Bundesweit waren im Februar 
2015 in dieser Altersgruppe 4,1 Prozent aller erwerbs-
fähigen Leistungsberechtigten und 9,9 Prozent der ar-
beitslosen erwerbsfähigen Leistungsberechtigten von 
einer aktuellen Sanktion betroffen. Das sind unter den 
arbeitslosen SGB-II-Leistungsbeziehern unter 25 Jah-
ren etwa doppelt so viele wie unter den Arbeitslosen 
im Alter von 25 bis unter 50 Jahren (4,6%).1 

Die Leistungsminderungen beziehen sich fast aus-
schließlich auf Kürzungen der Regelleistungen. Rd. 
90 Prozent der durchschnittlichen Minderungsbe-
träge stellen Kürzungen der Regelleistung (ein-
schließlich Mehrbedarfe) dar. Nur knapp zehn Pro-
zent der durchschnittlichen Kürzungsbeträge resul-
tieren aus Minderungen der Leistungen für Unter-
kunft und Heizung2. 

Der weitaus größte Anteil der Sanktionen bezieht sich 
auf so genannte Meldeversäumnisse gem. § 32 SGB II, 
also das Nicht-Wahrnehmen eines vereinbarten Ter-
mins ("bei einem Träger" oder "beim ärztlichen oder 
psychologischen Dienst“). Von allen bundesweit zwi-
schen März 2014 und Februar 2015 neu verhängten 
Sanktionen entfielen 75 Prozent auf solche Meldever-
säumnisse, die beim erstmaligen Versäumnis eine 
zehnprozentige Kürzung der Regelleistung für drei 
Monate bewirken. 22 Prozent der Sanktionen wurden 
in diesem Zeitraum wegen einer "Pflichtverletzung" 
gemäß § 31 SGB II verhängt, also der Weigerung, Ver-
pflichtungen aus der Eingliederungsvereinbarung 
nachzukommen, eine angebotene Arbeit, Ausbildung 
oder arbeitsmarktpolitische Maßnahme aufzunehmen 
oder fortzuführen. Pflichtverletzungen ziehen beim 
ersten Mal innerhalb eines Jahres eine 30-prozentige 

                                                                        
1 Vgl. Statistik der Bundesagentur für Arbeit: Statistik der Grundsicherung für Arbeitsuchende nach dem SGB II, Sanktio-
nen. Nürnberg, 2015. 
2 Ebd., eigene Berechnung. 
3 Diese und die folgenden quantitativen Angaben entstammen einer vom ISG im Auftrag des Ministeriums für Arbeit, In-
tegration und Soziales des Landes Nordrhein-Westfalen durchgeführten Repräsentativbefragung von sanktionierten und 
nicht-sanktionierten Leistungsbeziehern. Vgl. Apel, Helmut und Dietrich Engels (2013): Unabhängige wissenschaftliche 
Untersuchung zur Erforschung der Ursachen und Auswirkungen von Sanktionen nach § 31 SGB II und nach dem SGB III 
in NRW. Endbericht. http://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMV16-
1514.pdf?von=1&bis=0  

Minderung der Regelleistungen für drei Monate nach 
sich, bei unter 25-Jährigen - wegen der noch gelten-
den verschärften Sanktionsvorschriften für junge Er-
wachsene - bereits beim ersten Mal eine 100-prozen-
tige Regelleistungsminderung. Alle anderen Sankti-
onsgründe (fortgesetztes unwirtschaftliches Verhal-
ten, Nichtbeachtung der Sperrzeiten nach dem SGB 
III) fallen quantitativ kaum ins Gewicht. 

Da seit Anfang des Jahres der Regelbedarf für eine er-
wachsene allein lebende oder alleinerziehende Per-
son bei 399 € liegt, er für eine weitere in der Bedarfs-
gemeinschaft lebende erwachsene Person 360 € und 
für eine unter 25-jährige allein lebende Person 320 € 
beträgt, bewegen sich die weitaus meisten Sanktionen 
also in Größenordnungen zwischen gut dreißig bis 
vierzig Euro monatlich für einen Zeitraum von drei 
Monaten.  

2. Auswirkungen von Sanktionen 

2.1. Auswirkungen auf die Lebenssituation 

Selbstredend werden die Leistungskürzungen als be-
lastend und als Einschränkung der Lebenssituation 
empfunden. Es trifft die Leistungsbezieher sehr emp-
findlich, wenn von dem wenigen Geld, mit dem sie 
auskommen müssen, noch etwas abgezogen wird. 
Auch jene, die "nur" eine zehnprozentige Kürzung ih-
rer Regelleistungen erfahren haben, geben beispiels-
weise ungefähr zu zwei Dritteln an, dass sie sich seit 
der Leistungskürzung mehr Sorgen um ihre Situation 
machen als zuvor. Bei einer 100-Prozent-Kürzung 
steigt dieser Anteil auf etwa 80 Prozent an.3 Zudem 
sagt ungefähr die Hälfte der Sanktionierten, dass sich 
bei ihnen seit der Kürzung seelische Probleme wie 
Ängste und Niedergeschlagenheit verstärkt hätten. 

Als weitere ggf. gravierende und vom Gesetzgeber si-
cherlich nicht intendierte Folge von Sanktionierun-
gen ist der damit häufig verbundene Rückzug aus so-
zialen Beziehungen zu sehen. Sogar bei einer nur 
zehnprozentigen Leistungsminderung sagen ein Drit-
tel der unter 25-jährigen Männer und gut 40 Prozent 
der unter 25-jährigen Frauen, dass die Aussage "Seit 
der Kürzung lebe ich zurückgezogener, treffe mich 
nicht mehr so häufig mit Freunden“ sehr oder eher 
auf sie zutreffe. Bei einer Totalminderung der Regel-
leistung steigt dieser Anteil bei den jungen Männern 
auf knapp die Hälfte.  

Durchgängig geben darüber hinaus sanktionierte häu-
figer als nicht-sanktionierte Leistungsberechtigte an, 
Schulden zu haben. Vergleicht man jeweils die 
Gruppe der am höchsten Sanktionierten (U25: 100%, 
Ü25: 60% u.m.) mit den Nicht-Sanktionierten in bei-
den Altersklassen, steigt der Anteil der Personen mit 
Schulden bei den unter 25-Jährigen von 43 auf 67 Pro-
zent, also um mehr als 50 Prozent, bei den 25-Jährigen 
und Älteren von 61 auf 73 Prozent, das ist eine 20-

http://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMV16-1514.pdf?von=1&bis=0
http://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMV16-1514.pdf?von=1&bis=0


Ausschussdrucksache 18(11)406  Ausschuss für Arbeit und Soziales 

74 
 

prozentige Steigerung. Die durch die Sanktionen ver-
ursachten finanziellen Engpässe werden nach Aus-
kunft der Befragten im Wesentlichen kompensiert o-
der überbrückt, indem man sich im Freundes- und Fa-
milienkreise Geld leiht. Professionelle Finanzinsti-
tute oder sonstige Geldverleiher spielen hingegen 
kaum eine Rolle. 

2.2. Auswirkungen auf das Eigenbemühen zur Ar-
beitsmarktintegration 

Sanktionen sollen nach dem Willen des Gesetzgebers 
verhängt werden, um dem Mitwirkungsgebot gemäß 
§ 2 SGB II Nachdruck zu verleihen, wonach eine er-
werbsfähige leistungsberechtigte Person aktiv an al-
len Maßnahmen zu ihrer Eingliederung in Arbeit mit-
wirken muss. Fraglich ist allerdings, inwieweit die 
aktuelle Sanktions-Praxis geeignet ist, diese Eigenbe-
mühungen in der Regel zu bestärken oder ob von ihr 
konterkarierende Wirkungen ausgehen.  

Unterstellt man, dass das Jobcenter und die dort täti-
gen Integrationsfachkräfte ihre Tätigkeit in der Regel 
insoweit fachkundig und kompetent ausüben, dass 
sie den in § 14 SGB II geforderten Auftrag erfüllen, 
zur Überwindung bzw. Verringerung der Hilfebedürf-
tigkeit durch die umfassende Unterstützung der Leis-
tungsberechtigten nachzukommen, geht man also mit 
anderen Worten davon aus, dass erwerbslose Leis-
tungsberechtigte durch die Betreuung im Jobcenter 
schneller in Arbeit kommen oder sich ihre Situation 
eher verbessert, als wenn sie auf sich allein gestellt 
wären, dann sind ein durch Sanktionserfahrungen 
verursachter Rückzug aus dem Jobcenter oder ein Ver-
lust des Vertrauens in die Betreuungskraft als kontra-
produktiv anzusehen. Nach den Ergebnissen der vom 
ISG durchgeführten Repräsentativbefragung ist dies 
teilweise der Fall - zumindest, wenn man auf die so 
genannten Ex-post-Wirkungen von Sanktionen 
blickt.4 

Allerdings geben nur 17 Prozent der befragten unter 
25-jährigen Sanktionierten (unabhängig von der Höhe 
der Leistungsminderung) und zwischen neun und 23 
Prozent der 25-jährigen und älteren Sanktionierten 
(abhängig von der Höhe der Leistungsminderung) an, 
den Kontakt zum Jobcenter wegen der Sanktionierung 
abgebrochen zu haben. Die Werte für einen sanktions-
bedingten Vertrauensverlust ("Habe kein Vertrauen 
mehr zu meinem Berater/ meiner Beraterin") liegen in 
beiden Altersgruppen mit 30 bis 55 Prozent, jeweils 
ansteigend mit der Höhe der erfahrenen Leistungs-
minderung, deutlich darüber.  

Somit blicken wir auf ein ambivalentes Ergebnis. 
Sanktionen verursachen bei einem Drittel bis gut der 
Hälfte der Betroffenen einen Vertrauensverlust, bei 
der anderen Hälfte bzw. den anderen zwei Dritteln 
der Sanktionierten hingegen nach eigenem Bekunden 
offensichtlich nicht. 5 Hierzu passt, dass die überwie-
gende Mehrheit der Sanktionierten (zwischen zwei 
Dritteln bis gut 80 Prozent) Verständnis dafür äußern, 

                                                                        
4 In der Fachliteratur wird zwischen Ex-Ante und Ex-Post-Wirkungen von Sanktionen unterschieden. Letztere meint die 
Wirkung einer faktisch verhängten Sanktion, erstere bezieht sich auf die Sanktions(an)drohung, die entweder tatsächlich 
ausgesprochen wird oder aber ubiquitär gilt, weil jeder weiß, dass gemäß SGB II die Vernachlässigung der Mitwirkungs-
plicht bestraft wurden muss. 
5 Dass sich die weitaus meisten Leistungsberechtigten trotz einer Sanktion nicht vom Jobcenter zurückziehen, darf ange-
sichts der finanziellen Abhängigkeit nicht weiter verwundern. 

dass das Jobcenter Kürzungen androhen und durch-
führen muss, und dass sie die Auffassung teilen, dass 
ohne Sanktionsmöglichkeiten des Jobcenters alle 
Leistungsbezieher "machen würden, was sie woll-
ten“. Dies bedeutet, dass nur vergleichsweise wenige 
Leistungsberechtigte (etwa 20%) die Tatsache, dass 
die Leistungsgewährung des Sozialstaats an be-
stimmte, vom Leistungsberechtigten zu erbringende 
Mitwirkungsaktivitäten gebunden ist, nicht in Frage 
stellen, obwohl sie eine Sanktion erfahren haben 

Auch die Befragungsergebnisse zur Auswirkung der 
Sanktionen auf die konkrete Arbeitssuche sind ambi-
valent. Im Wesentlichen lassen sich keine substanzi-
ellen Effekte von Sanktionen in die eine oder andere 
Richtung, also eine Intensivierung oder Vernachlässi-
gung der Arbeitssuche, feststellen. Sanktionierte 25-
Jährige und Ältere gaben zwar tendenziell seltener als 
Nicht-Sanktionierte an, in den letzten vier Wochen 
Arbeit gesucht zu haben, dafür berichteten Sanktio-
nierte unter 25 Jahren bei Totalsanktionierung (ein-
schließlich Minderung der KdU) von einer etwas hö-
heren Intensität der Arbeitssuche. 

3. Anforderungen und Voraussetzungen einer "an-
gemessenen" Sanktionspraxis 

Die angeführten ambivalenten Befragungsergebnisse 
zu den Wirkungen von Sanktionen korrespondieren 
sehr gut mit den in den vielzähligen Gesprächen in 
den Jobcentern gewonnenen Einblicken: Sanktionen 
können nicht per se oder grundsätzlich als schädlich 
für den beruflichen Integrationsprozess angesehen 
werden. Sanktionen haben - neben Gerechtigkeitsas-
pekten gegenüber jenen Menschen, die in ähnlicher 
Situation dennoch einer Arbeit nachgehen oder sich 
darum bemühen -, auch die Funktion, die Ernsthaf-
tigkeit der Betreuungssituation und der Vermittlungs-
bemühungen aufrecht zu erhalten.  

Selbstredend ist hierzu unmittelbar anzumerken, 
dass die Leistungsberechtigten auch in der Lage sein 
müssen, den an sie gestellten Anforderungen zu ge-
nügen, um ihr Anrecht auf Leistungen der Grundsi-
cherung nicht zu gefährden. Sobald es einen Leis-
tungsberechtigten - aus psychischen, gesundheitli-
chen, sozialen oder kognitiven Gründen - überfordert, 
seinen Verpflichtungen nachzukommen und er des-
wegen sanktioniert wird, werden Sanktionen geset-
zeswidrig verhängt.  

Von externen Akteuren, etwa Trägern der kommuna-
len Eingliederungshilfen und anderen sozialen Ein-
richtungen, wird darauf verwiesen, dass durch die ak-
tuelle Sanktionspraxis teilweise nicht mangelndes Ei-
genbemühen, sondern die durch ungünstige Lebens-
umstände oder sonstige mentale, soziale und gesund-
heitliche Beeinträchtigungen verursachte Unfähigkeit 
zur Organisation des Lebensalltags „bestraft“ werde. 
Es gebe unter den SGB-II-Leistungsberechtigten Men-
schen, die beispielsweise nicht in der Lage seien, ei-
nen Kalender zu führen oder Termine über einen 
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Zeitraum von mehreren Wochen zu organisieren. Es 
hinge in diesen Fällen vom individuellen Wohlwol-
len oder der Fachkompetenz der Integrationsfach-
kräfte ab, ob die daraus resultierenden Meldever-
säumnisse oder Pflichtverletzungen sanktioniert wür-
den oder nicht.  

Auch die Analyseergebnisse der erwähnten ISG-Re-
präsentativbefragung verweisen auf einen statistisch 
signifikanten Zusammenhang zwischen mentalen 
und gesundheitlichen Problemen auf der einen und 
Sanktionserfahrungen auf der anderen Seite. Es ist in 
dieser Hinsicht diskussionswürdig, warum der Ge-
setzgeber einerseits Maßnahmen wie Arbeitsgelegen-
heiten vorsieht, die dazu dienen sollen, zunächst zu 
erlernen, sich eine grundlegende Tagesstruktur geben 
zu können, andererseits aber fordert, den Nicht-An-
tritt einer solchen Maßnahme oder die unregelmäßige 
Teilnahme daran als Pflichtverletzung mit mindes-
tens 30-prozentiger Minderung des Regelsatzes (U25: 
100%) zu sanktionieren. Im Sozialrecht sollten Men-
schen nicht bestraft werden für Dinge, für die sie ei-
gentlich professionelle Hilfe benötigten. 

Es kommt somit wesentlich auf die Angemessenheit 
der Sanktionierung an, und zwar hinsichtlich deren 
Höhe, des Anlasses sowie - besonders wichtig - der 
fachlich kompetenten Einschätzung der Lebenssitua-
tion einschließlich der sozialen, geistigen und körper-
lichen Fähigkeiten des Gegenübers.6 

Letzterer Punkt soll kurz erläutert werden. "Angemes-
senheit" der Sanktion bedeutet mit anderen Worten, 
dass niemand, der sich seiner gesundheitlichen, sozi-
alen und seelischen Situation entsprechend um Ar-
beitsmarktintegration bemüht, etwa durch - dem lo-
kalen Arbeitsmarkt und der betreffenden Branche 
entsprechende - Bewerbungsaktivitäten, Teilnahme 
an guten und sinnvollen Bewerbungs-, Qualifizie-
rungs- oder Aktivierungsmaßnahmen, sanktioniert 
werden darf. Weil dies aber nicht immer Realität ist - 
vielerorts aber durchaus7 - hat die im Antrag der Frak-
tion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN formulierte Aussage, 
dass Sanktionen für die Leistungsberechtigten oft de-
mütigend, unnötig und kontraproduktiv seien, durch-
aus ihre Berechtigung, wobei man über das Adverb 
"oft" streiten könnte. 

Auf der Grundlage der in qualitativen Fallstudien ge-
wonnenen Einblicke in die Arbeit der Jobcenter 
scheint mir die wohl wichtigste Voraussetzung einer 
"angemessenen" Sanktionspraxis, dass die Integrati-
onsfachkraft, sofern sie eine Person sanktionieren 
will bzw. muss, sie hinreichend kennt und über aus-
reichend professionelle psycho-soziale Fachkompe-
tenz verfügt. Ersteres ist nach meiner Einschätzung 
im Rahmen des in den Jobcentern üblichen Settings, 
in welchem eine Integrationsfachkraft meist für über 
200 bis 300 "Kunden" zuständig ist, kaum möglich. 
Eine solche Betreuungsrelation bedeutet, dass eine 
Integrationsfachkraft die von ihr zu betreuenden Per-
sonen meist nur alle drei bis sechs Monate sieht. Häu-
fig kommt ein fluktuationsbedingter Wechsel des An-

                                                                        
6 Selbstredend ist zu ergänzen, dass in einem Rechts- und Wohlfahrtsstaat niemand in unwürdige Arbeit oder Maßnahmen 
gezwungen werden darf. Auch darauf muss sich natürlich die Angemessenheit beziehen.  
7 Mit der Akribie, mit der das Team Wallraff nach Missständen in den Jobcentern gesucht und diese vorgestellt hat, hätte es 
mit Leichtigkeit eine Vielzahl an Positivbeispielen finden können. 

sprechpartners hinzu, sodass es die Regel im Tages-
geschäft der Jobcenter sein dürfte, dass die jeweils ge-
rade zuständige Integrationsfachkraft über die per-
sönliche Situation geschweige denn über aktuelle 
Probleme kaum Bescheid weiß. Sanktionen, die aus 
einem solchen Setting heraus verhängt werden, kön-
nen nur selten in Kenntnis der aktuellen Lebenssitu-
ation der betreffenden Person erfolgen. Nicht zuletzt 
deswegen dürften viele Klagen und Widersprüche ge-
gen Sanktionen erfolgreich sein. 

Die Einschätzung der großen Bedeutung der Betreu-
ungsrelation auf die Beratungsqualität resultiert aus 
den Erfahrungen aus der aktuellen Evaluation der "Er-
weiterten Joboffensive" im Auftrag der Bundesagen-
tur für Arbeit, bei der in ausgewählten Jobcentern für 
eine Pilotphase von zwei Jahren zusätzliche Mittel 
aufgewendet werden, um in den Jobcentern für be-
stimmte Kundengruppen die vergleichsweise außer-
gewöhnlich günstige Betreuungsrelation von 1:100 zu 
schaffen. Sie ermöglicht u.a. eine in der Regel monat-
liche Kontaktdichte, mit dem Resultat, dass aufgrund 
des vergleichsweise intensiven Kontakts häufig ein 
Vertrauensverhältnis zwischen den Leistungsberech-
tigten und den Integrationsfachkräften entsteht, 
wodurch Letztere - so wird durchgängig von beiden 
Seiten berichtet - weit mehr als sonst üblich über ihre 
"Kunden" erfahren. Soweit unser Evaluationsteam 
Einblick gewinnen konnte, ist davon auszugehen, 
dass in diesen Betreuungssettings unangemessene 
und damit den Intentionen des SGB II widerspre-
chende Sanktionen vergleichsweise selten vorkom-
men dürften. Es wurden in den an diesem Pilotprojekt 
beteiligten Jobcentern durchaus praktikable Vor-
schläge entwickelt, wie eine solche intensivere Be-
treuungssituation ohne umfassende Personalaufsto-
ckung, etwa durch rotierende, temporäre Phasen der 
Intensivbetreuung, für einen Großteil der Leistungs-
berechtigten realisiert werden könnte.  

Mit Blick auf die Wirkung von Sanktionen muss zu-
dem klar konzediert werden, dass ohne die prinzipi-
elle Sanktionsmöglichkeit - unter sonst unveränder-
ten Bedingungen - bedeutend weniger Bezieher von 
SGB-II-Leistungen in Arbeit kommen würden als der-
zeit. Ob man das will, ist eine andere Frage. Denn es 
ist offenkundig, dass unsere marktwirtschaftlich ver-
fasste Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung nicht 
allen Menschen in den untersten Einkommensberei-
chen Arbeitsstellen bietet, deren Annahme als wün-
schenswert bezeichnet werden könnte. Auch wenn 
sich aus methodischen Gründen, wie in meiner Stel-
lungnahme zur ähnlich gelagerten Anhörung im 
Landtag NRW im Mai letzten Jahres bereits erläutert, 
das Ausmaß der Wirkung der ubiquitären Sanktions-
drohung nicht messen lässt - weil es keinen (experi-
mentellen Vergleichs-)Ort gibt, an dem sie nicht 
wirkte -, unterstreicht sie sicherlich unmissverständ-
lich die Ernsthaftigkeit, mit der bei Strafe der Leis-
tungskürzungen vor allem eigenaktive Bewerbungs-
bemühungen von den Leistungsberechtigten gefor-
dert werden, die nicht immer zu Jobs führen, die ta-
riflichen oder ortsüblichen Standards entsprechen. 
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4. Schlussfolgerungen und Empfehlungen  

Aus den oben referierten quantitativen und qualitati-
ven Befunden ergeben sich aus meiner Sicht die nach-
folgenden Schlussfolgerungen und Empfehlungen für 
die in den drei der Anhörung zugrundeliegenden An-
trägen formulierten Forderungen.  

1. Die aktuelle Gesetzgebung und Praxis zur Sankti-
onierung von Pflichtverletzungen und Meldever-
säumnissen gemäß §§ 31 und 32 SGB II sollte 
ernsthaft und umfassend evaluiert, aber nicht tem-
porär ausgesetzt werden. Von einer temporären 
Aussetzung der gesetzlich verankerten Mitwir-
kungspflicht, nur um sie nach einer gewissen Mo-
ratoriumszeit später wieder in der einen oder an-
deren Weise einzuführenraten wir ab. Die Jobcen-
ter und deren Betreuungspraxis leiden schon jetzt 
teilweise unter dem Stop-and-go der herangetra-
genen Modellprojekte und Förderprogramme, die 
mit temporärer Wirkung eine mehr oder minder 
umfassende Modifikation bestehender Praxis und 
Personaldisposition erfordern, um sie anschlie-
ßend wieder zurücknehmen zu müssen. Eine so 
existenzielle Angelegenheit wie die Sanktionsbe-
wehrung der Mitwirkungspflicht sollte jedenfalls 
erst nach reiflicher Überprüfung, dann aber in fi-
naler Fassung und langfristiger Perspektive abge-
ändert werden. 

2. Zur Forderung einer grundsätzlichen Abschaffung 
der Sanktionen und der Einführung einer sankti-
ons- und repressionsfreien Grundsicherung für 
Arbeitsuchende der Fraktion DIE LINKE lassen 
sich auf Grundlage der im ISG durchgeführten ar-
beitsmarktpolitischen Forschungen und Evaluati-
onen keine evidenzbasierten Erkenntnisse bei-
steuern. Zudem handelt es sich hierbei um in ers-
ter Linie grundlegende Demokratievorstellungen 
und sozialstaatliche Auffassungen betreffende 
normativ-ethische Forderungen, zu deren Bewer-
tung die Empirie nur in Teilaspekten etwas bei-
steuern könnte. 

3. Die von der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
geforderte generelle Beschränkung der Sanktions-
höhe auf zehn Prozent des Regelbedarfs könnte 
ein mögliches Ergebnis der vorgeschlagenen Über-
prüfung der aktuellen Sanktionspraxis sein, sollte 
aber nicht - sofern eine solche tatsächlich vorgese-
hen sein sollte - vorab, vor der empirischen Befas-
sung mit dem Thema Sanktionen eingeführt wer-
den. Gleiches gilt für die weiteren detaillierten 
Forderungen, etwa nach Einführung von Ombuts-
stellen oder der Möglichkeit der Zurücknahme der 
Sanktion bei Verhaltensänderungen. 

4. Die Ausgestaltung der gesetzlich verankerten Mit-
wirkungspflicht der erwerbsfähigen Leistungsbe-
rechtigten muss sich am Kriterium der Angemes-
senheit der Sanktionierung orientieren. "Ange-
messen" bedeutet zum einen, dass die geforderte 
Mitwirkungspflicht ohne gravierende Einschrän-
kungen erfüllbar sein muss und keine Überforde-
rung oder gar ungerechtfertigte Zwangsverpflich-
tung darstellen darf. Dazu sind eine hinreichende 
Kenntnis der aktuellen Lebenssituation der Leis-
tungsberechtigten sowie hinreichend professio-
nelle Kompetenzen seitens der zuständigen Be-
treuungskraft erforderlich. Zum anderen muss die 
Höhe der Leistungsminderung "angemessen" sein, 
d.h. sie darf gesellschaftliche Teilhabe nicht ge-
fährden oder Deprivationsprozesse verstärken. 
Zudem müssen die angebotenen Arbeitsplätze 
und Maßnahmen "angemessen" sein. Dazu gehört 
auch, dass sie Menschen ohne Alternativen nicht 
gegen ihren expliziten Willen aufgezwungen wer-
den und keine nach Entlohnung, Arbeitsanforde-
rungen und -zeiten entwürdigenden Elemente auf-
weisen dürfen.  

5. Die in der Bund-Länder-AG (BLAG) zur Rechts-
vereinfachung der passiven Leistungen im Sozial-
gesetzbuch II vorgeschlagene Abschaffung des 
verschärften Sanktionssonderrechts für junge Er-
wachsene unter 25 Jahren ist nachdrücklich zu be-
grüßen, u.a., um entwicklungsbedingten Schwie-
rigkeiten in dieser Altersphase nicht durch beson-
dere Härte zu begegnen. 
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DEUTSCHER BUNDESTAG Ausschussdrucksache 18(11)405 
Ausschuss für 
Arbeit und Soziales 24. Juni 2015 
18. Wahlperiode 

Schriftliche Stellungnahme 

zur öffentlichen Anhörung von Sachverständigen in Berlin am 29. Juni 2015 zu den 
Vorlagen 

d. Antrag der Abgeordneten Katja Kipping, Sabine Zimmermann (Zwickau), Klaus 
Ernst, weiterer Abgeordneter und der Fraktion DIE LINKE 
Gute Arbeit und eine sanktionsfreie Mindestsicherung statt Hartz IV – Drucksache 
18/3549 

e. Antrag der Abgeordneten Katja Kipping, Sabine Zimmermann (Zwickau), Matthias 
W. Birkwald, weiterer Abgeordneter und der Fraktion DIE LINKE. 
Sanktionen bei Hartz IV und Leistungseinschränkungen bei der Sozialhilfe abschaf-
fen - Drucksache 18/1115 

f. Antrag der Abgeordneten Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn, Beate Müller-Gemmeke, 
Markus Kurth, weiterer Abgeordneter und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Existenzminimum und Teilhabe sicherstellen - Sanktionsmoratorium jetzt 
- Drucksache 18/1963 

Deutscher Gewerkschaftsbund 

Zusammenfassende Bemerkungen: 

Der DGB teilt die in den drei Anträgen zum Ausdruck 
kommende Kritik an den Sanktionen im Hartz-IV-
System grundsätzlich. Dies gilt sowohl hinsichtlich 
der gesetzlichen Ausgestaltung und auch der konkre-
ten Umsetzung in vielen Jobcentern. 

Die Sanktionen müssen dabei in Verbindung mit an-
deren konstituierenden Merkmalen des Hartz-IV-Re-
gimes gesehen werden: Dem schnellen finanziellen 
Abgleiten nach Verlust des Arbeitsplatzes in ein der 
Sozialhilfe entsprechendes Leistungssystem, den 
nach Auffassung des DGB nicht existenzsichernden 
Regelbedarfen, der fast uneingeschränkten Zumutbar-
keit von Arbeitsverhältnissen und den weit gefassten 
Mitwirkungspflichten. Hilfeempfänger/innen, die in 
diesem engen Korsett nicht „mitspielen“, sollen 
durch Sanktionen zur Verhaltensänderung veranlasst 
werden und dies oft unabhängig von einem konkreten 
Job- oder Maßnahmenangebot. Denn das Gros der 
Sanktionen wird wegen Meldeversäumnissen und 
nicht wegen der Ablehnung von Angeboten verhängt. 

In ihrem Zusammenwirken üben diese Eckpfeiler des 
Hartz-IV-Systems eine hochgradig disziplinierende 

Wirkung auf Hilfeempfänger/innen und indirekt dar-
über hinaus auf alle Arbeitnehmer/innen aus. Dieses 
rigide System ist dabei politisch gewollt, auch um die 
Konzessionsbereitschaft von Arbeitnehmer/innen 
hinsichtlich ihrer Arbeitsbedingungen zu erhöhen 
und damit den politisch gewünschten Niedriglohn-
sektor zu fördern. 

Das Fördern und Fordern steht im deutlichen Miss-
verhältnis zu Lasten des Förderns. Während die Ein-
gliederungsmaßnahmen nur im Ermessen der Jobcen-
ter stehen und angesichts begrenzter Haushaltsmittel 
der Jobcenter nur unzureichend eingesetzt werden 
(können), wird das Fordern groß geschrieben. Der an-
haltende Misserfolg des Hartz-IV-Systems wirksame 
Hilfen für Langzeitarbeitslose und Langzeitbezie-
her/innen zur Verfügung zu stellen, zeigt, wie einsei-
tig das Fordern im Vordergrund steht. 

Die Beziehung zwischen Vermittler bzw. Fallmanager 
und Hilfebedürftigen findet vor dem Hintergrund ei-
ner strukturellen Asymmetrie statt. Diese Asymmet-
rie lässt sich an zahlreichen Gesetzesnormen ablesen, 
wie an den nicht existenzsichernden Regelbedarfen, 
der scharfen Zumutbarkeitsregelung, den Sanktions-
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regeln etc.. Die Asymmetrie ist durch die Verknüp-
fung von Arbeitsförderung und anderen sozialen 
Dienstleistungen mit der Sicherung des Existenzmi-
nimums systemimmanent. So sind Aushandlung und 
Abschluss der Eingliederungsvereinbarungen nicht 
frei gewählt. Die Eingliederungsvereinbarungen be-
ziehen sich nur auf die aktiven Förderleistungen, 
können durch Verwaltungsakt ersetzt werden und sie 
sind kein Instrument zur Steuerung der Geschäftspo-
litik der Jobcenter. Dieses hoheitliche Verhältnis zwi-
schen Jobcenter und Hilfeempfänger/in verkennt aber 
den Charakter des Dienstleistungsprozesses Einglie-
derung. Um erfolgversprechend zu sein, muss dieser 
zusammen von Vermittler/Fallmanager und Arbeits-
suchenden als hochkomplexe individuelle und ko-
operative Leistung erbracht werden. Eine Eingliede-
rung als hoheitliche (Zwangs-)Maßnahme ist meist 
zum Scheitern verurteilt. Die Philosophie des SGB II 
ist jedoch eine paternalistische und kein auf Koope-
ration setzender Eingliederungsprozess.  

Sanktionen haben nach Auffassung des DGB (nur) 
dann eine Berechtigung, wenn eine zumutbare und 
sinnvolle Verpflichtung der Arbeitsuchenden durch 
eigenes Verschulden ohne wichtigen Grund nicht er-
bracht wurde. Dies setzt aber voraus, dass zunächst 
auch ein sozialstaatlich zumutbares Angebot, sei es 
Arbeit oder eine Eingliederungsmaßnahme, gemacht 
wurde. Gerade hieran mangelt es jedoch in vielen Fäl-
len in der Praxis. Dort werden Mitwirkungspflichten 
eher schematisch eingefordert und kontrolliert. Dar-
aus entsteht erheblicher Verwaltungsaufwand und 
eine Ursache für viele Rechtsstreitigkeiten, wodurch 
wiederum erhebliche Verwaltungskapazitäten gebun-
den werden. 

Die Sanktionsregelungen halten dem Grundrecht auf 
Gewährleistung des menschenwürdigen Existenzmi-
nimums nach Auffassung des DGB nicht stand, jeden-
falls dann nicht, wenn die Gewährung von ergänzen-
den Sachleistungen oder anderen geldwerten Leis-
tungen nur nach Ermessen des Leistungsträgers er-
folgt. Nach der Entscheidung des Bundesverfassungs-
gerichts vom Februar 2010 ist das Grundrecht auf Ge-
währung einer menschenwürdigen Existenz durch 
die Zusicherung der materiellen Voraussetzungen, 
die für die physische Existenz und ein Mindestmaß 
an Teilhabe erforderlich sind, umzusetzen. Kürzun-
gen in das Existenzminimum hinein sind hoch prob-
lematisch unterhalb des physischen Existenzmini-
mums nach Auffassung des DGB verfassungswidrig. 
Dies gilt umso mehr, als durch die Ausdehnung der 
Kürzungen auch auf die Mitglieder der Bedarfsge-
meinschaft faktisch eine Mithaftung der Familie für 
das vermeintlich falsche Handeln eines Einzelnen er-
folgt. 

Soweit Sanktionen auf eine erwünschte Verhaltens-
änderung hinzielen, müssen diese beendet werden, 
sobald die Verhaltensänderung eingetreten ist. Dies 
ist bisher im Grundsatz nicht möglich. D.h., das Sank-
tionsrecht muss flexibilisiert und mehr am Einzelfall 
ausgerichtet werden. 

Der Geschäftsführende DGB-Bundesvorstand hat am 
2.09.2013 einen Forderungskatalog zum grundlegen-
den Umbau des Sanktionsrechts beschlossen. Darin 

                                                                        
1 Siehe DGB-Newsletter arbeitsmarkt aktuell, Nr. 4 2013. 

werden eine Entschärfung der Sanktionen und flexib-
lere Einzelfallhandhabungen einschließlich der 
Rücknahme von Sanktionen bei Verhaltensänderung 
gefordert. Außerdem sollten positive Anreize ins SGB 
II aufgenommen werden. Besonders die schärfere Be-
strafung von unter 25-Jährigen, die Unterschreitung 
des physischen Existenzminimums bei wiederholter 
Sanktionierung sowie die Kürzungen der Unter-
kunftskosten lehnt der DGB ab. Bei den sog. 1-Euro-
Jobs sollten die Sanktionen komplett gestrichen wer-
den, denn diese Maßnahme ist kein Arbeits-
marktinstrument, sondern kann allenfalls der sozia-
len Stabilisierung dienen.  

Die DGB-Vorschläge im Einzelnen1: 

1. Die Sanktionen sollten zukünftig stärker auf den 
Einzelfall ausgerichtet werden, indem den Ver-
mittlern bzw. Fallmanagern in den Jobcentern ein 
Entscheidungsspielraum hinsichtlich Umfang 
und Rücknahmemöglichkeit einer Sanktion einge-
räumt wird. Bisher haben die Vermittler keinerlei 
Ermessensspielraum und eine Rücknahme der 
Sanktionierung ist nur in wenigen Ausnahmen 
möglich. Eine flexiblere Gestaltung der Sanktions-
höhe und Rücknahmemöglichkeit soll insbeson-
dere mit Blick auf die Fragen, ob es sich um einen 
erstmaligen Mitwirkungsverstoß handelt und hin-
sichtlich der Relevanz bei der Arbeitsmarktin-
tegration ermöglicht werden.  

2. Vor dem Fordern und Sanktionieren muss zu-
nächst das Fördern der Jobcenter gestärkt werden. 
Die Eingliederungsvereinbarungen sollen indivi-
dueller als bisher auf den Einzelfall zugeschnitten 
werden und dabei den Hilfeempfängern auch 
Rechte auf aktive Förderung eingeräumt werden. 
Hinsichtlich der flankierenden sozialen Leistun-
gen der Kommunen (z. B. Schulden- oder Sucht-
beratung) soll ein Rechtsanspruch auf diese Hilfen 
eingeführt werden. 

3. Die Vermittlungsbemühungen des Jobcenters dür-
fen sich nicht auf eine beliebige Beschäftigung un-
abhängig von der Qualifikation der Arbeitsuchen-
den und der erzielbaren Entlohnung erstrecken. 
Durch die Vermittlung in Niedriglohnverhältnisse 
bis zur Grenze der Sittenwidrigkeit würde sonst 
einem Lohndumping Vorschub geleistet. Deshalb 
sollen die Jobcenter nur Jobangebote vermitteln, 
deren Entgelt tariflichen Mindestlohnbedingun-
gen bzw. wenn im konkreten Fall kein Tarifvertrag 
anzuwenden ist, ortsüblichen Bedingungen für 
vergleichbare Tätigkeit entsprechen. Bei Einfüh-
rung eines allgemeinen gesetzlichen Mindest-
lohns muss dieser die Untergrenze für die Ver-
mittlungsbemühungen sein, soweit tarifliche Min-
destentgelte nicht einen höheren Lohn vorsehen.  

4. Die Ablehnung von sozialrechtlichen Arbeitsgele-
genheiten mit Mehraufwandsentschädigung (so 
genannte Ein-Euro-Jobs) darf nicht sanktionsbe-
wehrt sein. Ein-Euro-Jobs sind in der Logik des 
Gesetzes Eingliederungsmaßnahmen und kein In-
strument zur Disziplinierung von Arbeitsuchen-
den. Sie sollten nach Auffassung des DGB nur auf 
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freiwilliger Basis und eng mit sozialpädagogischer 
Begleitung verknüpft eingesetzt werden. 

5. Das Gesetz sieht derzeit Leistungskürzungen in 
völlig unzumutbarem Umfang vor. Bisher ist sogar 
die völlige Einstellung der Leistungen möglich. 
Leistungskürzungen sollten nach Auffassung des 
DGB auf maximal 30% des jeweiligen Regelsatzes 
begrenzt werden. Eine Kürzung über 30% hinaus 
verletzt die Hilfeempfänger in ihrem physischen 
Existenzminimum, das anders als die Bedarfe zur 
sozialen Teilhabe nicht im Ermessen des Gesetz-
gebers liegt. Mit einer Abschaffung der über 30% 
hinausgehenden Kürzungen würde zugleich ein 
Anliegen von Vermittlern und Fallmanagern in 
den Jobcentern aufgegriffen, die sich überwiegend 
kritisch zu den schärferen Sanktionen äußerten. 
Auf jeden Fall muss nach Auffassung des DGB zu-
mindest ein Rechtsanspruch auf geldwerte Leis-
tungen (Sachleistung oder Gutscheine) für den 
über 30% hinausgehenden Kürzungsbetrag einge-
führt werden. 

6. Die Kosten der Unterkunft (Wohnung und Hei-
zung sind vom verfassungsrechtlich geschützten 
Existenzminimum eingeschlossen) sollten in kei-
nem Fall gekürzt werden dürfen. Mietschulden 
bedrohen die gesamte Familie (Bedarfsgemein-
schaft) in ihrem Grundrecht. Zur Vermeidung von 
Mietschulden und Obdachlosigkeit sollten Unter-
kunftskosten von der Sanktionierung ausgenom-
men bleiben.  

7. Die bisher bestehende Altersdiskriminierung Ju-
gendlicher ist zu beseitigen. Derzeit wird den Ju-
gendlichen der Regelsatz bereits bei der ersten 
Pflichtverletzung komplett gestrichen. Die schär-
fere Sanktionierung hat keine empirische Grund-
lage, wie auch das Forschungsinstitut der Bunde-
sagentur für Arbeit festgestellt hat. Mit Blick auf 
das Gleichbehandlungsgebot ist sie außeror-
dentlich kritisch.  

8. Die Vermittler bzw. Fallmanager sollten die Mög-
lichkeit erhalten, positive Anreize im Einzelfall zu 
setzen. Damit soll die Arbeitsmarktintegration be-
fördert werden, etwa durch eine Zusatzleistung 
(z.B. Durchhalte- oder Erfolgsprämie bei Einglie-
derungsmaßnahmen oder ein ÖPNV-Ticket als 
Hilfe für die Jobsuche). Die Rechte und die Bera-
tung (siehe Punkt 9) von Hartz-IV-Bezieher/innen 
sollen gestärkt werden. 

9. Die Beratung der Hartz IV-Bezieher durch unab-
hängige Anlaufstellen sollte ausgebaut werden. 
Darüber hinaus gehend kann zur Vermeidung von 
für die Jobcenter und Sozialgerichte aufwändigen 
Rechtsstreitigkeiten die Einrichtung einer 
Schiedsstelle sinnvoll sein. Dies könnte eine 
hauptamtliche Ombudsperson oder auch ein eh-
renamtlicher Sozialrichter sein  

Die Einrichtung von Ombudsstellen sollte anders als 
im Antrag der Grünen vorgesehen nicht obligatorisch 
vorgeschrieben werden, sondern im Zusammenwir-

                                                                        
2 siehe IAB Forschungsbericht 3/2010, S. 4: „Die vielfältigen, auch eigeninitiativ ergriffenen Maßnahmen der Hilfebezieher 
widersprechen deutlich dem bisweilen in der Öffentlichkeit präsenten Bild des passivierten Transferleistungsempfängers, 
der es als erstrebenswert empfindet, ein Leben im Hilfebezug zu führen.“ 

ken mit dem örtlichen Jobcenterbeirat in jedem Ein-
zelfall erörtert werden. Wenn auf örtlicher Ebene eine 
Einrichtung sinnvoll erscheint, sollte diese auch er-
folgen.  

Anmerkungen zu einzelnen Aspekten: 

Das dem Hartz-IV-System zugrunde liegende Bild des 
zu aktivierenden Arbeitslosen ist im Ansatz verfehlt. 
Damit wird das Problem Arbeitslosigkeit individuali-
siert und in den Verantwortungsbereich der Arbeits-
losen verschoben. Dabei ist die fehlende Nachfrage 
nach Arbeitskräften mit Profilen, wie sie viele Hartz-
IV-Bezieher/innen aufweisen, das zentrale Problem, 
das aber politisch nicht ausreichend adressiert wird 
und in der Arbeit der Jobcenter kaum eine Rolle 
spielt. Auch die Arbeitsförderung in den Jobcentern 
ist unzureichend. Die Vermittler bzw. Fallmanager 
sind als Kontrolleure tätig, wenn Hilfeempfänger/in-
nen nicht das geforderte Verhalten auf dem Arbeits-
markt oder auch im Umgang mit anderen Obliegen-
heiten (Terminwahrnehmung, Beibringung von Un-
terlagen etc.) zeigen. 

Das Bild vom oftmals passiven Arbeitslosen ist dabei 
empirisch nicht belegt. Soweit Untersuchungen vor-
liegen, zeigen diese, dass sich nur ein sehr kleiner 
Teil der Hilfebezieher/innen der Eingliederung ver-
weigert und dass dabei subjektive Lebensumstände 
(wie z.B. Krankheit, familiäre Probleme) erheblich 
sind2. Hartz-IV-Bezieher/innen brauchen im Regelfall 
keine Aktivierung, sondern neben qualifikationsge-
rechten Arbeitsplätzen passgenaue Hilfen bei der be-
ruflichen Eingliederung, sowie ggf. sozial flankie-
rende Leistungen.  

Dieser Befund lässt sich auch aus der Sanktionsstatis-
tik der BA ablesen. Die in den letzten Jahren nur 
leicht rückläufige Gesamtzahl der festgestellter Sank-
tionen beläuft sich zwar immer noch auf gut 1 Mio. 
(für das Jahr 2014), die Sanktionen wegen Verweige-
rung einer Aufnahme oder Fortführung von Arbeit, 
Ausbildung oder einer Maßnahme machen aber nur 
knapp 12% aus und sind stärker rückläufig als die Ge-
samtzahl aller Sanktionen. Das Gros der Sanktionen 
machen mit 75% die Meldeversäumnisse aus. 

Unverständlich sind die großen regionalen Unter-
schiede bei den Sanktionsquoten, die sich nicht 
durch eine unterschiedliche Arbeitsmarktlage ausrei-
chend erklären lässt. So betrug die Sanktionsquote in 
Berlin im Februar 2014 4,2%, wohingegen bei eben-
falls schwierigen Arbeitsmarktbedingungen in Bre-
men „nur“ 2,4% der Hartz-IV-Bezieher/innen sankti-
oniert wurden (bei bundesweit 2,9% im Durch-
schnitt). 

Bei Betrachtung verschiedener Altersgruppen weisen 
junge Menschen unter 25 Jahren weiterhin die 
höchste Sanktionsquote auf. Im Jahr 2014 lag diese 
bei 4,6% im Vergleich zu 3,2% bei allen Erwerbsfähi-
gen und „nur“ 1,0% bei über 50-Jährigen. Dies spricht 
dafür, dass Jugendliche einerseits zwar intensiver be-
treut werden, andererseits aber auch einem härteren 
Maßstab hinsichtlich ihrer Mitwirkung unterliegen. 
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In Verbindung mit den schärferen Sanktionen für Ju-
gendliche bis hin zur völligen Streichung der Leis-
tung ist dies nicht akzeptabel. Denn die vermeintliche 
Erzwingung der Mitwirkung wird häufig dadurch un-
terlaufen, dass sich Jugendliche komplett der Betreu-
ung entziehen und ihren Lebensunterhalt z.B. mit Ge-
legenheitsjobs, über Schulden oder gar Kleinkrimina-
lität bestreiten. Der dadurch erreichte statistische „Er-
folg“ in Form eines Rückgangs der Leistungsberech-
tigten ist ein Scheinerfolg, sowohl was die Integration 
junger Menschen als auch die gesamtgesellschaftli-
chen Kosten angeht. 

Die BA-Statistik weist im Jahresdurchschnitt 2014 
7.500 vollsanktionierte erwerbsfähige Hilfebezie-
her/innen auf, davon sind knapp 4.000 unter 25 Jah-
ren. D.h. diesen Personen wird das notwendige Exis-
tenzminimum komplett entzogen, mit der Gefahr, 
dass sie dann aus dem Fokus der Behörden komplett 
abtauchen. So sprechen sich auch gerade die mit Ju-
gendlichen arbeitenden Fallmanager der Jobcenter ge-
gen die Totalsanktionen aus3. 

Eine aktuelle Studie des Deutschen Jugendinstituts 
belegt, dass gerade das Hartz-IV-System mit seinen 
Sanktionen dazu beiträgt, dass rund 20.000 junge 
Menschen als sog. drop outs komplett aus der Betreu-
ung von Jobcenter, Jugendamt oder einer sonstiger 
Stelle herausgefallen sind mit unklarem Verbleib4. 

Hier besteht nach Auffassung des DGB dringender 
Handlungsbedarf, nicht nur hinsichtlich der Errich-
tung von Jugendberufsagenturen bzw. einer besseren 
Zusammenarbeit von Arbeitsagenturen, Jobcenter 
und Jugendämter. Die Angebote der Jugendhilfe müs-
sen grundsätzlich ausgebaut werden und besser mit 
den anderen Akteuren verzahnt werden. 

Das Konzept, junge Leistungsbezieherinnen und Leis-
tungsbezieher stärker zu sanktionieren, ist geschei-
tert. Es widerspricht auch pädagogischen Ansätzen, 
wie sie sich auch in deutlich milderen Sanktionen im 

Jugendstrafrecht zeigen. Jugendliche Leistungsbezie-
her sollen nicht frustriert, sondern zur Verbesserung 
ihrer beruflichen Perspektiven gefördert werden. Das 
Gleichgewicht zwischen Fördern und Fordern ist 
dem Gesetzgeber hier vollends aus dem Blick geraten. 

Die härteren Sanktionen für junge Menschen versto-
ßen nach Auffassung des DGB auch gegen die Vorga-
ben des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes 
(AGG). Ziel dieses Gesetzes ist, Benachteiligungen 
aus Gründen u.a. des Alters zu verhindern oder zu be-
seitigen (§1 AGG). Hinsichtlich der Sanktionsrege-
lungen im SGB II sind unter 25-Jährige offensichtlich 
benachteiligt. 

Zwar besagt §10 AGG, dass eine unterschiedliche Be-
handlung wegen des Alters zulässig ist, wenn sie ob-
jektiv und angemessen ist. Allerdings kommt eine 
Studie des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsfor-
schung der BA (Kurzbericht 10/2010) zu dem Ergeb-
nis, dass aus Sicht der Vermittler/innen in Jobcentern 
und Optionskommunen die härteren Sanktionen ge-
gen unter 25-Jährige nicht angemessen sind. Diese 
seien wenig sinnvoll im Hinblick auf nachhaltige In-
tegrationen und die Folgen von Sanktionen (z.B. Ver-
schuldung, Schwarzarbeit, Kleinkriminalität) können 
die Eingliederung ins Erwerbsleben erschweren. 

Die Studie kommt zu dem Fazit: „Während das Ju-
gendstrafrecht – auch aus pädagogischen Gründen – 
beansprucht milder zu sein als das Erwachsenenstraf-
recht, ist dieses Prinzip im SGB II umgedreht. Dabei 
scheint Deutschland eine Sonderstellung einzuneh-
men; Großbritannien und Frankreich etwa kennen 
keine strikteren Sanktionen für Jüngere.“ 

Der IAB-Bericht kritisiert auch Sanktionen, die zu ei-
ner Kürzung der Mietzahlungen für Jugendliche oder 
Erwachsene führen, als kontraproduktiv für die Ein-
gliederung. Auch nach Auffassung des DGB sind 
Mietschulden und drohender Wohnungsverlust für 
die soziale und berufliche Eingliederung verheerend. 

 

  

                                                                        
3 IAB-Forum 1/2010: Sanktionen bei jungen Arbeitslosen im SGB II. Wer nicht hören will, muss fühlen?, S. 84. 
4 Tatjana Mögling, Frank Tillmann u. Birgit Reißig: Entkoppelt vom System. Jugendliche am Übergang ins junge Erwachse-
nenalter und Herausforderungen für Jugendhilfestrukturen, Düsseldorf 2015. 
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DEUTSCHER BUNDESTAG Ausschussdrucksache 18(11)395 
Ausschuss für 
Arbeit und Soziales 23. Juni 2015 
18. Wahlperiode 

Information für den Ausschuss 

zur öffentlichen Anhörung von Sachverständigen in Berlin am 29. Juni 2015 zu den 
Vorlagen 

a) Antrag der Abgeordneten Katja Kipping, Sabine Zimmermann (Zwickau), Klaus Ernst, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion DIE LINKE., Gute Arbeit und eine 
sanktionsfreie Mindestsicherung statt Hartz IV, BT-Drs. 18/3549 

b) Antrag der Abgeordneten Katja Kipping, Sabine Zimmermann (Zwickau), Matthias W. 
Birkwald, weiterer Abgeordneter und der Fraktion DIE LINKE., Sanktionen bei Hartz 
IV und Leistungsbeschränkungen bei der Sozialhilfe abschaffen, BT-Drs. 18/1115 

c) Antrag der Abgeordneten Dr. Wolfgang Strengmann-Kuhn, Beate Müller-Gemmeke, 
Markus Kurth, weiterer Abgeordneter und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
Existenzminimum und Teilhabe sicherstellen - Sanktionsmoratorium jetzt, BT-Drs. 
18/1963 

AWO-Bundesverband e.V. 

Grundsätzliche Anmerkungen und Gesamtbewer-
tung 

Der AWO Bundesverband ergreift die Gelegenheit, 
anlässlich der Anhörung am 29. Juni 2015 im Bundes-
tagsausschuss für Arbeit und Soziales zu den Anträ-
gen der Fraktionen DIE LINKE und BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN Stellung zu nehmen. Die Träger der Arbei-
terwohlfahrt unterhalten seit vielen Jahren Maßnah-
men, die sich sowohl mit der Arbeitsförderung und 
Arbeitsmarktintegration als auch mit der Sozialbera-
tung von Menschen im SGB II beschäftigen. Sehr viele 
Menschen verlassen sich auf die Angebote der AWO, 
die sie bei ihrer Integration in die Arbeitswelt unter-
stützen. 

Der Antrag der Fraktion DIE LINKE „Gute Arbeit und 
eine sanktionsfreie Mindestsicherung statt Hartz IV“ 
zieht eine grundlegende Bilanz des Umbaus des 
Wohlfahrtsstaats, für den die Arbeitsmarktreformen 
sinnbildlich sind. Einige Schlussfolgerungen finden 
die Zustimmung der AWO. Im Kern verbinden die zu-
rückliegenden Reformen Förderansätze mit einer 
deutlichen Erhöhung des Drucks, eine Arbeit aufzu-
nehmen („Fördern und Fordern“). Zum Ausdruck 
kommen die stärkere Mitwirkungspflicht und der er-
höhte Druck in den Regeln der Zumutbarkeit sowie 
auch im Sanktionssystem, das in den vorliegenden 

Anträgen besonderen Raum einnimmt. An vielen 
Stellen sind dieses Gesamtsystem und die Ausrich-
tung der Arbeitsmarktpolitik zu überarbeiten. Die 
AWO hat bereits im Dezember 2014 anlässlich des 
zehnjährigen Bestehens des SGB II konkrete Refor-
men angemahnt (Pressemitteilung vom 23.12.2014). 
Zu diesen gehört eine Ausweitung der Schutzfunk-
tion der Arbeitslosenversicherung durch Veränderun-
gen von Rahmenfrist, Anwartschaftszeiten und Be-
zugsdauern. Zu den Forderungen der AWO gehört 
auch die rentenrechtliche Besserstellung von SGB II-
Leistungsempfänger/innen (AWO 2014) – ebenso wie 
die Vorstellungen zur Gestaltung eines Sozialen Ar-
beitsmarkts. 

Zudem fordert die AWO eine Stärkung und Neuaus-
richtung von Beratung und Betreuung in den Jobcen-
tern – im Sinne einer stärkeren Selbstverantwortung 
und Beteiligung der Leistungsempfänger/innen. Die 
AWO spricht sich gegen Bevormundung und für An-
sätze aus, die Menschen mit Unterstützungsbedarf be-
fähigen, sich selbst auf Augenhöhe zu beteiligen. 
Diese sind aus Sicht der AWO konsequent weiterzu-
verfolgen – immer unter Berücksichtigung der Tatsa-
che, dass die Gruppe derjenigen, die soziale Leistun-
gen beziehen, sehr heterogen ist. Manche Menschen 
brauchen sehr viel Hilfe, haben große qualifikatori-
sche Defizite und verfügen über geringe materielle 
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und familiäre Ressourcen. Insgesamt ist ein breites 
Vorgehen nötig und wichtig. Unterstützungs- und Be-
ratungsangebote der Träger der freien Wohlfahrts-
pflege können bei Auseinandersetzungen und bei er-
heblich gestörter Kommunikation zwischen Fachkräf-
ten und Nutzerinnen und Nutzern sozialer Leistun-
gen nur Schadensbegrenzung leisten. Erleichterte Zu-
gänge zu Sozialleistungen, eine andere Form der Be-
ratung, die unterstützt wird durch eine Stärkung der 
Verfahrensposition der Leistungsberechtigten, kön-
nen hier helfen. 

Es geht aber aus Sicht der AWO auch darum, eine 
Kultur zu schaffen, die anerkennt, dass es Krisen des 
Ausbildungs- und Arbeitsmarktes und gestiegene An-
forderungen an die Qualifikationen für einige Men-
schen erheblich schwieriger machen, durch eigene 
Erwerbsarbeit ein auskömmliches Einkommen zu er-
zielen. Obwohl diese Probleme institutionell angelegt 
sind, werden die Ursachen für eine Notlage häufig 
ausschließlich auf individueller Ebene verortet. In 
den Mittelpunkt ihrer weiteren Überlegungen stellt 
die AWO angesichts des gesellschaftlichen Wandels 
und der Veränderungen in der Arbeitswelt daher die 
qualitative Verbesserung von Beschäftigungs- und Er-
werbsverhältnissen und die soziale Absicherung im 
Lebenslauf, die eine starre Ausrichtung allein auf Ak-
tivierung und Beschäftigungsaufbau als wesentliches 
Ziel der Arbeitsmarktpolitik ersetzen könnte. 

Im Hinblick auf das SGB II begrüßt die AWO auch vor 
diesem Hintergrund die allen drei Initiativen inne-
wohnende Intention, sich für nachhaltige Rechtsän-
derungen im SGB II einzusetzen. Eine ausreichende 
materielle Sicherung bei Arbeitslosigkeit muss das 
Fundament sein, um ein menschenwürdiges Exis-
tenzminimum sowie gesellschaftliche Teilhabe si-
cherzustellen. Seit Langem ist der Bezug von SGB II-
Leistungen oder „Harz IV“ kein Randphänomen 
mehr, das nur in Notsituationen greift, sondern hat 
längst die Mitte der Gesellschaft erreicht und stellt für 
viele Erwerbslose und tätige Menschen die finanzi-
elle Existenzsicherung dar. Die AWO hat sich deshalb 
in vielfacher Weise dafür eigesetzt, dass die Regelbe-
darfe im SGB II neu ermittelt und die Berechnung in 
ein transparentes Verfahren überführt wird, bei dem 
Expertinnen und Experten verschiedener Fachrich-
tungen beteiligt sind. Dabei sollte die Einkommens- 
und Verbrauchsstichprobe (EVS) als Datengrundlage 
zwar weiterverfolgt werden. Da die Datensätze jedoch 
den Blick auf Teilhabeaspekte versperren, müssen 
darüber hinaus auch quantitative Studien herangezo-
gen werden. 

Begrüßenswert ist aus Sicht der AWO, dass sich alle 
drei Vorlagen dafür aussprechen, die schärferen 
Sanktionen für unter 25-Jährige im SGB II aufzugeben 
und damit die Ungleichbehandlung allein aufgrund 
des Lebensalters zu beenden. Auch die AWO teilt die 
Auffassung, dass der Abbau unerwünschter Verhal-
tensmuster durch die gravierende Sanktionierung bis 
in die Kosten der Unterkunft und Heizung (KdU) hin-
ein nicht zu erwarten ist. Ganz im Gegenteil erschwe-
ren die durch Mietrückstände und Wohnungslosig-
keit entstehenden sozialen Folgen die Wiedereinglie-
derung der Jugendlichen in die Gesellschaft und den 
Arbeitsmarkt und führen darüber hinaus zu gewichti-
gen Mehrausgaben bei den kommunalen Trägern. 

Ungeachtet der Frage, ob ein Aussetzen aller Sankti-
onsvorschriften im SGB II und XII der richtige Weg 
zur Verbesserung der Lebenssituation der Leistungs-
berechtigten im SGB II ist oder es eines Instrumenta-
riums bedarf, damit zumindest der Kontakt zum Job-
center nicht völlig abgebrochen wird, dürfte ein voll-
ständiges Sanktionsmoratorium derzeit rechtlich 
nicht möglich sein. Letztlich ist zur Kenntnis zu neh-
men, dass das Bundesverfassungsgericht (BVerfG) 
derzeit nicht von einer Unvereinbarkeit der Sanktion-
spraxis mit dem Grundgesetz ausgeht. 

Zu den Initiativen im Einzelnen 

1. Existenzminimum und soziale Teilhabe sicher-
stellen 

Alle drei Initiativen haben gemeinsam, dass sie losge-
löst von der Frage, ob Sanktionsregelungen im SGB II 
zulässig sein sollten, den besonderen Stellenwert und 
grundrechtlichen Charakter des Rechts auf Sicherung 
eines menschenwürdigen Existenzminimums beto-
nen. Der Antrag der Fraktion DIE LINKE „Gute Arbeit 
und eine sanktionsfreie Mindestsicherung statt Hartz 
IV“ geht noch weiter und konstatiert, dass „von einer 
ausreichenden materiellen Sicherung bei Arbeitslo-
sigkeit keine Rede sein könne. [… Die Regelleistun-
gen bei Hartz IV seien politisch kleingerechnet wor-
den, damit keine zusätzlichen Kosten und keine ar-
beitsmarktpolitischen „Fehlanreize“ entstehen.“ 

Dieser Kritik kann sich der AWO Bundesverband im 
Kern anschließen. Sie zielt in ihrer rechtlichen Di-
mension in erster Linie darauf ab, dass die Vorgaben 
des BVerfG in seinem Urteil vom 9. Februar 2010 nur 
unzureichend umgesetzt wurden. Zwar ist mit dem 
Regelbedarfsermittlungsgesetz 2011 eine Neuberech-
nung der Regelbedarfe erfolgt. Jedoch können im Hin-
blick auf die Vorgaben des Gerichts gegen das refor-
mierte Bedarfsbemessungsverfahren sehr viele be-
rechtigte methodische Einwände vorgebracht wer-
den. Letztlich ist daher zu konstatieren, dass das so-
ziokulturelle Existenzminimum durch die derzeitige 
Höhe des Regelbedarfs von 399 EUR nicht mehr abge-
bildet wird. 

Selbst wenn dennoch eine elementare Grundversor-
gung gegeben ist, zeigt sich, dass SGB II-Haushalte 
mit einem permanenten und gravierenden Mangel 
konfrontiert bleiben und insbesondere der Aspekt der 
sozialen Teilhabe nicht mehr abgedeckt ist. Die Fol-
gen dieser dauerhaften Mangelsituation hat die AWO 
in ihrer gemeinsamen Kooperation mit dem Institut 
für Sozialarbeit und Sozialpädagogik (ISS) zu dem 
Thema „Inklusive Gesellschaft – Teilhabe in Deutsch-
land“ ausführlich dargelegt (siehe Stha-
mer/Brülle/Opitz 2013). Ein Trend, der sich klar ab-
zeichnet ist der soziale Rückzug. Zudem lassen sich 
mit der Abnahme sozialen Kapitals auch bedenkliche 
Entwicklungen im Hinblick auf die politische Partizi-
pation und die Demokratiezustimmung ausmachen. 
Daneben spielen auch gesundheitliche Faktoren eine 
Rolle, denn präventive Gesundheitsangebote werden 
seltener in Anspruch genommen. 

Die AWO hat sich zu allen drei an das BVerfG gerich-
teten Vorlageverfahren, die die Höhe des Regelbe-
darfs zum Gegenstand hatten und von diesem in sei-
nem Beschluss vom 23. Juli 2014 (Az. 1 BvL 10/12, 1 
BvL 12/12 und 1 BvR 1691/13) zusammenfassend 
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verhandelt wurden, geäußert. Sehr deutlich hat sich 
die AWO dabei für eine Erhöhung und Neuberech-
nung des Regelbedarfs im SGB II ausgesprochen. Al-
lerdings war zur Kenntnis zu nehmen, dass sich das 
BVerfG in diesem Beschluss anders als im Jahr 2010 
bis auf ein paar kritische Aussagen zur Entwicklung 
der Strompreise und Sicherstellung des existenznot-
wendigen Mobilitätsbedarfs nicht richtungsweisend 
zur Höhe des Regelbedarfe geäußert hat. Die Hoffnun-
gen der Leistungsberechtigten und aller Akteure, die 
sich sozialanwaltschaftlich für deren Belange einset-
zen, liegen deshalb auf der für Herbst 2015 erwarteten 
Auswertung der Einkommens- und Verbrauchsstich-
probe 2013. 

Ungeachtet dessen sollte die Frage nach der verfas-
sungsrechtlichen Zulässigkeit von Sanktionen im 
SGB II jedoch nicht mit der Frage gleich gesetzt wer-
den, ob das menschenwürdige Existenzminium als 
Gewährleistungsrecht durch die Höhe des aktuellen 
Regelbedarfs hinreichend abgebildet wird. Vielmehr 
hat das BVerfG in all seinen bisherigen Entscheidun-
gen immer wieder betont, dass eine Differenzierung 
des gesetzgeberischen Gestaltungsspielraums Raum 
lässt für ein System der abgestuften leistungsrechtli-
chen Reaktionen auf Obliegenheitsverletzungen (vgl. 
Berlit 2013). 

2. Sondersanktionsregelung bei Jugendlichen 

In allen drei Anträgen sprechen sich die Fraktionen 
dafür aus, die schärferen Sanktionsinstrumentarien 
für Jugendliche und junge Erwachsene unter 25 Jah-
ren abzuschaffen. Diese Forderung teilt der AWO 
Bundesverband. 

Wie von der Fraktion BÜNDNIS 90/Die GRÜNEN in 
ihrem Antrag zutreffend dargelegt hat sich die Bun-
desregierung im Koalitionsvertrag zur 18. Legislatur-
periode verpflichtet, die bestehende Sondersankti-
onsregelung bei Jugendlichen zu überprüfen und Lü-
cken zwischen der Jugendhilfe und anderen Hilfesys-
temen weiter zu reduzieren. In ihrer Antwort auf eine 
Kleine Anfrage der Fraktion BÜNDNIS 90/Die GRÜ-
NEN (vgl. BT-Drs. 18/1404) zur Überprüfung der Son-
dersanktionen bei unter 25-Jährigen hat die Bundes-
regierung mitgeteilt, dass die betroffenen jungen 
Menschen auch während einer Sanktion einen An-
spruch auf umfassende Unterstützung bei der Einglie-
derung in Arbeit hätten. Dabei sei die Zusammenar-
beit zwischen den Trägern der Grundsicherung für 
Arbeitsuchende und den Trägern der Kinder- und Ju-
gendhilfe entscheidend. Die Bundesregierung will 
hier durch den flächendeckenden Aufbau von Ju-
gendberufsagenturen erreichen, die Leistungen nach 
den Sozialgesetzbüchern II, III und VIII für unter 25-
Jährige eng aufeinander abzustimmen und Lücken 
zwischen den Systemen zu schließen. Auf diese 
Weise soll besonders unterstützungsbedürftigen Ju-
gendlichen, insbesondere jenen in Familien mit lang-
jährigem Leistungsbezug im SGB II, Rechnung getra-
gen werden.  

Nach Einschätzung des AWO Bundesverbandes und 
auch der anderen Spitzenverbände der Freien Wohl-
fahrtspflege sind die bestehenden Sondersanktionsre-
gelungen im SGB II nicht geeignet, ein gutes Zusam-
menwirken von Grundsicherungsträgern und den 
Trägern der Kinder- und Jugendhilfe zu befördern. 

Das Ziel, gerade besonders förderungsbedürftige 
junge Menschen zu erreichen, wird durch das Sankti-
onssystem teilweise konterkariert. Jugendämter sehen 
sich häufig gar nicht zuständig, wenn Jugendliche 
durch Sanktionen der Grundsicherungsstellen in eine 
Notlage geraten. Die öffentlichen Träger der Jugend-
hilfe sehen die Gefahr, durch eigene Aktivitäten die 
Bestimmungen des SGB II zu unterlaufen oder in die 
ungewollte Rolle zu geraten, als „Ausfallbürge“ her-
halten zu müssen. Infolgedessen geraten Jugendliche 
mit massiven Problemen aus dem Blickfeld aller öf-
fentlichen Instanzen.  

In ihrer Zurückhaltung können sich die Jugendämter 
durch einschlägige rechtliche Kommentierungen zur 
Schnittstelle zwischen § 31 Abs. 2 SGB II und den 
Leistungen des SGB VIII bestätigt sehen. Nach Ein-
schätzung von Prof. Dr. Dr. Reinhard Wiesner (Wies-
ner 2014) führt eine Sanktion gem. § 31 SGB II wegen 
fehlender Mitwirkung nicht dazu, dass wahlweise die 
Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe eröffnet wer-
den, weil damit die vom Gesetzgeber vorgesehene 
Sanktion ins Leere liefe. Auch nach Ansicht von Prof. 
Dr. Münder (Der Paritätische 2012) sind nachgehende 
Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe infolge von 
Sanktionen nach dem SGB II verschlossen. Daher 
sind Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe, die 
nachsorgend zu den Leistungen des SGB II ansetzen 
würden, bei jungen Menschen, die die Unterstützung 
des SGB II verloren haben, nicht möglich. Beide 
Rechtsexperten bewerten die rechtlichen Regelungen 
an der Schnittstelle in ihrer Konsequenz kritisch und 
sehen einen maßgeblichen Lösungsansatz darin, die 
Sondersanktionen im SGB II zu flexibilisieren.  

Die Wohlfahrtsverbände haben sowohl in dieser als 
auch in der vergangenen Legislaturperiode im Ge-
meinsamen Monitoring mit der Bundesregierung kri-
tisch von ihren Erfahrungen und negativen Rückmel-
dungen aus der Praxis der Sanktionsregelungen für 
unter 25-Jährige berichtet und mit der Bundesregie-
rung vereinbart, sich auch in Zukunft über die Ent-
wicklungen in der Praxis auf dem Laufenden zu hal-
ten. Wenn Sanktionen ausgesprochen werden, erle-
ben die Einrichtungen und Dienste der Freien Wohl-
fahrtspflege die Konsequenzen bei den Jugendlichen 
häufig negativ. Leben die mit Sanktionen belegten Ju-
gendlichen noch im Elternhaus, geraten nicht selten 
die eigenen Eltern und Geschwister in Mitleiden-
schaft und müssen die finanziellen Nachteile erlei-
den und ausgleichen. Dass die Eltern oder Elternteile 
ausgehend von dieser Situation einen positiven erzie-
herischen Effekt auf ihre Kinder im Jugendlichenalter 
nehmen können, ist selten festzustellen.  

Bei jungen Wohnungslosen sind ihre persönlichen 
und komplexen Problemlagen mit ursächlich dafür, 
dass es überhaupt zu Sanktionen kommt. Die Sankti-
onen führen jedoch nicht zu einer Verbesserung der 
Lebensumstände oder einer Beförderung günstiger 
Verhaltensweisen, sondern verschärfen schwierige 
soziale Verhältnisse und persönlichen Leidensdruck. 
Nach Rückmeldungen aus der Wohnungsnotfallhilfe 
wird bei den jungen Menschen das Vertrauen in die 
Mitarbeitenden des Jobcenters ausgehebelt und die 
eigene Perspektivlosigkeit verschärft. Um sich Geld 
zu beschaffen, begeben sich die jungen Menschen in 
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schwierige, mitunter gesellschaftlich nicht akzep-
tierte Situationen.  

Gemeinsam mit den anderen Verbänden der Freien 
Wohlfahrtspflege ist die AWO deshalb der Auffas-
sung, dass die derzeit geltenden, besonders scharfen 
Sanktionsregelungen gegenüber jungen Menschen 
nicht geeignet sind, um vor Ort auf den Einzelfall ab-
gestimmte und angemessene Reaktionsmöglichkeiten 
zu ermöglichen. Zu diesem Ergebnis gelangen auch 
unabhängige, wissenschaftliche Studien: Dem Insti-
tut für Arbeitsmarkt und Berufsforschung (IAB) zu-
folge können nicht intendierte Nebenwirkungen von 
Sanktionen besonders dann auftreten, wenn die Leis-
tungsminderung sehr hoch ausfällt. Dies ist bspw. bei 
unter 25-Jährigen der Fall, die bei bestimmten Pflicht-
verletzungen zunächst für drei Monate keinen Regel-
satz erhalten und denen bei einer wiederholten 
gleichartigen Pflichtverletzung innerhalb eines Jahres 
zusätzlich die Kosten der Unterkunft nicht erstattet 
werden. Sehr hohe Sanktionen können nicht inten-
dierte Wirkungen wie Wohnungslosigkeit, verstärkte 
Verschuldung, eingeschränkte Ernährung oder seeli-
sche Probleme bei erwerbsfähigen Leistungsberech-
tigten auslösen (vgl. Wolf S. 7).  

Auch aus einer Auswertung des Instituts für Sozial- 
und Gesellschaftspolitik (ISG) geht hervor, dass sich 
bei den Sanktionierten seit der Kürzung seelische 
Probleme wie Angst oder Niedergeschlagenheit ver-
stärkt haben. In dieser Studie zeigt sich überdies, dass 
insbesondere hohe Minderungen damit einhergehen, 
dass die Sanktionierten kein Vertrauen mehr zu ih-
rem Berater bzw. ihrer Beraterin vom Jobcenter ha-
ben. Das trifft auf 54 Prozent der unter 25-Jährigen mit 
einer Minderung von 100 Prozent zu (vgl. Apel/En-
gels 2013, S. 11). Eine weitere Studie weist laut der 
IAB-Stellungnahme (Wolf, S. 12) darauf hin, dass teils 
ein Widerspruch zwischen Totalsanktionen und dem 
übergeordneten Ziel der Beendigung oder Verringe-
rung der Hilfebedürftigkeit insbesondere durch Ein-
gliederung in Arbeit gesehen wird, etwa weil die 
Sanktionen zur Obdachlosigkeit der Betroffenen füh-
ren kann, was die Eingliederung in Arbeit erheblich 
erschwert. 

Besonders heftige Sanktionen können sich zudem 
kontraproduktiv auf die Chancen einer Erwerbsin-
tegration der von der Leistungsminderung Betroffe-
nen auswirken, insbesondere wenn dadurch einige 
erwerbsfähige Leistungsberechtigte in Situationen 
wie Obdachlosigkeit geraten oder den Kontakt zum 
Jobcenter abbrechen. Folglich, so die Schlussfolge-
rung der Stellungnahmen, sollte die Sanktionierung 
nicht zu hoch ausfallen, was bspw. gegen die Sonder-
regelungen für unter 25-Jährige und gegen den Weg-
fall des Arbeitslosengeldes II bei wiederholten 
Pflichtverletzungen spräche (Wolf, S. 13/14). Dies un-
terstützt auch die AWO und lehnt solche gravieren-
den Sanktionierungen sowie Sanktionierungen bis in 
die Kosten der Unterkunft und Heizung hinein ab. 

Hinzu kommt, dass gerade Leistungsberechtigte im 
Alter von 15 bis 25 Jahren besonders scharf und häu-
fig sanktioniert werden: Im Verhältnis werden sie 
dreimal so häufig sanktioniert wie 25-Jährige und Äl-
tere (Verhältnis: 10,1 Prozent zu 3,2 Prozent, Stand 
Dezember 2009) (Götz/Ludwig-Mayerhofer/Schreyer 
2010). Dabei ist es laut Bundesregierung (BT-Drs. 

15/1516) ein übergeordnetes Ziel gerade bei dieser 
Zielgruppe, Langzeitarbeitslosigkeit und dauernde 
Abhängigkeit von staatlichen Transferleistungen zu 
verhindern. Sanktionen drängen manche Jugendliche 
also regelrecht dazu, sich schnell irgendeinen Job zu 
suchen, was insoweit bedenklich ist, als es doch um 
Qualifizierung und nachhaltige Integration gehen 
sollte (vgl. Götz/Ludwig-Mayerhofer/Schreyer 2010, 
S. 5). 

Umso weniger nachvollziehbar ist es für den AWO 
Bundesverband, warum der von uns und auch den 
anderen Spitzenverbänden der Freien Wohlfahrts-
pflege ausdrücklich begrüßte Vorschlag zur Abschaf-
fung der schärferen Sanktionsregelungen für die un-
ter 25-Jährigen im Kontext der Vereinfachung des pas-
siven Leistungsrechts - einschließlich des Verfahrens-
rechts im SGB II, sog. Rechtsvereinfachung im SGB II, 
derzeit nicht weiter verfolgt wird.  

Zwar liegt bislang nur der Abschlussbericht der 
Bund-Länder-AG vom 02. Juli 2014 als Konsens 
schriftlich festgehaltener Punkte vor. Zu dem Punkt 
Sanktionen im SGB II (Nr. 107 u. a.) wurde dort je-
doch festgehalten, dass eine Angleichung der Sankti-
onsvorschriften für unter 25-Jährige und über 25-Jäh-
rige geplant sei und die bisher geltenden (verschärf-
ten) Sanktionsregelungen für Leistungsberechtigte, 
die das 25. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, 
aufgegeben werden sollen. Wird dies umgesetzt, wür-
den für alle Bezieher von Arbeitslosengeld II einheit-
liche Sanktionsvorschriften gelten. Dieser Vorschlag 
wird von den Verbänden der Freien Wohlfahrtspflege 
in ihrer BAGFW-Stellungnahme vom 14. Oktober 
2014 ausdrücklich begrüßt (vgl. BAGFW 2014). 

3. Abschaffung von Sanktionen und Sanktionsmo-
ratorium 

Die zur Beratung stehenden Vorlagen sprechen sich 
dafür aus, Sanktionen und Leistungseinschränkun-
gen im SGB II und SGB XII abzuschaffen und fordern 
darüber hinaus wie die Fraktion BÜNDNIS 90/Die 
GRÜNEN in ihrem Antrag „Existenzminimum und 
Teilhabe sicherstellen – Sanktionsmoratorium jetzt“ 
(BT-Drs. 18/1963) den Erlass eines Sanktionsmorato-
riums. 

Dieser Forderung kann sich der AWO Bundesverband 
nicht ungeteilt anschließen. Bereits zuvor war die 
Frage der Zulässigkeit von Sanktionen Gegenstand ei-
ner Öffentlichen Anhörung vom 06. Juni 2011 im 
Ausschuss für Arbeit und Soziales des Deutschen 
Bundestages. Zwar äußerten sich die Sachverständi-
gen in unterschiedlicher Weise zu Nutzen und Wir-
kungen von Sanktionen. Deutlich wurde jedoch die 
dringende Notwendigkeit von mehr Flexibilität, um 
verhängte Sanktionen streichen zu können sowie die 
Aufgabe der Unterscheidung zwischen unter und 
über 25-Jährigen (vgl. Wortprotokoll der 67. Sitzung, 
Protokoll 17/67, S. 1062, 1066).  

Die AWO würde diesen beiden Maßnahmen ebenfalls 
deutlich den Vorrang einräumen, bevor über eine 
Streichung der Sanktionierungsmöglichkeit im SGB II 
insgesamt nachgedacht wird. Hierfür spricht auch, 
dass Sanktionen im SGB II zu einem sehr großen An-
teil auf der Grundlage von Meldeversäumnissen aus-
gesprochen werden. Allein im Jahr 2012 war ein An-
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stieg auf 68% gegenüber 54% im Jahr 2007 zu ver-
zeichnen (vgl. Ehrentraut/Plume/Schmutz/Schüssler, 
S. 9). Auch die aktuelle Statistik der Bundesagentur 
für Arbeit (BA) für den Zeitraum zwischen März 2014 
und Februar 2015 lässt ca. 1. Mio. neu festgestellte 
Sanktionen erkennen, von denen 757.771 auf Melde-
versäumnisse (überwiegend beim Träger, 8.840 auch 
beim ärztlichen oder psychologischen Dienst) zu-
rückgehen. 

Es stellt sich deshalb die Frage, ob es arbeitsmarkpo-
litisch einer Reaktionsmöglichkeit bedarf, um vor al-
lem diejenigen im Leistungsbezug erreichen zu kön-
nen, die bereits bei der Kontaktaufnahme durch die 
Arbeitsverwaltung abblocken und so auch nicht bei 
der Jobsuche und Integration in den Arbeitsmarkt un-
terstützt werden können. Klar ist, dass Sanktionen 
nur rechtskonform, mit Besonnenheit und niemals 
zum Selbstzweck ausgesprochen werden dürfen. 
Dennoch muss es, entsprechend der Prämisse keinen 
SGB II-Leistungsbeziehenden verloren zu geben, auch 
möglich sein, die Selbsthilfe und Eigenverantwortung 
der Leistungsberechtigten aktiv zu stärken. Dafür sind 
persönliche Gespräche unumgänglich. 

Ob jedoch ein Aussetzen der Sanktionsvorschriften 
im Sinne eines Moratoriums der richtige Weg zur Ver-
besserung der Situation der SGB II-Leistungsberech-
tigten ist, erscheint fraglich, denn das BVerfG hat sich 
bisher zur Verfassungsmäßigkeit von Sanktionen 
nicht geäußert, und auch das BSG geht bisher nicht 
von einer Unvereinbarkeit mit dem Grundgesetz aus. 

Zwar darf das Ergebnis des aktuellen Vorlagebe-
schlusses des Sozialgerichts Gotha (Az. S 15 AS 
5157/14) an das BVerfG zur Frage der Verfassungsmä-
ßigkeit von Sanktionen mit Spannung erwartet wer-
den. Viele der in der rund 50-seitigen Begründung 
vorgebrachten Aspekte und Fragestellungen sind 
überzeugend dargelegt. Bislang dürfte ein Sanktions-
moratorium in Gestalt eines sofortigen Aussetzens al-
ler Sanktionsvorschriften im SGB II und SGB XII 
rechtlich jedoch nicht möglich sein. 

Sanktions- und konfliktvermeidend kann jedoch die 
Einführung unabhängiger Ombudsstellen bei allen 
Trägern des SGB II wirken. Dies sieht der Antrag der 
Fraktion BÜNDNIS 90/Die GRÜNEN vor. Bereits An-
fang 2011 hat die AWO gemeinsam mit den anderen 
Spitzenverbänden der Freien Wohlfahrtspflege im 
Rahmen des Sozialmonitorings die Einrichtung von 
regionalen Ombudsstellen angeregt. Zielstellung sol-
cher Ombudsstellen sollte es sein, Leistungsempfän-
ger/innen bei Unklarheiten vor Ort Beratung und Auf-
klärung anzubieten und damit auch einen Beitrag da-
für zu leisten, das hohe Aufkommen an Wider-
spruchs- und späteren Klageverfahren im Bereich des 
SGB II zu minimieren. 

Literatur 

Apel, Helmut/Engels, Dietrich (2013): Unabhängige 
wissenschaftliche Untersuchung zur Erforschung der 
Ursachen und Auswirkungen von Sanktionen nach § 
31 SGB II und dem SGB II in NRW im Auftrag des 
Ministeriums für Arbeit, Integration und Soziales des 
Landes Nordrhein-Westfalen, Endbericht vom 
23.07.2013. 

AWO (2014): Rentenkürzungen stoppen, Altersarmut 
verhindern, Lebensstandard sichern! Forderungen 
der Arbeiterwohlfahrt nach mehr Solidarität in der 
Alterssicherung, Berlin. 

AWO (2015): Schriftliche Stellungnahme zur Öffent-
lichen Anhörung von Sachverständigen zum Thema 
Klangzeitarbeitslosigkeit am 18. Mai 2015 in Berlin - 
abrufbar unter www.awo-informationsservice.org.  

BAGFW (2014): Positionspapier zu den Ergebnissen 
der Bund-Länder-Arbeitsgruppe zur „Rechtsvereinfa-
chung im SGB II“ vom 14. Oktober 2014 - abrufbar 
unter www.bagfw.de.  

BAGFW (2014): Positionierung der BAGFW zum 
Konzept der Bundesarbeitsministerin „Chancen eröff-
nen – soziale Teilhabe sichern. Konzept zum Abbau 
der Langzeitarbeitslosigkeit“ - abrufbar unter 
www.bagfw.de 

Bundesagentur für Arbeit (2015): Statistik der Grund-
sicherung für Arbeitssuchende nach dem SGB II. 
Sanktionen nach Ländern. Berichtsmonat: Februar 
2015 - abrufbar unter: https://statistik.arbeitsagen-
tur.de/nn_31998/SiteGlobals/Forms/Rubrikensu-
che/Rubrikensuche_Form.html?view=process-
Form&resourceId=210368&input_=&pageLo-
cale=de&topi-
cId=17488&year_month=201502&year_month.GROU
P=1&search=Suchen  

Berlit, Uwe (2013): Sanktionen im SGB II – nur prob-
lematisch oder verfassungswidrig? Einführungsthe-
sen zu einem Streitgespräch mit Wolfgang Neskovic 
(MdB). 

Der Paritätische Gesamtverband (2012): Von Zustän-
den und Zuständigkeiten Drei Rechtskreise (SGB II, 
III und VIII) in ihrer Zuständigkeit für die Förderung 
der sozialen und beruflichen Integration von integra-
tionsgefährdeten Jugendlichen. Dokumentation der 
Fachtagung 27. Juni 2012 in Berlin. 

Ehrentraut, Oliver/Plume, Anna-Marleen/Schmutz, 
Sabrina/Schüssler/Reinhard (2014): Sanktionen im 
SGB II, Verfassungsrechtliche Legitimität, Ökonomi-
sche Wirkungsforschung, und Handlungsoptionen. 
Expertise im Auftrag der Abteilung Wirtschafts- und 
Sozialpolitik der Friedrich-Ebert-Stiftung. WISO Dis-
kurs März 2014 - abrufbar unter: 
http://library.fes.de/pdf-files/wiso/10601.pdf  

Götz, Susanne/Ludwig-Mayerhofer, Wolf-
gang/Schreyer, Franziska (2010): Sanktionen im SGB 
II – Unter dem Existenzminimum. IAB-Kurzbericht 
10/2010. 

Sthamer, Evelyn/ Brülle, Jan/ Opitz, Lena (2013): In-
klusive Gesellschaft – Teilhabe in Deutschland, Stu-
die im Rahmen der AWO-ISS-Kooperation „Soziale 
Inklusion“ im Auftrag des AWO Bundesverbandes. 

Wiesner, Reinhard (2014): Hilfen für junge Volljäh-
rige. Rechtliche Ausgangssituation, Expertise im Rah-
men des Projekts „Was kommt nach der stationären 
Erziehungshilfe? – Care Leaver in Deutschland. 

Wolff, Joachim (2014): Sanktionen im SGB II und ihre 
Wirkungen, IAB (Institut für Arbeitsmarkt- und Be-
rufsforschung)-Stellungnahme 2/2014.

http://www.awo-informationsservice.org/
http://www.bagfw.de/
http://www.bagfw.de/
https://statistik.arbeitsagentur.de/nn_31998/SiteGlobals/Forms/Rubrikensuche/Rubrikensuche_Form.html?view=processForm&resourceId=210368&input_=&pageLocale=de&topicId=17488&year_month=201502&year_month.GROUP=1&search=Suchen
https://statistik.arbeitsagentur.de/nn_31998/SiteGlobals/Forms/Rubrikensuche/Rubrikensuche_Form.html?view=processForm&resourceId=210368&input_=&pageLocale=de&topicId=17488&year_month=201502&year_month.GROUP=1&search=Suchen
https://statistik.arbeitsagentur.de/nn_31998/SiteGlobals/Forms/Rubrikensuche/Rubrikensuche_Form.html?view=processForm&resourceId=210368&input_=&pageLocale=de&topicId=17488&year_month=201502&year_month.GROUP=1&search=Suchen
https://statistik.arbeitsagentur.de/nn_31998/SiteGlobals/Forms/Rubrikensuche/Rubrikensuche_Form.html?view=processForm&resourceId=210368&input_=&pageLocale=de&topicId=17488&year_month=201502&year_month.GROUP=1&search=Suchen
https://statistik.arbeitsagentur.de/nn_31998/SiteGlobals/Forms/Rubrikensuche/Rubrikensuche_Form.html?view=processForm&resourceId=210368&input_=&pageLocale=de&topicId=17488&year_month=201502&year_month.GROUP=1&search=Suchen
https://statistik.arbeitsagentur.de/nn_31998/SiteGlobals/Forms/Rubrikensuche/Rubrikensuche_Form.html?view=processForm&resourceId=210368&input_=&pageLocale=de&topicId=17488&year_month=201502&year_month.GROUP=1&search=Suchen
https://statistik.arbeitsagentur.de/nn_31998/SiteGlobals/Forms/Rubrikensuche/Rubrikensuche_Form.html?view=processForm&resourceId=210368&input_=&pageLocale=de&topicId=17488&year_month=201502&year_month.GROUP=1&search=Suchen
http://library.fes.de/pdf-files/wiso/10601.pdf


Ausschussdrucksache 18(11)406  Ausschuss für Arbeit und Soziales 

86 
 

 


